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Das im folgenden in ſeinen wichtigſten Teilen wieder⸗ 
gegebene Urteil des RG. (1. StrSen. v. 22. Dez. 1936) in 
der Strafſache gegen den Fabrikanten L. und den Ingenieur 
S. wegen Betrugs und Sachwuchers (1D 960/36) hat die 
Herſtellung von annähernd 10 Millionen Plaketten durch die 
Angeklagten für die Vereinigungen des Roten Kreuzes unter 
Verwendung von Heimarbeitern zum Gegenſtand. Das man⸗ 
nigfache Ineinandergreifen der entſcheidenden Geſichtspunkte 
bei den einzelnen Straftaten gibt Anlaß, einige allgemeinere 
Fragen der Vermögensberechnung im Gebiete der Vermögens⸗ 
verbrechen aufzuwerfen. Das Urteil läßt in dieſer Beziehung 
volle Klarheit vermiſſen. Es wird ſich aber darüber hinaus 
zeigen, daß die ſeit dem Beſchluß der VerStrSen., RGSSt. 
16, 1 ff., übliche Gegenüberſtellung einer „objektiven“ oder 
„ſubjektiven“ Vermögensberechnung noch keine erſchöpfende 
Löſung des ganzen Problems gewährleiſtet. 


I. 


Zur Verurteilung der Angeklagten wegen 
Betrugs bemerkt das Urteil: 


Die Verurteilung muß an den Ausführungen ſcheitern, 
die das LG. bei Feſtſtellung des Vermögensſchadens ge⸗ 
troffen hat. Sie gehen dahin, daß die Angeklagten die Pla⸗ 
ketten mindeſtens um einen halben Pfennig billiger hätten 
liefern können und dabei immer noch einen Gewinn erzielt 
hätten: wenn man „von dieſer ſicheren Grundlage aus“ 
den Schaden berechne, dann käme man unter Berückſichtigung 
der tatſächlich hergeftellten 9684500 Plaketten dazu, daß 
der Hauptverwaltung des Roten Kreuzes und den einzelnen 
Vereinen ein Schaden von insgeſamt 48000 AM er⸗ 
wachſen wäre. Dabei leitet das LG. ſeine Annahme, daß die 
Angeklagten billiger hätten liefern können, lediglich aus der 
feſtgeſtellten Höhe des Gewinnes her, den fie ihrer vor⸗ 
herigen Kalkulation entſprechend erzielt haben. Es legt alſo 
einer Berechnung auch nur die Aufwendungen zugrunde, 
die die Angeklagten tatſächlich gemacht haben, obwohl es bei 
ſeinen Ausführungen zur Verurteilung der Angeklagten wegen 
Sachwuchers eingehend darlegt, daß dieſe Aufwendungen bei 
ausreichender Entlohnung der Heimarbeiter bedeutend höher 
hätten fein müſſen. Das führt zu dem auch von den Reviſionen 
bemängelten Ergebnis, daß die Angeklagten einen Verluſt er⸗ 
litten haben würden, wenn fie ſich der Anſchauung des LG. 
entſprechend verhalten, d. h. wenn ſie den Vereinigungen des 
Roten Kreuzes 48 000 AM weniger berechnet und den 
eimarbeitern insgeſamt 26000 K, mehr ge⸗ 
zahlt hätten. Der Fehler des LG. liegt darin, daß es die 
von den Angeklagten errechneten Aufwendungen und den von 
ihnen errechneten Gewinn einerſeits mit dem von den Ver⸗ 
einigungen des Roten Kreuzes gezahlten Preiſe andererſeits 
verglichen hat, anſtatt Leiſtung und Gegenleiſtung im Zeit⸗ 
punkt der maßgebenden Vermögensverfügung nach einem ob⸗ 
jettiven Maßſtab aneinander zu meſſen. 

Der Vermögensſchaden ergibt ſich nach gefeſtigter Recht⸗ 


ſprechung des RG. aus dem Vergleich deſſen, was der Ge⸗ 
täuſchte (oder ſein Vertreter) auf Grund ſeiner Vermögeus⸗ 
verfügung hingegeben, mit dem, was er dafür eingetauſcht 
hat. Dieſe Regel gilt insbeſondere für die Unterſuchung und 
Feſtſtellung des Vermögensſchadens, der durch den Ab⸗ 
ſchluß eines gegenſeitigen Vertrages herbeigeführt worden 
fein ſoll. Ein Betrug bei einer ſolchen Gelegenheit ſteht 
hier in Frage. Bei dieſem Vergleich darf aber nicht davon 
ausgegangen werden, was die vertragſchließenden Perſonen 
über den Wert ihrer Leiſtungen gedacht und wie ſie ſich ihn 
berechnet haben; entſcheidend iſt vielmehr der ob⸗ 
jektive Wert von Leiſtung und Gegenleiſtung. 
Maßgebend hierfür iſt der Zeitpunkt des Vertragsſchluſſes, 
d. h. der Zeitpunkt, in dem ſich der Getäuſchte zu einer Lei⸗ 
ſtung verpflichtet, die verpflichtende Verfügung über ſein 
Vermögen getroffen hat. Dieſer Zeitpunkt wird im vorliegen⸗ 
den Falle für den Augenblick anzunehmen ſein, in dem das 
Schreiben der Hauptverwaltung des RK. v. 12. Jan. 1935 
der Firma L. zugegangen iſt. Denn mit dieſem Schreiben hat 
die Hauptverwaltung die Anfertigung der Plaketten der 
Firma übertragen und ſich zur Zahlung eines Preiſes von 
35 Kl für 1000 Stück verpflichtet. Es iſt alſo die Frage 
dahin zu ſtellen, ob damals der objektive Wert dieſer Pla⸗ 
ketten einem Preis von 35 K.. entſprach. Die Feſtſtellung 
dieſes Wertes iſt nicht einfach; denn es handelt ſich um 
keine handelsübliche Ware, deren Wert leicht nach ihrem Ver⸗ 
kehrswerte feſtgeſtellt werden könnte. Will man hier zu einer 
objektiven Schätzung kommen, ſo wird man allerdings auf 
das, was die Parteien gewollt und bezweckt haben, eingehen 
müſſen. Die Berückſichtigung ſolcher ſubjektiver Elemente 
bei der objektiven Wertfeſtſtellung iſt nach der Rechtſprechung 
des NG. durchaus nicht ausgeſchloſſen. Vergleiche über alle 
dieſe Fragen die grundlegende Entſcheidung RGSt. 16, Lif. 
Nach den Ausführungen im Urteil ſcheint das LG. für 
die Herſtellung der Plaketten einen Preis für billig zu 
halten, der den Aufwendungen des Unternehmers und einem 
der Natur des Geſchäftes angemeſſenen Unternehmergewinn 
entſpricht. Gegen dieſe Auffaſſung als Ausgangspunkt der 
Berechnung iſt rechtlich nichts einzuwenden. Es dürfen dann 
nur nicht als Aufwendungen in dieſem Sinne die ſpäter 
tatſächlich entſtandenen Aufwendungen angeſehen werden, ſon⸗ 
dern die Aufwendungen, die im Zeitpunkte des Vertrags⸗ 
abſchluſſes als notwendig anzuſehen waren. Dazu gehören 
aber hier nach den inſoweit nicht zu beanſtandenden Aus⸗ 
führungen des LG. zur Verurteilung der Angeklagten wegen 
Sachwuchers zweifellos die Aufwendungen für eine angemeſ⸗ 
ſene Entlohnung der Heimarbeiter. Erſt bei Berückſichtigung 
dieſer und vielleicht auf Grund der neuen Hauptverhandlung 
ſonſt noch bekannt werdender notwendigen Aufwendungen kann 
feſtgeſtellt werden, ob der von den Angeklagten berechnete 
Preis ein Übermaß von Gewinn enthält, der die Annahme 
feat Beſchädigung des Vermögens des Roten Kreuzes recht⸗ 
ertigt. 

Für dieſe Unterſuchung iſt noch auf zwei Punkte hin⸗ 
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zuweiſen, zu deren Erörterung die Urteilsfeſtſtellungen An⸗ 
laß geben: 

Nach ihnen wurde der Auftrag zur Herſtellung der Pla⸗ 
ketten lediglich der Firma Georg L. und Sohn übergeben, 
deren Alleininhaber zur Zeit der Erteilung des Auftrags der 
Angeklagte L. geweſen zu ſein ſcheint. Es liegt daher der 
von der Reviſion auch vorgetragene Gedanke nicht ganz fern, 
bei Berechnung des Gewinns lediglich den Betrag zugrunde 
zu legen, der dieſer Firma nach Abzug der notwendigen 
Aufwendungen zufließen ſollte, den Betrag aber, den S. er⸗ 
halten ſollte, als eine notwendige Aufwendung zu erachten. 
Nach den Ausführungen des LG. kann jedoch dieſer Ge⸗ 
danke nicht als berechtigt anerkannt werden. Denn danach 
haben die Angeklagten das Geſchäft gemeinſam gemacht. 
Daran ändert auch die Tatſache nichts, daß der Gewinn 
des S. als Proviſion bezeichnet wurde. Maßgebend iſt das 
wahre Innenverhältnis zwiſchen L. und S. Hierzu führt 
das LG. an, daß die beiden ihre Geſchäfte unter der Firma 
Georg L. und Sohn abſchloſſen, alſo unter dieſem Namen 
gemeinſam Geſchäfte machten. Auch ſonſt deuten die Feſt⸗ 
ſtellungen des LG. darauf hin, daß die beiden das Geſchäft 
gemeinſam unternommen haben. Es ſei nur darauf hin⸗ 
gewieſen, daß S. bei der Ausſührung des Auftrags an lei⸗ 
tender Stelle mithalf und eine Erhöhung ſeines Gewinn⸗ 
anteils verlangte, als ſich herausſtellte, daß der Reinertrag 
des Geſchäftes höher als erwartet werden würde. S. kann 
danach nicht als ein außerhalb des Geſchäfts ſtehender Dritter 
angeſehen werden, der lediglich Vermittlerdienſte geleiſtet hätte 
und hierfür nach einem von vornherein begrenzten Satze ent⸗ 
lohnt worden wäre. 

Nicht zu berückſichtigen iſt bei der Berechnung der Auf⸗ 
wendungen der Umſtand, daß ſich die Firma L. und Sohn 
noch gegenüber dem W. verpflichtete, ein Drittel des Ge⸗ 
winns zu zahlen, wenn er nicht mehr als Mitbewerber um 
die Erteilung des Auftrags aufträte. Dieſe Vereinbarung 
kann nach den bisherigen Ausführungen des LG. nur die 
Bedeutung haben, daß W. an dem ohne Berückſichtigung 
ſeiner Beteiligung errechneten Gewinn teilnehmen ſollte. Es 
liegt auch in der Natur der Sache, daß die Abfindung des 
W. nicht auf das Rote Kreuz abgewälzt werden durfte. 

Der feſtgeſtellte Mangel nötigt zur Aufhebung der Ver⸗ 
urteilung der Angeklagten wegen Betrugs. Würde die neue 
Unterſuchung der Sachlage zu der Feſtſtellung führen, daß 
ein objektiver Vermögensſchaden in dem oben ausgeführten 
Sinn nicht gegeben ſei, ſo könnte ſich zugleich ergeben, daß 
ſich der Vertreter des Roten Kreuzes nicht in einem Irrtum 
befunden hätte, wenn er geglaubt hätte, der angebotene Preis 
bewege ſich an der unterſten Grenze. Er könnte ſich aber dann 
doch noch in einem Irrtum darüber befunden haben, ob die 
Angeklagten tatſächlich bereit waren, den Auftrag als ein 
ſoziales Hilfswerk für die notleidenden Heimarbeiter in Neu⸗ 
ſtadt bei Coburg durchzuführen. Nach den Feſtſtellungen des 
Urteils liegt die Annahme nahe, daß die Angeklagten zum 
wenigſten hierüber den Vertreter und damit mittelbar auch 
die Hauptverwaltung des Roten Kreuzes getäuſcht haben. 

Für den inneren Tatbeſtand kommt es ausſchließlich 
darauf an, was ſich die Angeklagten vorgeſtellt haben. Wür⸗ 
den ſie ſich vorgeſtellt haben, daß der verlangte Preis ihre 
Geſtehungskoſten in einem Maße überſchreite, daß von der 
Einhaltung der äußerſten Grenze keine Rede ſein könne, ſo 
hätte von ihrer Einſtellung aus geſehen eine Täuſchungs⸗ 
handlung vorgelegen. Ebenſo hätten ſie ſich daun eine Schä⸗ 
digung des Vermögens des Roten Kreuzes für den Fall 
vorgeſtellt, daß deſſen Verwaltung auf ihr Angebot einginge, 
und ebenſo ſicher wäre dann ihre Abſicht feſtzuſtellen, ſtch 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verſchaffen. Könn⸗ 
ten nach den obigen Ausführungen die äußeren Tatbeſtands⸗ 
merkmale des Betrugs nicht feſtgeſtellt werden, fo kame bei 
Annahme einer betrügeriſchen Einſtellung der Angeklagten 
immer noch die Möglichkeit ihrer Beſtrafung wegen ver⸗ 
ſuchten Betrugs in Frage. 

Der Umſtand, ſo heißt es endlich, daß die Unwahr⸗ 
heit einer Außerung erſt auf Grund eingehender Unter⸗ 
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ſuchungen feſtgeſtellt werden kann, iſt für die Frage nicht 
entſcheidend, ob die Außerung die Behauptung einer Tatſache 
oder ein Urteil enthält. Eine Außerung kann auch in die 
Form eines Urteils gekleidet ſein und troßdem einen tat⸗ 
ſächlichen Gehalt haben. In dieſem Sinne ſind ſtarke Über- 
treibungen bei Abgabe von Werturteilen von der Recht⸗ 
ſprechung ſchon als Vorſpiegelung falſcher Tatſachen auf⸗ 
gefaßt worden. Abgeſehen davon kann unter den vorliegenden 
Umſtänden die Außerung, der Preis bewege ſich an der unter⸗ 
ſten Grenze, auch als Außerung der eigenen Überzeugung 
angeſehen werden. Sie wäre in dieſem Sinne ebenfalls eine 
Tatſache. Jede Behauptung einer unwahren Tatſache iſt ge⸗ 
eignet, eine Täuſchung hervorzurufen; fraglich kann nur 
ſein, ob die Täuſchung für die Vermögensverfügung des an⸗ 
deren Teiles maßgebend war und ob der Täuſchende dies 
gewollt hat. Daß dies hier der Fall geweſen iſt, ſtellt das 
LG. feſt. Bei der Feſtſtellung, welchen Gewinn die An⸗ 
geklagten berechnen durften, wird man davon ausgehen 
müſſen, daß die Angeklagten unter den vorliegenden Um⸗ 
ſtänden nicht den normalen, d. h. den Gewinn berechnen 
durften, der bei derartigen Geſchäften üblich iſt, wenn ſie 
unter Kaufleuten abgeſchloſſen werden. Die Annahme 
des LG., daß ſich die Herſteller bei Geſchäften der hier in 
Frage ſtehenden Art mit einem geringeren Gewinne begnügen 
müſſen, iſt rechtlich unbedenklich. Sie wird hier beſonders ge⸗ 
rechtfertigt durch die Tatſache, daß die Angeklagten ſelbſt 
ſchon bei den Vorverhandlungen immer wieder auf die ſoziale 
Bedeutung des Vertrages hingewieſen haben. Aus dem Urteil 
iſt nicht erſichtlich, daß bei den Vorverhandlungen, wie die 
Reviſionen behaupten, der Gedanke eine Rolle geſpielt hatte, 
es ſolle der Firma Georg L. und Sohn Gelegenheit geboten 
werden, Kapital zur Umſtellung ihres Betriebes anzuſammeln. 
Ausgeſchloſſen iſt jedenfalls die Möglichkeit, daß die An⸗ 
geklagten ihren Gewinn danach hätten berechnen dürfen. Der 
Gedanke könnte nur in dem Sinne erörtert worden ſein, daß 
der von der Firma zu erwartende und als angemeſſen zu er⸗ 
achtende Gewinn für die Umſtellung des Betriebes verwendet 
werde. Auch der in dieſer Bedeutung verwertete Gedanke 
könnte für die Hauptverwaltung des Roten Kreuzes ein An⸗ 
reiz zur Erteilung des Auftrags geweſen ſein. 


II. 


Zur Verurteilung der Angeklagten wegen 
Sachwuchers bemerkt das Urteil: 

Die Feſtſtellungen des LG. hinſichtlich der äußeren Merk⸗ 
male des Sachwuchers laſſen — mit einer Ausnahme — 
keinen durchgreifenden Rechtsirrtum erkennen. 

Zunächſt beſtehen keine Bedenken dagegen, daß die Straf⸗ 
beſtimmung des § 302 e StGB. auch auf Verträge der hier 
in Frage kommenden Art angewendet wird. Ebenſo ein⸗ 
wandfrei find die Ausführungen des LG. über das Weſen 
des Vermögensvorteils und über deſſen Beurteilung im 
Vergleich zum Wert der Leiſtung vom Standpunkt der An⸗ 
geklagten als der Gläubiger aus. Bei Feſtſtellung des an⸗ 
gemeſſenen Lohnes folgt das LG. dem Gutachten des Sach⸗ 
verſtändigen und nimmt ihn mit CRM für 1000 Stück 
Plaketten an. Das LG. gibt dabei die Unterlagen des Gut⸗ 
achtens des Sachverſtändigen im einzelnen nicht wieder. Es 
kann daher zu den Einwendungen der Reviſionen gegen 
dieſes Gutachten keine Stellung genommen werden. Den 
Reviſionen iſt zuzugeben, daß wenigſtens die weſentlichen 
Gedankengänge des Gutachtens im Urteile hätten wieder⸗ 
gegeben werden ſollen. Ebenſo hätte zu dem Ergebnis der 
Probearbeiten im Vergleiche zu dem Ergebnis der Ver⸗ 
nehmung der Heimarbeiter (45, 89 Pfennige Stundenlohn 
gegen 23, 24 Pfennige) Stellung genommen werden ſollen. 
Errechnet ſind dabei die Stundenlöhne, um feſtzuſtellen, 
was die Heimarbeiter tatſächlich verdient haben, d. h. um 
feſtzuſtellen, ob ihre Bezahlung angemeſſen war; gegen die 
Aufſtellung und Durchführung einer ſolchen Berechnung zu 
dem gedachten Zweck beſtehen keine Bedenken. Aus obigen Unter⸗ 
laſſungen aber ergeben ſich, da hier zahlreiche Fehlerquellen 
verborgen fein konnen, ſelbſtändige und durchgreifende Be⸗ 
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denken gegen den Beſtand des Urteils. Nicht zu beanſtanden 
iſt hinwiederum die Feſtſtellung der Notlage der Heimarbeiter 
und des gewerbsmäßigen Handelns der Angeklagten. Das 
auffällige Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung 
findet das LG. endlich einwandfrei durch Vergleich des an⸗ 
gemeſſenen Lohnes mit dem tatſächlich gezahlten Lohn. Auf⸗ 
fällig iſt ein Mißverhältnis nicht nur dann, wenn es ſofort 
in die Augen ſpringt. Der Umſtand, daß das Mißverhältnis 
erſt nach mühſeligen Unterſuchungen feſtgeſtellt werden konnte, 
ſteht deshalb ſeiner Auffälligkeit nicht entgegen. Richtig iſt, 
daß hierfür der Zeitpunkt des Verſprechens oder Gewährens 
des Vermögensvorteils maßgebend iſt, alſo hier der Zeit⸗ 
punkt, in dem die Verträge mit den Heimarbeitern abgeſchloſ⸗ 
ſen oder erfüllt worden ſind. 


Hätte das LG. nun auch noch zur inneren Seite des 
Tatbeſtandes feſtgeſtellt, daß die Angeklagten dieſes auf die 
genannte Weiſe errechnete Mißverhältnis erkannt und gleich⸗ 
wohl den Heimarbeitern, die auf ihre Aufträge angemiejen 
waren, die geringe Entlohnung gewährt hätten, fo wären, 
eine einwandfreie Feſtſtellung des angemeſſenen Lohnes vor⸗ 
Ausgeſetzt, die Merkmale der hier zu erörternden Strafbeſtim⸗ 
mung hinreichend dargetan. Es würde ſich hieraus ſchon von 
ſelbſt ergeben, daß die Angeklagten die Notlage der Heim⸗ 
arbeiter ausgebeutet hätten. In dieſer Weiſe iſt aber das LG. 
nicht vorgegangen. Es legt dar, welchen Geſamtgewinn ſich 
die Angeklagten von dem Geſchäft errechnet und erhofft, und 
wie hoch ſie ſich die Ausgaben für den Lohn der Heimarbeiter 
vorgeſtellt hatten. Aus der Gegenüberſtellung dieſer beiden 
Zahlen erkannten, wie das LG. meint, die Angeklagten das 
auffällige Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung. 
An einer ſpäteren Stelle führt das LG. aus, die Angeklagten 
wären ſich im Laufe der Durchführung des Auftrags darüber 
im klaren geweſen, „daß ſich der urſprünglich vorgeſehene 
Gewinn erheblich vermehren und die Heimarbeiterentlohnung 
immer noch kraſſer würde“. Dieſe Ausführungen laſſen deut⸗ 
lich erkennen, daß das LG. zum inneren Tatbeſtand das Miß⸗ 
verhältnis nicht zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung ſieht, 
d. h. nicht zwiſchen dem, was die Angeklagten den Heim⸗ 
arbeitern gegeben haben, und dem, was deren Arbeit wert 
war, ſondern zwiſchen dem Reingewinn der Angeklagten, 
gleichviel auf welche Weiſe er entſtand, und den Aufwen⸗ 
dungen, die ſie für die Entlohnung der Heimarbeiter machten. 
Dabei bleibt die zunächſtliegende Frage unbeantwortet, ob 
die Angeklagten erkannt haben, daß erſt eine Eutlohnung 
von 6 RM für 1000 Stück Plaketten eine angemeſſene Gegen⸗ 
leiſtung gegenüber der Leiſtung der Heimarbeiter ſei. Die Er⸗ 
kenntnis des auffälligen Mißverhälkniſſes zwiſchen Leiſtung 
und Gegenleiſtung kann ſich doch nur aus der Kenntnis der 
Spanne zwiſchen dem gezahlten und dem angemeſſenen Ent⸗ 
gelte ergeben. Die Erwägungen des LG. ſind berechtigt, ſoweit 
es ſich um die Frage handelt, ob die Angeklagten imſtande 
waren, den objektiv als angemeſſen erachteten Lohn auch zu 
zahlen. Denn nach den Umſtänden des vorliegenden Falles 
konnte den Angeklagten nicht zugemutet werden, daß ſie mit 
Verluſt arbeiteten. Es muß ihnen auch ein angemeſſener 
Unternehmergewinn im Sinne der Ausführungen bei der 
Frage des Betrugs zugebilligt werden. Die Entlohnung der 
Heimarbeiter ſollte und konnte aber andererſeits — der feſt⸗ 
geſtellte Sachverhalt läßt wenigſtens nichts Gegenteiliges er⸗ 
ennen — nicht nach Maßgabe des zu erwartenden oder tat⸗ 
ſächlich erzielten Gewinnes erfolgen, ſoudern ſollte dem Werte 
ihrer Arbeit unter Berückſichtigung des ſozialen Zweckes ihrer 
Beſchäftigung entſprechen. Darüber, daß dies nicht der Fall 
ſei, müſſen ſich alſo die Angeklagten zunächſt klar geworden 
ſein, bevor ihnen die Kenntnis des auffälligen Mißverhält⸗ 
niſſes zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung zur Laſt gelegt 
werden könnte. 
Vornehmlich aus dieſen Gründen muß auch die Verurtei⸗ 
Dab der Angeklagten wegen Sachwuchers aufgehoben werden. 
Dabei it es möglich, daß die Böswilligkeit der Angeklagten 
auch erſt im Verlaufe der Ausführung des Auftrags des 
Roten Kreuzes entſtanden ſein kann. 

Die Frage, ob die Behörden nach dem Geſetz über die 
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hätten feſtſetzen ſollen, kann dahingeſtellt bleiben. Keinesfalls 
iſt eine Feſtſtellung der Entlohnung nach dem erwähnten Ge⸗ 
ſetze erfolgt und die Beantwortung der vorſtehenden Frage iſt 
für die objektive Feſtſtellung des auffälligen Mißverhältniſſes 
zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung unerheblich. 


III. 


Das Urteil gibt zu folgenden Bemerkungen Anlaß. 

1. Sowohl hinſichtlich des Sachwuchers 8 302 e StGB. 
wie hinſichtlich des Betrugs $ 263 StGB. iſt grundſätzlich 
ſchon der Zeitpunkt des Vertragsabſchluſſes, 
alſo nicht erſt der Zeitpunkt der Vertragserfüllung maß⸗ 
gebend. Beim Betrug iſt dies eindeutig ausgeſprochen: maß⸗ 
gebend iſt der Zeitpunkt des Vertragsſchluſſes, d. h. der 
Zeitpunkt, in dem ſich der Getäuſchte zu einer Leiſtung ver⸗ 
pflichtet, die verpflichtende Verfügung über fein Vermögen ge- 
troffen hat. 

Es genügt für die im folgenden zu erörternden Fragen 
und iſt bei der reichlich verworrenen Sachlage der Einfachheit 
wegen empfehlenswert, bei dieſer Betrachtungsweiſe ſtehen 
zu bleiben. Wir ſehen alſo von der im Urteil angedeuteten 
Möglichkeit hier ab, daß die Böswilligkeit der Angeklagten 
erſt im Verlaufe der Ausführung des Auftrags des Roten 
Kreuzes entſtanden iſt. 

2. Die Frage der Vermögensberechnung iſt für 
die beiden hier in Betracht kommenden Strafbeſtimmungen 
mehrfach von Bedeutung. In 8 302 e SGB. handelt es ſich 
um die dem Täter oder einem Dritten verſprochenen oder ge⸗ 
währten „Vermögensvorteile“ und ihr Verhältnis (auffälliges 
Mißverhältnis) zu dem „Wert der Leiſtung“ des Täters uſw. 
In 8 263 SGB. handelt es ſich einmal um die Feſtſtellung 
des beabſichtigten „Vermögensvorteils“, insbeſondere aber 
um die „Vermögensbeſchädigung“ gegenüber dem Betrogenen, 
die beim verſuchten Betrug in die vom Täter „vorgeſtellte 
Vermögensbeſchädigung“ übergeht. 

Beim Sachwucher des 8 302 e StGB. (II) billigt das 
Urteil in dieſer Hinſicht ausdrücklich den vom LG. vorgenom⸗ 
menen „Vergleich des angemeſſenen Lohnes mit dem tatſächlich 
gezahlten Lohn“ (alſo für den Zeitpunkt des Vertragsab⸗ 
ſchluſſes: mit dem tatſächlich verſprochenen Lohn). Daß hierbei 
an eine „objektive“ Beurteilung gedacht iſt, geht aus der Be⸗ 
zugnahme auf das Gutachten des Sachverſtändigen hervor. 
Sehr mit Recht wird dabei gefordert, daß „wenigſtens die 
weſentlichen Gedankengänge des Gutachtens“ im Urteil wieder⸗ 
gegeben werden müßten; die Entſcheidung unterſtellt m. a. W. 
zutreffend jene objektive Beurteilung und die Würdigung 
etwaiger „Fehlerquellen“ ausdrücklich der richterlichen 
Kognition und nicht ausſchließlich derjenigen des Sachver⸗ 
ſtändigen. 

Richtig iſt ferner auch das, was das Reichsgerichtsurteil 
im Gegenſatz zum LG. zur Beurteilung des inneren Tat⸗ 
beſtandes, genauer: der Schuldſeite, des Vorſatzes, beim 
Sachwucher ausführt. Maßgebend iſt hier ausſchließlich das 
gubjektive“ Spiegelbild jenes zuvor feſtgeſtellten „objektiven“ 
Mißverhältniſſes zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung. Zu Un⸗ 
recht läßt hier das LG. einen ganz anderen Geſichtspunkt an 
die Stelle treten: den Vergleich zwiſchen dem ſeitens der An⸗ 
geklagten „von dem Geſchäft errechneten oder erhofften Ge⸗ 
ſamtgewinn“ und den „Ausgaben für den Lohn der Heim⸗ 
arbeiter“; oder anders ausgedrückt: den Vergleich zwiſchen 
dem „Reingewinn der Augeklagten“ und „den Aufwendun⸗ 
gen, die ſie für die Entlohnung der Heimarbeiter machten“. 
Zu einer ſolchen Verſchiebung auf der ſubjektiven Seite liegt 
in der Tat nicht der geringſte Anlaß vor — unbeſchadet der 
auch vom NG. angedeuteten und anerkannten neben her⸗ 
gehenden „Nichtzumutbarkeit“ einer Arbeit mit Verluſt oder 
eines Verzichtes auf einen angemeſſenen Unternehmergewinn 
(man beachte im übrigen die Anerkennung, die der 1. Senat 
hier der Zumutbarkeit im Rahmen des Schuldbegriffs zuteil 
werden läßt! ). 

Sehr viel unklarer iſt demgegenüber im vorliegenden 
Urteil die Feſtſtellung des Vermögensſchadens beim Betrug 


162* 


1292 


Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


des 8 263 StGB. (I). Wir beſchränken auch hier unſere Auf⸗ 
merkſamkeit auf den Zeitpunkt des Vertragsabſchluſſes, alſo 
auf die Schädigung des Roten Kreuzes durch die Verpflichtung 
zur Zahlung eines Preiſes von 35 AM für 1000 Stück Pla⸗ 
ketten; die Übertragung auf den Zeitpunkt der Bezahlung des 
Preiſes oder umgekehrt auf den bloß verſuchten Betrug be⸗ 
reitet, wo ſie nötig ſein ſollte, keine Schwierigkeiten. 

Zutreffend hebt das Urteil zunächſt gegen das LG. her⸗ 
vor, daß die den Heimarbeitern abgewucherten 26 000 AM 
nicht nochmals in den (damit auf 48 000 . berechneten) 
Vermögensſchaden beim Betrug gegenüber dem Roten Kreuz 
eingeſtellt werden dürfen. Auch wenn dieſe „Erſparung“ von 
26 000 3A ſchon beim Vertragsabſchluß mit dem Roten Kreuz 
in Ausſicht genommen war, fo findet fie ihre ſtrafrechtliche 
Würdigung ſchon im Rahmen des § 302 e SGB. Der Betrag 
darf alſo nicht nochmals im Rahmen des $ 263 StGB. 
zur Laſt gelegt werden. Das würde eine (ſei es auch nur für 
die Strafzumeſſung, aber vielleicht auch für § 263 Abf. 4 
StGB. bedeutſame) „Doppelbeſtrafung“ bedeuten. Auch nicht 
für einen Verſuch nach § 263 Abſ. 4 StGB. dürften dieſe 
26 000 AH in die Waagſchale fallen. 


Bis hierher iſt alles klar. Unklar aber bleibt, was weiter 
— unter Hinweis für „alle dieſe Fragen“ auf die grund⸗ 
legende Entſcheidung in RGSt. 16, ff. — über den „ob⸗ 
jektiven Maßſtab“ der Schadensberechnung in Verbindung 
„mit dem, was die Parteien gewollt und bezweckt haben“, oder 
über die „Berüd htigung ſolcher ſubjektiver Elemente bei der 
objektiven Wertfeſtſtellung“ geſagt werden will. Entfcheidend 
ſoll nach dem Urteil zunächſt nur „der objektive Wert von 
Leiſtung und Gegenleiſtung“ ſein, und es dürfe bei dieſem 
Vergleich „nicht davon ausgegangen werden, was die vertrag⸗ 
ſchließenden Perſonen über den Wert ihrer Leiſtungen gedacht 
und wie ſie ſich ihn berechnet haben“. Weil aber „die Feſt⸗ 
ſtellung jenes Wertes nicht einfach“ ſei (da es ſich um keine 
handelsübliche Ware handelt, deren Wert leicht nach ihrem 
Verkehrswerte feſtgeſtellt werden könnte), ſoll man hier eben 
doch wieder auf jene ſubjektiven Zwecke der Parteien zu⸗ 
rückgreifen müſſen. Das gegenſeitige Verhältnis der beiden 
Geſichtspunkte, mit denen das Urteil operiert, bleibt dabei 
recht wenig durchſichtig. 


3. Die hier einſchlägigen Fragen ſind in Rechtſprechung 
und Schrifttum oft und ausgiebig behandelt (ſiehe etwa mit 
weiteren Nachweiſen: Frank, Komm. z. StGB., 18. Aufl., 
1931, § 263 V, über Ausgleichung des Schadens insbeſondere 
unter N. 43 Olshauſen, Komm. z. StGB., 11. Aufl., 
1927, 8 263 N. 18—41, insbeſondere N. 22 C auf S. 1393 
bis 1395 über Berückſichtigung der perſönlichen Verhältniſſe, 
dazu Ergänzungsband 1936 S. 238—242 zu den früheren 
S. 1382 — 1408; Kohlrauſch, StGB., 32. Aufl., 1936, 
§ 263 N. 4). Sie führen immer wieder zurück auf den Be⸗ 
ſchluß der Ver StrSen. v. 20. April 1887 in RG⸗ 
St. 16, 1 ff., auf den ſich auch das vorliegende Urteil be⸗ 
zieht (dazu die beiden Referate in GerS. 43, 321 ff.). 

Hier liegt, kurz geſagt, folgende Stellung zugrunde: in 
der Frage der Vermögensbeſchädigung ſtehen ſich zwei An⸗ 
ſichten gegenüber. Die eine — ſeither meiſt ſogenannte ſub⸗ 
jektive — Theorie nimmt eine Vermögensbeſchädigung 
ſchon dann als vorhanden an, „wenn der Getäuſchte eine auf 
ſein Vermögen bezügliche Verfügung lediglich deshalb getroffen 
hat, weil er in Irrtum verſetzt worden war, alſo eine Ver⸗ 
fügung, die er nicht getroffen haben würde, wenn er die 
Wahrheit gekannt hätte, ohne daß in ſolchem Falle weiter 
unterſucht zu werden brauche, ob die Verfügung auf das Ver⸗ 
mögen des Getäuſchten objektiv vorteilhaft oder nachteilig 
eingewirkt habe“; dieſe Anſicht wird nicht ſelten dahin aus⸗ 
gedehnt, daß „feine eigene Schätzung allein darüber entſcheide, 
wieviel der Erwerb wert ſei und inwieweit ſein Vermögen 
danach als beſchädigt angeſehen werden müſſe“. Nach der 
andern — ſeither meiſt ſogenannten objektiven — Theorie 
genügt es dagegen „nicht, daß der Getäuſchte die Verfügung 
nicht getroffen haben würde, wenn er nicht in Irrtum verſetzt 
worden wäre, ſondern die Verfügung muß ſein Vermögen 
objektiv beeinträchtigt haben“ (S. 1—2). Der Beſchluß der 


VerStrSen. entſcheidet ſich grundſätzlich für die objektive 
Anſicht (S. 4). Dabei iſt ſtets die Geſamtheit der Wirkungen 
zu beachten (S. 5). 

Aber: „die Frage, ob eine Vermögensbeſchädigung ein⸗ 
getreten ſei oder nicht, muß ſtreng nach der Individualität 
des gegebenen konkreten Falles, alſo nach den individuellen 
Vermögensverhältniſſen dieſes beſtimmten Getäuſchten beant⸗ 
wortet werden“ (S. 7). Damit wird alſo die Berückſichtigung 
eines „ſubjektiven“ Faktors eingeführt. Dieſer „Grundſatz der 
Individualiſierung bei Beurteilung der Frage nach der Ver⸗ 
mögensbeſchädigung enthält“, ſo heiß es dazu S. 9, „keine 
Konzeſſion an die ſubjektive Willkür des Getäuſchten, ins⸗ 
beſondere nicht an das Belieben desſelben, ob er die ihm ge⸗ 
lieferte Sache gebrauchen wolle; es handelt ſich vielmehr 
darum, ob er ſie gebrauchen kann“. Daß auch bloße Ver⸗ 
mögensgefährdung in Betracht kommen kann, hebt S. 11 
noch beſonders hervor. Abſchließend ergibt ſich alſo, daß „der 
Tatrichter die konkreten Umſtände des Einzelfalles zu prüfen 
Di 10 nötig unter Zuziehung geeigneter Sachverſtändiger“ 
(S. 14). 


Aus der weiteren Entwicklung und der Fülle der hierzu 
ergangenen Entſcheidungen ſeien etwa genannt: RGSt. 25, 
184/85; 41, 74ff.; 49, 25/29. 

Grundſätzlich iſt auchheute der Ausgangs⸗ 
punkt des Beſchluſſes der Ver StrSen. vom 
Jahre 1887 zutreffend. Um eine Rückkehr zur rein for- 
maljuriſtiſchen Auffaſſung Bindings (Lehrbuch, 2. Aufl., 
1902, Bd. 1 S. 356 ff.) kann es ſich jedenfalls nicht handeln. 
Vermögen und Vermögensbeſchädigung find wirtſchaft⸗ 
liche Begriffe, und es muß daher auch bei ihrer Beſtimmung 
von wirtſchaftlichen Erwägungen ausgegangen werden. Dabei 
iſt es richtig, zunächſt den „objektiven“ Wert entſcheiden zu 
laſſen; denn eine rein „ſubjektive“ Willkür des Geſchädigten 
vermag von ſich aus das Tatbeſtandsmerkmal nicht zu be⸗ 
gründen, weil dies die Schadensfeſtſtellung in unzuläſſiger 
Weiſe von vielleicht durchaus mißbilligenswerten individuellen 
Regungen abhängig machen würde. Auch das kommende deutſche 
Strafrecht wird ſich, wenn auch mit gewiſſen Erweiterungen, 
deshalb dem Standpunkt der heute herrſchenden Auffaſſung 
grundſätzlich anſchließen (Dahm bei Gürtner, Bel. Teil, 
2. Aufl., 1936, S. 461/62). 

Aber die Verbindung objektiver“ und „ſub⸗ 
jektiver“ Geſichtspunkte, wie ſie der Beſchluß vom 
Jahre 1887 vorzeichnet, bedarf weiterer Klärung. 
Es wird ſich dabei ergeben, daß im Sinne der heute maß⸗ 
gebenden Anſchauungen eine Erweiterung des Begriffes der 
Vermögensbeſchädigung in 8 263 StGB. angezeigt iſt. 

Daß die Betrachtung in RGSt. 16, Iff., unbeſchadet 
des grundſätzlichen Ausgangspunktes, keine rein „objektive“ 
iſt, wurde bereits hervorgehoben. Eine ſolche wäre auch prak⸗ 
tiſch gar nicht durchführbar, weil es einen völlig „ab⸗ 
ſtrakten“, von allen individuellen Verhältniſſen losgelöſten 
Vermögenswert in aller Regel gar nicht gibt. Zudem aber 
würde die Mißachtung aller „konkreten“ Umſtände des Einzel⸗ 
falles einer Grundtendenz des neuen nationalſozialiſtiſchen 
Strafrechts der deutſchen Gegenwart offenſichtlich wider⸗ 
ſprechen. 

Damit iſt nun ſchon die Richtung einer richtigen Löſung 
angedeutet: der „objektive“ Ausgangspunkt ſoll nicht zum 
Ausſchluß einer „konkreten“ Würdigung des Schadens führen, 
aber dieſe konkrete Würdigung darf umgekehrt nicht in die 
„ſubjektive“ Willkür des Geſchädigten ausmünden. In dieſer 
Feſtſtellung liegt zunächſt, daß wir das „ſubjektive“ Element, 
von dem die Theorie in der Regel ſpricht und das auch im 
vorliegenden Urteil ausdrücklich ſo bezeichnet wird, durch die 
„konkreten“ Umſtände des einzelnen Falles erſetzen (ein Aus⸗ 
druck, der übrigens auch ſchon in RGSt. 16, I ff. gebraucht 
wird). Das will beſagen: es kommt für die Beurteilung ſtets 
die Geſamtheit der konkreten Umſtände in Frage, alſo 
auch, aber keineswegs ausſchließlich, das, „was die Par⸗ 
teien gewollt und bezweckt haben“. Dieſe konkrete Beurteilung 
iſt aber richtiger Auffaſſung nach überhaupt keine „ſubjek⸗ 
tive“ Beurteilung im Sinne irgendeiner bei dem Geſchäft 


66. Jahrg. 1937 Heft 20/21] 


Aufſätze 


1293 


beteiligten Einzelperſon (ſei es auch des Geſchädigten und 
Betrogenen), ſondern — das iſt bisher nicht genügend ſcharf 
erkannt worden — eine „konkrete“ Bewertung des Falles 
vom Standpunkt der Gemeinſchaft, des Vol⸗ 
kes aus. Sie iſt alſo nicht „ſubjektiv“ im Sinne einer be⸗ 
teiligten Einzelperſon, ſondern, auch wo ſie „konkret“ iſt, 
„normativ“ im Sinne des „objektiv“ richtigen Maßſtabes. 

Damit dürfte das gegenſeitige Verhältnis der einzelnen 
Bewertungselemente bei der Schadensfeſtſtellung ſeinegrund⸗ 
ſätzliche Klärung erfahren haben: Vermögensſchädigung 
in § 263 StGB. bedeutet Verminderung des wirtſchaftlichen 
Geſamtwerts. Aber der wirtſchaftliche Wert ſelbſt bemißt ſich, 
bald mehr, bald weniger, immer auch „nach der Individuali⸗ 
tüt des gegebenen konkreten Falles“ (RGSt. 16, I ff., 7). 
Dazu gehört auch das, „was die Parteien gewollt und be⸗ 
zweckt haben“. Aber dabei iſt das Entſcheidende dies: die 
Einſtellung dieſer konkreten Umſtände und dieſer „Partei⸗ 
zwecke“ erfolgt ſtets und überall nach Geſichtspunkten o b⸗ 
lektiver Sachgemäßheit. Ungerechtfertigten 
perſönlichen Wünſchen, auch des Betrogenen, bleibt die Be⸗ 
rückſichtigung verſagt. Berechtigte perſönliche Einſtellun⸗ 
gen aber ſind tunlichſt weitgehend zu berückſichtigen. Auch 
der Beſchluß der Ver StrSen. (RGSt. 16, ff.) verſucht die⸗ 
ſem Gedanken gerecht zu werden, indem er beiſpielsweiſe (S. 8 
oben) den Täuſchenden ſich nicht darauf berufen läßt, „der Er⸗ 
werber einer Sache brauche nur andere Zwecke zu verfolgen, 
damit die Sache für ihn brauchbar werde“, oder indem er (S. 11) 
das Ausbleiben eines vom Getäuſchten „erwarteten Gewin⸗ 
nes“ zur Vermögensſchädigung als genügend anſieht. Indem 
der Beſchluß aber den entſcheidenden Geſichtspunkt (d. h. 
den Geſichtspunkt der objektiven Sachgemäßheit, ob dieſer 
nun im Wollen der Beteiligten ſelbſt einen pfychologiſch 
bewußten Ausdruck gefunden hat oder nicht) verkennt, gelangt 
er zu ſchiefen oder gequälten Merkmalen, wie etwa (S. 9): 
ob ein anderer Zweck dem Getäuſchten „ebenſo genehm“ iſt 
oder ob er ihn „ſchon zur Zeit des Erwerbes ebenfalls ins 
Auge gefaßt hatte“. Oder er dreht ſich ſelbſt im Kreiſe und 
widerſpricht dem, was er ſelbſt zuvor geſagt hat, wenn er 
meint (S. 9), es komme nicht darauf an, ob der Getäuſchte 
„die ihm gelieferte Sache gebrauchen wolle“, oder wenn 
er (S. 11) ſicherlich nicht jeden (sc. vom Getäuſchten) „er⸗ 
warteten Gewinn“ in Rechnung ſtellt. Die Durchbrechung 
dieſer Kreisſchlüſſe iſt eben nur dadurch möglich, daß man, 
wie es hier vorgeſchlagen wird, auch im konkreten Fall einen 
über dem Denken und Wollen der beteiligten Einzelperſonen 
ſtehenden Geſichtspunkt einſchaltet. 

Nach der hier vertretenen Anſicht iſt das Merkmal der 
Vermögensbeſchädigung in 8 263 StGB. auch dort zu be⸗ 


jahen, wo — ohne Verminderung gerade des Geld wertes — 
durch die Täuſchung eine dem Weſen des konkreten Geſchäftes 
widerſprechende Vermögenslage des Getäuſchten uſw. herbei⸗ 
geführt wird. Es liegt nahe, dem mit dem Beſchluß der Ver⸗ 
StrSen. (S. 2—3) entgegenzuhalten, daß damit dem ge⸗ 
ſetzlichen Erfordernis einer „zivilrechtlichen“ Schädigung 
nicht Genüge geleiſtet werde. Aber gerade in dieſem Einwand 
zeigt ſich vielleicht am deutlichſten die Notwendigkeit einer 
veränderten Beurteilung nach den heute maßgebenden An⸗ 
ſchauungen. Nach ſozialiſtiſcher Auffaſſung iſt das „Ver⸗ 
mögen“ ein dem Einzelnen anvertrauter Wert, den er 
in einer den Intereſſen der Volksgemeinſchaft ent⸗ 
ſprechenden Weiſe ſachgemäß zu verwenden hat. Auf den 
„Geldwert“ allein kommt es nicht an. Der § 263 StGB., 
indem er das „Vermögen“ des einzelnen ſchützt, verbietet nicht 
nur deſſen geldliche Verminderung, ſondern auch ſonſtige 
ſachwidrige Verſchiebungen durch das unerlaubte 
Mittel der Täuſchung. Auch damit wird „Schaden“ zugefügt. 
Das iſt ein gegenüber der Auffaſſung von 1887 neuer Ge⸗ 
ſichtspunkt. 

4. Geht man von dieſen Grundſätzen aus, ſo wird man 
im großen Ganzen den ſachlichen Ergebniſſen des 
vorliegenden Urteils trotz ihres nicht genügend ge⸗ 
klärten Ausgangspunktes beitreten können. 

So iſt es beiſpielsweiſe zutreffend, daß die „konkrete“ 

Beurteilung dort beſondere Bedeutung erlangt, wo es ſich um 
keine „handelsübliche Ware“ mit beſtimmtem „Verkehrswert“ 
handelt. Ebenſo kann die Feſtſtellung, ob beſtimmte Zuwen⸗ 
dungen an Geſchäftsteilhaber, Konkurrenten uſw. als Gewinn⸗ 
beteiligung oder aber als Aufwendung zu bewerten ſind, im 
Zweifel nur nach der ganz konkreten Lage des Falles beurteilt 
werden. 
Insbeſondere aber gewinnen die hier entwickelten Ge⸗ 
ſichtspunkte in der ſchwierigen, anders kaum lösbaren Frage 
Bedeutung, inwieweit ein „normaler“ Geſchäftsgewinn als 
Vermögensbeſchädigung im Sinne des $ 263 StGB. bewertet 
werden muß. Wo die Parteien nachweislich den Vertrag als 
„ein ſoziales Hilfswerk für die notleidenden Hilfsarbeiter“ 
gewollt und bezweckt haben, aber auch ſchon dort, wo das 
Geſchäft ſeiner inneren Natur nach dieſe Eigenart 
aufweiſt, da begegnet dieſe Annahme einer Vermögensſchädi⸗ 
gung auch bei ſonſt üblichem Geſchäftsgewinn keinem Be⸗ 
denken. Zum Vorſatz gehört dabei ſelbſtverſtändlich, daß ſich 
der Angeklagte dieſer Eigenart des Geſchäftes bewußt ge⸗ 
worden iſt. Außerhalb des Geſchäftszweckes liegende Erwägun⸗ 
gen, wie etwa der Wunſch nach Umſtellung des Betriebs der 
Firma, kommen daneben nicht in Betracht. In beiden Rich⸗ 
tungen gelangt das Urteil zu zutreffenden Ergebniſſen. 


Wehrmacht und Keichsſtraßenverkehrsordnung 


Von Intendanturrat Dr. Thoß, Breslau 


Die Vorſchrift des 8 32 RStraßVerkO., nach der die 
Wehrmacht von den Verkehrsvorſchriften inſoweit befreit iſt, 
als es ihre hoheitliche Aufgabe erfordert, hat in der Praxis zu 
größeren Unklarheiten geführt. Insbeſondere erſcheinen immer 
1 ſehr weitgehende Berichte über den Umfang dieſer Be 
reiung. 

1. Die Auslegung des 832 durch die mili- 
täriſchen Vorſchriften: Die Ausbildungsvorſchrift 
für die Kraftfahrkampftruppen (H. Dv. 472) ſagt in Nr. 10 ff.: 
„Die allgemeinen Verkehrsvorſchriften ſind auch im Truppen⸗ 
dienſt einzuhalten. In Erfüllung ihrer hoheitlichen Aufgaben 
iſt die Wehrmacht von der Beachtung der allgemeinen Ver⸗ 
tehrsvorſchriften befreit, wenn das Ziel auf andere Weiſe 
nicht erreicht werden kann. Bei Übungen hat in ſolchen 
Fällen der Leitende alle Vorkehrungen zu treffen, die zur 
Verhütung von Unfällen geeignet ſind.“ In der Praxis be⸗ 
gegnet oft die irrige Meinung, daß bei Fahrten ohne 


Hoheitscharakter eine Befreiung von der RStraßVerkd. immer 
unzuläſſig, bei Fahrten mit Hoheitscharakter dagegen immer 
zuläſſig ſei. Aus Vorſtehendem ergibt ſich, daß auch Fahrten 
119 Hoheitscharakter grundſätzlich der RStraß VerkO. unter⸗ 
iegen. 

2. Hoheitliche Fahrten, deren Aufgabe 
keine Befreiung zuläßt: In JW. 1937, 662 find 
bereits die hoheitlichen von den nichthoheitlichen Fahrten ab⸗ 
gegrenzt worden. 3 

a) Bei einem Teil der Hoheitsfahrten kann deshalb keine 
Befreiung von der RStraßVerkO. eintreten, da deren Beach⸗ 
tung zum Zweck der Fahrt gehört. Hierunter fallen vor 
allen Dingen die Schul⸗ und Lehrfahrten. Die Ausbildungs⸗ 
vorſchriſt für die Kraftfahrkampftruppen fordert, daß bei der 
Kraftfahrausbildung das Ziel des Unterrichts die Beherrſchung 
der Verkehrsregeln ſei (Nr. 20), und daß die Fahrſchüler be⸗ 
reits bei den erſten Fahrten innerhalb des Kaſernenbereichs 


1294 


an 3 Verkehrsregeln und Verkehrszeichen zu gewöhnen ſeien 
(Nr. 39). 

Da auch bei der miltäriſchen Fahrprüfung die RStraß⸗ 
VerkO. im Mittelpunkt der Prüfung ſteht, wird das Ver⸗ 
kehrsverſtändnis des angehenden Militärkraftfahrers vor 
allem — praktiſch wie theoretiſch — an der RStraßVerkd. 
geſchult werden muſſen. Gewiſſe Ausnahmefälle können erſt 
bei der Fortbildung in Erſcheinung treten. 

b) Ahnliches muß auch für Transport⸗ und Beförderungs⸗ 
fahrten gelten, falls dieſe hoheitlichen Charakter haben (Trans⸗ 
port einer Wache, Transport von Munition). Hier kann der 
reine Beförderungszweck immer unter Einhaltung der RStraß⸗ 
VerkO. erreicht werden. 

3. Die Rechtslage im Stadtverkehr: 

Mit hoheitlichen Beſugniſſen betraute Einzelfahrer find 
in Friedenszeiten — auch bei eiligen Meldungen — immer 
der RStraßVerkO. unterworfen. Ihre hoheitliche Aufgabe 
wird in allen Fällen eine kleinere Verzögerung zulaſſen. 

Militäriſche Kolonnen dagegen werden bei Stadtfahrten 
oftmals die RStraßVerkO. nicht einhalten können. Sowohl 
der Üĩbungszweck als auch das militäriſche Anſehen erfordern, 
daß die militäriſche Einheit zuſammenbleibt und nicht durch 
Verkehrsampeln u. ä. auseinandergeriſſen wird. Es iſt unmög⸗ 
lich, daß etwa der Kompaniechef nach dem Durchfahren der 
Stadt ſeine Fahrzeuge einzeln zuſammenſuchen muß, wobei 
ſich in fremden Städten ein Teil noch verfahren hat. Hier 
erfordert der hoheitliche Zweck die freie Durchfahrt der Kampf⸗ 
einheit durch die Stadt. Dieſer Zweck rechtfertigt es deshalb, 
daß vorausgeſchickte Kraftradfahrer die Straßenkreuzungen 
freihalten, um die Kolonne ungehindert paſſieren zu laſſen. 
Hier liegt eine typiſche Anwendung des § 32 RStraßVerkd. 
vor. Der Führer der Kolonne hat nach Nr. 12 der H. Dv. 
472 auch ſonſt alles Erforderliche zu tun, um Unfälle zu 
vermeiden. 

4. Fahrten bei Truppenübungen. Die Be⸗ 
ſtimmungen über Truppenübungen enthalten längere Aus⸗ 
führungen über die Verkehrsvorſchriften, die inhaltlich der 
ſchon mehrmals erwähnten H. Do. 472 Nr. 10 ff. entſprechen. 

übungen in kleinen Verbänden (weniger als ein ver⸗ 
ſtärktes Regiment) werden ſich meiſtens im Rahmen der 
RStraßVerkO. durchführen laſſen. . 

Bei Übungen in größeren Verbänden, insbeſondere Divi⸗ 
ſions⸗ und Korpsmanövern wird das Hauptkampfgebiet mei⸗ 
ſtens abgeſperrt werden. Soweit dies geſchehen iſt, iſt der 
private Verkehr zwar nicht ganz ausgeſchloſſen, aber ſehr be⸗ 
ſchränkt. Die RStraßVerkS. gilt hier im Verhältnis der 
Wehrmachtsfahrzeuge untereinander. Auch auf den privaten 
Verkehr, ſoweit er ſich nicht verhindern läßt, findet ſie An⸗ 
wendung. Allerdings wird man hier dem privaten Verkehrs⸗ 
teilnehmer äußerſte Vorſicht zur Pflicht machen müſſen. Im 
Kampfgebiet ſelbſt iſt ihm auf jeden Fall die Weiterfahrt zu 
unterſagen. 

Soweit das Kampfgebiet nicht abgeſperrt iſt, kommen für 
Einzelfahrer wie auch für Kolonnen folgende Befreiungen in 
Frage: 

1. Bei Fliegerdeckung wird es in vielen Fällen der dich⸗ 
tere Baumbeſtand auf der linken Seite erfordern, daß auch 
in Ortſchaften links herangefahren wird. 

2. Nachts wird es oft notwendig ſein, längere Strecken 
ohne Licht zu jahren. Im nicht abgeſperrten Gebiet werden 
wohl nur Fahrten mit ſtark abgeblendeten Lichtern in Frage 
kommen, wobei zweckmäßigerweiſe die Polizei vorher zu be⸗ 
nachrichtigen iſt. 

3. Geſperrte Wege werden benützt werden müſſen. Son⸗ 
ſtige Polizeiverordnungen werden von Fahrzeugen, die wegen 
ihres Ausmaßes, Gewicht oder Bereifung den Beſtimmungen 
der RStraßVerkO. nicht entſprechen, nicht eingehalten wer⸗ 
den können. 

Alle dieſe Ausnahmen von der RStraßVerkd. müſſen 
aber vom Leitenden, zumindeſtens aber von dem Führer der 
Einheit, befohlen ſein. Der einzelne Mann darf hier nicht 
ſelbſtändig handeln. 
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Im übrigen können Einzelfahrten in Fahrten außerhalb 
der Kampfzone und Fahrten bei der Kampfausübung geſchie⸗ 
den werden. 

Fahrten hinter der Kampflinie unterliegen ausnahmslos 
der RStraßVerkO., auch Meldefahrer. So hat das Kriegs⸗ 
gericht der 18. Diviſion einem Meldefahrer, der den Batte⸗ 
rien den Feuerbefehl überbringen ſollte, keine Befreiung von 
der RStraßVerkO. zugeſtanden. 

Zweifelhafter iſt die Rechtslage dann, wenn die Fahr⸗ 
zeuge ſich ſchon im Kampf befinden. Müſſen angreifende 
Kampfwagen oder ein von Reitern verfolgter Kraftradſchütze, 
die eine Straße überqueren, noch auf das Vorfahrtsrecht 
etwaiger privater Verkehrsteilnehmer achten? 

Dies wird grundſätzlich zu bejahen ſein, wenn die Übung 
dadurch auch unkriegsgemäß wird. Keine Truppenübung wird 
unter völlig kriegsgemäßen Verhältniſſen vor ſich gehen kön⸗ 
nen. Das Unkriegsgemäße ergibt ſich daraus, daß fremdes 
Eigentum beachtet und jeder Flurſchaden auf ein Mindeſt⸗ 
maß beſchränkt werden muß. So dürfen gewiſſe Anpflanzun⸗ 
gen überhaupt nicht, beſtellte Felder nicht von geſchloſſenen 
Abteilungen, betreten werden. Gewiſſe Schäden dürfen nur 
angerichtet werden, wenn der Übungszweck es unbedingt er⸗ 
fordert. Hier handelt es ſich aber nur um Sachwerte. Bei 
jeder Befreiung von der RStraßVerkdO. ſtehen dagegen Men⸗ 
ſchenleben auf dem Spiel. 

Hat allerdings der Privatfahrer die Lage erkannt, dann 
kann von ihm das nötige Verſtändnis und die nötige Rück⸗ 
ſichtnahme erwartet werden. Er darf es nicht erſt zu einer 
Begegnung kommen laſſen. Führt ein unbekümmertes Weiter⸗ 
fahren zu einem Unfall, ſo muß er ſich ein ganz erhebliches 
Mitverſchulden entgegenhalten laſſen, während die Kampf⸗ 
lage ein Überſehen des Ziviliſten ſtets entſchuldigen läßt. 

Weitere Schwierigkeiten ergeben ſich bei Kolonnenfahr⸗ 
ten: Der zeitliche Einſatz motoriſierter Kampfeinheiten an 
entfernteren Punkten beruht vor allem auf der durchſchnitt⸗ 
lichen Marſchgeſchwindigkeit, die auf Grund der Übungserfah⸗ 
rungen feſtſteht. Sie wird ſelten 40 km überſteigen. Daraus 
folgt, daß die Kolonne höchſtens langſamer fahrende Laſt⸗ 
züge überholt, nicht dagegen Perſonenwagen, Lieferwagen 
und ſchnellere Laſtwagen. Das Überholungsmanöver bringt 
ſtarke Gefahrenquellen mit ſich. Eine aus etwa 40 Fahrzeugen 
beſtehende Kompanie iſt weit über 1000 m lang. Der Über⸗ 
holungsvorgang ſpielt ſich immerhin auf einer ganzen Reihe 
von Kilometer ab. Nach der RStraßVerkO. erfordert ein 
Überholen beſondere Vorſicht. Es muß an unüberſichtlichen 
Stellen und Begegnungen unterbleiben. Bei Kolonnen kommt 
noch hinzu, daß dort der Hintermann bereits zum Überholen 
anſetzen muß, wenn der Vordermann noch nicht wieder auf 
der rechten Straßenſeite iſt. Das Blickfeld des Hintermannes 
iſt meiſtens beſchränkt. Entgegenkommende Verkehrsteilneh⸗ 
mer können deshalb erſt im letzten Augenblick erkannt werden. 

Hier erfordert der Übungszweck, daß vorausgeſchickte 
Kraftradfahrer der Kolonne den Weg freihalten. Grundſätz⸗ 
lich werden die zu überholenden Verkehrsteilnehmer aufgefor⸗ 
dert werden, rechts heranzufahren und zu halten, während in 
der Regel der entgegenkommende Verkehrsteilnehmer weiter⸗ 
fahren kann. Auf kurvenreichen Straßen werden aber oft⸗ 
mals auch Entgegenkommende anhalten müſſen. Auf jeden 
Fall wird es die Pflicht letzterer ſein, bei Begegnungen mit 
Kolonnen ohne Aufforderung ihre Geſchwindigkeit herabzu⸗ 
jegen und jo zu fahren, daß fie ſofort halten können. Wer 
trotzdem mit größerer Geſchwindigkeit weiterfährt, hat einen 
Unfall ſelbſt verſchuldet. 

Die hier angegebenen Befreiungen von der RStraß⸗ 
VerkO. erfordern eine rückſichtsvolle Durchführung, insbeſon⸗ 
dere dann, wenn private Verkehrsteilnehmer auf derartige 
Ausnahmen nicht vorbereitet ſind. Auf der anderen Seite 
hat aber der Zivilfahrer bei der Annäherung von motoriſier⸗ 
ten Kolonnen der Wehrmacht und beim Erſcheinen von Ein⸗ 
zelfahrzeugen im Manövergelände mit Ausnahmen der RStraß⸗ 
VerkO. zu rechnen und fein ganzes Verhalten danach einzu⸗ 
ſtellen. 


66. Jahrg. 1937 Heſt 20/21) 
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wie wirkt ſich die Behandlung eines Tatbeſtandes als verdeckte 


Gewinnausſchüttung im Steuerrecht aus! 
Von Rechtsanwalt Dr. Haver, Berlin 


In 8 6 KörpSt®. 1934 hat der ſeit langem von der 
Rechtſprechung entwickelte Begriff der verdeckten Gewinnaus⸗ 
ſchüttung erſtmalig in das Geſetz Eingang gefunden. Eine 
Begriffsbeſtimmung, wie ſie etwa für den anderen erſtmalig 
durch die Steuerreform 1934 in das Geſetz eingeführten Be⸗ 
griff, den Teilwert, in § 6 EinkStG. 1934 gegeben wird, 
fehlt noch. Der Geſetzgeber hat den Zeitpunkt hierfür noch 
nicht für gekommen erachtet und ſich darauf beſchränkt, in 
820 KörpSt DurchfVoO. I eine Aufzählung beſonders häufiger 
Einzelfälle verdeckter Gewinnausſchüttung zu geben. Der Zweck 
des Rechtsbegriffs iſt klar. Es ſoll verhindert werden, daß 
die Gewinne von Kapitalgeſellſchaften, deren Anteile ſich in 
der Hand eines oder weniger Geſellſchafter befinden, abge⸗ 
ſaugt werden und auf dieſe Weiſe nur beim Geſellſchafter in 
Erſcheinung treten, ſtatt zunächſt bei der Kapitalgeſellſchaft 
und nach Ausſchüttung noch einmal beim Geſellſchafter. Es 
ſoll alſo die Umgehung der Doppelbeſteuerung des Gewinns, 
die im Weſen der Kapitalgeſellſchaft liegt, verhindert werden. 

Im folgenden ſoll nicht unterſucht werden, unter welchen 
Vorausſetzungen ein Tatbeſtand als verdeckte Gewinnausſchüt⸗ 
tung zu behandeln iſt, weil dieſe Frage ſchon mehrfach im 
Schrifttum behandelt iſt. Die folgenden Ausführungen beſchräu⸗ 
ken ſich auf die Darſtellung der ſteuerlichen Folgen, die ſich 
ergeben, wenn verdeckte Gewinnausſchüttung vorliegt. Eine 
Behandlung gerade der Auswirkung der verdeckten Gewinn⸗ 
ausſchüttung iſt um ſo mehr geboten, als das amtliche Steuer⸗ 
erklärungsforntular für Körperſchaften in dieſem Punkt Anlaß 
zu Mißverſtändniſſen gibt. Auf Seite 2 unter k will es die 
„ſonſtigen nicht abzugsfähigen Ausgaben, z. B. verdeckte Ge⸗ 
winnausſchüttungen ...“, dem Bilanzgewinn hinzugerechnet 
haben. Der Betrag, der als verdeckte Gewinnausſchüttung an⸗ 
zuſehen iſt, darf aber keineswegs immer dem Bilanzgewinn 
hinzugerechnet werden; andererſeits iſt die Hinzurechnung, 
wenn fie geboten iſt, nicht die einzige Wirkung der verdeckten 
Gewinnausſchüttung. Es ſollen daher an Hand eines der 
Einzelfälle, die die DurchfVO. aufzählt, nämlich des Falls 
der Veräußerung eines Wirtſchaftsgutes vom Geſellſchafter an 
die Geſellſchaft und umgekehrt, die verſchiedenartigen Aus⸗ 
wirkungen der Behandlung eines ſolchen Vorgangs als ver- 
deckte Gewinnausſchüttung geprüft werden. 
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Der Kaufmann A. iſt Alleingeſellſchafter einer Gmbh. 
mit einem Stammkapital von 200 000 AM. Er verkauft ihr 
ein Hausgrundſtück im Werte von 100 000 AH zum Preiſe 
von 150 000 AM. 

1. Wir prüfen zunächſt die Rechtslage auf ſeiten der 
Geſellſchaft. Dieſe hat das Grundſtück mit dem Anſchaffungs⸗ 
preis von 150000 . % aktiviert und weiſt es auch in der 
Schlußbilanz des Übernahmejahres mit dieſem Betrage — ver⸗ 
mindert um Abnutzungsabſetzungen — aus. Hier iſt klar, 
daß der Unterſchied zwiſchen dem wirklichen Wert und dent 
Verkaufspreis, alſo 50 000 Rt, nicht etwa dem Bilanzgewinn 
der Geſellſchaft als verdeckte Gewinnausſchüttung zugerechnet 
werden kann, denn durch die Aktivierung des Überpreiſes iſt 
buchmäßig der Gewinn richtig ausgewieſen. Eine unzuläſſige 
Schmälerung würde erſt dann eintreten, wenn die Geſellſchaft 
den Buchwert ſpäter auf den wirklichen Wert herabſetzt. — 
Dieſer Irrtum iſt in der Praxis öfter zu beobachten. Daß 
ihm ſogar ein Fincher. erliegen kann, zeigt das Urteil des 

TH. b. 11. Aug. 1936 (L A 237/85: StW. 1936 Nr. 465 
IW. 1936, 2953 65). Richtig wird wie folgt verfahren: 
In die Steuerbilanz wird das Grundſtück nicht mit 
150000 34, ſondern nur mit 100000 RM eingeſetzt; der 
Unterſchied von 50 000 2A wird außerhalb der Bilanz dem 
Gewinn hinzugerechnet. Das bedeutet für das laufende Jahr 


keine Anderung des Ergebniſſes, wohl aber wirkt ſich die 
Anderung für die folgenden Jahre aus, weil die Abſchrei⸗ 
bungsmöglichkeit um 50000 Am gekürzt iſt und im Falle 
eines Verkaufs der Buchgewinn oder =nerluft ſich ändert. 
Da die Geſellſchaft nunmehr eine „Ausſchüttung“ in 
Höhe von 50000 RA vorgenommen hat, muß ſie von dieſer 
Summe den 100% igen Steuerabzug vom Kapitalertrag vor⸗ 
nehmen; ſie kaun, da dies bei der verdeckten Gewinnaus⸗ 
ſchüttung unterblieben ſein wird, nachträglich hierfür in An⸗ 
ſpruch genommen werden. Eine Mehrbelaſtung ergibt ſich aber 
hieraus für die Geſellſchaft nicht, da der Geſellſchafter ihr 
gegenüber erſatzverpflichtet iſt, da ſie die Ausſchüttung von 
vornherein um die Kapitalertragſteuer hätte kürzen dürfen 
und muſſen. Weiterhin greifen nunmehr die Vorſchriften des 
AnlStockcß. ein. Nach Art. 4 Abſ. 2 AnlsStockch Durchf VO. 
gilt als Reingewinn, der den Geſellſchaftern zur Verfügung 
geſtellt wird, auch ein der Körperſchaftſteuer unterliegender 
verdeckter Gewinn, wenn die Regelung, auf Grund deren dieſer 
Gewinn ausgeſchüttet wird, nicht bereits vor dem Inkraft⸗ 
treten des AnlStockch. getroffen worden it und darüber eine 
ſchriftliche Abmachung oder eine Sitzungsniederſchrift des be⸗ 
ſchließenden Organs der Geſellſchaft aus dieſer Zeit vor⸗ 
handen iſt. 

Hiervon abgeſehen, bleibt als einzige ſteuerliche Aus⸗ 
wirkung für die Geſellſchaft im laufenden Jahr die Ab⸗ 
weichung zwiſchen Handels- und Steuerbilanz, die aber für 
dieſes Jahr noch zu keiner Mehrſteuer führt. Empfehlenswert 
aer die Handelsbilanz der ſteuerlichen Rechtslage anzu⸗ 
aſſen. 

Eine Mehrbelaſtung für das laufende Jahr kann ſich 
jedoch dann ergeben, wenn die Vorſchrift über die Mindeſt⸗ 
beſteuerung eingreift. Nach § 17 KörpStG. 1934 find die 
über 4% des eingezahlten Grund- oder Stammkapitals hin⸗ 
ausgehenden Ausſchüttungen der Beſteuerung zugrunde zu 
legen, ſofern ſie das nach den ſteuerlichen Vorſchriften be⸗ 
richtigte Bilanzergebnis überſteigen. Es handelt ſich hierbei, 
von den ſonſtigen Anderungen abgeſehen, nicht mehr, wie nach 
dem KörpSth. 1925, um eine Kann⸗, ſondern um eine Muß⸗ 
vorſchrift. Gegenſtand der Mindeſtbeſteuerung bilden nicht nur 
die offenen Ausſchüttungen, ſondern auch die verdeckten Ge⸗ 
winnausſchüttungen. Wenn ſich alſo bei dem angeführten Bei⸗ 
ſpiel nach der Erfolgsbeſteuerung ein Einkommen von 
20 000 RA ergeben würde, müßte das Fin A. der Körper⸗ 
ſchaftſteuer die „Ausſchüttung“ don 50000 RM abzüglich 
4% des Stammkapitals = 8000 AM, alſo 50000 minus 


8000 = 42000 AM zugrunde legen. Beſonders hart kann 


die Geſellſchaft getroffen werden, wenn bilanzmäßig ein Ver⸗ 
luſt eingetreten war. Sie hat dann nicht nur feine Möglich 
keit, den Verluſt mit ſteuerlicher Wirkung vorzutragen, ſon⸗ 
dern muß obendrein für die Ausſchüttung Körperſchaftſteuer 
zahlen. Hat die Geſellſchaft im laufenden Jahr erhöhte Ab⸗ 
ſchreibungen auf kurzlebige Wirttſchaftsgüter gemacht und iſt 
dadurch das Bilanzergebnis niedriger geworden als der nun⸗ 
mehrige Ausſchüttungsbetrag, ſo iſt infolge der dann ein⸗ 
ſetzenden Mindeſtbeſteuerung der Abſchreibung die ſteuerliche 
Wirkung genommen. In dieſem Falle verſpricht jedoch ein 
Antrag auf Vilanzänderung nach § 5 EinkstG. 1934 Erfolg. 
In der abgeänderten Bilanz würde dann die Abſchreibung 
auf kurzlebige Wirtſchaftsgüter auf das notwendigſte Maß — 
im Regelfall 20% vom Anſchaffungspreis — zu beſchränken 
ſein, ſo daß die darüber hinaus vorgenommenen Abſchrei⸗ 
bungen nunmehr im folgenden Jahr, diesmal zu Laſten des 
ſteuerpflichtigen Gewinns, nachgeholt werden können. Zwar 
iſt nach der Rechtſprechung (Urteil v. 1. Juli 1936, VIA 
491/36: RStBl. 36, 779 JW. 1936, 2956 67) eine Ande⸗ 
rung von Bilanzanſätzen, durch die nur eine vom Fin A. vor⸗ 
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genommene Erhöhung eines Aktivums oder Herabſetzung eines 
Paſſivums ausgeglichen wird, nicht zuläſſig. Selbſt wenn der 
dort entwickelte Gedanke für den hier vorliegenden Fall, daß 
das Fin A. nach Feſtſtellung einer verdeckten Gewinnaus⸗ 
ſchüttung zur Mindeſtbeſteuerung übergeht, entſprechend an⸗ 
zuwenden wäre, würde für kurzlebige Wirtſchaftsgüter, durch 
die dem Pflichtigen gerade die Möglichkeit einer beſchränkten 
Gewinnbeeinfluſſung gegeben werden ſollte, eine Anderung 
der urſprünglichen Abſchreibung zuzulaſſen ſein (Näheres vgl. 
„Induſtrie und Steuer“ 1936, 223 Teil J). Liegt allerdings 
bei der verdeckten Gewinnausſchüttung ein unlauteres Ver⸗ 
halten des Pflichtigen vor, ſo wird das Fin A. den Bilanz⸗ 
änderungsantrag ablehnen. 

Zur Beſchränkung der Beſteuerung auf die über 4% des 
Stammkapitals hinausgehende Ausſchüttung iſt noch folgen⸗ 
des zu bemerken: In den Veranlagungsrichtlinien (RStBl. 
1937, 258) wird klargeſtellt, daß der Berechnung des 4% igen 
Freibetrages nicht das geſamte, ſondern nur das an der Aus⸗ 
ſchüttung teilnehmende Kapital zugrunde zu legen iſt. Wird 
3. B. nur auf die Vorzugsaktien, nicht auch auf die Stamm⸗ 
aktien eine Ausſchüttung gewährt, fo iſt der 40 ige Freibetrag 
nur von der Geſamtſumme der Vorzugsaktien, nicht vom ge⸗ 
ſamten Stammkapital, zu berechnen. Ob der gleiche Gedanke 
auch bei der verdeckten Gewinnausſchüttung anzuwenden 1% 
wird in den Richtlinien nicht beſtimmt. Die Frage dürfte 
aber bei der ſonſtigen Gleichſtellung der verdeckten mit der 
offenen Ausſchüttung zu bejahen ſein. Dann würde ſich an 
obigem Beiſpiel, in dem A. alleiniger Geſellſchafter der 
Gmbh. ift, zwar nichts ändern; beſitzt er aber nur 500% der 
Anteile, ſo wäre der 4% ige Freibetrag nicht von 200000 Sell, 
ſondern nur von 100 000 RAM abzuſetzen und die Mindeſt⸗ 
ſteuer demnach von (50000 minus 4000 46 000 RM ſtatt 
von (50 000 minus 8000 —) 42000 RM zu erheben. 

2. Auf ſeiten des Geſellſchafters ändert ſich die Rechts⸗ 
lage durch die Annahme einer verdeckten Gewinnausſchüttung 
in Höhe von 50000 RM wie folgt, wobei angenommen wer⸗ 
den ſoll, daß er das Grundſtück in ſeinem Betriebsvermögen 
hatte: Sein Grundſtückskonto wird in der Steuerbilanz nur 
mit 100 000 RM erkannt, die reſtlichen 50000 AM müßte er 
auf Beteiligungs⸗Ertragskonto vereinnahmen. Auf ſeinen 
Bilanzgewinn hat das keinen Einfluß, und auch für die Zu⸗ 
kunft tritt, nachdem das Grundſtück aus ſeinem Betriebsver⸗ 
mögen ausgeſchieden iſt, keine Anderung ein. Die von der 
Geſellſchaft einbehaltene oder nachträglich gezahlte Kapital⸗ 
ertragſteuer wird ihm auf ſeine Einkommenſteuerſchuld an⸗ 
gerechnet. Ein Unterſchied zeigt ſich aber, wenn der Geſell⸗ 
ſchafter mit Verluſt abſchließt, alſo keine Möglichkeit der An⸗ 
rechnung der Kapitalertragſteuerzahlung von 5000 ./ be⸗ 
ſteht. Dieſer Betrag ſtellt ſich dann als eine Mehrbelaſtung 
dar. Iſt aber der Geſellſchafter ſelbſt eine Kapitalgeſellſchaft 
und beträgt ihre Beteiligung an der GmbH. feit Beginn des 
Wirtſchaftsjahres mindeſtens 250%, dann ergibt ſich durch die 
Annahme der verdeckten Gewinnausſchüttung ſogar eine Er⸗ 
ſparnis; dann find nämlich die ausgeſchütteten 50000 RM 
als Schachteldividende überhaupt ſteuerfrei (89 KörpStsG. 
1934). Auch der Steuerabzug vom Kapitalerkrag unterbleibt 
in dieſem Falle. 


II. 


Der umgekehrte Fall führt zu folgender Betrachtung. A. 
kauft von der Gmb ., deren Alleingeſellſchafter er iſt, ein 
Grundſtück für 100 000 RM. Das Fin A. ſtellt den wirk⸗ 
lichen Wert auf 150000 24 feſt und nimmt in Höhe des 
Überſchuſſes verdeckte Gewinnausſchüttung an. 

1. Hier muß — im Gegenſatz zu Fall I, 1 — dem 
Bilanzgewinn der Geſellſchaft der überſchießende Betrag von 
50 000 RM zugerechnet werden. Es ergibt ſich alſo für die 
Geſellſchaft auch dann, wenn das Fin A. bei der Erfolgs⸗ 
beſteuerung bleiben wird, für das laufende Jahr ein ſteuer⸗ 
liches Mehreinkommen von 50000 AM. Damit iſt aber die 
Angelegenheit für die Geſellſchaft erledigt; eine ſteuerliche 
Auswirkung für die Zukunft — wie im Falle I, 1 infolge der 
veränderten Bilanzierung des Grundſtücks — ergibt ſich nicht 


mehr, da die Geſellſchaft jetzt das Grundſtück nicht mehr be⸗ 
ſitzt. Auch hier iſt Kapitalertragſteuer zu zahlen, die aber, 
wenn ſie im Endergebnis vom Geſellſchafter getragen wird, 
für die Geſellſchaft keine Mehrbelaſtung darſtellt. Ebenſo be⸗ 
ſteht auch hier, wenn der Bilanzgewinn entſprechend niedrig 
iſt, für das Fin A. die Pflicht, die Mindeſtbeſteuerung an⸗ 
zuwenden. Schließlich greifen auch in dieſem Falle die Vor⸗ 
ſchriften über den Anleiheſtockzwang ein. 

2. Auf ſeiten des Geſellſchafters ergibt ſich folgendes 
Bild: Hatte der Geſellſchaft das Grundſtück mit dem Ans 
ſchaffungspreis von 100 000 RM aktiviert und hatte er dieſen 
Wert nach Vornahme von Abnutzungsabſetzungen in die 
Schlußbilanz des laufenden Jahres übernommen, ſo enthält 
ſeine Bilanz eine ſtille Reſerve von 50000 AM. Nimmt 
nun das Fin A. verdeckte Gewinnausſchüttung an, ſo iſt die 
Sache ſteuerlich ſo zu beurteilen, als wenn er der Geſell⸗ 
ſchaft zunächſt 150 000 RM als Kaufpreis gezahlt und ſo⸗ 
dann 50000 . Dividende von ihr erhalten hätte. Die ge⸗ 
dachte Buchung, die zu der ſteuerlich berichtigten Bilanz 
führt, lautet: Grundſtückskonto an Beteiligungsertragskonto 
50000 RM. Das Grundſtückskonto wird alſo mit dem Unter 
ſchiedsbetrage von 50000 RM. belaſtet, der Ausgleich erfolgt 
auf dem Beteiligungsertragskonto, das mit 50000 RM er⸗ 
kannt wird. Das Ergebnis iſt ein Mehrgewinn von 50000 AM, 
der aber durch die um den gleichen Betrag erhöhte Abſchrei⸗ 
bungsmöglichkeit kein endgültiges Steuermehr darſtellt, ſon⸗ 
dern in den kommenden Jahren zum Ausgleich gelangt. 
Durch die Annahme der verdeckten Gewinnausſchüttung wird 
alſo die in der Handelsbilanz ſteckende ſtille Reſerve von 
50000 As in der Steuerbilanz aufgelöſt. 

Iſt der Geſellſchafter, der das Grundſtück erworben hat, 
ſeinerſeits eine Kapitalgeſellſchaft, der das Schachtelprivileg 
zuſteht, jo iſt der Mehrgewinn von 50000 RM nicht ſteuer⸗ 
pflichtig. übrigbleibt alſo als Folge der Auffaſſung des 
Fin A für die Obergeſellſchaft lediglich der Vorteil der ver⸗ 
mehrten Abſchreibungsmöglichkeit, durch den, wenn man beide 
Geſellſchaften als Einheit betrachtet, die Mehrſteuer bei der 
Untergeſellſchaft, vom Zinsunterſchied abgeſehen, wieder aus⸗ 
geglichen wird. Ja es kann ſich ſogar folgende Sachlage er⸗ 
geben: Angenommen es handelt ſich nicht um ein Grundſtück, 
ſondern um einen Gegenſtand von kürzerer Lebensdauer, und 
die ſtreitige Veräußerung erfolgte im Jahre 1935, alſo zur 
Zeit der 200% igen Körperſchaftſteuer. Dann ſteht der Mehr⸗ 
ſteuer von 10000 AM bei der Untergeſellſchaft die erhöhte 
Abſchreibungsmöglichkeit bei der Obergeſellſchaft gegenüber, 
die ſich wegen der Steuererhöhung in einer Steuererſparnis 
von 15000 AM auswirkt. Das Ergebnis iſt alſo, wiederum 
für beide Geſellſchaften zuſammen betrachtet, nicht nur keine 
Mehrſteuer, ſondern eine Steuererſparnis. 

Es empfiehlt ſich alſo in allen Fällen, in denen die Be⸗ 
handlung eines Vorgangs als verdeckte Gewinnausſchüttung 
zur Erörterung ſteht, zunächſt genau zu prüfen, welche Wir⸗ 
kungen ſich durch die Betrachtung unter dieſem Geſichtspunkt 
ergeben und insbeſondere, was oft unterlaſſen wird, nicht nur 
die Lage bei der Geſellſchaft, ſondern auch die Auswirkung 
beim Geſellſchafter mit in Rechnung zu ſtellen. Es wird ſich 
dann oft zeigen, daß es wenig fruchtbar ift, ſich in ein lang⸗ 
wieriges Rechtsmittelverfahren einzulaſſen, zumal es ſich 
meiſt um Bewertungsfragen handelt, für die es an einer feſten 
ziffernmäßigen Grundlage fehlt. 

Schließlich noch eine Verfahrensfrage: Wird verdeckte 
Gewinnausſchüttung angenommen, jo müffen nicht nur bei 
der Geſellſchaft, ſondern auch beim Geſellſchafter die ſteuer⸗ 
lichen Folgerungen gezogen werden, ſelbſt wenn die Veran⸗ 
lagung des Letzteren bereits rechtskräftig iſt und ein fonftiger 
Grund zur Neuaufrollung der Veranlagung fehlt. Die Frage 
der Rechtskraft im Steuerrecht befindet ſich zur Zeit im 
vollen Fluſſe. Der Standpunkt des RF M., dem ſich aller⸗ 
dings der REP. bisher nicht angeſchloſſen hat, geht dahin, 
daß unrichtige Veranlagungen innerhalb der Verjährungsfriſt 
ſtets berichtigt werden können. Es wird daher anzunehmen 
ſein, daß in einem Falle wie dem vorliegenden, eine Be⸗ 
richtigung beim Geſellſchafter an der Rechtskraft nicht ſchei⸗ 
tern darf. Es wäre unerträglich, wenn z. B. das Fin A. der 
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Geſellſchaft dieſe zwar zu einem Mehreinkommen von 
50000 RM veranlagen könnte, während ſich das für den 
Geſellſchafter — eine Kapitalgeſellſchaft mit Schachtelprivileg — 
zuſtändige Fin A. weigert, den erhöhten Wertanſatz und die 
ſich daraus ergebenden vermehrten Abſchreibungsmöglichkeiten 
anzuerkennen mit der Begründung, daß hier keine neue Tat⸗ 
ſache und keine Fehler vorliegen. Vielmehr müſſen auch be⸗ 
reits rechtskräftige Veranlagungen auf der neuen Grundlage 
berichtigt werden. Zum mindeſten muß, wenn keine neue Auf⸗ 
rollung erfolgen ſoll, dem Pflichtigen die Erhöhung der Ab⸗ 
ſchreibungsmöglichkeit für die Zukunft voll zugute kommen. 
Hat z. B. der Pflichtige einen abnutzbaren Gegenſtand von 


zehnjähriger Lebensdauer für 100 000 % erworben und 
werden bei der Verkäuferin nach drei Jahren 50000 RM 
als verdeckte Gewinnausſchüttung im Berichtigungswege hin⸗ 
zugerechnet, ſo dürfen beim Pflichtigen die drei letzten Jahres⸗ 
veranlagungen nur dann auf ſich beruhen bleiben, wenn für 
die Eröffnungsbilanz des vierten Jahres von einem Anſatz 
von 150 000 . minus 30000 Aut = 120000 ARM aus⸗ 
gegangen wird. Dem Pflichtigen darf alſo nicht für die Er- 
öffnungsbilanz des vierten Jahres ein Anſatz von 150000 RM 
minus 45000 % — 105 000 ., aufgenötigt werden, ohne 
0% gleichzeitig die drei vorangegangenen Jahre berichtigt 
werden. 


Die Eheſcheidung von tſchechoflowakiſchen Stantsangehörigen 


Von Amtsgerichtsrat Maßfeller, Berlin 


Im Anſchluß an das in dieſem Heft S. 132215 abgedruckte 
Urteil des RG. ſoll hier die Frage der Eheſcheidung von 
tſchechoſlowakiſchen Staatsangehörigen behandelt werden. Ich 
gehe dabei in derſelben Weiſe vor, wie in meinem Auflak 
„Die Eheſcheidung von polniſchen Staatsangehörigen“ (JW. 

37, 780). ö 

I. Das RG. hat an feiner in mehreren Urteilen ver⸗ 
tretenen Auffaſſung feſtgehalten, daß die deutſchen Gerichte 
zur Scheidung der Ehen von tſchechoſlowakiſchen Staatsange⸗ 
hörigen nicht zuſtändig ſind. Es gelangt zu dieſer Auffaſſung, 
weil das tſchechoſlowakiſche Miniſterium der auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten in einer Verbalnote v. 8. Sept. 1934 der deut⸗ 
ſchen Regierung mitgeteilt hat, daß Urteile fremder Staaten 
in Eheſachen tſchechoflowakiſcher Staatsangehöriger weder in 
den Provinzen Böhmen, Mähren und Schleſien (früher Oſter⸗ 
reich) noch in den Provinzen Slowakei und Karpathorußland 
(früher Ungarn) anerkannt würden, und weil hiernach als 
Auffaſſung der tſchechoſlowakiſchen Verwaltungsbehörden die 
Unzuſtändigkeit fremder Gerichte anzunehmen ſei; deshalb 
könne nicht feſtgeſtellt werden — trotz der entgegenſtehenden 
Praxis der tſchechoſlowakiſchen Gerichte —, daß die deutſchen 
Gerichte auch nach tſchechoflowakiſchem Recht zuſtändig ſeien 
(8 606 Abſ. 4 ZPO.). Ich habe gegen dieſe Folgerung wie⸗ 
derholt Stellung genommen. Indeſſen wird man mit einer 
Anderung der Rechtſprechung durch das RG. vorläufig nicht 
rechnen können. Für die Praxis der deutſchen Gerichte ſcheint 
mir die Frage damit entſchieden zu ſein. In Eheſachen 
tſchechoſlowakiſcher Staatsangehöriger können Scheidungs⸗ 
urteile in Deutſchland künftig nicht mehr ergehen. 

Zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen möchte ich auch 
hier wieder darauf hinweiſen, daß die einſchränkende Vor⸗ 
ſchrift des 8 606 Abſ. 4 ZPO. nur für die Scheidungsklage, 
nicht dagegen für die Ehenichtigkeitsklage und die Eheanfech⸗ 
tungsklage gilt. Die Einſchränkung fällt ferner dann weg, 
wenn die Ehe zwar nach deutſchem Recht gültig, nach 
tſchechoſlowakiſchem Recht dagegen nichtig ift (vgl. des Näheren 
JW. 1937, 781/82). 

II. Beſitzen beide Ehegatten die tſchechoſlowakiſche Staats⸗ 
angehörigkeit, ſo muß die Scheidungsklage alſo in der Tſchecho⸗ 
ſlowakei erhoben werden. 

„In der Tſchechoſlowakei haben wir zwei große Rechts⸗ 
gebiete. Einmal das Rechtsgebiet des öſterreichiſchen Rechts 
Böhmen, Mähren, Schlefien und das ehemals preußiſche 
Hultſchiner Ländchen), zum anderen das Rechtsgebiet des 
ungariſchen Rechts (Slowakei und Karpathorußland). 

% 1. Das öſterreichiſche Rechtsgebiet. Das 
öſterreichiſche Familienrecht iſt reformiert worden durch das 
Geſetz v. 22. Mai 1919, betr. Abänderungen der Beſtim⸗ 
mungen des bürgerlichen Rechts über die Förmlichkeiten des 
Ehevertrages, die Ehetrennung und die Ehehinderniſſe (ab⸗ 
gedruckt bei Bergmann, „Internationales Ehe- und Kind⸗ 


ſchaftsrecht“, Bd. 2 S. 684 ff.). Das Geſetz führt die fakul⸗ 
tative Zivilehe ein (88 1—12, gibt für Angehörige ſämt⸗ 
licher Konfeſſionen ein einheitliches Eheſcheidungsrecht (88 13 
bis 24) und beſeitigt die auf religiöſer Grundlage beruhenden 
Ehehinderniſſe des öſterreichiſchen Rechts ($ 25). Auf dieſes 
neue materielle Eherecht kann hier nicht näher eingegangen 
werden. 

a) Die einverſtändliche Scheidung von 
Tiſch und Bett, durch die die Ehe dem Bande nach 
nicht gelöſt wird, gemäß § 105 des öſterr. AGB., der 
auch in der Tſchechoflowakeit gilt. 

$ 105 ABGB.: „Beide Ehegatten haben ... das Schei⸗ 
dungsgeſuch bei ihrem ordentlichen Gerichte anzubringen. Das 
Gericht ſoll ſie perſönlich vorrufen, und, wenn ſie vor dem⸗ 
ſelben beſtätigen, daß ſie über ihre Scheidung ſowohl als über 
die Bedingungen in Abſicht auf Vermögen und Unterhalt 
miteinander verſtanden ſind, ohne weitere Erforſchung, die 
verlangte Scheidung bewilligen und ſelbe bei den Gerichts⸗ 
akten vormerken. Sind Kinder vorhanden, ſo iſt das Gericht 
verbunden, für dieſelben nach den in dem folgenden Haupt⸗ 
ſtück enthaltenen Vorſchriften zu ſorgen.“ 


„Die einverſtändliche Scheidung erfolgt als Akt der nicht⸗ 
ſtreitigen Gerichtsbarkeit durch das Bezirksgericht. über die 
Zuſtändigkeit iſt in 8 114 der Jurisdiktionsnorm in der 
Faſſung von Art. II Nr. 8 des tſchechoſlowakiſchen Geſetzes 
v. 8. Juli 1930 (Samml. der Geſetze und Verordnungen 1930 
Nr. 130) beſtimmt: „Zur Bewilligung der einverſtändlichen 
Scheidung iſt das Bezirksgericht zuſtändig, bei dem der Ehe⸗ 
mann ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand hat; iſt ein ſolcher 
Gerichtsſtand im Inland nicht begründet, ſo iſt das Bezirks⸗ 
gericht zuſtändig, in deſſen Sprengel die Ehegattin ihren all⸗ 
gemeinen Gerichtsſtand hat, und wenn auch ein ſolcher nicht 
begründet iſt, das Bezirksgericht, in deſſen Sprengel die 
Heimatgemeinde des Ehegatten gelegen iſt.“ 


Auf Grund der gerichtlich bewilligten einverſtändlichen 
Scheidung von Tiſch und Bett kann — wiederum im Ver⸗ 
fahren außer Streitſachen — die gänzliche Trennung begehrt 
werden. Die Vorausſetzungen hierfür find in den 88 15 
und 16 des Gef. v. 22. Mai 1919 enthalten. Einmal muß 
ſeit der Scheidung ein Jahr verfloſſen ſein, und die Ehe⸗ 
gatten dürfen während dieſes Jahres die eheliche Gemeinſchaft 
nicht wiederhergeſtellt haben. Ferner müſſen beide Ehegatten 
mit der Trennung ihrer bisher nur geſchiedenen Ehe einver⸗ 
ſtanden ſein, wobei Zuſtimmung angenommen wird, wenn 
ſich der Gegner des Geſuchſtellers nicht bei Gericht einfindet. 
Schließlich muß das Gericht die überzeugung gewinnen, daß 
eine unüberwindliche Abneigung vorliegt; ſind 3 Jahre ſeit 
der Scheidung verſtrichen, ſo iſt unüberwindliche Abneigung 
grundſätzlich als bewieſen anzuſehen. Widerſpricht der Gegner 
des Geſuchſtellers der Trennung oder behauptet er andere 
Gründe als unüberwindliche Abneigung für die Ehezerrüt⸗ 
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tung, ſo muß das Gericht den Geſuchſteller auf das ſtreitige 
Verfahren verweiſen. Andernfalls ſpricht es die Trennung 
durch Beſchluß aus. 

Über die Zuſtändigkeit für den Ausſpruch der Trennung 
nach voraufgegangener einverſtändlicher Scheidung beſtimmt 
S 20 Abſ. 3 des Gef. v. 22. Mai 1919: „3. In den übrigen 
Fällen iſt jener Gerichtshof örtlich zuſtändig, in deſſen Spren⸗ 
gel der Ehegatte, gegen den das Anſuchen um Trennung 
gerichtet iſt, ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand hat. Hat dieſer 
Ehegatte ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand nicht im Julande, 
ſo iſt jener Gerichtshof zuſtändig, in deſſen Sprengel der 
Geſuchſteller ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand hat.“ Haben 
beide Ehegatten ihren allgemeinen Gerichtsſtand im Ausland, 
ſo fehlt es an einem zuſtändigen Gericht in der Tſchecho⸗ 
ſlowakei. Die Parteien können alſo die Trennung ihrer Ehe 
im Verfahren außer Streitſachen nicht erreichen. Sie müſſen 
das gewöhnliche Eheſtreitverfahren wählen. 

b) Die nicht ein verſtändliche Scheidung 
von Tiſch und Bett, durch die das Band der Ehe eben⸗ 
falls nicht gelöſt wird, gemäß 88 107—109 des öſterr. 
A BGB., die in der Tſchechoflowakei fortgelten. 

§ 107 ABGB.: „Will ein Teil in die Scheidung nicht 
einwilligen, und hat der andere Teil rechtmäßige Gründe, 
auf dieſelbe zu dringen, ſo müſſen auch in dieſem Falle die 
gütlichen Vorſtellungen des Pfarrers 1) vorausgehen. Sind fie 
fruchtlos, oder weigert ſich der beſchuldigte Teil bei dem 
Pfarrer!) zu erſcheinen, dann iſt das Begehren mit des 
Pfarrers!) Zeugnis und den nötigen Beweiſen bei dem 
ordentlichen Gerichte einzureichen, welches die Sache von 
Amts wegen zu unterſuchen und darüber zu erkennen hat. ... 

8109 A BGB.: „Wichtige Gründe, aus denen auf die 
Scheidung erkannt werden kann, ſind: Wenn der Geklagte 
eines Ehebruches oder eines Verbrechens ſchuldig erklärt wor⸗ 
den iſt; wenn er den klagenden Ehegatten boshaft verlaſſen, 
oder einen unordentlichen Lebenswandel geführt hat, wodurch 
ein beträchtlicher Teil des Vermögens des klagenden Ehegatten 
oder die guten Sitten der Familie in Gefahr geſetzt werden; 
ferner dem Leben oder der Geſundheit gefährliche Nach⸗ 
ſtellungen; ſchwere Mißhandlungen, oder nach dem Verhält⸗ 
niſſe der Perſonen ſehr empfindliche, wiederholte Kränkungen; 
anhaltende mit Gefahr der Anſteckung verbundene Leibes⸗ 
gebrechen.“ 

Über die Zuſtändigkeit beſtimmt 8 76 der Juris⸗ 
diktionsnorm: 

„Klagen auf Scheidung, Trennung oder Ungültigerklä⸗ 
rung einer Ehe, mit Klagen auf Scheidung oder Trennung 
verbundene vermögensrechtliche Klagen aus dem Eheverhält⸗ 
niſſe (S 7a) ſowie Klagen wegen aller nicht rein vermögens⸗ 
rechtlichen Anſprüche aus dem ehelichen Verhältniſſe gehören 
vor das Gericht, in deſſen Sprengel die Ehegatten ihren letzten 
gemeinſamen Wohnſitz hatten.“ 

Bei der Auslegung der Vorſchrift des § 76 der Juris⸗ 
diktionsnorm iſt zu beachten, daß er einen Gerichtsſtand in 
der Tſchechoflowakei nicht eröffnet, wenn die Ehegatten nie⸗ 
mals einen gemeinſamen Wohnſitz in der Tſchechoſlowakei 
gehabt haben oder wenn ſie den gemeinſamen Wohnſitz in 
der Tſchechoflowakei aufgegeben und einen neuen gemeinſamen 
Wohnſitz im Ausland begründet haben. In dieſen Fällen 
kommt die Beſtimmung des $ 100 der Jurisdiktionsnorm in 
der Faſſung von Art. II Nr. 7 des Geſ. von 1921 und von 
Art. II Nr. 2 des Geſ. v. 8. Juli 1930 zur Anwendung, der 
folgendes beſtimmt: 

„Klagen gegen Angehörige des tſchechoſlowakiſchen Staa⸗ 
tes auf Scheidung, Trennung oder Ungültigerklärung einer 
Ehe und andere Klagen über nicht rein vermögensrechtliche 
Anſprüche aus dem Verhältniſſe zwiſchen Ehegatten ober 
zwiſchen Eltern und Kindern können im Inlande, wenn hier 
für ſie weder ein allgemeiner noch ein beſonderer Gerichts⸗ 
ſtand begründet iſt, bei dem allgemeinen Gerichtsſtand des 
Klägers, und wenn ein ſolcher nicht begründet iſt, bei dem 


) In der Tſchechoſlowakei iſt an die Stelle des Pfarrers das 
Gericht getreten (vgl. § 27 des Gel. v. 22. Mai 1919). 


Aufſätze 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Gericht augebracht werden, in deſſen Spreugel die Gemeinde 
gelegen iſt, in welcher beide Parteien oder eine von ihnen 
das Heimatrecht beſitzen.“ 

Die Zuſtändigkeitsregelung iſt alſo folgende: 

a) Liegt der letzte gemeinſame Wohnſitz der Ehegatten 
in der Tſchechoſlowakei, ſo iſt das Gericht zuſtändig, zu 
deſſen Sprengel der Wohnort gehört. 

6) Haben die Ehegatten nie einen gemeinſamen Wohnſitz 
in der Tſchechoſlowakeit gehabt oder haben fie ſpäter noch 
einen gemeinſamen Wohnſitz im Ausland begründet, ſo iſt, 
wenn der Beklagte in der Tſchechoſlowakei wohnt, das Gericht 
zuſtändig, in deſſen Bezirk der Beklagte wohnt (allgemeiner 
Gerichtsſtand). 

Wohnt nicht der Beklagte, wohl aber der Kläger in der 
Tſchechoſlowakei, fo iſt das für den Kläger zuſtändige Ge⸗ 
richt für die Verhandlung der Eheſcheidungsklage zuſtändig. 

Wohnen ſchließlich beide Ehegatten im Ausland, ſo iſt 
die Zuständigkeit des Gerichts gegeben, in deſſen Sprengel 
die Gemeinde gelegen iſt, in welcher beide Parteien oder eine 
von ihnen das Heimatrecht beſitzen. 

) Läßt ſich im Einzelfall das zuſtändige Gericht nicht 
ermitteln, ſo kommt 828 der Jurisdiktionsnorm zur An⸗ 
wendung: „Wenn für eine bürgerliche Rechtsſache zwar die 
inländiſche Gerichtsbarkeit begründet iſt, die Vorausſetzungen 
für die örtliche Zuſtändigkeit eines inländiſchen Gerichts aber 
fehlen oder nicht zu ermitteln ſind, ſo hat der Oberſte Ge⸗ 
richtshof aus den ſachlich zuſtändigen Gerichten eines zu be⸗ 
ſtimmen, welches für die fragliche Rechtsſache als örtlich zu⸗ 
ſtändig zu gelten hat. Dieſe Beſtimmung hat in ſtreitigen 
bürgerlichen Rechtsſachen auf Antrag einer Partei, ſonſt aber 
von Amts wegen zu geſchehen.“ 

Die Scheidung von Tiſch und Bett kann in eine gänz⸗ 
liche Trennung umgewandelt werden. In Betracht kommt in 
erſter Linie 817 des Gef. v. 22. Mai 1919, der folgendes 
beſtimmt: 

„Wurde durch das Gericht die Scheidung gemäß den 
58 107 —109 AGB., und zwar aus einem in § 13 dieſes 
Geſetzes 2) angeführten Grunde rechtskräftig ausgeſprochen, ſo 
kann jeder Ehegatte ohne Rückſicht auf die Vorſchrift des 8 15 
um Trennung der Ehe auf Grund des bereits durchgeführten 
Scheidungsprozeſſes anſuchen. Gelangt das Gericht auf Grund 
der gepflogenen Erhebungen, bei denen es ſich an die Grund⸗ 
ſätze des Verfahrens außer Streitſachen zu halten hat, zur 
Überzeugung, daß die im Scheidungsprozeſſe hervorgekom⸗ 
menen Tatſachen ſchon damals den Anſpruch auf Trennung 
begründet hatten, wenn die Klage darauf gerichtet geweſen 
wäre, ſo ſpricht es die Trennung der Ehe mittels Beſchluſſes 
aus, in welchem es den Ausſpruch über die Schuld aus dem 
in dem Prozeſſe über die Scheidung derſelben Ehe gefällten 
Urteile aufnimmt. Die Trennung darf hier nicht ausgeſprochen 
werden, wenn der im 8 13g) angeführte Zuſtand auf⸗ 
gehört hat.“ 

Für den Ausſpruch der Treunung iſt das Gericht ört⸗ 
lich zuſtändig, das in erſter Inſtanz im Scheidungsprozeß 
entſchieden hat (§ 20 Abſ. 2 des Geſ. v. 22. Mai Li). 

e) Die Trennung der Ehe, durch die das Band 
der Ehe gelöſt wird, gemäß § 13 des Gef. v. 22. Mai 1919. 
Ohne vorherige Scheidung von Tiſch und Bett kann auf 
Trennung der Ehe geklagt werden: 

a) wenn ſich der andere Ehegatte eines Ehebruchs ſchul⸗ 
dig gemacht hat; 

b) wenn er rechtskräftig zu einer mindeſtens dreijährigen 
Kerkerſtrafe verurteilt wurde oder zu einer Kerkerſtrafe auf 
kürzere Zeit, aber wegen einer ſtrafbaren Handlung, die aus 
Beweggründen hervorgegangen iſt oder unter Umſtänden ver⸗ 
übt wurde, die von entartetem Charakter zeugen; 

c) wenn er feinen Ehegatten böswillig verlaſſen hat 
und über gerichtliche Aufforderung nicht binnen ſechs Mona⸗ 


2) 8 13 des Geſ. v. 22. Mai 1919 enthält die Trennungsgründe 
des tſchechoſlowakiſchen Rechts (vgl. unter ch. 

) $13g des Gef. v. 22. Mai 1919 läßt die Trennung der Ehe 
wegen beſtimmter Krankheitszuſtände zu. 


66. Jahrg. 1937 Heft 20/21] 


Aufſätze 


1299 


ten zurückkehrt. Iſt ſein Aufenthaltsort unbekannt, ſo hat 
die gerichtliche Aufforderung öffentlich zu erfolgen; 

d) wenn der andere Ehegatte dem Leben oder der Ge⸗ 
ſundheit des Ehegatten nachgeſtellt hat; 

e) wenn er ihn mehrmals mißhandelt, ihn ſchwer ver⸗ 
letzt oder ihn wiederholt an der Ehre beleidigt hat; 

1) wenn er ein ausſchweifendes Leben führt; 

g) wegen dauernder oder periodiſch verlaufender Geiſtes⸗ 

krankheit, welche drei Jahre andauert; wegen angeborener 
oder erworbener ſchwerer geiſtiger Degeneration einſchließlich 
ſchwerer Hyſterie, Trunkſucht oder gewohnheitsmäßigen Miß⸗ 
brauchs von Nervengiften in der Dauer von zwei Jahren; 
wegen Epilepſie in der Dauer von wenigſtens einem Jahr 
mit mindeſtens ſechs Anfällen im Jahre oder verbunden mit 
Geiſtesſtörung; 
„h) wenn eine ſo tiefe Zerrüttung der Ehe eingetreten 
iſt, daß gerechterweiſe von den Ehegatten das Verbleiben in 
der ehelichen Gemeinſchaft nicht verlangt werden kann. Die 
Trennung kann nicht über Klage desjenigen Gatten, der an 
der Zerrüttung überwiegend ſchuldig iſt, ausgeſprochen 
werden; 

i) wegen unüberwindlicher Abneigung. Der Klage kann 
nur dann ſtattgegeben werden, wenn ſich dem Anſuchen um 
Trennung auch der zweite Ehegatte, ſei es auch nachträglich, 
anſchließt. In dieſem Falle muß aber die Trennung nicht 
ſofort bewilligt werden, ſondern es kann zunächſt auf Schei⸗ 
dung von Tiſch und Bett, und zwar eventuell auf mehrere 
Male, erkannt werden. 

Die Zuſtändigkeit für die Trennungsklage richtet ſich nach 
IS 76 und 100 der Jurisdiktionsnorm unter Berückſichtigung 
der Anderungen durch das Geſ. v. 1. April 1921, 8. Juni 
1923 und 8. Juli 1930. Die Beſtimmungen find unter b im 
Wortlaut mitgeteilt. 


2. Das ungariſche Rechtsgebiet. 

Anders als in Sſterreich gab es in Ungarn ein all⸗ 
gemein geltendes Scheidungs⸗ (Trennungs⸗) Recht. Dieſes 
Recht iſt übernommen und von dem tſchechoſlowakiſchen Geſetz 
d. 22. Mai 1919 unberührt gelaſſen worden. Es gelten alſo 
die Ehetrennungs⸗ und Cheſcheidungsgründe des ungarischen 
Geſetz⸗Art. XXI vom Jahre 1894 auch in der Tſchecho⸗ 
ſlowakei. 

Die Ehetrennungsgründe ſind folgende: 

§ 76: „Die Löſung der Ehe kann jener Ehegenoſſe ver⸗ 
langen, deſſen Ehegefährte einen Ehebruch oder eine Unzucht 
wider die Natur begeht, oder wiſſend, daß eine Ehe noch 
beſteht, eine neue Ehe ſchließt.“ 

§ 77: „Die Löſung der Ehe kann jener Ehegenoſſe ver⸗ 
langen, den ſein Ehegefährte wiſſentlich und ohne rechtlichen 
Grund verlaſſen hat: 

a) wenn der die eheliche Lebensgemeinſchaft ſtörende 
Ehegenoſſe nach Verlauf von ſechs Monaten, von dem Ver⸗ 
aſſen ſeines Ehegenoſſen gerechnet, durch einen richterlichen 

eſchluß zur Wiederherſtellung der Lebensgemeinſchaft ver⸗ 
pflichtet wurde, und derſelbe dieſem Beſchluß binnen des ge⸗ 
richtlich anberaumten Termines nicht entſpricht; 

b) wenn der die eheliche Lebensgemeinſchaft ſtörende 
Ehegenoſſe, deſſen Aufenthaltsort ſeit mindeſtens einem Jahre 
unbekannt iſt, zur Wiederherſtellung der Lebensgemeinſchaft 
innerhalb eines Jahres im Wege eines richterlichen Ediktes 
aufgefordert wurde und dieſer Aufforderung ungerechtfertigt 
nicht entſpricht.“ 

$ 78: „Die Löſung der Ehe kann jener Ehegenoſſe ver⸗ 
langen, dem ſein Ehegenoſſe nach dem Leben trachtete, oder 
den ſein Ehegenoſſe in einer die körperliche Unverſehrtheit 
oder die Geſundheit gefährdenden Weiſe abfichtlich ſchwer 
mißhandelt hat.“ 

§ 79: „Die Löſung der Ehe kann jener Ehegenoſſe ver⸗ 
langen, deſſen Ehegenoſſe nach Schließung der Ehe zum Tode 
ober zu mindeſtens fünfjährigem Zuchthaus oder Kerker ver⸗ 
urteilt wurde. 


Die Löſung der Ehe kann nicht erfolgen, wenn der Ehe⸗ 
genoſſe das Verbrechen vor Schließung der Ehe begangen hat 
und ſein Ehegenoſſe von dieſem Umſtande zur Zeit der Ehe⸗ 
ſchließung Kenntnis hatte.“ 

§ 80: „Die Ehe kann auf Verlangen eines der Ehe⸗ 
genoſſen gelöſt werden, wenn der andere Ehegenoſſe 

a) die Pflichten des Ehegenoſſen außer den Fällen der 
88 76— 78 durch fein abſichtliches Betragen ſchwer verletzt; 

b) ein zur Familie der Ehegenoſſen gehörendes Kind 
zur Begehung einer ſtrafbaren Handlung oder zum un⸗ 
moraliſchen Lebenswandel veranlaßt oder zu veranlaſſen 
trachtet; 

c) feinen unmoraliſchen Lebenswandel verſtockterweiſe 
fortſetzt; 

d) nach Schließung der Ehe zu einer Zuchthaus⸗ oder 
Kerkerſtrafe in der Dauer von weniger als fünf Jahren oder 
wegen eines aus Gewinnſucht begangenen Vergehens zu Ge— 
fängnis verurteilt wurde. 

In dieſen Fällen kann die Ehe nur dann gelöſt werden, 
wenn der Richter unter ſorgfältiger Berückſichtigung der 
Individualität und der Lebensverhältniſſe der Ehegenoſſen 
ſich davon überzeugt hat, daß das eheliche Verhältnis in⸗ 
folge eines der angeführten Gründe ſo ſehr geſtört iſt, daß 
für den die Löſung der Ehe Verlangenden die Fortſetzung 
der Lebensgemeinſchaft unerträglich geworden iſt.“ 

In jedem Falle kann ſtatt der Löſung der Ehe die Tren 
nung von Tiſch und Bett begehrt werden. „Wenn die Tren⸗ 
nung von Tiſch und Bett, von dem Erwachſen des Urteils in 
Rechtskraft gerechnet, zwei Jahre lang gedauert hat, ſo kann 
jeder der Ehegenoſſen verlangen, daß der Richter das Urteil 
betreffend die Trennung von Tiſch und Bett in ein die Löſung 
der Ehe ausſprechendes Urteil umändere“ (8 107). 

Die Zuſtändigkeit für die Scheidungs- und Tren⸗ 

nungsklage iſt in der ungariſchen ZPO. geregelt. Maßgebend 
iſt 8 639 in der Faſſung des tſchechoſlowakiſchen Geſetzes vom 
1. April 1921 und 8. Juni 1923. Er lautet: 
„Wenn beide Parteien oder eine derſelben tſchechoſlowa⸗ 
kiſche Angehörige ſind, ſo begründet in Prozeſſen, welche die 
Nichtigkeit, Anfechtung oder Auflöſung der Ehe, ferner die 
Scheidung von Tiſch und Bett zum Gegenſtande haben, der 
letzte gemeinſame Wohnort der Eheleute die Zuſtändigkeit. 

War der letzte gemeinſame Wohnort der Ehelente nicht 
im Gebiete der tſchechoſlowakiſchen Republik, fo iſt die Klage 
beim allgemeinen Gerichtsſtand des Beklagten oder, wenn ein 
ſolcher im Inland nicht beſteht, bei dem Gerichtshofe erſter 
Inſtanz in Bratislava (Preßburg) einzubringen, falls die 
Parteien oder der Beklagte in einer Gemeinde des Geltungs⸗ 
bereichs dieſes Geſetzes (d. i. Slowakei und Karpathorußland) 
das Heimatrecht beſitzen. 

„Dieſe Zuſtändigkeit des Gerichts erliſcht nicht dadurch, 
daß der eine Ehegatte die Staatsangehörigkeit der tſchecho⸗ 
ſlowakiſchen Republik oder das Heimatrecht in derſelben nach 
Eintritt der als Scheidungs⸗ oder Auflöſungsgrund dienenden 
Tatſachen oder vorher verloren hat. 

Die in dieſem Paragraphen feſtgeſtellte Zuſtändigkeit iſt 
eine ausſchließliche.“ 

III. Beſitzt nur einer der Ehegatten die tſchechoflowakiſche 
Staatsangehörigkeit, während der andere Ehegatte deutſcher 
Reichsangehöriger oder ſtaatenlos iſt, ſo gilt die die deutſche 
Gerichtsbarkeit einengende Vorſchrift des § 606 Abi. 4 ZPO. 

Die Frage, welche Gerichte in ſolchem Falle in Deutſch⸗ 
land für die Entſcheidung zuständig find, habe ich in meinem 
Aufſatz „Die Eheſcheidung von polniſchen Staatsangehörigen“ 
(JW. 1937, 780) unter II 2 (S. 782,83) erörtert. Ich kann 
auf dieſe Ausführungen verweiſen. Nur darauf muß hin⸗ 
gewieſen werden, daß auf die Scheidungsklage niemals Art. 1 
des Geſ. über die Anwendung deutſchen Rechts bei der Ehe⸗ 
ſcheidung v. 24. Jan. 1935 (RGSBl. I, 48) angewandt wer⸗ 
den kann, weil nach tſchechoſlowakiſchem Recht eine Trennung 
der Ehe dem Bande nach zuläſſig iſt. 
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Maklerproviſion beim Grund ſtückskauf und Beurkundungspflicht 


Von Rechtsanwalt Dr. Hans Adler, Berlin 


Die Rechtſprechung zu § 313 BGB., nach welcher alle 
im Rahmen eines Grundſtückskaufvertrages getätigten Abreden 
gerichtlich oder notariell zu beurkunden ſind, hat im Laufe der 
„Schwarzkaufprozeſſe“ und ſpäterhin eine feſte Grundlage für 
die Beurkundungspflicht des Notars geſchaffen. Vielfach tauchen 


jedoch noch Zweifel auf, welche Vereinbarungen, die die Ver⸗ 


tragsparteien mit Dritten getroffen haben, vom Notar zu 
beurkunden ſind. 

Im unmittelbaren Zuſammenhang mit der Frage, welche 
Abreden zu protokollieren ſind, ſtehen die ſteuerlichen 
Wirkungen eines Grundſtückskaufvertrages. Denn grundſätzlich 
wird die Steuerpflicht nach Maßgabe des Wortlautes des 
protokollierten Vertrages ausgelöſt. Steuerlich von Bedeutung 
kann die Proviſion der Makler ſein. 

Die Protokollierung der Maklerproviſion beim Grund⸗ 
ſtückskauf bedarf der angeſtrebten geſetzlichen Regelung nicht, 
da die hierbei zu entſcheidenden Fälle Schwierigkeiten nicht 
bereiten können. Die Rechtslage iſt hier klar und zweifelsfrei. 
Da aber mitunter die Steuerbehörden bei der Veranlagung 
von Grunderwerbſteuern die zivilrechtlichen Unterſchiede, die 
ſich aus der jeweiligen Stellung des Maklers ergeben, nicht 
klar genug erkennen und daraus unzutreffende ſteuerliche Fol⸗ 
gerungen ziehen, erſcheint eine Prüfung der Frage geboten, 
wann die Maklerproviſion Teil des Erwerbspreiſes i. S. des 
§ 12 GrErwStG. ift und damit ein Protokollierungszwang 
beſteht. Es laſſen ſich dabei vier Fälle unterſcheiden: 

2) Der Makler wird tätig auf Grund einer Vereinbarung 
gem. § 652 BGB. mit dem Veräußerer; d. h. der Veräußerer 
verpflichtet ſich, dem Makler für die Vermittlung des Kauf⸗ 
vertrages ein Entgelt in Form eines beſtimmten Proviſions⸗ 
ſatzes oder eines Fixums zu zahlen. Der Veräußerer iſt dann 
allein verpflichtet, die vereinbarte Proviſion zu zahlen. Die 
Maklerproviſion iſt nicht Teil des Kaufpreiſes. Eine Er⸗ 
wähnung der Maklerproviſion im notariellen Kaufvertrag hat 
zu unterbleiben. Wünſcht der Verkäufer die Maklerproviſion, 
die für die Wertzuwachsſteuer abzugsfähig iſt, im Kaufvertrage 
zu erwähnen, ſo beſtehen dagegen keine Bedenken. Notwendig 
iſt dies nicht, da der Nachweis dieſer Aufwendung auch ander⸗ 
weitig erbracht werden kann. 

b) Der Makler hat lediglich von dem Erwerber den Auf⸗ 
trag erhalten, ihm ein Grundſtück, das ſeinen Wünſchen ent⸗ 
ſpricht, zu verſchaffen. Der Erwerber trifft für dieſen Fall 
eine Proviſionsvereinbarung mit dem Makler. Der Veräußerer 
iſt an dieſer Vereinbarung unbeteiligt. In dieſem Falle gehört 
die von dem Erwerber zu zahlende Maklerproviſion ebenfalls 
nicht zum Veräußerungspreis i. S. des § 12 GrErwStG., 
welcher lautet: 

„Der Veräußerungspreis beſtimmt ſich nach dem Geſamt⸗ 
betrage der Gegenleiſtung einſchließlich der vom Erwerber 
übernommenen oder ihm ſonſt infolge der Veräußerung 
obliegenden Leiſtungen ..“ 
Die von dem Erwerber übernommene Proviſion iſt nicht 
notariell zu beurkunden, denn 
„kein Teil der Gegenleiſtung iſt die vom Erwerber an den 
von ihm angenommenen Vermittler gezahlte Vermittlungs⸗ 
gebühr, auch wenn ſie außergewöhnlich hoch iſt.“ 
(vgl. Ott, „Handbuch des geſamten Grunderwerbſteuerrechts“, 
4. Aufl. 1936, S. 329 und die dort zitierte Rechtſprechung). 

c) Der Makler hat von dem Veräußerer den Auftrag er- 
halten, einen Käufer für das Grundſtück zu beſchaffen, und 
der Veräußerer hat mit dem Makler eine Proviſion vereinbart, 
deren Zahlung aber von dem Erwerber für Rechnung des Ver⸗ 
äußerers entweder neben dem vereinbarten Nettokaufpreis oder 
in Anrechnung auf ihn geleiſtet werden ſoll. Damit der Er⸗ 
werber die Zahlung für den Veräußerer für deſſen Rechnung 
an den Makler leiſtet, bedarf es einer entſprechenden Ver⸗ 
einbarung zwiſchen Veräußerer und Erwerber. Dieſe Ver⸗ 
einbarung iſt Beſtandteil des Kaufvertrages; da die Makler⸗ 
proviſion ein Teil der an den Veräußerer vorzunehmenden 
Gegenleiſtung i. S. des § 12 GrErw StG. iſt, muß dieſe Pro⸗ 


viſionsvereinbarung bzw. ihre „Abwälzung“ auf den Erwerber 
beurkundet werden. 

d) Der Veräußerer beauftragt einen Makler, das Grund⸗ 
ſtück zu einem Nettopreiſe zu verkaufen. Eine Proviſions⸗ 
vereinbarung wird zwiſchen Veräußerer und Makler nicht ge⸗ 
troffen. Vielmehr iſt es Sache des Maklers, eine Proviſion 
von dem Erwerber zu erzielen. Der Veräußerer iſt an einer 
derartigen — zwiſchen Erwerber und Makler — zu treffenden 
Vereinbarung unintereſſiert, er „gibt lediglich dem Makler das 
Grundſtück an die Hand“ und verlangt, daß ein beſtimmter 
Nettopreis für ihn erzielt wird. In dieſem Falle übt der 
Makler eine Doppeltätigkeit aus: Er iſt ſowohl für den 
Veräußerer tätig, für deſſen Grundſtück er einen Käufer be⸗ 
ſchaffen ſoll, und zwar auf Grund eines unentgeltlichen Auf⸗ 
trages, andererſeits ſteht er in einem Vertragsverhältnis mit 
dem Erwerber, der ihm — und zwar allein — proviſions⸗ 
pflichtig iſt. Dieſe Doppeltätigkeit des Maklers iſt nach der 
Entſcheidung des RG. V 47/20 v. 3. Mai 1920 (JW. 1913, 
200) zuläſſig. Es heißt in dieſer Entſcheidung folgendermaßen: 

„Die Tätigkeit des Maklers für beide Teile ſchließt den 
Anſpruch auf Maklerlohn nur aus, wenn der Makler dem 
Inhalt des Vertrages zuwider für beide Teile tätig geweſen 
iſt. Inwieweit das zutrifft, hängt von dem Einzelfall ab.“ 
Wenn der Makler auch für den Veräußerer tätig iſt, anderer⸗ 
ſeits der Erwerber die Proviſion zu zahlen hat, ſo gehört 
gleichwohl die Proviſion nicht zur Gegenleiſtung des Er⸗ 
werbers i. S. des 812 GrErwStch. Dieſer Fall unterſcheidet 
ih von dem zu e dargeſtellten weſentlich dadurch, daß die 
Proviſion nicht von dem Veräußerer auf den Erwerber „ab⸗ 
gewälzt“ wird, vielmehr vertragliche Vereinbarungen zwiſchen 
Veräußerer und Erwerber hinſichtlich der Proviſion nicht 
getroffen worden ſind. Fehlt es aber an einer vertraglichen 
Vereinbarung dieſes Inhalts zwiſchen Veräußerer und Er⸗ 
werber, ſo leiſtet der Erwerber die Proviſion für ſeine eigene 
Rechnung, und zwar auf Grund eines beſonderen, die Inter⸗ 
eſſen des Veräußerers überhaupt nicht berührenden Vertrages 
zwiſchen Erwerber und Makler. Daß die zwiſchen Erwerber 
und Makler vereinbarte Proviſion nicht Teil der Gegenleiſtung 
i. S. des 812 GrErwStch. iſt, hat das RG. in der Entſchei⸗ 
dung RGSt. 58, 41 einwandfrei klargeſtellt. Nach dem Tat⸗ 
beſtand dieſes Urteils hatte der Makler von dem Veräußerer 
„Auftrag und Vollmacht“ erhalten, deſſen Grundſtück — jedoch 
nicht unter 60 000 RM — zu verkaufen. Der Makler fand eine 
Käuferin, die bereit war, 67000 AM zu zahlen. Mit ihr 
vereinbarte der Makler, daß 60000 AM als Kaufpreis und 
7000 &.“ als Vermittlergebühr an ihn ſelbſt gezahlt werden 
ſollten, nachdem er ihr das Grundſtück für 67000 AH an⸗ 
geboten hatte. Die Zahlung der 7000 RM ſollte vor dem Ver⸗ 
äußerer geheimgehalten werden. Dies geſchah auch. Der Makler 
wurde von der Anklage, Beihilfe zur verſuchten Steuerhinter⸗ 
ziehung geleiſtet zu haben, freigeſprochen. In den Gründen 
des Urteils heißt es u. a.: 
„Von einer Gegenleiſtung kann begrifflich nur die Rede ſein, 
wenn die Leiſtung und Gegenleiſtung in einem Austauſch⸗ 
verhältnis zueinander ſtehen, wenn alſo die Gegenleiſtung 
demjenigen, der die Leiſtung bewirken ſoll, als Entgelt hier⸗ 
für verſprochen wird ... Vorausſetzung iſt aber dabei immer, 
daß die Verpflichtung zu der Leiſtung an den Dritten dem 
Verkäufer gegenüber übernommen wird. Daran fehlt es im 
vorliegenden Falle, da T. — der Veräußerer — nach der 
Abrede des Angeklagten — Maklers — mit der S. — Er⸗ 
werberin — von den gezahlten 7000 RM überhaupt nichts 
erfahren ſollte.“ 
Es iſt alſo daran feſtzuhalten, daß, ganz gleichgültig, ob der 
Veräußerer von der zwiſchen Erwerber und Makler getroffenen 
Proviſionsvereinbarung etwas weiß oder nicht, die Proviſion 
niemals in dieſem Falle „Teil der Gegenleiſtung“ i. S. des 
8 12 GrErwStG. iſt. Einzig und allein ift hierfür immer 
entſcheidend, ob eine Vereinbarung zwiſchen Veräußerer und 
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Erwerber bezüglich der Proviſion vorliegt. Es iſt rechtlich 
vollkommen unerheblich, ob der Veräußerer innerlich damit 
einverſtanden iſt, daß der Makler ſich vom Erwerber eine Pro⸗ 
viſion zahlen läßt — rechtlich unerheblich iſt auch die Höhe der 
Proviſion —, da ſein Einverſtändnis nie eine Vereinbarung 
mit dem Erwerber erſetzen kann. Die vom Erwerber gezahlte 
Proviſion iſt daher nicht Gegenleiſtung, fie iſt bei der Grund⸗ 
erwerbſteuer nicht zu berückſichtigen; eine Protokollierung der 
Proviſion durch den Notar hat nicht ſtattzufinden. 


Nichterhebung von Schreibgebühren und Portoauslagen 
für die Erteilung von Vollſtreckungsbefehlen 


In den Fällen, in denen der Gläubiger erklärt, daß er 
ſelbſt einen Gerichtsvollzieher mit der Zuſtellung des Voll⸗ 
ſtreckungsbefehls beauftragen wolle (8 699 Abſ. 1 3PO.), 
wird in der Praxis der Amtsgerichte vielfach die Ausferti⸗ 


Aufſätze 


1301 


gung des Vollſtreckungsbefehls (8 12 Abſ. 8 Satz 2 Aftend.) 
dem Gläubiger als „gebührenpflichtige Dienſtſache“ über⸗ 
ſandt. Der RIM. weiſt darauf hin, daß ein ſolches Ver⸗ 
fahren mit den Beſtimmungen über die Gebührenablöſung 
für Briefſendungen (AV. v. 3. Jan. 1936: DJ. 1936, 57, 
zu AV1d) in Widerſpruch ſteht. 

Darüber hinaus beſteht Veranlaſſung, darauf hinzuweiſen, 
daß in Fällen dieſer Art für die Erhebung von Schreib⸗ 
gebühren und Portoauslagen (88 71 Abſ. 1, 72 Nr. 1a GKG.) 
kein Raum iſt, weil die Ausfertigung des Vollſtreckungs⸗ 
befehls nicht auf einen beſonderen Antrag des Gläubigers, 
ſondern in Erledigung des Antrags auf Vollſtreckbarkeits⸗ 
erklärung des Zahlungsbefehls erteilt wird; die Ausferti⸗ 
gung und ihre überſendung werden deshalb durch die für das 
Mahnverfahren zu entrichtende Gebühr abgegolten. 

(AB. d. RIM. v. 12. April 1937 [5605 — IV b 6730]. — 
DJ. 1937, 604.) 


hinweis auf Geſetze und veroroͤnungen 


vierte verordnung zur Ausführung des Geſetzes zur 
Verhütung von Rißbräuchen auf dem Gebiete der 
Rechtsberatung 


Dom 15. April 1957 


Auf Grund des Art. 5 Abſ. 1 des Geſ. zur Verhütung 
von Mißbräuchen auf dem Gebiete der Rechtsberatung vom 
13. Dez. 1935 (RGBl. I, 1478) wird folgendes verordnet: 

Das im § 1 Abſ. 3 der 2. AusfVO. v. 3. April 1936 
(RGBl. I, 359) beſtimmte Werbeverbot gilt nicht für Per⸗ 
ſonen und Unternehmen, denen die Erlaubnis nach Art. 1 
§ 1 des Gef. lediglich für die Prüfung von Frachtrechnungen 
und die Verfolgung der ſich hierbei ergebenden Fracht⸗ 
erſtattungsanſprüche erteilt iſt (Frachtprüfer). Eine unlautere 
oder unangemeſſene Werbetätigkeit kann jedoch im Einver⸗ 
nehmen mit dem Präſidenten des Werberats der Deutſchen 


Die franzöſiſche Abwertung und die zwiſchenſtaatlichen 
Verträge 


Ein Vortragsabend im Hauſe der Deutſchen 
Rechtsfront in Berlin 


Auf Einladung und in Anweſenheit des Reichsrechts⸗ 
führers, Reichsminiſters Dr. Frank, ſowie des franzöſiſchen 
Botſchafters François⸗Poncet und zahlreicher Ehren⸗ 
gäſte ſprach am 27. April im Hauſe der Deutſchen Rechts⸗ 
front in Berlin der franzöſiſche Rechtsanwalt Mettetal 
(Paris) über das Thema „Die franzöſiſche Abwertung und 
die zwiſchenſtaatlichen Verträge“. Rechtsanwalt Mettetal 
wurde ſeitens des Reichsgeſchäftsführers des NSRB., Reichs⸗ 
amtsleiters Dr. Heuber, als beſonderer Sachkenner des 
Gewerblichen Rechtsſchutzes und Mitarbeiter an der Zeitſchrift 
„Gewerblicher Rechtsſchutz und Urheberrecht“ begrüßt. Durch 
feine Unterſtützung bei der Einführung Deutſcher in franzbſi⸗ 
ſches Rechtsleben und als Mitglied der deutſch⸗franzöſiſchen 
Geſellſchaft habe ſich Rechtsanwalt Mettetal beſondere Ver⸗ 
ienſte um die deutſch⸗franzöſiſche Verſtändigung erworben. 
ieſe herzlichen Worte des Willkommens unterſtrich Reichs⸗ 
walter Dr. Raeke, der Rechtsanwalt Mettetal als ein 
hervorragendes Mitglied der franzöſiſchen Anwaltſchaft, der 
die volle Sympathie der nationalſozialiſtiſchen Rechtswahrer 
gefunden habe, bezeichnete. 

Die „JW.“ hatte ſich ſchon in den Beiträgen „Auf 
wortung franzöſiſcher Frankenforderungen“ (1936, 3027) und 
„Aufwertung von Frankenforderungen — Gold⸗ und Wäh⸗ 
rungsklauſeln im Warenverkehr mit Frankreich“ (1937, 448) 


Aus der Deutſchen Rechtsfront 


Wirtſchaft von den LG.⸗ (AG.⸗) Präſidenten in Ausübung 
ihrer Aufſicht ($ 3 der 2. AusfVO.) unterſagt werden. 
(RG Bl. I, 1937, 465.) 


verordnung über die vollſtreckung landesrechtlicher 
Schuldtitel 


Dom 15. April 1957 


Auf Grund des Art. 5 des 1. Geſetzes zur Überleitung 
der Rechtspflege auf das Reich v. 16. Febr. 1934 (RG Bl. J, 
91) wird folgendes verordnet: 

Aus Schuldtiteln, die nach Landescecht im Gebiet eines 
deutſchen Landes nach den Vorſchriften der ZPO. vollſtreckbar 
ſind, kann auch im übrigen Reichsgebiet vollſtreckt werden. 

(RGBl. I, 1937, 466.) 


aus der Feder ihres Pariſer Mitarbeiters Rechtsanwalt 
Dr. Pfafferoth mit dem franzöſiſchen Währungsproblem 
beſchäftigt. Es dürfte daher der Vortrag des franzöſiſchen 
Anwalts auch ihre Leſer intereſſieren. 

Rechtsanwalt Mettetal begann ſeine Ausführungen 
mit einem Rückblick auf die geſchichtliche Entwicklung des fran⸗ 
zöſiſchen Münzweſens, das bei Ausbruch des Weltkrieges den 
Goldgehalt des Franken auf 322,5 Milligramm bei 900/000 
Feingehalt feſtgeſetzt hatte. Der Erlaß eines diesbezüglichen 
Geſetzes vom 5. Aug. 1914 hob die bis dahin beſtehende Gold⸗ 
einlöſungspflicht auf, ohne daß es Auskunft gab über die 
zwiſchenſtaatliche Seite des Währungsproblems. Das erſte 
Abwertungsgeſetz, erlaſſen am 15. Juni 1928, ſetzte den Wert 
des Franken auf 65,5 Milligramm Gold feſt, ſtellte aber die 
Goldeinlöſungspflicht wieder her und hob den durch das 
Geſetz vom 5. Aug. 1914 geſchaffenen Zwangskurs wieder auf. 
Es beſtimmte weiter, daß die Definition des Franken nicht 
euf die Zahlungen im zwiſchenſtaatlichen Verkehr anwendbar 
ſei, die vor der Verkündung des Geſetzes rechtswirkſam im 
Goldfranken ausbedungen waren. Dieſe Abmachungen blie⸗ 
ben weiter gültig, die Gläubiger konnten Bezahlung in Gold 
verlangen. Die Anwendung dieſes Geſetzes löſte eine Reihe 
von Prozeſſen aus, die zur Entwicklung einer Rechtſprechung 
führten, die als endgültige Richtlinien für Entſcheidungen auf 
dem Gebiete des internationalen Zahlungsverkehrs dienen 
konnten. Am 1. Okt. 1936 kam das zweite Abwertungsgeſetz, 
das den Wert des Franken zwiſchen 43 und 49 Milligramm 
feſtſetzte, den Zwangskurs wiederherſtellte und die Goldein⸗ 
löſungspflicht für die Noten der Bank von Frankreich aufhob. 
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Zahlungen im zwiſchenſtaatlichen Verkehr waren, wie ſchon 
im erſten Abwertungsgeſetz, von den Folgen der Abwertung 
ausgeſchloſſen. Da ſchon bei der Verkündung dieſes Geſetzes 
heftige Kritiken einſetzten, beſchloſſen Senat und Kammer 
am 16. Febr. 1937 die Aufhebung des Art. VI. Statt ſeiner 
wurde feſtgelegt, daß die Beſtimmungen des Münzgeſetzes vom 
1. Okt. 1936 nicht auf Zahlungen im zwiſchenſtaatlichen Ver⸗ 
kehr, die vor der Verkündung des Geſetzes rechtswirkſam in 
Goldfranken ausbedungen waren, Anwendung finden ſollten. 

An verſchiedenen Beiſpielen zeigte Rechtsanwalt Mette⸗ 
tal im weiteren Verlauf ſeines Vortrages auf, wie unter⸗ 
ſchiedlich ſich die Rechtſprechung auf Grund dieſer Beſtimmun⸗ 
gen entwickelte. Die ergangenen Urteile betrafen ausländiſche 
Anleihen, die in Frankreich, oder franzöſiſche Anleihen, die 
im Auslande ausgegeben waren. Sie bezogen ſich auf die 
Bezahlung von Zinsſcheinen und auf die Rückzahlung des 
Kapitals und machten einen Unterſchied zwiſchen Anleihen, 
die ein Rückzahlungswahlrecht bezüglich des Ortes enthielten, 
und denjenigen, die keine ſolche Beſtimmung kannten. Bei 
Verträgen auf dem Gebiete des Handels wurde das Vor⸗ 
handenſein einer Goldklauſelvereinbarung geprüft und dabei 
die Frage nach der territorialen Wirkung des Geſetzes ge⸗ 
ſtellt. Enthalten die Verträge keine Goldklauſel, ſo iſt es 
möglich, daß die Gläubiger ihren Rechtsſtreit vor auslän⸗ 
diſchen Gerichten austragen. Wenn der Vertrag zu denjenigen 
gehört, bei denen die franzöſiſche Rechtſprechung die Vor⸗ 
ſchriften über den ordre publique nicht anwendet, weil 
ſie im Auslande abgeſchloſſen und zu erfüllen ſind, iſt es 
nicht zweifelhaft, daß die franzöſiſche Rechtſprechung Anwen⸗ 
dung zu finden hat und die Verträge von den ausländiſchen 
Gerichten für gültig erklärt werden muſſen. Handelt es ſich 
dagegen um Verträge, die den franzöſiſchen Gerichten hätten 
unterbreitet werden müſſen und die nur durch Ausnutzung 
einer Verfahrensvorſchrift vor die ausländiſchen Gerichte 
gebracht worden find, um den Folgen des Abwertungsgeſetzes 
zu entgehen, ſo müſſen ſich die ausländiſchen Gerichte auf 
den Standpunkt des Vertrages ſtellen, wenn man annimmt, 
daß ſie ſich für Fälle zuſtändig erklären, die ihnen nur durch 
Anwendung beſonderer Mittel unterbreitet werden. Infolge⸗ 
deſſen werden von den ausländiſchen Gerichten alle Verträge 
für gültig erklärt werden, die zwiſchen Franzoſen und Aus⸗ 
ländern getätigt worden ſind und die die Goldklauſel ent⸗ 
halten, ſobald dieſe Goldklauſel auf einem anderen als dem 
franzöſiſchen Staatsgebiet anzuwenden iſt, ohne daß es nötig 
wäre, die Unterſchiede der Rechtſprechung betr. die Zahlung 
im zwiſchenſtaatlichen Verkehr anzuwenden. 

Dieſe Auffaſſung erläuterte Rechtsanwalt Mettetal eben⸗ 


Schri 


Neuordnung des Strafverfahrens rechts. Denk⸗ 
ſchrift des NS.⸗Rechtswahrerbundes zum Entwurf einer 
Strafverfahrensordnung, einer Friedensrichter⸗ und Schied⸗ 
mannsordnung und eines Gerichtsverfaſſungsgeſetzes der amt⸗ 
lichen Strafprozeßkommiſſion des RM. Berlin 1937. Deut⸗ 
ſcher Rechtsverlag. 112 S. Preis broſch. 1,95 Ra. 


Ein im Auftrage des Reichsrechtsführers vom Reichswal⸗ 
ter des NSRB. und Leiter des Amts für Rechtswahrer im 
Reichsrechtsamt der NSDAP. gebildeter Ausſchuß hat in dieſer 
Denkſchrift Grundſätze für die Neuregelung des Strafverfah⸗ 
rens niedergelegt. Dieſe Arbeit dient der Stellungnahme zu dem 
— vertraulich behandelten — Entwurf der Strafrechtskommiſ⸗ 
ſion des RI M., tritt aber als ſolche äußerlich nicht in die Er⸗ 
ſcheinung. Sie iſt vielmehr ein in ſich abgeſchloſſenes ſelbſtän⸗ 
diges Ganzes. 


Wie die auszugsweiſe mit abgedruckte Stellungnahme der 
wiſſenſchaftlichen Abteilung des NSRB. zum Entwurf einer 
Strafverfahrensordnung betont die aus der Feder des Pg. 
RA. Dr. Rilk ſtammende Denkſchrift des Ausſchuſſes, daß eine 
von nationalſozialiſtiſchem Geiſte getragene Strafverfahrensord⸗ 


falls an einigen Beiſpielen und kam als Ergebnis ſeiner 
Ausführungen zu dem Schluß, daß, bildet die verbotene Gold⸗ 
klauſel oder Zahlungsklauſel dermaßen einen Teil des Ver⸗ 
trages, daß man ſagen kann, ſie ſei weſentlich für den Ver⸗ 
trag, die Nichtigkeit der Klauſel die Nichtigkeit des ganzen 
Vertrages nach ſich zieht. Auf dieſe Weiſe behalten die Glaͤu⸗ 
biger das Recht zur Wahl: entweder können ſie mit Verluſt 
liefern oder wenigſtens mit geringem Gewinn, je nach dem 
Spielraum, den ihnen dieſer Vertrag läßt, oder ſie können die 
Ware behalten, was für ſie günſtig ſein kann. Auf jeden Fall 
haben ſie den Vorteil der Wahl und befinden ſich nicht in der 
Zwangslage, ihre Verpflichtung unter Androhung von Scha⸗ 
denserſatz zu erfüllen, den ſie haben könnten, was in einer 
Zeit, in der der ausländiſche Kaufmann über Vermögen und 
Forderungen in Frankreich verfügt, von großer Bedeutung 
ſein kann. Wn. 


Gautagung des NS. Rechtswahrer⸗Bundes in Kaſſel 
am 24. und 25. April 1037 


NSK. Daß die vom Nationalſozialismus geforderte Verbun⸗ 
denheit von Volk und Recht verwirklicht wird, hat die Tagung 
des NS.⸗Rechtswahrerbundes in Kaſſel bewieſen. An der 
Großkundgebung in der Stadthalle hatten die Volksgenoſſen 
der Stadt Kaſſel und des Gaues Kurheſſen in einer Weiſe und 
Anzahl teilgenommen, die für Kundgebungen von Juriſten 
alten Stiles undenkbar geweſen wäre. Die nationalſozia⸗ 
liſtiſche Auffaſſung vom lebendigen Recht wurde be⸗ 
ſtätigt und bewieſen durch das Erlebnis der zum Teil von 
weither gekommenen Gäſte dieſer Rechtswahrertagung. Wo 
ſie auch bei einer Rundfahrt, die ein gutes Stück ins Land 
hineinführte, durch die ſtilvollen heſſiſchen Dörfer und Städte 
kamen, zeigten die Menſchen ſo herzliche Verbunden⸗ 
heit mit dem Rechtswahrer, wie ſie wohl nie denkbar war 
gegenüber Vertretern eines papiernen Rechts der vergangenen 
Zeit. Daß die Stadthalle in Kaſſel bei der Großkundgebung 
der Rechtswahrer überfüllt war und die Ausführungen des 
Reichsrechtsführers eine ſo freudige und begeiſterte Zuſtim⸗ 
mung fanden, iſt ein Beweis für das Wort von Miniſter 
Frank, als er bei ſeiner großen Anſprache erklärte: „Auch 
dieſe heutige Kundgebung ſoll zeigen, daß der Träger des 
Rechtsdienſtes völlig und ausſchließlich in das Wirken der 
nationalſozialiſtiſchen Gemeinſchaft hineingeſtellt iſt. So er⸗ 
hält dieſe Tagung ihre Weihe und ihren Charakter aus der Tat⸗ 
ſache, daß ſie eine nationalſozialiſtiſche Volkskundgebung für 
das Recht unſeres Volkes iſt.“ 


„ 


nung nicht der Ausbau alter Grundideen ſein kann, ſondern 
völlige Neuſchöpfung ſein muß. 

Als völlige nationalſozialiſtiſche Neuſchöpfung ſtellen ſich 
die Grundſätze des Ausſchuſſes auch dar. 

Die Grundſätze des Ausſchuſſes ergeben folgendes Bild 
des Strafverfahrens: 

Der St., in dieſer Tätigkeit an die Weiſungen der vor⸗ 
geſetzten Dienſtſtelle gebunden, leitet das Ermittlungsverfahren 
(Vorverfahren). Die Mitwirkung des Verteidigers hierbei 
(Akteneinſicht, Anweſenheit bei der Vernehmung des Beſchuldig⸗ 
ten und der Zeugen) wird durch beſondere Vorſchriften gewähr⸗ 
leiſtet. Nach Abſchluß des Vorverfahrens wird ohne förmliche 
Anklage das Ermittlungsergebnis dem Gericht zur Entſchlie⸗ 
ßung über die Eröffnung des Hauptverfahrens unterbreitet. Die 
Hauptverhandlung leitet der Vorſitzende, dem allein die 
Sitzungspolizei anvertraut iſt. Die Beiſitzer, richterliche wie 
nichtrichterliche, ſind ſeine Berater und Gehilfen für die Ur⸗ 
teilsfindung und die Entſcheidungen, welche im unmittelbaren 
Zuſammenhang mit der Urteilsfindung ſtehen. Eine Abſtim⸗ 
mung innerhalb des Gerichts findet nicht ſtatt. Der Vorſitzende 
trägt für die zu treffenden Entſch. einſchließlich des Urteils die 
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alleinige Verantwortung. Er unterſchreibt auch allein das Urteil. 
In der Hauptverhandlung hat der ermittelnde StA. perſönlich 
die von ihm bearbeitete Sache zu vertreten; in dieſer Tätig⸗ 
keit iſt er unabhängig von Weiſungen ſeiner vorgeſetzten Dienſt⸗ 
ſtelle. Ordentliche Rechtsmittel (Berufung, Reviſion) gegen das 
Urteil ſind nicht gegeben. 

Um dieſes — hier nur in den dürftigſten Umriſſen 
gezeichnete — Strafverfahren richtig zu verſtehen, iſt es un⸗ 
erläßlich, die vom Ausſchuß aufgeſtellten Grundſätze und ihre 
Begründung ſich vor Augen zu führen und gedanklich zu ver⸗ 
arbeiten, was durch die Friſche der Darſtellung weſentlich er⸗ 
leichtert wird. Wer den Vorſtellungen des liberaliſtiſchen Rechts⸗ 
ſtaats nicht rettungslos verfallen iſt, wird den Leitgedanken der 
Arbeit des Ausſchuſſes und den meiſten feiner Grundſätze freu⸗ 
dig zuſtimmen. 

Das ſchließt eine kritiſche Stellungnahme im Einzelnen 
nicht aus. Die zwei Brennpunkte des Ziels: Beſchleuni⸗ 
gung des Verfahrens und größtmöglichſte 
Rechtsſicherheit laſſen ſich eben nur mit gewiſſen Ab⸗ 
ſtrichen nach der einen oder anderen Seite hin zum Gleichklang 
bringen. 

Am meiſten wird der vorgeſchlagene Wegfall aller ordent- 
lichen Rechtsmittel überraſchen und Beſorgniſſe erregen, wes⸗ 
halb ich — in dem enggezogenen Rahmen einer Buchkritik — 
nur hierauf in etwas eingehe. Zunächſt iſt m. E. voll anzuerken⸗ 
nen, daß die bisherige Reviſion im künftigen Strafverfahren 
keinen Platz mehr finden kann. Die Herſtellung einheitlicher 
Rechtsauffaſſung gewährleiſtet, wie der Ausſchuß vorſchlägt, beſ⸗ 
ſer eine andere Stelle im allgemeinen, ſtatt ein oberſter Ge⸗ 
richtshof durch Reviſion im Zuge des einzelnen Strafverfahrens. 
Bleibt die Berufung. Gegen ſie führt der Ausſchuß den wachſen⸗ 
den zeitlichen Abſtand, insbeſ. der Zeugen, von dem Tatſachen⸗ 
material an, das zur Prüfung durch das Gericht ſteht, verweiſt 
darauf, daß gerade die ſchwerſten Strafſachen der Berufung, ja 
ſelbſt der Reviſion nicht zugänglich gemacht werden können 
(Volksgerichtshof), und ſieht den Ausgleich teils in der umfaſſen⸗ 
den Einſchaltung der Verteidigung ſchon im Vorverfahren, teils 
in einer beſonderen Geſtaltung des Wiederaufnahmeverfahrens, 
teils in der Schaffung einer beſonderen Stelle zur Wiedergut⸗ 
machung eines offenbaren Unrechts. Aber all dies räumt m. E. 
überwiegende Bedenken gegen die allgemeine Verſagung von 
Rechtsmitteln gegen Urteile von Strafgerichten nicht aus. Wenn 
der Ausſchuß das Wiederaufnahmeverfahren, um es nicht zur 
Berufung werden zu laſſen, an einen Antrag der StA. bindet, 
ſo iſt damit ſchon klargeſtellt, daß es — bei aller Ablehnung 
liberaliſtiſcher Anſchauungen über die Parteiſtellung der StA. 
— kein Erſatz der Berufung ſein kann. Die Heranziehung der 
Verteidigung ſchon im Vorverfahren bringt bei ſchweren und 
ſchwerſten Anklagen deshalb den Ausgleich zuſtande, weil hier 
die Zuziehung eines Verteidigers notwendig iſt (der dabei 
mit einem beſonders erleſenen StA. zuſammenarbeitet) und die 
zur Aburteilung dieſer Straftaten berufenen Gerichte mit einer 
ganz beſonderen Ausleſe von Richtern beſetzt werden können, 
wie man ſie für alle Strafgerichte keinesfalls als möglich un⸗ 
terſtellen darf, wenn man den wirklichen Gegebenheiten ſich nicht 
verſchließt. Der zeitliche Abſtand der Zeugen von den ihrer 

usſage unterliegenden Beobachtungen kann deshalb nicht aus⸗ 
ſchlaggebend ſein, weil er bei einem lange dauernden Vorverfah⸗ 
ren, wie es namentlich bei ſchwerſten Strafſachen (Hochverrat, 
Landesverrat) unvermeidbar iſt, nicht minder groß iſt, als bei 
anderen Sachen, die einſchließlich der Verhandlung über das 
Rechtsmittel kaum längere Zeit in Anſpruch nehmen werden. 
Da, gerade im nationalſozialiſtiſchen Staat mit Fug und Recht, 
auch eine Verurteilung in einer minderen Strafſache tiefſt in 
das Leben des davon Betroffenen eingreift, da Irren nun ein⸗ 
mal menſchlich iſt, kann der völlige Ausſchluß von Rechtsmit⸗ 
teln in den kleineren und mittleren Strafſachen kaum vermieden 
werden. Darunter braucht die Beſchleunigung des Strafverfah⸗ 
rens nicht zu leiden. Es kann Vorſorge getroffen werden, daß 
der Rechtsmittelweg nicht willkürlich wie bisher beſchritten wer⸗ 
den kann. Die Einlegung des Rechtsmittels nur durch einen zu⸗ 
gezogenen oder beigeordneten Rechtsanwalt beugt dem vor. 
Wie man ſich von dem Gedanken frei machen muß, im StA. 


einen Parteivertreter zu ſehen, ebenſoſehr iſt es erforderlich, 
ihn in dem freiberuflichen Rechtswahrer (Rechtsanwalt) nicht 
zu ſehen. Man muß ſich daran gewöhnen, daß der Rechtsanwalt⸗ 
Verteidiger genau ſo ein Organ der Rechtspflege iſt, wie der 
StA. oder Richter und man muß ihm das gleiche Vertrauen 
entgegenbringen. Daß man es darf, dafür iſt Sorge getragen 
und man kann darüber hinaus die Zulaſſung bei den Straf 
gerichten von beſonderen Vorausſetzungen abhängig machen. Die 
aus nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung wohl erwogene, ein Kern⸗ 
ſtück der Grundſätze des Ausſchuſſes bildende nachdrückliche Ein⸗ 
ſchaltung des Verteidigers in das Verfahren (über das Vor⸗ 
verfahren) läßt ſich auch für die Ausſchaltung willkürlichen 
Beſchreitens des Rechtsmittelzugs fruchtbringend geſtalten. Bei⸗ 
des zuſammen wird das Beſchreiten des Rechtsmittelzuges auf die 
Fälle beſchränken, in denen eine erneute richterliche Überprüfung 
des Tatſachenmaterials zur Ausſchaltung von Irrtümern beſon⸗ 
ders unvermeidbar iſt. Eine andere Frage iſt, ob das zugelaſſene 
Rechtsmittel unbedingt dazu führen muß, den ganzen Verfah⸗ 
rensſtoff erneut aufzurollen. Das darf man getroſt verneinen. 
Will man aber dem Vorſchlage des Ausſchuſſes folgen, ordent⸗ 
liche Rechtsmittel gegen das Strafurteil ſelbſt auszuſchließen, 
ſo bliebe übrig, für das Wiederaufnahmeverfahren außer den 
Antrag der StA. auch den einer anderen, nicht unmittelbar 
in den Staatsapparat eingegliederten Stelle zuzulaſſen. Dieſe 
Stelle könnte ein durch ein Rechtsamt der NSDaP. hierzu 
ermächtigter Rechtsanwalt ſein. 
RA. Dr. Alfons Roth, Berlin. 


Ergänzungsheft zu Strafgeſetzbuch, Strafprozeß⸗ 
ordnung, Gerichtsverfaſſungsgeſetz nebſt den 
wichtigſten Nebengeſetzen. Berlin 1937. C. H. Beckſche Ver⸗ 
lagsbuchh. (Oskar Beck), München; Deutſcher Rechtsverlag 
GmbH, Berlin; Walter de Gruyter & Co., Berlin; Carl 
Heymanns Verlag, Berlin; Induſtrieverlag Spaeth K Linde, 
Berlin; J. C. B. Mohr (Paul Siebeck), Tübingen; 
W. Moeſer Buchhandlung, Leipzig; J. Schweitzer Verlag, 
München; Julius Springer, Berlin; Georg Stilke, Berlin; 
Franz Vahlen, Berlin; Weidmannſche Verlagsbuchhand⸗ 
lung, Berlin. Auslieferung bei: Walter de Gruyter & Co., 
Berlin und Leipzig. 40 S. Preis 0,30 AM. 

Durch das im Reichsjuſtizminiſterium zuſammengeſtellte 
Heft, das 25 Geſetze und Verordnungen enthält, wird der 
JW. 1935, 3364 beſprochene Hauptband auf den Stand vom 
31. Dez. 1936 gebracht. D. S. 


Reichsſtraßenverkehrsordnung mit der in den 
Text eingearbeiteten Ausf Anw., dem Geſetz über den Verkehr 
mit Kraftfahrzeugen, den Internationalen Kraftfahrzeugver⸗ 
kehrsvorſchriften und weiteren ergänzenden Beſtimmungen. 
Textausgabe mit Sachverzeichnis, ſämtlichen Muſtern ſowie 
den Verkehrszeichen in farbiger Wiedergabe. München und 
Berlin 1937. C. H. Beckſche Verlagsbuchhdlg. 144 S. Preis 
kart. 1,40 AAN. 

Die handliche Taſchenausgabe, ſchon im 14.—16. Tauſend 
erſcheinend, wird ſicherlich wie die bisherige Ausgabe allſeits 
begrüßt werden. 

Die Ausf Anw. iſt in kleinem, aber gut lesbarem Druck 
hinter die einzelnen Vorſchriften der RStrVerk O. eingefügt, 
durch die an zahlreichen Stellen eingefügten Anmerkungen iſt 
auf Tafeln am Schluſſe des Werkes, auf beſonders wichtige 
Miniſterialerlaſſe und auf Geſetzesänderungen hingewieſen. 
Auch auf einzelne in anderen Geſetzen ſich findende wichtige 
Beſtimmungen iſt im Wortlaut durch dieſe Anmerkungen ver⸗ 
wieſen. Das Geſetz über den Kraftfahrzeugverkehr, die Ausbil⸗ 
dungsordnung für Kraftfahrzeugführer, die Gebührenordnung 
für den Kraftfahrzeugverkehr, das Internationale Abkommen 
und dazu gehörige Verordnung, endlich die vorläufige Auto⸗ 
bahnbetriebs⸗ und Verkehrsordnung vervollſtändigen den In⸗ 
halt und erweiſen die Brauchbarkeit für den Handgebrauch und 
für die Mitnahme zu allen Gelegenheiten. 

Ein ausführliches, ſorgfältiges Sachverzeichnis erleichtert 
die Benutzung, im Tafelanhang find für die meiſten Papiere 
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und vorgeſehene Gutachten Formblätter abgedruckt, die Ver⸗ 
kehrszeichen ſind farbig unter Angabe der vorgeſchriebenen Ab⸗ 
meſſungen wiedergegeben. 

Möge das preiswerte Büchlein dazu beitragen, auch den 
zahlreichen, nicht beruflich mit dem Verkehrsrechts beſchäf⸗ 
tigten Autobenutzern die rechtlichen Vorſchriften und das oberſte 
Gebot der gegenſeitigen Rückſichtnahme aller Verkehrsteilneh⸗ 
mer näherzubringen! 

RA. Carl, Düſſeldorf. 


Luftverkehrsgeſetz und Warſchauer Abkom⸗ 
men (Exftes Abkommen zur Vereinheitlichung des Luftpri⸗ 
vatrechts) nebſt den wichtigſten Nebenbeſtimmungen. Kom⸗ 
mentar von Otto Koffka, Hans Georg Boden⸗ 
ſtein, Rechtsanwälten, und Dr. jur. E. Koffka. Berlin 
1937. Verlag für Sozialpolitik, Wirtſchaft und Statiſtik, Paul 
Schmidt. 409 S. Preis geb. 16 l. 

Der Kommentar gliedert ſich in zwei Hauptteile: Luftver⸗ 
kehrsgeſetz nebſt den wichtigſten Nebenbeſtimmungen (Teil J) 
und Warſchauer Abkommen nebſt den deutſchen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen und einigen weiteren zuſätzlichen Vereinbarun⸗ 
gen betr. den Luftverkehr (Teil II). 

Die einzelnen Gebiete des deutſchen Luftrechts und die Or⸗ 
ganiſation der Reichsluftfahrtverwaltung ſind an Hand des 
Luftverkehrsgeſetzes erörtert. Die entſprechenden Ausführungs⸗ 
beſtimmungen, insbeſ. die VO. über Luftverkehr, find in dieſe 
Erörterung miteinbezogen, ſo daß ein geſchloſſener Überblick 
über das betr. Gebiet erreicht wird. Die luftrechtlichen Fragen 
ſind mit außerordentlicher Sorgfalt und Gründlichkeit unter 
Verarbeitung der geſamten einſchlägigen Literatur behandelt. 
Die Darſtellung des Aufbaues der Reichsluftfahrtverwaltung 
(beit $17 LuftvG.) in ihrer knappen und klaren Art verdient 
Hervorhebung. Die Verf. ſehen mit Recht in § 17 Abſ. 1 Lufto®, 
die Vorſchrift, die nach Art des 814 PrPol Verw. die Luft⸗ 
ämter allgemein ermächtigt, Maßnahmen zur Wahrung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung zu treffen („Generalklau⸗ 
ſel“). Die Reichsluftfahrtverwaltung iſt alſo inſoweit nicht mehr 
auf Anwendung von Landesrecht angewieſen; das gleiche gilt 
für das Polizeiverordnungsrecht, das in der LuftvVoO. aus⸗ 
ſchließlich geregelt iſt. Ferner ſind z. B. die Haftpflichtbeſtim⸗ 
mungen ſowie deren Verhältnis zu den allgemeinen Haftungs⸗ 
beſtimmungen des bürgerlichen Rechts in hervorragender Weiſe 
eingehendſt erörtert worden. 

Mit gleicher Gründlichkeit iſt das Warſchauer Abkommen 
v. 12. Okt. 1929 beſprochen worden. Dieſes Abkommen bezweckt 
nur die Vereinheitlichung von Regeln im internationa⸗ 
len Luftverkehr. Da jedoch die in der International Air Traf- 
fic Association (IAT A.) zuſammengeſchloſſenen Luftfahrtun⸗ 
ternehmen einheitliche Beförderungsbedingungen, die dem War⸗ 
ſchauer Abkommen entſprechen, für ihre internationale wie in⸗ 
nerſtaatliche Beförderung verwenden, gilt das Abkommen 
ſomit z. T. praktiſch auch für andere als zwiſchenſtaatliche Flüge. 
Inſofern gewinnt es alſo erheblich an Bedeutung. Die vorl. 
Kommentierung iſt daher ſehr zu begrüßen. 

Es iſt beſonders anzuerkennen, daß die Verf. ſich nicht 
mit einem Hinweis auf die Probleme und die Literatur be⸗ 
gnügten, ſondern zu allen aufgeworfenen Fragen ſelbſt Stel⸗ 
lung genommen haben. Die Verf. können für ſich in Anſpruch 
nehmen, die geſamten luftrechtlichen Fragen auf wiſſenſchaft⸗ 
licher Grundlage in überlegener Weiſe erörtert zu haben. Jeder 
Rechtswahrer, der ſich als Verwaltungsbeamter, Richter oder 
Anwalt mit dieſer Materie zu beſchäftigen hat, wird in die⸗ 
ſem Kommentar ſtets eine Antwort auf ſeine Fragen finden. 

RegR. im RM. Pauli, Berlin. 


Erſatzanſprüche des Fürſorgeverbandes 
(Dienſtvorſchriften der Fürſorgebehörde 
Hamburg). Mit einem Vorwort von Fritz Ruppert, 
Min R. im Reichs⸗ und PrMdeJ. Berlin 1936. Carl Hey⸗ 
manns Verlag. 139 S. Preis broſch. 4,20 e. 


Die öffentliche Fürſorge wird grundſatzlich nur dann ge- 


währt, wenn der Hilfsbedürftige ſich und ſeinen Angehörigen 
den notwendigen Lebensunterhalt nicht aus eigener Kraft be⸗ 
ſchaffen kann und ihn auch nicht von anderer Seite, insbeſ. 
von Angehörigen, erhält. Daher iſt es eine ſich täglich er⸗ 
neuernde und ſchwierige Aufgabe der Fürſorgebehörden, zu er⸗ 
mitteln, wer zur Erſtattung eines im einzelnen Falle gewähr⸗ 
ten Fürſorgeaufwandes verpflichtet iſt. Der Kreis der Erſtat⸗ 
tungspflichtigen iſt ausgedehnt, u. a. kommen neben den Angehö⸗ 
rigen die endgültig verpflichteten Fürſorgeverbände und die 
Träger der Sozialverſicherung in Betracht; die Vorſchriften über 
die Erſtattungspflicht ſind in verſchiedenen Geſetzen verſtreut. Es 
iſt ein ſehr erhebliches Verdienſt der Fürſorgebehörde Hamburg, 
in ihren Dienſtvorſchriften eine erſchöpfende und überfichtliche 
Darſtellung des für ſolche Erſatzanſprüche geltenden Rechts ge⸗ 
geben zu haben. Der Sonderdruck der Dienſtvorſchriften kann 
allen Beteiligten als zuverläſſiger Wegweiſer durch dieſes Rechts⸗ 
gebiet nur beſtens empfohlen werden; über die örtlichen Verhält⸗ 
niſſe hinaus iſt er für Stadt und Land zur praktiſchen Hand⸗ 
habung und zur Unterrichtung wertvoll und brauchbar. Der Re⸗ 
ferent für Fürſorgeangelegenheiten im Reichs⸗ und PrMd J., 
MinR. Ruppert, hat ihm ein Vorwort gewidmet, welches 
die große Bedeutung einer allſeitig gerechten Durchführung der 
Rückerſatzanſprüche betont. 
OVGR. i. R. Dr. von Elbe, Berlin. 


Prof. Renzo Provinciali, Prof. für Zivilprozeßrecht 
an der Univerſität Rom: „Il Giudizio di Rin vio.“ 
(Band I der Monographien des „Foro della Lombardia“) 
Padova 1936. Cedam Casa Editrice Dott. A. Milani. VI 
381 S. Preis geb. 40 Lire. 


Die ſehr umfangreiche und eingehende Schrift behandelt 
ein wichtiges Problem des italieniſchen Prozeßrechts, zu deſſen 
Verſtändnis es erforderlich iſt, zunächſt auf einige Unterſchiede 
zum deutſchen Prozeßrecht hinzuweiſen. Es gibt in Italien keine 
eigentliche dritte Inſtanz, die unſerer Reviſion ähnlich wäre, 
ſondern nur den „Rekurs“, der zur „Oassazione“ führen kann. 
Dieſe hat Ahnlichkeit mit dem „judieium reseindens“ des römi⸗ 
ſchen Zivilprozeſſes, ſie muß — von Ausnahmen abgeſehen — 
ergänzt werden durch ein „judieium rescissorium“, und dieſes 
iſt der Gegenſtand des „rinvio“, (wörtlich „Wieder auf den Weg 
bringen, Wiederingangſetzung“). Zuſtändig hierfür iſt niemals 
das Berufungsgericht, das das kaſſierte Urteil gefällt hat, ſon⸗ 
dern ein anderes Gericht gleichen Ranges. Dieſes „Rin vio“⸗ 
Gericht iſt durch den Spruch des Kaſſationsgerichts in der Regel 
nicht gebunden, ſondern kann ſogar in der entſcheidenden Rechts⸗ 
frage dem aufgehobenen Berufungsurteil gegen das Kaſſations⸗ 
urteil beitreten. Dieſer Fall der „ribellione“ führt dann zu 
einem für das weitere Verfahren bindenden Spruch der ver⸗ 
einigten Sektionen des Kaſſationsgerichts. 

Naturgemäß ergeben ſich eine große Reihe wiſſenſchaft⸗ 
licher und praktiſcher Zweifelsfragen, und dieſe unterſucht Verf. 
unter genauer Stellungnahme zu den von verſchiedenen Schrift⸗ 
ſtellern vertretenen Anſichten. Es kann nicht die Aufgabe dieſer 
Beſprechung ſein, dieſen Erörterungen im einzelnen nachzu⸗ 
gehen, von beſonderer Wichtigkeit dürfte dabei die Frage ſein, 
inwieweit das Gericht an die nicht angefochtenen ſelbſtändigen 
Teile („Capi“) des früheren Berufungsurteils gebunden iſt und 
in welchem Umfange dieſe Teile voneinander abhängen können. 

Für den deutſchen Leſer beanſpruchen die Erörterungen 
über die Reformpläne beſonderes Intereſſe. Verf. wendet ſich 
mit beachtenswerten Gründen gegen eine grundſätzliche Ande⸗ 
rung: er will weder die vollſtändige Freiheit in der Urteils⸗ 
bildung beſeitigt wiſſen, noch die Möglichkeit, im rinvio⸗Ver⸗ 
fahren neue Fragen und neue Beweiſe vorzubringen, obwohl 
er zugeben muß, daß dies Verfahren zu einer ſtarken Verlang⸗ 
ſamung der Prozeſſe führt. „Ziel des Prozeſſes iſt es nicht, 
ſchnell zu arbeiten, ſondern gut zu arbeiten und wenn möglich 
auch ſchnell. Aber unter den beiden Forderungen muß die 
letztere entſcheidend ſein, weil ſie allein einen Inhalt hat.“ 

RA. Dr. Delbrück, Stettin, 


66. Jahrg. 1937 Heft 20/21 


Rechtſprechung 


1305 


Rechtſprechung 


Nachdruck der Entſcheidungen nur auszugsweiſe und mit genauer Quellenangabe geftattet 
[** Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts. — + Anmerkung.] 


| Zivilrecht | 


1. RG. — 88196, 200, 242 BG B. 

1. Der Einwand der Argliſt greift auch 

gegenüber der Einrede der Verjährung Platz 
Zur Begründung des Einwands genügt die 
Berufung auf ein früheres Verhalten des 
Schuldners, durch das er — ſei es auch unab⸗ 
ſichtlich — dem Gläubiger nach verſtändigem 
Ermeſſen Anlaß gab, von einer Unterbrechung 
der Verjährung abzuſehen, weil der Släubi- 
ger nach dem Vorangegangenen annehmen 
durfte, daß der Schuldner es entweder auf 
eine gerichtliche Entſcheidung nicht ankom⸗ 
men laſſen oder aber bei der Verteidigung 
gegen eine ſpäter zu erhebende oder durch⸗ 
zuführende Klage ſeine Abwehr nur gegen 
den fachlichen Beſtand des Anſpruchs richten 
werde. 
2. Die Berufung auf Verjährung verſtößt 
jedoch dann nicht gegen Treu und Glauben, 
wenn der Gläubiger nicht rechtzeitig vor Ab⸗ 
lauf der Verjährungsfriſt den Schuldner auf 
ie ungenügende Zahlungsweiſe eines Ge⸗ 
ſchäftsnachfolgers, der die Schuld mit über- 
nommen hatte und auch die eines etwaigen 
Bürgen hingewieſen und zu erkennen ge⸗ 
geben hat, daß er Zahlung von ihm ſelbſt 
erwarte, wenn er nicht für beſchleunigte Ab⸗ 
tragung der alten Schuld durch den Schuld- 
übernehmer oder den Bürgen ſorge. ) 


Der am 27. Dez. 1933 in Bogota (Kolumbien) ver⸗ 
ſtorbene Kaufmann Ernſt P. war bis zum 2. Juli 1929 Mit⸗ 
inhaber der OHG. Ernſt P. & Co. in Bogota. An dem ge⸗ 
nannten Tage wurde das Geſchäft mit Aktiven und Paſſiven 
von einem Dr. C. und ſeinem Sohn übernommen und unter 
der Firma Louis C. M. y Cia. fortgeführt. Die Kl. ſtand 
mit dem Unternehmen bis zum Ausſcheiden des Ernſt P. in 
ſtändiger Geſchäftsverbindung; fie lieferte ihm ärztliche In⸗ 
trumente. Die Kl. behauptet, es ſtehe ihr aus der Geſchäfts⸗ 
verbindung gegen P. noch eine Forderung von 2752,46 US A.⸗ 
Dollar — 11 560,33 RM zu. Mit der im Auguſt 1935 gegen 
die Bekl. als Teſtamentsvollſtreckerin P.s erhobenen Klage be⸗ 
antragte ſie deren Verurteilung zur Zahlung des angegebenen 
Betrages. Das LG. wies die Klage ab. Auf die Berufung 
der Kl. verurteilte das KG. die Bekl. zur Zahlung. Auf die 
Rev. wurde das BU. aufgehoben und die Berufung zurück⸗ 
gewieſen. 

Die von der Bekl. erhobene Einrede der Verjährung hält 
das BG. nicht für durchgreifend. Die Verjährungsfriſt ſei, 
da es ſich um eine Lieferung für den Gewerbebetrieb des 
Schuldners gehandelt habe, und der Anſpruch ſpäteſtens im 
Jahre 1929 entſtanden ſei, mit Schluß des Jahres 1933 ab⸗ 
gelaufen (58 196, 200 BGB.). Ob fie durch eine Zahlung 
P. s auf die Forderung am 27. Juni 1931 unterbrochen 
worden ſei, brauche nicht unterſucht zu werden, da zur Zeit 
der Klagerhebung im Aug. 1935 auch bei einer Unterbrechung 
der Verjährung im Juni 1931 die Friſt doch abgelaufen 
wäre. Eine Hemmung der Verjährung durch Stundung ſei 
nicht eingetreten, da eine Stundungsvereinbarung nicht vor⸗ 
el Dagegen ſtehe der Verjährungseinrede der Einwand 
der Argliſt entgegen. Die Kl. ſei durch JR. W., dem General⸗ 
bevollmächtigten P.s, von einer rechtzeitigen Klagerhebung ab⸗ 


gehalten worden. Die Kl. habe in ihrem Schreiben v. 20. Nov. 
1929 von P. verlangt, daß er für Zahlung ihres längſt fälli- 
gen Guthabens Sorge trage und ihn für deſſen Eingang per⸗ 
ſönlich verantwortlich gemacht. Auch in dem Schreiben der 
Kl. an W. v. 26. Nov. 1929 komme zum Ausdruck, daß ſie 
unverzügliche Zahlung fordere. Im Schreiben v. 5. Dez. 1929 
betone ſie die Dringlichkeit der Sache und erkläre, daß ſie 
ſich nicht damit abfinden könne, daß von P. aus wegen ſeiner 
Abweſenheit nichts geſchehe, ſie könne auf deſſen Mitwirkung 
bei der Zahlung nicht verzichten. Das BG. ſieht in dieſem 
Schreiben trotz der durch die engen geſchäftlichen Beziehungen 
zu dem langjährigen Geſchäftsfreund veranlaßten Zurückhal⸗ 
tung in der Form eine Zahlungsaufforderung an P. IR. W. 
habe nun nicht Zahlung abgelehnt, ſondern in einem ſehr 
langen und etwas umwundenen Schreiben v. 7. Dez. 1929 die 
Kl. zu beruhigen geſucht, indem er ſie auf die politiſchen 
Schwierigkeiten in Kolumbien und darauf verwieſen habe, daß 
die neuen Inhaber ja ſchon eine Abſchlagzahlung geleiſtet 
hätten. Daraus ſei zu entnehmen, daß P. für eine allmäh⸗ 
liche Tilgung des Guthabens ſorgen wollte. Die Kl. habe 
daher annehmen können, daß P. aus einem Zeitablauf, der 
ſich notwendig daraus ergab, daß die Kl. ſich mit einer all⸗ 
mählichen Tilgung einverſtanden erklärte, keine Einwen⸗ 
dungen gegen die an ſich begründete Forderung erheben 
würde. Sie habe erwarten dürfen, daß ſie auch ohne Klag⸗ 
erhebung eine Befriedigung ihrer Anſprüche erlangen würde. 
Wenn ſie ſich mit geräumigen Teilzahlungen der neuen In⸗ 
haber begnügt habe, ſo ſei das daraus zu verſtehen, daß ſie 
als deutſche Exportfirma Rückſicht auf ihre geſchäftlichen Be⸗ 
ziehungen nach Kolumbien nehmen mußte und darum einen 
allzu ſcharfen Druck vermeiden wollte. 


Wie auch die Rev. nicht verkennt, greift der Einwand 
unſtatthafter Rechtsausübung (oder anders ausgedrückt der 
Einwand der Argliſt) auch gegenüber der Einrede der Ver⸗ 
jährung Platz. Zur Begründung des Einwandes genügt die 
Berufung auf ein früheres Verhalten des Schuldners, durch 
das er — ſei es auch unabſichtlich — dem Gläubiger nach ver⸗ 
ſtändigem Ermeſſen Anlaß gab, von einer Unterbrechung der 
Verjährung abzufehen, weil der Gläubiger nach dem Voran⸗ 
gegangenen annehmen durfte, daß der Schuldner entweder es 
auf eine gerichtliche Entſch. nicht ankommen laſſen oder aber 
bei der Verteidigung gegen eine ſpäter zu erhebende oder 
durchzuführende Klage ſeine Abwehr nur gegen den ſachlichen 
Beſtand des Anſpruchs richten werde (RGZ. 144, 381 = 
JW. 1934, 2233 1; RG. 145, 244 = JW. 1935, 1976 m. 
Anm.; RG.: IW. 1936, 13537). Ob ein Gläubiger aus dem 
Verhalten des Schuldners entnehmen darf, er werde die Ein⸗ 
rede der Verjährung nicht erheben, iſt regelmäßig Sache tat⸗ 
richterlicher Würdigung im Einzelfall. Auch aus dem Ver⸗ 
ſprechen, dafür zu ſorgen, daß ein Dritter, der die Schuld im 
Verhältnis zum urſprünglichen Schuldner übernommen hat, 
zahlen werde, kann entnommen werden, daß der urſprüngliche 
Schuldner Einwendungen daraus, daß der Gläubiger über die 
Verjährungszeit hinaus mit Klagerhebung warten ſollte, nicht 
erheben werde. Insbeſondere iſt dies möglich, wenn der ur⸗ 
ſprüngliche Schuldner unmittelbar auf bereits geleiſtete Teil⸗ 
zahlungen ſeines Rechtsnachfolgers in dem Unternehmen hin⸗ 
weiſt und damit auf weitere ſolche Zahlungen verweiſt. Ob 
die Kl. in dem vom BU. behandelten Schreiben zum Ausdruck 
bringen wollte, daß ſie P. trotz des Geſchäftsüberganges als 
ihren Schuldner anſehe und ihn für die Nichtzahlung verant⸗ 
wortlich halte, iſt Aufgabe tatrichterlicher Würdigung. Die 
Auslegung des Schriftwechſels durch den BerR. iſt durchaus 
möglich. Wenn auch P. ſich in erſter Linie dafür einſetzen 
ſollte, daß die übernehmerin des amerikaniſchen Geſchäfts 
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zahle, ſo lag darin doch keineswegs die Ablehnung einer 
eigenen Verpflichtung zur Zahlung. Wollte P. eine ſolche Ver⸗ 
pflichtung aus einem jedenfalls urſprünglich für ihn verbind⸗ 
lichen Rechtsgeſchäft ablehnen, ſo hätte es einer unzweideu⸗ 
tigen Erklärung bedurft, um ſo mehr als die Erklärung durch 
einen Rechtskundigen verfaßt war. Gerade der Hinweis auf 
die politiſchen Schwierigkeiten in Kolumbien und erfolgte Ab⸗ 
ſchlagszahlungen konnte von der Kl. unbedenklich als ein Ver⸗ 
ſuch P.s angeſehen werden, Zeit zu gewinnen und die Kl. zu⸗ 
nächſt von einer Klage gegen ihn abzuhalten. Wenn das BU. 
in dieſem Sinne von einem etwas umwundenen Schreiben P.s 
ſpricht, ſo iſt das nicht rechtsirrtümlich. 

Die Kl. konnte auch im Jahre 1931 noch annehmen, 
daß P. darüber unterrichtet war, daß die amerikaniſche Firma 
die Schuld nur zum Teil abbezahlt hatte und daß P. damals 
ſich deſſen bewußt war, daß er für die Schuld einzuſtehen 
hatte. Sie konnte dies aus dem Brief des IR. W. an fie vom 
15. Jan. 1931 entnehmen, in dem W. auf die Verſuche der 
Kl., die Adreſſe P.s zu ermitteln, erklärt, daß er nach wie 
vor deſſen Generalbevollmächtigter ſei. Für die Zuläſſigkeit 
einer ſolchen Annahme ſpricht auch das Vorbringen der Rev., 
daß ſich P. bei ſeiner Anweſenheit in Kolumbien im Jahre 
1931 mit größter Entſchiedenheit dafür eingeſetzt habe, daß die 
neue Firma das Schuldanerkenntnis v. 7. März 1931 gab 
(aus dem ſich das Fortbeſtehen der Schuld in erheblichem 
Ausmaß ergab), der Kl. Wechſel gab und die Bürgſchaft des 
Dr. C. beſchaffte, und daß P. noch im Mai 1931 dafür ſorgte, 
daß die Kl. von der neuen Firma noch eine Abſchlagszahlung 
erhielt. Die Kl. durfte aber mit dem Einverſtändnis P.s mit 
weiterer ratenweiſer Abtragung der Schuld und der Hinaus⸗ 
ſchiebung der Beitreibung nur rechnen, wenn in der Zukunft 
auch tatſächlich ſolche Zahlungen regelmäßig und in erheb⸗ 
lichen Beträgen geleiſtet wurden. Nach der im Juni 1931 
durch P. veranlaßten Zahlung ſind aber nur wenige Zah⸗ 
lungen in nicht bedeutenden Beträgen, insbeſ. in den Jahren 
1932 und 1933 geleiſtet worden. Bei dieſer Sachlage wäre es 
Aufgabe der Kl. geweſen, P. oder ſeinen Generalbevollmäch⸗ 
tigten, deſſen Anſchrift ſie kannte, rechtzeitig, d. h. vor Ab⸗ 
lauf der Verjährungsfriſt auf die ungenügende Zahlungsweiſe 
der amerikaniſchen Firma hinzuweiſen und zu erkennen zu 
geben, daß ſie Zahlung von ihm erwarte, wenn er nicht für 
beſchleunigte Abtragung der alten Schuld durch die amerika⸗ 
niſche Firma ſorge. Aus der ſchleppenden Zahlungsweiſe dieſer 
Firma konnte die Kl. erkennen, daß deren Zahlungsfähigkeit 
zweifelhaft ſei. Sie mußte P. Gelegenheit geben, ſeine Be⸗ 
lange gegenüber der amerikaniſchen Firma zu wahren. Da ſie 
ſelbſt zugibt, daß von dieſer Firma jetzt wohl Zahlung nicht 
mehr zu erlangen ſei, verſtößt es nicht gegen Treu und 
Glauben, wenn die Bekl. ſich nunmehr auf Verjährung beruft. 

(RG., II. ZivSen., Urt. v. 29. Jan. 1937, II 173/36.) 
W. R.] 


Anmerkung: Das Urteil iſt durchaus beifallswürdig. 

1. Es entſpricht feſtſtehender Rſpr. des RG., einem Schuld⸗ 
ner, der ſeinen Gläubiger von der rechtzeitigen Klageerhebung 
abgehalten hat, die Verjährungseinrede zu verſagen, wenn er 
ſich dadurch zu ſeinem eigenen früheren Verhalten in einen mit 
Treu und Glauben unvereinbaren Widerſpruch ſetzen würde. 
Das RG. hat auch bereits mehrmals betont, daß das Abhalten 
von der Klageerhebung an ſich nicht argliſtig zu ſein 
braucht, daß es genügt, wenn der Schuldner unabſichtlich dem 
Gläubiger nach verſtändigem Ermeſſen Anlaß gab, von einer 
Unterbrechung der Verjährung abzuſehen. Inſoweit das Urteil 
das ausſpricht, bringt es nichts Neues; der Wortlaut der erſten 
Theſe iſt wörtlich aus der Entſch. des 5. ZivSen. v. 27. Okt. 
1934 (RG. 145, 24 JW. 1935, 197 6) entnommen. 

2. Die Bedeutung der Entſch. liegt darin, daß fie die Not⸗ 
wendigkeit betont, in ſolchen Fällen ſtets auch das Verhalten 
des anderen Teils im Hinblick auf die Gründe und Aus⸗ 
wirkungen der Verzögerung mit zu berückſichtigen und zu wür⸗ 
digen. Inſoweit wird die Entſch. durchaus der Forderung ge⸗ 
recht, die ich in meinem Aufſatz über die Verwirkung in der 
FW. 1936, 2197 aufgeſtellt habe. Auch wenn der Gläubiger auf 
Grund des Verhaltens des Schuldners verſtändigerweiſe an⸗ 


nehmen darf, dieſer werde Einwendungen aus dem Abwarten 
mit der Klageerhebung über die Verjährungszeit hinaus nicht 
erheben, darf er (der Gläubiger) die Hände nicht in den Schoß 
legen, zumal wenn, wie hier, die Schuld durch einen Geſchäfts⸗ 
nachfolger übernommen worden war und der Urſchuldner den 
Gläubiger auf deſſen Zahlungen verwieſen hatte. Hier kann es 
Pflicht des Gläubigers ſein, den Urſchuldner auf deſſen un⸗ 
genügende Zahlungsweiſe und auch die eines etwaigen Bürgen 
hinzuweiſen und ihm dadurch klar zu machen, daß er Zahlung 
von ihm erwarte, falls er nicht für die Abtragung der Schuld 
durch den Schuldübernehmer ſorge. 

Ein Gläubiger, der nicht fo handelt, verfolgt einſeitig feine 
Intereſſen ohne billige Rückſichtnahme auf die Belange des 
Schuldners. Er darf ſich deshalb nicht beſchwert fühlen, wenn 
dieſer ihm gegenüber von einer Verteidigungswaffe (Verjäh⸗ 
rungseinrede) Gebrauch macht, die er bei einem vertragstreuen 
Verhalten ſeines Gläubigers nicht mehr hätte benutzen dürfen. 

3. Wenn man von der Beſonderheit unſeres Falles abſieht, 
iſt die Entſch. auch inſoweit bedeutſam, als ſie dem Charakter 
des Schuldverhältniſſes als eines beiderſeitigen Treue⸗ 
verhältniſſes durchaus gerecht wird und aus Treu und 
Glauben gewiſſe Treuepflichten des Gläubigers gegenüber 
ſeinem Schuldner bei der Verfolgung ſeiner Rechte ableitet. Das 
entſpricht nationalſozialiſtiſcher Rechtsauffaſſung, nach der Glau⸗ 
biger und Schuldner zuſammenzuwirken haben, damit 
der Leiſtungserfolg in einer für beide Teile möglichſt günſtigen 
Weiſe erreicht wird und keiner Partei ein außerhalb der Erfül⸗ 
lung liegender Schaden zugefügt wird. 

Prof. Dr. Heinrich Lehmann, Köln. 


* 

2. RG. — IL 8 652 BGB. Schließt der Be⸗ 
auftragte das in Ausſicht genommene Ge⸗ 
ſchäft ſelber mit dem Auftraggeber ab, fo 
iſt das nicht die Erfüllung eines Mäklerver⸗ 
trages, der vorausſetzt, daß auf Grund der 
Mäklertätigkeit ein Vertrag zwiſchen dem 
Auftraggeber und einem Dritten zuſtande 
kommt. Ein Anſpruch auf Mäklerlohn iſt 
dann nicht begründet (og l. RG.: Seuff Arch. 65, 
Nr. 210). 

II. §S 313 BGB. Nach der Rſpr. des RG. (RGR⸗ 
Komm., Anm. 1 A bſ. 4 zu § 313 BGB.) hat, wenn 
eine Geſchäftsbeſorgung in der Verſchaffung 
des Eigentums an einem Grund ſtück beſteht, 


die Pflicht zur Übereignung an den Ge⸗ 
ſchäftsherrn auch dann keine ſelbſtändige 
Bedeutung, wenn der Verpflichtete das 


Grundſtück zunächſt für Rechnung des Ge- 
ſchäftsherrn im eigenen Namen erworben 
hat; die übereignungspflicht geht auf in der 
durch 8 667 BGB. begründeten Pflicht zur 
Herausgabe des im Verhältnis zum Ge⸗ 
ſchäftsherrn nicht zum Vermögen des Pflich⸗ 
tigen gehörenden Grundſtücks. Anders iſt nur 
dann entſchieden worden, wenn der zur Ge⸗ 
ſchäftsbeſorgung Verpflichtete das Grund⸗ 
ſtück vertragsgemäß zunächſt für eigene Rech⸗ 
nung zu erwerben und es dann dem Ge- 
ſchäftsherrn zu übereignen hatte. 
(RG., V. ZivSen., U. v. 17. Febr. 1937, V 222/36.) 
* 

3. Rcß. — 8 839 BGB. Der Grund buch richter iſt 
regelmäßig zur ſorgfältigen Prüfung des 
geſamten Inhalts der ihm eingereichten Ur⸗ 
kunden verpflichtet (RG.: J W. 1936, 18915). Ein 
mit den Urkunden überreichtes Begleit⸗ 
ſchreiben entbindet ihn nur inſoweit von 
einer weiteren Prüfungspflicht, als in die⸗ 


[v. B. 


ſem Begleitſchreiben beſtimmte Anträge 
enthalten find (R G.: J W. 1929, 740 12). 
(Sch., V. Ziv Sen., U. v. 12. Febr. 1937, V 180/36) (v. B 


* 
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4. RG. — Die Verneinung anderweitiger Er⸗ 
ſatzmöglichkeit iſt nach S839 A bſ. 1 S. 2 BG B. Vor⸗ 
ausſetzung des Klageanſpruchs, wenn dem Be⸗ 
amten nur Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt. In 
dieſer Beziehung hat das RG. bereits mehr⸗ 
fach ausgeſprochen, daß eine Abwägung des 
Beiderjeitigen Verſchuldens i. S. des 8 254 
BGB. im Falle des 8 839 A b ſ. 1 S. 2 BG B. nicht 
ſtattfindet, daß alſo 8 254 A bſ. 2 BGB. durch 
$ 839 A bſ. 1 S. 2 BG B. ausgeſchaltet wird (RG. 
86, 289; 126, 87 = ZW. 1930, 1938 o m. Anm). Daran iſt 
feſtzuhalten. 

(RG., III. Ziv Sen., U. v. 29. Jan. 1937, III 24/6.) 


* 


5. RG. — 8 852 BG B. Im Sinnedes 8 852 BGB. 
weiß der Geſchädigte um den erlittenen Scha⸗ 
den, wenn er die ſchädlichen Folgen der uner⸗ 
laubten Handlung, fei es auch nur im allge⸗ 
meinen, ſoweit kennt, daß er auf der Grund⸗ 
lage dieſes Wiſſens eine Klage auf Schadens⸗ 
erſatz, wenn auch nur als Feſtſtellungsklage 
(8 256 3 PO), mit einigermaßen ſicherer Ausſicht 
auf Erfolg erheben kann. Ungewißheit über 
Umfang oder Höhe des Schadens ſchließt den 
Beginn der Verjährung nicht aus. Denn der ge⸗ 
ſamte aus einer unerlaubten Handlung ent⸗ 
ſpringende Schade ſtellt ſich als Einheit dar, 
alſo nicht als Summe einzelner ſelbſtändiger, 
nicht zuſammenhängender Schäden. Deshalb 
ſind alle Folgezuſtände, die im Zeitpunkt der 
Erlangung allgemeinen Wiſſens um den Scha— 
den überhaupt nur als möglich vorauszuſehen 
waren, mit ſolcher allgemeinen Kenntnis dem 
Verletzten bekannt geworden (RG. 83, 354 [360] = 
J W. 1914, 310 16; RG 3. 119, 204 [208] = J W. 1928, 563 12; 
R G.: J W. 1936, 18318, 1936, 2398 10). 

RG., V. ZivSen., U. v. 29. Jan. 1937, V 123/36.) 


* 


6. LG. — 8 1565 BGB. Geht ein Ehegatte 
mach der auf Grund öſterreichiſchen Rechtes 
erfolgten Scheidung feiner Ehe von Tiſch und 

ett eine neue, ſog. Dispensehe ein, fo be⸗ 
geht er damit Ehebruch gegenüber ſeinem 
erſten Ehegatten. f) 


Die Parteien haben am 20. Aug. 1927 die Ehe in Wien 
nach katholiſchem Ritus geſchloſſen. Der Bekl. iſt öſterreichi⸗ 
ſcher Staatsangehöriger und wohnt in Wien, die Kl., die 
früher Oſterreicherin war, iſt im Dez. 1935 infolge Ein- 
bürgerung deutſche Reichsangehörige geworden; ſie wohnt in 

erlin. Beide Parteien ſind katholiſchen Bekenntniſſes. Die 
Ehe der Parteien, die ſeit 1928 getrennt leben, iſt bereits am 
30. Dez. 1928 durch das BezGer. Döbling nach öſterreichi⸗ 
ſchem Rechte einverſtändlich von Tiſch und Bett geſchieden 
worden. 

Die Kl. hat die Eheſcheidungsklage erhoben und vorge⸗ 
tragen, der Bekl. habe, obwohl die Ehe nach öſterreichiſchem 
Rechte dem Bande nach noch beſtehe, eine neue Ehe — eine 
ſog. Dispensehe — geſchloſſen. 

Der Bekl. hat ſich durch einen RA. nicht vertreten laſſen. 
Gemäß Art. 1 des Gef. v. 24. Jan. 1935 (RG Bl. I, 48) 
über die Anwendung deutſchen Rechts bei der Eheſcheidung 
md für die Klage der Frau auf Scheidung ihrer Ehe die 
deutſchen Geſetze auch dann maßgebend, wenn nur die Frau, 
nicht aber der Mann die deutſche Reichsangehörigkeit beſitzt 
und das Heimatrecht des Mannes die Scheidung der Ehe 
dem Bande nach grundſätzlich nicht zuläßt. Das Heimatrecht 
des Mannes läßt, da die Parteien katholiſch ſind, die Schei⸗ 
Fe der Ehe dem Bande nach nicht zu. Denn nach 8 111 
ſterra ch. kann das Band einer Ehe zwiſchen katho⸗ 
liſchen Eheleuten nur durch den Tod eines Ehegatten ge⸗ 


[v. B. 


v. B.] 


trennt werden. Demnach iſt der vorliegende Rechtsſtreit nach 
deutſchem Recht zu beurteilen. 

Der Bekl. hat in ſeiner ſchriftlichen Außerung dem 
Gericht gegenüber glaubwürdig zugegeben, daß er nach der 
einverſtändlichen Scheidung von Tiſch und Bett eine ſog. 
Dispensehe eingegangen ſei. Er lebt jetzt noch mit ſeiner 
zweiten Ehefrau zuſammen. Dadurch, daß der Bekl., obwohl 
die Ehe der Parteien dem Bande nach noch beſteht, eine neue 
Ehe eingegangen iſt, mit ſeiner zweiten Ehefrau zuſammenlebt 
und — wie nach den Umſtänden ohne weiteres als erwieſen 
anzuſehen iſt — mit ihr ehelich verkehrt, hat der Bekl. ſich 
des Ehebruchs ſchuldig gemacht, ſo daß die Kl. berechtigt iſt, 
die Scheidung der Ehe gemäß § 1565 BGB. zu verlangen. 
Der Bekl. kann ſich nicht darauf berufen, daß die Ehe der 
Parteien nach öſterreichiſchem Recht bereits von Tiſch und 
Bett geſchieden war, als er die neue Ehe einging. Abgeſehen 
davon, daß der Rechtsſtreit auf Grund des Gef. v. 24. Jan. 
1935 lediglich nach deutſchem Rechte zu beurteilen iſt, beſteht 
auch nach Scheidung von Tiſch und Bett die aus der Ehe 
ſich ergebende Treupflicht in einem gewiſſen Umfange fort, 
insbeſ. iſt der Geſchlechtsverkehr mit einer anderen Perſon 
unvereinbar mit der auch nach öſterreichiſchem Rechte immer 
noch fortbeſtehenden Treupflicht. Auch der Umſtand, daß der 
Bekl. ſeine zweite Ehe auf Grund eines ſtaatlichen Dis⸗ 
penſes eingegangen iſt, ſchließt das Recht der Kl., die Schei⸗ 
dung zu verlangen, nicht aus. Nach dem vom Bundesminiſte⸗ 
rium für Juſtiz vom öſterr. Oberſten Gerichtshof ein⸗ 
geholten Rechtsgutachten hat auf den rechtlichen Beſtand der 
erſten Ehe weder der erteilte Dispeus noch die auf Grund des 
Dispenſes geſchloſſene zweite Ehe einen Einfluß (vgl. hierüber 
„Jutern. Nechtsverf“, 2. Aufl., 4. Bd., 1. Teil, S. 156). 
Allerdings iſt die zweite Ehe, ſolange fie nicht für nichtig er⸗ 
klärt worden iſt, keine Nichtehe, das geſetzmäßig über ſie ein⸗ 
geleitete Verfahren iſt jedoch geeignet, zur Erklärung ihrer 
von Anfang an beftehenden Ungültigfeit zu führen („In⸗ 
tern. Rechtsverf.“ a. a. O.). Der öſterr. Oberſte Gerichts⸗ 
hof ſtützt ſeine Rechtsauffaſſung darauf, daß die Un⸗ 
gültigkeit der Dispensehe auf der völligen Wirkungsloſigkeit 
des Dispensaktes beruhe. Die Dispensehe ſteht im Wider⸗ 
ſpruch zu der das öſterreichiſche Recht beherrſchenden Rechts⸗ 
auffaſſung der Unauflösbarkeit der Ehe katholiſcher Eheleute. 
Wenn der Bekl. trotzdem eine zweite Ehe einging, weil die 
damalige Praxis der öſterreichiſchen Verwaltungsbehörden im 
Gegenſatz zu der jetzigen in Oſterreich geltenden Anſchauung 
eine zweite Ehe zuließ, ſo muß er gegen ſich gelten laſſen, 
daß er gegen die Pflichten der immer noch dem Bande nach 
beſtehenden erſten Ehe in ſchwerer Weiſe verſtoßen hat. Denn 
es iſt zu berückſichtigen, daß die Aufrechterhaltung der Dis⸗ 
peusehe jetzt lediglich von feinen Willen abhängig ift, da fie 
ohne weiteres auf ſeinen Antrag der Ungültigkeitserklärung 
preisgegeben iſt. Da der Bekl. auch jetzt noch, und zwar ins⸗ 
beſondere nach Klagezuſtellung die Dispensehe aufrechterhält, 
0 00 Scheidungsbegehren gemäß § 1565 BGB. gerecht⸗ 
ertigt. 


(CG. Berlin, 41. 3 K., Urt. v. 9. Jan. 1937, 241 R 233/36.) 


Anmerkung: 1. Mit Recht hat das LG. feine Zuftändig- 
keit angenommen. Da der Mann die öſterreichiſche Staats⸗ 
angehörigkeit beſitzt, ſeinen Wohnſitz im Ausland hat und 
auch die Vorausſetzungen des 8606 Abſ. 2 Satz 2 ZRD. 
nicht gegeben ſind, iſt ein deutſcher Gerichtsſtand nach der 
ZPO. zwar nicht begründet. Die Frau beſitzt jedoch die 
deutſche Reichsangehörigkeit und hat auch ihren Wohnſitz in 
Deutſchland; ſie kann deshalb gemäß Art.? des Geſ. über die 
Anwendung deutſchen Rechts bei der Eheſcheidung v. 24. Jan. 
1935 (RG Bl. I, 48) bei dem für ihren Wohnſitz zuſtändigen 
LG. die Scheidungsklage erheben. ö 

2. Zutreffend hat das LG. auch die Frage verneint, ob 
die Ehe etwa ſchon rechtswirkſam dem Bande nach gelöſt iſt. 
Die Parteien find nur gemäß § 105 Oſterr ABGB. ein⸗ 
verſtändlich von Tiſch und Bett geſchieden; durch dieſe Schei⸗ 
dung iſt das Band der Ehe nicht gelöſt worden. Eine Tren⸗ 
nung der Ehe dem Bande nach war auch rechtlich nicht mög⸗ 
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lich, da die Parteien katholiſch ſind und die Ehe nach katholi⸗ 
ſchem Ritus geſchloſſen haben; denn „das Band einer gültigen 
Ehe kann zwiſchen katholiſchen Perſonen nur durch den Tod 
des einen Ehegatten getrennt werden“ (§ 111 Satz 1 Öfterr- 
A BGB.). Auch die dem Mann von der öſterreichiſchen Ver⸗ 
waltungsbehörde bewilligte Befreiung vom Ehehindernis des 
Ehebandes und die von ihm alsdann geſchloſſene zweite Ehe 
haben die erſte Ehe nicht zur Auflöſung gebracht. Nach der 
ſtändigen Rſpr. des öſterr. Oberſten Gerichtshofs kann von 
dem Ehehindernis des beſtehenden Ehebandes keine Befreiung 
bewilligt werden. Eine dennoch bewilligte Befreiung iſt wir⸗ 
kungslos. Die Befreiung hat nicht die Wirkung, daß „die 
auf Grund dieſer Nachſicht geſchloſſene zweite Ehe ſich der 
gerichtlichen Ungültigkeitserklärung wegen Rechtsbeſtandes der 
erſten Ehe entzöge. Auf den rechtlichen Beſtand der erſten Ehe 
hat weder die erteilte Nachſicht, noch die hierüber erfolgte 
zweite Eheſchließung einen Einfluß. Die zweite Ehe iſt aber, 
ſo lange ſie nicht als ungültig erklärt worden iſt, keine Nicht⸗ 
ehe, das geſetzmäßig über fie eingeleitete Verfahren iſt jedoch 
geeignet, zur Erklärung ihrer vom Anfang an beſtehenden 
Ungültigkeit zu führen“ (Gutachten des Oberſten Gerichtshofs). 

3. Nach dem unter 2. Ausgeführten war alſo eine Schei⸗ 
dung der erſten Ehe noch möglich. Auf die Scheidungsklage 
der Frau war gemäß Art. 1 des Geſ. v. 24. Jan. 1935 
(RGBl. I, 48) deutſches Recht anzuwenden, da nach dem 
Heimatrecht des Mannes eine Scheidung der Ehe dem Bande 
nach nicht möglich war. 

4. Das LG. ſcheidet die Ehe wegen Ehebruchs gemäß 
§ 1565 BGB. Den Ehebruch erblickt es darin, daß der in 
ungültiger (vernichtbarer) Ehe lebende Mann mit ſeiner 
zweiten Ehefrau Geſchlechtsverkehr gehabt hat. 

Ob Ehebruch vorliegt, kann zweifelhaft ſein. 

Einmal taucht die Frage auf, ob die von Tiſch und Bett 
geſchiedenen Ehegatten noch zur ehelichen Treue verpflichtet 
ſind und demgemäß auch noch Ehebruch begehen können. Dieſe 
Frage iſt auch für das deutſche Eheſtreitverfahren von Be⸗ 
deutung; denn das in Eheſachen öſterreichiſcher Staatsange⸗ 
höriger ergangene Erkenntnis auf Scheidung von Tiſch und 
Bett wird auch in Deutſchland anerkannt; die Rechtsfolgen, 
die ſich an dieſe Scheidung knüpfen, müſſen ebenfalls nach 
öſterreichiſchem Recht beurteilt werden. 

Die Frage wird in Ofterreich nicht einheitlich beantwortet. 
Der öſterr. Oberſte Gerichtshof hat bisher angenommen, daß 
der geſchlechtliche Verkehr von Ehegatten, die nur von Tiſch 
und Bett geſchieden ſind, mit anderen Ehegatten einen Ehe⸗ 
bruch bilde. Im neueren Schrifttum iſt dieſe Auffaffung aber 
wiederholt beſtritten worden (Nachweiſe bei von Neumann⸗ 
Ettenreich: Das Eherecht Oſterreichs in „Rechtsverfolgung 
im internationalen Verkehr“, Bd. IV S. 179). Solange der 
öſterr. Oberſte Gerichtshof an ſeiner Auffaſſung feſthält, wird 
man annehmen müſſen, daß die von Tiſch und Bett geſchie⸗ 
denen Ehegatten nach öſterreichiſchem Recht noch zur ehelichen 
915 verpflichtet ſind. Sie können alſo auch Ehebruch be⸗ 
gehen. 

Eine weitere Frage iſt, ob der Ehegatte, der gleichzeitig 
in einer gültigen und noch nicht geſchiedenen Ehe und in 
einer vernichtbaren Ehe lebt, dadurch Ehebruch begeht, daß er 
mit dem Partner der vernichtbaren Ehe geſchlechtlich verkehrt. 
Die Frage dürfte zu bejahen ſein; objektiv liegt Ehebruch vor 
(vgl. auch RGRKomm., Anm. 2 zu 5 1565 BGB.). Eine 
Scheidung wegen Ehebruchs iſt aber nur dann zuläſſig, wenn 
dem die Ehe brechenden Ehegatten ſein Verhalten als Ver⸗ 
ſchulden angerechnet werden kann. In dem vom LG. entſchie⸗ 
denen Falle liegt Verſchulden aber nur dann vor, wenn der 
beklagte Ehemann gewußt hat, daß ſeine erſte Ehe rechtlich 
noch beſtand und daß ſeine zweite Ehe nichtig iſt; ferner muß 
er wohl gewußt oder doch damit gerechnet haben, daß er 
gegenüber ſeiner erſten Frau noch zur ehelichen Treue ver⸗ 
pflichtet war. Nur dann iſt der ſubjektive Tatbeſtand erfüllt. 
Die Entſch. hängt alſo von der Beurteilung dieſer Tat⸗ 
frage ab. AGR. Maßfeller, Berlin. 


* 


7. LG. — § 1568 BGB. Schwere Verletzung der 
ehelichen Pflichten, wenn eine Beamtenfrau 
gegen den Willen ihres Mannes eine ſtaats⸗ 
feindliche politiſche Geſinnung vertritt, 
z. B. der internationalen Vereinigung der 
Bibelforſcher angehört. 


Ein Beamter hatte mit ſeiner Frau 1923 und 1924 die 
Verſammlungen der internationalen Bibelforſcher in R. beſucht, 
dann ſich aber von dieſer Geſellſchaft abgewendet und ſeiner 
Frau, die weiter regelmäßig zu den Verſammlungen ging, das 
oft bis in die neueſte Zeit verboten. Auch die erwachſenen Kin⸗ 
der baten die Mutter, doch davon abzulaſſen. Sie wurden aber 
von der Mutter als gottlos hingeſtellt, ſie verſtünden das alles 
nicht. Auch nach dem Verbot der J. B. V. beſuchte die Frau 
weiter die Verſammlungen, bis ſie endlich Anfang Sept. 1936 
wegen ihrer Teilnahme an dieſen Verſammlungen mit zwei 
Monaten Gefängnis beſtraft wurde. Mitte Sept. 1936 for⸗ 
derte der Maun ſeine Frau auf, bis 17. Sept. die Wohnung zu 
verlaſſeu, wenn fie ſich nicht bereit erklärte, ſich den Geſetzen 
des Dritten Reiches zu unterſtellen, den Deutſchen Gruß an⸗ 
zuwenden und wieder in die Landeskirche einzutreten. Die Frau 
mußte die Wohnung verlaſſen, ſie holte Rat beim Rechtsanwalt. 
Dieſer ſchrieb dem Manne am 17. Sept., er habe der Frau 
eindringlichſt vorgeſtellt, daß der Mann das gute Recht 
habe, dieſe Bedingungen zu ſtellen bis auf die Forderung 
zum Wiedereintritt in die Kirche. Seine Frau habe ſich bereit 
erklärt, kunftig als Beamtenfrau den Gruß anzuwenden, ſie 
habe ſich längſt von der Bibelforſchervereinigung abgewendet 
und deren Lehren für unrichtig und ſtaatsfeindlich erkannt. 


Das LG. in R. wies die Klage der Frau auf Wiederher- 
ſtellung der ehelichen Gemeinſchaft ab und ſchied auf die Wi- 
derklage des Mannes die Ehe der Parteien. Es begründet ſein 
Urteil damit: Mit dem Weſen der Ehe in unſerem Staate ſei 
es unvereinbar, wenn eine Beamtenfrau bewußt gegen den Wil⸗ 
len und die Überzeugung ihres Mannes eine politiſche Anſicht 
beibehalte, die im Gegenſatz zum Staate und zur nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Weltanſchauung ſtehe; denn ſie bereite ihm durch 
eine ſolche Einſtellung untragbare materielle und ſeeliſche 
Schwierigkeiten und könne ſeine Stellung im öffentlichen Leben 
völlig untergraben. Der Mann, ſo ſagt das Urteil weiter, kommt 
dadurch auch in ſchwere innere Konflikte. Auf der einen Seite 
will er ſo leben, wie es ſeiner Überzeugung und zugleich der 
des ganzen Volkes entſpricht. Auf der anderen Seite muß er 
ſehen, wie ſeine Frau dieſer Überzeugung fremd und ablehnend 
gegenüberſteht, die Grundſätze des neuen nationalſozialiſtiſchen 
Staates verneint und ſich ſeinen Geſetzen und Anordnungen 
widerſetzt. Ein ſolches Verhalten bezeichnet man im heutigen 
Staate als ehrlos. Weil unſeres politiſches Denken nicht nur in 
der Offentlichkeit, ſondern auch in der Familie eine Rolle ſpielt, 
kann ein Ehegatte, der ſich ſo verhält, die Ehe ſo zerrütten, daß 
dem anderen Ehegatten die Fortſetzung der Ehe nicht mehr zu⸗ 
gemutet werden kann. Ein ſolches Verhalten hat die Kl. an den 
Tag gelegt. Es hätte ihr eine Warnung ſein müſſen, daß ihr 
Mann ihr ſeit 1924 immer verboten hat, die Verſammlungen 
der J. B. V. zu beſuchen. Endlich hätte ſie ſich nach dem Ver⸗ 
bote der J. B. B. im Jahre 1933 davon abwenden müſſen. 
Denn ſie mußte daraus erkennen, daß die J. B. V. eine ſtaats⸗ 
feindliche Organiſation ſei. Aber auch da hat ſie nicht auf ihren 
Mann gehört. Entſcheidend iſt aber ihr Verhalten nach ihrer 
Verurteilung. War es ſchon unter dieſen Umſtänden ſchwer für 
den Mann, die Ehe überhaupt fortzusetzen, jo konnte er doch 
nach der Verurteilung mindeſtens von ihr eine vollkommene 
Anderung ihrer Einſtellung verlangen. Sie änderte ſich aber 
nicht. Sie hat ſich erſt, nachdem ihr Mann ſie aus dem Hauſe 
gewieſen hatte, auf eindringliches Zureden ihres An⸗ 
walts bereit erklärt, auf die von ihrem Manne geſtellten Bedin⸗ 
gungen einzugehen. Dieſe nachträgliche Erklärung der Frau im 
Schreiben ihres Anwalts iſt jedoch nicht geeignet, dem Manne 
nach ihrem bisherigen Verhalten die Gewißheit darüber zu ver⸗ 
ſchaffen, daß fie es wirklich ehrlich und ernſt meinte, daß fie 
ihre innere Überzeugung geändert habe, und daß ſie ſich von 
ihrem bisherigen Treiben, ihren alten Anſchauungen und Ge- 
dankengängen losſagen würde. Die Frau hat trotz der wie⸗ 
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derholten Bitten und eindringlichſten Vorhalte ihres Mannes, 
ſich als deutſche Beamtenfrau den Geſetzen des neuen Staa⸗ 
tes zu fügen und ſich von allen Dingen abzuwenden, die im 
Gegenſatz zum Staat und zur nationalſozialiſtiſchen Welt⸗ 
anſchauung ſtünden, die Grundſätze und Ideen der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Bewegung verneint. Damit hat ſie ſich aus der 
Volksgemeinſchaft ausgeſchloſſen und durch ein ſolches Verhalten 
eine ſo tiefe Zerrüttung des ehelichen Lebens verſchuldet, daß 
ihrem Manne nicht zugemutet werden kann, mit ihr die Ehe 
fortzuſetzen. 
(LG. Rudolſtadt, Urt. v. 11. Jan. 1937, 1 R 63/36.) 


* 


8. RG. — Die in 8 1571 A b ſ. 2 BGB. vorgeſehene 
Aufforderung beeinflußt den Lauf der Klage⸗ 
friſt auch in bezug auf ſolche Eheverfehlun⸗ 
gen, die nach dem Empfang der Aufforderung 
begangen ſind. 

Die Parteien haben am 28. Nov. 1920 die Ehe geſchloſſen, 
aus der am 4. Jan. 1923 ein Kind hervorgegangen iſt. Sie 
leben ſeit Anfang 1929 getrennt. Die 1929 vom Ehemann er⸗ 
hobene Klage auf Scheidung, hilfsweiſe Herſtellung der häus⸗ 
lichen Gemeinſchaft wurde abgewieſen; ebenſo die zweite 1932 
erhobene Klage, mit der der Ehemann im erſten Rechtszuge die 
Scheidung, im zweiten die Herſtellung begehrte. Im Nov. 1934 
wurde die vorliegende, dritte Klage erhoben. Das LG. gab dem 
auf Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft gerichteten Antrag 
des Ehemanns ſtatt. Die Berufung der Ehefrau, die Klageabwei⸗ 
ſung und mit der im Nov. 1935 erhobenen Widerklage die Schei⸗ 
dung der Ehe beantragte, wurde zurückgewieſen. Mit der für 
zuläſſig erklärten Rev. verfolgt die Ehefrau ihre Anträge auf 
Abweiſung der Klage und auf Scheidung gemäß der erhobenen 
Widerklage. Die Rev. wurde zurückgewieſen. 

Bei Prüfung der Frage, ob die Bekl. berechtigt ſei, auf 
Scheidung zu klagen, hat das BG. der gem. 8 1571 Abſ. 2 Satz 2 

GB. vom Kl. an die Bekl. gerichteten und ihr am 9. Okt. 
1930 zugeſtellten Aufforderung vom 7. desſelben Monats auch 
ür die nach dieſem Zeitpunkt begangenen und unter Nr. 4 und 
5 der Urteilsgründe erörterten Verfehlungen Bedeutung bei⸗ 
gemeſſen. Es hat in Übereinſtimmung mit den Ausführungen 
in RG. 63, 113 angenommen, daß die klagerhaltende Wirkung 
des Getrenntlebens, wie ſie durch § 1571 Abſ. 2 Satz 1 beſtimmt 
iſt, auch für jene ſpäteren Verfehlungen außer Kraft geſetzt ſei 
(ebenfo RGRKomm. Anm. 8 Staudinger Anm. de; 

fand, Anm. 8 zu 8 1571). An dieſer Rechtsauffaſſung iſt 
feſtzuhalten. Es trifft nicht zu, daß fie (wie Reichel: DI. 
1935, 1218 meint) „gewiſſermaßen Abſolution für künftige Sün⸗ 
den“ bedeute. Vielmehr bleibt es für fie dann bei der im Abſ. 1 
des § 1571 getroffenen Regelung und es fällt nur der durch 
Abſ. 2 für die Dauer des Getrenntlebens beſtimmte Nichtlauf 
der Friſten des Abſ. 1 fort. Das Geſetz trägt dem jedenfalls in 
einer großen Zahl von Fällen vorhandenen Bedürfniſſe Rech⸗ 
nung, dem Zuſtand des Getrenntlebens bei beſtehender Ehe ein 
Ende zu bereiten, indem der andere Eheteil veranlaßt wird, ſich 
entweder zur Herſtellung der ehelichen Lebensgemeinſchaft oder 
zum Antrag auf Scheidung zu entſchließen. Ein innerer Grund, 
die Wirkung auf die beim Ergehen der Aufforderung vorhan⸗ 
denen Scheidungsgründe zu beſchränken, iſt (wie in RG. 63 
bereits betont) nicht zu erkennen. Insbeſondere iſt nicht ein⸗ 
zuſehen, inwiefern eine ſolche Auslegung den berechtigten Be⸗ 
langen des anderen Eheteils abträglich fein ſollte (jo Reichel 
a. a. O.). Die vertretene Auffaffung ſteht auch mit dem national⸗ 
ſozialiſtiſchen Rechtsdenken durchaus im Einklang. 

Die Annahme des BG., dem Kl. ſei es ernſtlich um eine 
Wiederherſtellung der häuslichen Gemeinſchaft zu tun, beruht 
halten dentlichen auf tatſächlicher Würdigung ſeines Geſamtver⸗ 

ens. 

Unbegründet iſt ferner der Reviſionsangriff, es läge auch 
abgeſehen von der beſtrittenen Ernſtlichkeit ein Rechtsmißbrauch 
5 or. Das BG. hat auf Grund des Gutachtens des Sachverſtän⸗ 
Er nur die Möglichkeit feſtſtellen können, daß ein Zuſammen⸗ 
eben den Krankheitszuſtand der Bekl. verſchlimmern werde. Es 
hat dem die andere Möglichkeit gegenübergeſtellt, daß nach Fort⸗ 


fall der dauernden Aufregungen des Prozeſſes eine Beſſerung 
eintrete, und es für zumutbar erklärt, daß ſie den Verſuch einer 
Wiederherſtellung der Ehe mache, an der feſtzuhalten ſie ſich 
entſchloſſen habe, als fie die ihr gem. 8 1571 BGB. geſetzte 
Friſt unbenutzt verſtreichen ließ. Das iſt rechtlich nicht zu be⸗ 
anſtanden, da die ernſte Gefahr einer erheblichen Geſundheits⸗ 
ſchädigung nicht feſtgeſtellt iſt. Das BG. weiſt mit Recht darauf 
hin, daß, wenn die Bekl. ſich „gewiſſermaßen in den Gedanken 
verkrampft habe“, die Fortſetzung der Ehe ſei nicht mehr mög⸗ 
lich, ſie ſich bemühen müſſe, hiervon ſich zu befreien. Ob die 
Bekl. zur Zeit verpflichtet iſt, auch den ehelichen Verkehr wie⸗ 
der aufzunehmen, konnte das BG. in dieſem Verfahren unent⸗ 
ſchieden laſſen. Es wird Sache beider Parteien ſein, nach Wie⸗ 
derherſtellung der häuslichen Gemeinſchaft unter gegenſeitiger 
Rückſichtnahme eine eingetretene Entfremdung zu überwinden, 
und es wird von den jetzt noch nicht zu überſehenden Umſtän⸗ 
den abhängen, ob und wann die Ehefrau verpflichtet ſein wird, 
dem Manne auch den ehelichen Verkehr zu geſtatten. 
On. 


(RG., IV. ZivSen., U. v. 28. Jan. 1937, IV 254/36.) 
* 

9. LG. — 88 1717, 1592 BGB. Die Empfängnis- 
zeit iſt in 81717 BGB. nichtals Ausſchlußfriſt zu 
werten. Daß die in $ 1592 A b ſ. 2 BGB. für das 
eheliche Kind gegebene Empfängnisvermu⸗ 
tung bei einem vor der geſetzlichen Emp⸗ 
fängniszeit liegenden Verkehr für das un⸗ 
eheliche Kind in 8 1717 BGB. nicht enthalten 
iſt, iſt unerheblich. Das Kind kann den Nach⸗ 
weis verlängerter Empfängniszeit führen; 
an den Beweis find aber ſtrenge Anforde⸗ 
rungen zu ſtellen. f) 


Die Kl. ſtammt nach dem unſtreitigen Vorbringen der 
Parteien aus einer Beiwohnung, die vor dem Beginn der ge⸗ 
ſetzlichen Empfängniszeit liegt. Auf Grund dieſer Tatſache iſt 
der Vorderrichter in Übereinſtimmung mit der in den Erläu⸗ 
terungsbüchern zum BGB. allgemein vertretenen Anſicht zu 
dem Ergebnis gekommen, daß die Kl. den Bekl. ſelbſt dann 
nicht auf Unterhalt in Anſpruch nehmen kann, wenn ſie be⸗ 
weiſt, daß ſie aus der am 21. oder 28. März 1935 erfolgten 
Beiwohnung ſtammt, weil der Nachweis einer längeren Emp⸗ 
fängniszeit bei unehelichen Kindern nicht geſtattet iſt. 

„Dieſe in der Wiſſenſchaft herrſchende Meinung kann jedoch 
bei erneuter Nachprüfung nicht mehr für zutreffend erachtet 
werden. Die Motive zum BGB. ergeben allerdings, daß der 
Empfängniszeit in 8 1717 BGB. ein abſoluter Charakter bei⸗ 
gelegt werden ſollte. Der Geſetzgeber iſt dabei davon ausgegan⸗ 
gen, daß die Empfängniszeit kaum mehr als 302 Tage betra⸗ 
gen könne. In der ärztlichen Wiſſenſchaft beſteht noch keine 
Einigkeit darüber, ob eine längere Tragzeit als 302 Tage vor⸗ 
kommt. Das von dem BG. eingeholte Gutachten der Univer⸗ 
ſitätsfrauenklinik in Berlin ſtellt ſich auf den Standpunkt, daß 
eine längere Tragzeit als 302 Tage bisher nur bei toten Kin⸗ 
dern vorgekommen, dagegen bei lebenden Kindern noch in kei⸗ 
nem einzigen Falle vollkommen einwandfrei nachgewieſen ſei. 
Demgegenüber hat die Kl. auf Grund der von ihr überreich⸗ 
ten Unterlagen und unter Hinweis auf den Auffa von Prof. 
Goronzy: DJ. 1936, 933 dargetan, daß auch bei lebenden 
Kindern eine längere Tragzeit möglich iſt. 

Wenn daher heute die biologiſchen Erfahrungen lehren, 
daß die geſetzliche Empfängniszeit nach oben hin zu kurz bemeſ⸗ 
fen iſt, fo muß dies bei der Auslegung des § 1717 BOB. be⸗ 
rückſichtigt werden. Die Motive zum BGB. find nicht Geſetz ge⸗ 
worden. Sie bieten allenfalls eine Handhabe für die Auslegung 
der geſetzlichen Beſtimmungen. Sofern jedoch der Wortlaut des 
Geſetzes nicht entgegenſteht, kann es auch in einem anderen 
Sinne und im Widerſpruch zu den Motiven ausgelegt werden. 

Im 81717 BGB. wird zunächſt nur eine Vermutung zu⸗ 
gunſten des unehelichen Kindes aufgeſtellt. Daß dabei die Emp⸗ 
fängniszeit gleichzeitig eine Ausſchlußfriſt ſein ſoll, geht aus 
dem Wortlaut des § 1717 unmittelbar in keiner Weiſe hervor. 
Man begründet es vielmehr damit, daß die Beſtimmung des 
81592 Abſ. 2 in den § 1717 nicht mit übernommen worden fei. 
Dabei muß aber der Zweck und die Bedeutung des § 1592 
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Abſ. 2 beachtet werden. Dieſer ſtellt nämlich nur eine erweiterte 
Vermutung zugunſten der Ehelichkeit des Kindes 
auf und bezieht ſich auf § 1591, weil ſonſt das Kind, das vor 
der geſetzlichen Empfängniszeit empfangen iſt, trotz der Eheſchlie⸗ 
Bung feiner Eltern unehelich fein würde. § 1592 Abſ. 2 bedeutet 
alſo einen beſonderen Schutz für die ehelichen Kinder, und zwar 
nicht hinſichtlich ihrer Vaterſchaft, ſondern hinſichtlich der Ehe⸗ 
lichkeit. Wenn man hiervon ausgeht, muß aus dem Umſtande, 
daß § 1592 Abſ. 2 BGB. nicht in den § 1717 mitübernommen 
iſt, nicht unbedingt gefolgert werden, daß dadurch dem unehe⸗ 
lichen Kinde der Nachweis verſagt ſein ſoll, es ſtamme aus einer 
Beiwohnung, die vor der geſetzlichen Empfängniszeit ſtattgefun⸗ 
den hat. Daß das Geſetz an ſich auch davon ausgeht, daß ein 
Kind aus einer vor der geſetzlichen Empfängniszeit ſtattgefun⸗ 
denen Beiwohnung ſtammen kann, geht daraus hervor, daß 
§ 1592 dieſes vorausſetzt und aus dieſem Grunde die Empfäng⸗ 
niszeit und damit die Vermutung erweitert. Nur dieſe erwei⸗ 
terte Vermutung gilt für das uneheliche Kind nicht. Es iſt 
ihm aber ungenommen, den Nachweis zu führen, daß eine ver⸗ 
längerte Empfängniszeit vorgelegen hat. 

Dieſen Nachweis, an den wegen ſeiner Beſonderheit ſtrenge 
Anforderungen zu ſtellen ſind, hat die Kl. hier jedoch nicht er⸗ 
bracht. Vielmehr find hier verſchiedene Umſtande hervorgetre⸗ 
ten, die es — wenn auch nicht als offenbar unmöglich — ſo 
doch als ſehr unwahrſcheinlich erſcheinen laſſen, daß die Kl. aus 
der Beiwohnung v. 21. bzw. 28. März 1935 ſtammt. Zunächſt 
iſt auf Grund des Gutachtens feſtzuſtellen, daß die bei der 
Kindesmutter feſtgeſtellten Gebärmutterverlagerung und die 
Funktionsſtörungen der Eierſtöcke eine längere Tragzeit nicht 
zur Folge gehabt haben. Weiter kommt der Gutachter zu dem 
Ergebnis, daß die Kl. nach einer Tragzeit von 307 bzw. 314 
Tagen ein Gewicht von 4-5000 g oder ſogar 6000 g hätte 
haben müſſen. Stattdeſſen, ſo führt der Gutachter aus, bleibe 
das Gewicht der Kl. mit 2850 g noch erheblich unter dem Durch⸗ 
ſchnittsgewicht eines reifen Kindes (3000 —3500 g) zurück. Selbſt 
wenn das Gewicht eines Kindes erfahrungsgemäß aus indivi⸗ 
duellen und konſtitutionellen Gründen gewiſſen Schwankungen 
unterworfen iſt, ſo kommt hier noch hinzu, daß die Körper⸗ 
länge der Kl. die Normallänge von 48—52 em keineswegs über⸗ 
ſchritten hat, während ſo lange übertragene Kinder nach An⸗ 
ſicht des Gutachters eine Überſchreitung von 5-10 em aufwei⸗ 
ſen müßten. 

Dieſe wichtigen Umſtande ſprechen gegen die Darſtellung 
der Kl. und für den Bekl. Bei dieſer Sachlage die Entſch. des 
Prozeſſes allein von der Ausſage der Kindesmutter abhängig 
zu machen, erſchien dem Gericht zu weitgehend. Die Kl. mußte 
deshalb als beweisfällig angeſehen und mit ihrer Klage ab⸗ 
gewieſen werden. ö 


(G. Dortmund, 1. 3K., Urt. v. 2. Okt. 1936, 18 175/36.) 


Anmerkung: Es war bis heute wohl noch herrſchende 
Rechtsanſicht, daß die Empfängniszeit des § 1717 Abſ. 2 BGB. 
den Charakter einer abſoluten oder Ausſchlußfriſt hat, oder, wie 
der RGRKomm. (8. Aufl., 1935, Bem. 3 zu § 1717 BGB.) es 
richtiger und genauer ausdrückt, daß dieſe Vorſchrift nicht nur 
beweiserleichternde, ſondern auch beweisausſchließende Bedeu⸗ 
tung habe. Von Urteilen, die den entgegengeſetzten Standpunkt 
vertreten, ſind mir außer dem vorliegenden aus neuerer Zeit 
bekannt geworden die Urteile des LG. Altenburg v. 19. Aug. 
1936 (JW. 1936, 31412), des LG. Potsdam (von mir mit 
Fundort zitiert in JW. 1937, 522 Fußnote 30), des LG. Königs⸗ 
berg v. 18. Febr. 1936 (DJ. 1936, 517 m. Anm. Maßfeller), 
ſowie ein Beſchluß des AG. Oppeln v. 12. Sept. 1934 (De. 
1934, 414 m. Anm. Grußendorf), Ich habe a. a. O. die 
Entſch. des LG. Potsdam als ſehr bedenklich bezeichnet, möchte 
heute aber dieſe a. a. O. auch nur beiläufig geäußerte Anſicht 
revidieren. Ich halte es heute für richtig, daß die Empfängnis⸗ 
zeiten der 881592 und 1717 BGB. keinen abſoluten Charak⸗ 
ter tragen, ſondern den Beweis der Vaterſchaft auch bei einer 
längeren Empfängniszeit zulaſſen (eine kürzere als 181 Tage 
kommt praktiſch nicht in Frage). Allerdings halte ich die Be⸗ 
weisführung, das Fehlen einer dem § 1592 Abſ. 2 entſprechen⸗ 
den Beſtimmung in 81717 BGB. laſſe keinen Schluß dahin zu, 
daß das uneheliche Kind ungiimitiger geſtellt werden ſollte, für 
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wenig überzeugend. Die damaligen Geſetzgeber haben zweifel⸗ 
los das uneheliche Kind in jeder Hinſicht gegenüber dem ehe⸗ 
lichen rechtlich und ſozial ſchlechter ſtellen wollen, das lehrt ja 
wohl ein Blick in das BGB. Aber darauf käme es ja heute 
auch nicht mehr an, da die Auslegung aller Geſetze nicht mehr 
nach den Motiven einer vergangenen Zeit, ſondern nach dem 
lebendigen Geiſt der gegenwärtigen Zeit zu erfolgen hat. Wie 
ſchwierig im übrigen eine Angleichung der Stellung der uneheli⸗ 
chen Kinder an die der ehelichen ſein wird, kann hier nicht 
näher ausgeführt werden, liegt aber auf der Hand (. hierzu 
Frank, „NS.⸗Handbuch für Recht und Geſetzgebung“, S. 954 
Abſ. 2 und S. 968, die Entwürfe von 1934 [DR. 1934, 422, 
442], und neueſtens Bechert, Eben⸗Servaes und zur 
Nieden [DR. 1936, 475, 478, 481]. 

Der durch die Entſch. angeſtrebte Zweck iſt der, die blut⸗ 
mäßige und erbbiologiſche Abſtammung jedes deutſchen Men⸗ 
ſchen unter Erſchöpfung aller hierfür beſtehenden Möglichkeiten 
ſicherzuſtellen. Dieſem Zweck müßte die Auslegung und Anwen⸗ 
dung des Geſetzes auch dann noch dienen, wenn ſein Wortlaut 
ihr tatſächlich entgegenſtände, die Entſch. alſo contra legem er⸗ 
folgen müßte (allerdings nur gegen den Buchſtaben des Ge⸗ 
ſetzes, aber für den Sinn und den Zweck jedes Geſetzes, näm⸗ 
lich zugunſten der Gerechtigkeit und des Gemeinwohls). Ich 
darf in dieſer Beziehung auf meine Abhandlung „Zur Frage 
ien ($ 1594 BGB.: JW. 1937, 598) ver⸗ 
weiſen. 

Daß vorliegend auch der Wortlaut des 8 1717 BGB. kei⸗ 
neswegs für die ſtrenge Auffaſſung (als Ausſchlußfriſt) ſpricht, 
hat Maßfeller a. a. O. überzeugend dargelegt. Hiernach 
begründet die Beiwohnung innerhalb der geſetzlichen Empfäng⸗ 
niszeit zwar eine zwingende Vermutung der Vaterſchaft, die bei 
einer außerhalb dieſer Zeit geſchehenen Beiwohnung wegfällt, 
dem Kinde aber den Beweis der trotzdem aus dieſem Verkehr 
rfolgten Abſtammung offen läßt (Fehlen des Wortes „nur“ 
in 8 1717 368). 

Ich möchte hinzufügen, daß die Friſten des BGB. (gem. 
§ 186) ohnehin im Zweifel nur Auslegungsfriſten ſind, die, 
wenn ſchon durch Parteiwillkür, mit größerem Recht zugun⸗ 
ſten des vernünftigen Zweckes des Geſetzes eine Abänderung 
erfahren können. 

Wegen der Möglichkeit einer Überſchreitung der geſetzlichen 
Höchſtdauer der Empfängniszeit (302 Tage) nehme ich auf mei⸗ 
nen Aufſatz „Anormale Schwangerſchaftsdauer als Beweismit⸗ 
tel für die offenbare Unmöglichkeit“ (88 1591, 1717 BGB.)“ 
Bezug (JW. 1937, 590). Ich habe dort an Hand des neueſten 
fachärztlichen Schrifttums den Nachweis geführt, daß Über⸗ 
tragungen lebend geborener Kinder ſehr wohl vorkommen kön⸗ 
nen, und daß Fälle erheblicher Übertragungen kliniſch ein⸗ 
wandfrei nachgewieſen ſind. Die vorſtehend angezogenen Ent⸗ 
ſcheidungen, insbeſ. das Urteil des LG. Altenburg und Maß⸗ 
feller a. a. O. ſehen dies auch mit Recht als erwieſen an. 
Der gegenteilige Standpunkt des von dem LG. Dortmund 
eingeholten Gutachtens der Univerſitätsfrauenklinik in Berlin 
erſcheint daher inſoweit befremdlich, als er die Möglichkeit einer 
Lebendgeburt nach einer Schwangerſchaftsdauer von über 
302 Tagen bzw. den einwandfreien Nachweis auch nur eines 
einzigen derartigen Falles überhaupt leugnet. Dem Gut⸗ 
achten iſt allerdings zuzugeben, daß einwandfreie Übertragun⸗ 
gen immerhin ſelten ſind, und daß die diesbezüglichen Be⸗ 
hauptungen einer ſehr ſtrengen Nachprüfung bedürfen, zumal 
der Beginn der Schwangerſchaft wegen der Unzuverläſſigkeit 
der entſprechenden Angaben der Mütter ſelten genau feſtgeſtellt 
werden kann. Mit Recht ſtellen daher auch die angezogenen 
Urteile an den von dem klagenden Kind zu führenden Vater⸗ 
ſchaftsbeweis trotz Überſchreitung der geſetzlichen Empfängnis⸗ 
zeit beſonders ſtrenge Anforderungen. Eine abſolute Gewißheit 
(wie das LG. Altenburg ſie zu fordern ſcheint) dürfte hier wie 
ſonſt allerdings nicht zu erreichen und daher auch nicht zu for⸗ 
dern fein. Es muß eine offenbare Möglichkeit (nämlich der Ab⸗ 
ſtammung aus einem zeitlich erwieſenen Verkehr trotz ſich da⸗ 
bei ergebender Überſchreitung der geſetzlichen Empfängniszeit) 
f. S. der offenbaren Unmöglichkeit der 88 1591 Abſ. 1 Satz 2, 


1717 Abſ. 1 Satz 2 BGB. genügen. 
AGR. Dr. Kallfelz, Cottbus. 
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10. RG. — 8 92 A bſ. 2 H GB. 

1. Bei einem auf unbeſchränkte Dauer 
laufenden Vertrag, wonach jemandem der 
Generalvertrieb eines Artikels „unwider⸗ 
ruflich“ übertragen wird, find die Anfor⸗ 
derungen an ſorgfältige Wahrnehmung der 
Belange des anderen Teils beſonders hoch 
z u Stellen. 

2. Eine Kündigung aus wichtigem Grund 
ſetzt nicht ohne weiteres ein erfolgloſes Ver⸗ 
bot oder eine Mahnung zur Unterlaſſung 
des beanſtandeten Verhaltens voraus. Schon 
eine einmalige Unwahrhaftigkeit des mit 
dem Generalvertrieb eines Artikels Be⸗ 
trauten kann als ausreichend für die Zer⸗ 
ſtörung des als Grundlage des Vertrages 
unumgänglichen Vertrauensverhältniſſes 
erachtet werden. 

3. Dies kann insbeſ. dann vorliegen, 
wenn die Verbreitung von Unwahrheiten 
ſeitens des Generalvertreters über eine er⸗ 
folgte anerkennende Begutachtung des zu 
vertreibenden Artikels durch einen angeſe⸗ 
henen Sachverſtändigen geeignet iſt, das 
Vertrauen der Offentlichkeit in die Zuver⸗ 
läſſigkeit und kaufmänniſche Redlichkeit des 
anderen Teils und damit in die Güte ſei⸗ 
nes Artikels ſchwer zu beeinträchtigen und 
ihn in den Verdacht unlauteren Wettbewerbs 
du bringen. 

4. Die Kündigung eines auf unbe⸗ 
ſchränkte Zeit laufenden Vertrages aus 
wichtigem Grund iſt nicht ſchon deshalb un⸗ 
zuläſſig, weil fie kurz nach Beginn des Ver⸗ 
tragsverhältniſſes erfolgte. f) 

Der Bekl. übertrug dem Kl. „unwiderruflich“ den Gene⸗ 
ralvertrieb ſeines Milchfilters für das Reichsgebiet gegen eine 
Vergütung von 30 des Verkaufspreiſes. Durch Briefe feines 
Anwalts v. 21. und 23. Aug. 1935 ließ er dem Kl. die ſofortige 
Löſung des Vertragsverhältniſſes aus wichtigen Gründen er⸗ 
klären. Der Kl. klagt auf Feſtſtellung, daß die Kündigung un⸗ 
gerechtfertigt ſei. 

Während das LG. dem Antrage des Bekl. gemäß die Klage 
abgewieſen hat, hat das BG. ihr ſtattgegeben. Auf die Rev. 
1 das BU. aufgehoben und der Rechtsſtreit zurückver⸗ 
vieſen. 

Im Gegenſatz zum Erſtrichter, der die Löſung des Ver⸗ 
tragsverhältniſſes der Parteien gem. § 92 Abſ. 2 BGB. als 
durch einen wichtigen Grund gerechtfertigt anſieht, erachtet das 
BG. einen ſolchen für nicht gegeben. Zwar habe der Kl. ſich 
ſowohl in feinen mündlichen Außerungen gegenüber den Zeu- 
gen Th. und J. wie auch in feinen Briefen an die K.ſche Guts⸗ 
verwaltung in M. und an D., den er als Vertreter für den 
Filter gewinnen wollte, unwahrer Angaben über eine angeb- 
lich erfolgte Prüfung und anerkennende Begutachtung des Fil⸗ 
ters durch den Prof. B. ſchuldig gemacht. Dieſer Umſtand 
genüge aber ſelbſt, wenn man nicht erwieſene weitere Unwahr⸗ 
heiten des Kl. bei ſeinen Geſprächen mit RA. Dr. W. und dem 
Bekl. perſönlich als feſtgeſtellt aunähme, nicht, um die ſofor⸗ 
tige Kündigung zu tragen, da die unwahren Angaben gegen⸗ 
über Untervertretern oder Kunden im Intereſſe des Abſatzes 
der Filter gemacht ſeien, eine Schädigung des Bekl. dem Kl. 
ferngelegen habe, auch nicht eingetreten, die Güte des Filters 
nochmals durch Prof. B. im weſentlichen beſtätigt worden, 
auch die Kündigung ohne jede vorherige Abmahnung erklärt ſei. 
Eine Erſchütterung des beiderſeitigen Vertrauensverhältniſſes 
von ſolcher Schwere, daß dem Bekl. die Fortſetzung des Ver⸗ 
trages nicht zuzumuten ſei, ſei auch bei Würdigung aller Um⸗ 
ſtände nicht anzuerkennen. E 
60 Die Rev. erhebt gegen dieſe Erwägungen nicht ohne Grund 
eils ſachlich⸗rechtliche, teils verfahrens rechtliche Bedenken. An 
> für ſich ift die Frage des Beſtehens wichtiger Gründe für 

ine ſofortige Kündigung eine tatſächliche. Ihre Beurteilung iſt 
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im Reviſionsverfahren nur daraufhin nachprüfbar, ob der 
Rechtsbegriff des wichtigen Grundes nicht verkannt iſt und die 
getroffenen Feſtſtellungen verfahrensrechtlich einwandfrei ſind, 
ſowie, ob ihre rechtliche Würdigung den Tatbeſtand nach allen 
Seiten erſchöpft. Das angefochtene Urteil geht nun zutreffend 
davon aus, daß für den vorl. Fall als Vorausſetzung der ſofor⸗ 
tigen Vertragslöſung eine ſchwerwiegende Erſchütterung des 
durch den Vertrag begründeten Vertrauensverhältniſſes der 
Parteien zu fordern ſei, welche die Fortſetzung des Vertrages 
als dem Bekl. nicht mehr zumutbar erſcheinen laſſen müſſe. Ge⸗ 
rade bei einem auf unbeſchränkte Dauer laufenden Vertrage, 
wie es der ſtreitige iſt, mit dem der Bekl. die Verwertung ſei⸗ 
nes Filters faſt reſtlos in die Hände des Kl. gelegt hatte, ſind 
aber die Anforderungen an ſorgfältige Wahrnehmung ſeiner 
Belange durch den Kl. beſonders hoch zu ſtellen (vgl. RG. 78, 
385 JW. 1912, 457). In dieſer Hinſicht läßt aber das 
DU. die von ihm ſelbſt geforderte Geſamtwürdigung aller Um⸗ 
ſtände vermiſſen. Es iſt nicht entſcheidend, daß die unrichtigen 
Angaben des Kl. gegenüber Untervertretern oder Kunden eine 
Empfehlung des Filters bezweckten und nicht auf eine Schädi⸗ 
gung des Bekl. abzielten. Vielmehr wäre zu erwägen geweſen, 
ob nicht die Verbreitung von Unwahrheiten über eine erfolgte 
anerkennende Begutachtung des Apparats durch einen angeſehe⸗ 
nen Sachverſtändigen geeignet war, das Vertrauen der Öffent- 
lichkeit in die Zuverläſſigkeit und kaufmänniſche Redlichkeit des 
Bekl. und damit in die Güte ſeines Apparates ſchwer zu be⸗ 
einträchtigen und ihn in den Verdacht unlauteren Wettbewerbs 
zu bringen. Von dieſem Geſichtspunkt aus mußte der Bekl., 
wenn er nicht von vornherein dem Abſatz des Filters jeden 
Boden entziehen wollte, allerdings ſtreng darauf bedacht ſein, 
alles zu vermeiden, was ihm als ſittenwidriges Verhalten aus⸗ 
gelegt werden konnte und feine Werbung als anurüchig erſcheinen 
ließ. Die Rev. weiſt mit Recht darauf hin, daß der Vorder⸗ 
richter zu weit geht, wenn er in ſolchem Falle die ſofortige 
Kündigung des Vertrages von einem vorherigen erfolgloſen 
Verbot oder einer Mahnung zur Unterlaſſung des beanſtandeten 
Verhaltens an den Kl. abhängig machen zu müſſen glaubt. Es 
wäre ſehr wohl denkbar, daß ſchon eine auch nur einmalige 
Unwahrhaftigkeit des Kl. in der angedeuteten Richtung vom 
Tatrichter als ausreichend für die Zerſtörung des als Grund⸗ 
lage des Vertrages unumgänglichen Vertrauensverhältniſſes er⸗ 
achtet würde. Auch daß die Kündigung ſchon kurz nach Beginn 
des Vertragsverhältniſſes erfolgte, ſpricht nicht gegen ihre Zu⸗ 
läſſigkeit. 

(RG., VII. Ziv Sen., U. v. 16. Febr. 1937, VII 213/36.) 

W. R.] 


Anmerkung: Der Entſch. ift zuzuſtimmen. 

Die Inſtanzgerichte der ordentlichen Gerichtsbarkeit, weni⸗ 
ger die der Arbeitsgerichtsbarkeit, ſind erfahrungsgemäß in der 
Anerkennung von wichtigen Gründen ſehr zurückhaltend. Das 
hat zwei Urſachen: Einmal werden aus einem menſchlich durch⸗ 
aus begreiflichen Mitgefühl heraus die Intereſſen des von der 
Kündigung betroffenen Vertragspartners allzu ſtark in den Vor⸗ 
dergrund geſtellt; zum andern haben ſich in vermeintlicher An⸗ 
lehnung an die Ripr. des RG. eine Reihe von Grundſätzen her⸗ 
ausgebildet, die eine Kündigung aus wichtigem Grunde mehr 
oder minder ausſchließen ſollen. Mit beiden Fehlerquellen hatte 
es das RG. im vorl. Falle zu tun. 

Das OLG. hatte feine Entſch. damit begründet, daß die 
unwahren Angaben, die den wichtigen Kündigungsgrund dar⸗ 
ſtellten, im vermeintlichen Intereſſe des Vertragsgegners ge⸗ 
macht worden ſeien, daß eine Schädigungsabſicht nicht beſtanden 
habe, eine Schädigung auch nicht eingetreten ſei und daß der 
Kündigung eine Abmahnung nicht vorausgegangen ſei. Damit 
hatte es das OsG. für die Entſch. über die Wichtigkeit des 
Grundes faft einfeitig auf die Intereſſen des Vertreters ab⸗ 
geſtellt. Das RG. hebt hervor, daß demgegenüber hätte erwogen 
werden müſſen, ob nicht die unwahren Angaben des Vertre⸗ 
ters das Vertrauen der Öffentlichkeit in das Geſchäftsgebaren 
und in das Erzeugnis des Vertragspartners beeinträchtigt hät⸗ 
ten und ob dieſe Beeinträchtigung nicht ſtark genug ſei, um das 


dem Vertrag zugrunde liegende Vertrauensverhältnis zu zer⸗ 
ſtören. Mit dieſen Ausführungen bringt das RG. für bie Im 
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tereſſenabwägung auch die Intereſſen des kündigenden Partners 
zur Geltung und wird damit dem vom OLG. ſelbſt hervorgehobe⸗ 
nen, aber nicht beachteten Grundſatz gerecht, daß die Wichtig⸗ 
keit des Kündigungsgrundes anhand einer Würdigung ſämt⸗ 
licher Umſtände des einzelnen Falles feſtzuſtellen iſt. 

Geht man von dieſem Grundſatz aus, dann wird auch ver- 
mieden, daß die Beurteilung der Wichtigkeit eines Grundes von 
irgendwelchen angeblich allgemeingültigen Leitſätzen her erfolgt. 
Auch in dieſen Fehler war das OLG. verfallen, indem es ohne 
Rückſicht auf die Beſonderheiten des Falles der nicht erfolgten 
vorherigen Abmahnung entſcheidende Bedeutung beilegte. Mit 
Recht betont das RG. demgegenüber, es ſei „ſehr wohl denk⸗ 
bar“, daß auch eine einmalige Handlung ohne Abmahnung als 
wichtiger Grund ausreiche. Die bei den Inſtanzgerichten übli⸗ 
chen, meiſt aus RGEntſch. entnommenen Grundſätze für die 
Beurteilung eines wichtigen Grundes haben eben keine all⸗ 
gemeine Gültigkeit, ſondern erhalten ihre Bedeutung immer 
nur in Verbindung mit dem von ihnen betroffenen Einzelfall. 
Wird das nicht beachtet, ſo kommt man zu falſchen und auch 
ganz widerſpruchsvollen Entſch. Es ſei nur ein Beiſpiel an⸗ 
geführt: Bei der ſofortigen Kündigung jedes kurzfriſtigen Ver⸗ 
trages müßte man, geſtützt auf RGEntſch., an die Wichtigkeit 
des Grundes beſonders ſcharfe Anforderungen ſtellen, weil das 
Vertragsverhältnis nur noch kurze Zeit laufe und der kün⸗ 
digende Vertragspartner das normale Vertragsende abwarten 
könne, während man bei jedem langfriſtigen Vertrage, ebenfalls 
unter Berufung auf RGeEntſch., gleich ſcharfe Anforderungen 
ſtellen müßte mit der Begründung, es handle ſich bei der Kün⸗ 
digung angeſichts der langen Vertragsdauer um eine beſon⸗ 
ders ſchwerwiegende Entſch., die nur dann gerechtfertigt ſei, 
wenn die Gründe auch entſprechend ſchwerwiegender ſeien als 
gewöhnlich. Damit aber werden an die Wichtigkeit eines Grun⸗ 
des entgegen der Abſicht des Geſetzgebers in jedem Falle be⸗ 
ſonders ſcharfe Anforderungen geſtellt. Es kann demgegenüber 
nur immer wieder darauf hingewieſen werden, daß es für die 
Frage, ob ein wichtiger Grund vorliegt, keine allgemein gül⸗ 
tigen Präjudizien gibt. Das gilt ſelbſtverſtändlich auch für die 
Sätze, die in der vorſtehenden Entſch. behandelt und ihr als 
Überſchrift vorausgeſetzt ſind. 

RA. Dr. Carl Hans Barz, Frankfurt a. M. 


* 
* 11. RG. — 88 17, 9 KraftfG.; § 254 BGB.; RStraßVerkO. 

J. Nach 8 27 Abſ. 1 Halbſ. 2 RStraßVerkO. find Kraft⸗ 
fahrzeuge und Schienenfahrzeuge anderen Verkehrsteilnehmern 
gegenübergeſtellt, ſo daß unter die anderen Verkehrsteilnehmer 
nicht wieder Kraftfahrzeuge fallen können. 

II. Liegen die Vorausſetzungen des § 17 Kraftf®. vor, daß 
durch das Zuſammenwirken mehrerer Kraftfahrzeuge eine Scha⸗ 
denserſatzpflicht begründet iſt, dann iſt 8 17 Abſ. 2 Kraftf®. 
als die Sondervorſchrift für die Ausgleichspflicht der beiderſei⸗ 
tigen Halter oder Führer ausſchließlich anzuwenden und nicht 
daneben 89 Krafif®. oder 8254 BGB. ) 

Am 8. Sept. 1935 gegen 14 Uhr 30 befuhr der Kl. auf 
einem geliehenen Kraftrad den R.weg in der Richtung von 
B. nach D. Ihm entgegen kam der Erſtbeklagte mit einem 
Laſtwagen und Anhänger, deſſen Halter der Zweitbeklagte iſt. 
Der Erſtbeklagte wollte mit feinem Laſtzuge in die Wiſtraße 
nach links einbiegen und mußte dabei die Fahrbahn des Kl. 
kreuzen. An der nach D. zu gelegenen Ecke der W.ftraße fuhr 
der Kl. auf den Laſtwagen auf. Hierbei verletzte er ſich an 
beiden Beinen und am Knochen des Schädeldachs. Der Kl. 
behauptet, der Erſtbeklagte habe ſein Vorfahrtsrecht verletzt, 
die Kurve geſchnitten und den Fahrtrichtungsanzeiger zu ſpät 
herausgeſtellt und ſo den Zuſammenſtoß allein verſchuldet. 
Der Erſtbeklagte beſtreitet jedes Verſchulden und beruft ſich 
aus die Ausf Anw. z. RStraßVerkO., indem er geltend macht, 
der Laſtzug ſei ein langſam beweglicher Verkehrsteilnehmer, 
habe ſich ſchon in der Kreuzung befunden und hätte zur Gewäh⸗ 
rung der Vorfahrt im Bereich der Kreuzung halten müſſen. 

Der Kl. verlangt mit der Klage vom Erſtbeklagten ein 
Schmerzensgeld von 2500 %% und die Feſtſtellung, daß beide 
Bekl. als Geſamtſchuldner ihm allen Schaden aus dem Unfall 
zu erſetzen hätten. Das LG. hat zunächſt durch Urteil vom 


6. Mai 1936 den Schmerzensgeldanſpruch dem Grunde nach 
zu ¼ für gerechtfertigt erklärt und die Feſtſtellung mit der⸗ 
ſelben Beſchränkung getroffen. Im Urt. v. 9. Juni 1936 hat 
es den Erſtbeklagten zur Zahlung von 2000 = als Schmer⸗ 
zensgeld verurteilt. Gegen beide Urteile haben die Bekl. Be⸗ 
rufung und der Kl. Anſchlußberufung verfolgt. Das Os. hat 
ſämtliche Berufungen verbunden und den Klageanſprüchen in 
vollem Umfang ſtattgegeben, der Schmerzensgeldforderung nur 
dem Grunde nach. Die Rev. der Bekl. führte zur Aufhebung. 

In Würdigung des Beweisergebniſſes nimmt das OLG. 
an, der Erſtbeklagte habe keinesfalls damit rechnen dürfen, 
daß er mit ſeinem 13 m langen Laſtzug die Straße überquert 
haben werde, bevor der ſchneller fahrende Kl. den Schnitt⸗ 
punkt der Fahrtlinien erreichte. Der Bekl. zu 1 (L.) habe das 
Vorfahrtsrecht des Kl. fahrläſſig verletzt. Die zu § 27 RStraß⸗ 
VerkO. ergangene Ausf Anw. treffe nicht zu, weil unter einem 
langſam beweglichen Verkehrsteilnehmer i. S. dieſer Vorſchrift 
niemals ein Kraftfahrzeug, ſondern nur ſolche Fahrzeuge zu 
verſtehen ſeien, die von Natur aus nur langſam fahren könn 
ten, wie Pferdefuhrwerke, Handkarren u.a. Das BG. hält 
ferner für erwieſen, daß der Führer des Laſtzuges den Rich 
tungsanzeiger zu ſpät herausgeſtellt und daß er die Kurve 
nach links geſchnitten habe. Der Zweitbekl. hafte nach 8 7 
Kraftf®. und nach 8831 BGB. 

1 Die gegen dieſe Ausführungen erhobenen Verfahrens- 
rügen ſind im weſentlichen nur in Anſehung der Mitverant⸗ 
wortung des Kl. beachtlich. Nach § 398 Abſ. 1 ZPO. kann das 
Prozeßgericht nach ſeinem Ermeſſen die wiederholte Verneh⸗ 
mung eines Zeugen anordnen und dieſe Vorſchrift gilt nach 
5523 ZPO. auch für das Berufungsverfahren. Das LG. hat 
die Zeugen an Ort und Stelle ausführlich vernommen und 
auch ben Kl. und den Bekl. L. eingehend gehört. Im Bu. 
wird mehrfach ausgeſprochen und begründet, daß es keiner 
Wiederholung der Beweisaufnahme bedürfe. Es fehlt an jedem 
Anhalt dafür, daß der BerR. hierbei ſein Ermeſſen mißbraucht 
habe. Das gilt auch hinſichtlich des Zeugen P., zumal der 
BerR. deſſen von andern Zeugen abweichende Darſtellung eben⸗ 
fo beurteilt, wie das LG. Daß bei der ausführlichen Verneh⸗ 
mung des Zeugen P. etwas verſäumt worden ſei, iſt um fo 
weniger anzunehmen, als die anweſenden Parteien und deren 
Prozeßbevollmächtigte Gelegenheit hatten, Fragen zu ſtellen. 
Aus § 272 b ZPO., der dem Vorſ. gewiſſe Anordnungen zur 
Vorbereitung der mündlichen Verhandlung überträgt, iſt eine 
Einſchränkung des § 398 Abſ. 1 ZPO. nicht zu folgern. Auf 
den Inhalt des Privatgutachtens des Ingenieurs K. brauchte 
der BerR. in der Urteilsbegründung nicht ausdrücklich ein⸗ 
zugehen; er hat die Zuziehung eines fahrtechniſchen Sachver⸗ 
ſtändigen ohne Verfahrensverſtoß für entbehrlich erklärt, weil 
er ſelbſt den Sachverhalt beurteilen könne (8 404 ZPO.). 

Das OLG. ſtützt das Vorfahrtsrecht des Kl. zutreffend auf 
§ 27 Abſ. 2 RStraßVerkO.; da der Laſtzug in einen Seiten⸗ 
weg einbiegen wollte und die Richtung des ihm begegnenden 
Kl. kreuzen mußte, ſo war der Kl. bevorrechtigt. Nach 8 27 
Abſ. 1 Halbſ. 2 RStraßVerkO. haben Kraftfahrzeuge und durch 
Maſchinenkraft angetriebene Schienenfahrzeuge die Vorfahrt 
vor andern Verkehrsteilnehmern. Nach dieſer klaren Vorſchrift 
ſind Kraftfahrzeuge und Schienenfahrzeuge den andern Ver⸗ 
kehrsteilnehmern gegenübergeſtellt, ſo daß unter die andern 
Verkehrsteilnehmer nicht wieder Kraftfahrzeuge fallen können. 
Dieſer Fall der Bevorrechtigung iſt hier nicht gegeben. Des⸗ 
halb ſcheiden auch die Ausf Anw. zu § 27 Halbſ. 2 RStraß⸗ 
Verk O. aus; dieſe Vorſchriften gehen im weſentlichen dahin, 
daß das Vorrecht der Kraftfahrzeuge und Schienenfahrzeuge 
nicht zur Behinderung des langſameren Verkehrs mißbraucht 
werden dürfe und daß u. U. ein langſam beweglicher Verkehrs⸗ 
teilnehmer durchzulaſſen ſei. Dieſe nicht paſſenden Vorſchrif⸗ 
ten können auch nicht entſprechend auf den ganz andern Fall 
des Vorfahrtsrechts für Kraftfahrzeuge untereinander angewen⸗ 
det werden. Das gilt auch von Satz 3 des Abſ. 1 Ausf Anw. 
zum 8 27. Hier heißt es, daß ein Vorfahrtsrecht nicht beſteht, 
wenn der ſonſt Bevorrechtigte erſt an der Kreuzung eintrifft, 
während ein langſam beweglicher Verkehrsteilnehmer ſich ſchon 
in der Kreuzung befindet und zur Gewährung der Vorfahrt 
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im Bereich der Kreuzung halten müßte. Auch dieſe Anord⸗ 
nung bezieht ſich auf ein Zuſammentreffen in der Kreu⸗ 
zung und in den Fällen des $ 27 Abſ. 1 und nicht auf den 
beſonderen Fall der Bevorrechtigung des 827 Abſ. 2 RStraß⸗ 
VerkO. (Müller, 827 RStraßVerkO. Bem. 18). Überdies 
würde nur ein nach ſeiner ganzen Beſchaffenheit auf lang⸗ 
ſames Fortbewegen eingeſtelltes Fahrzeug unter die Vorſchrift 
fallen (BA. I, 80 OLG. München und Anm. von Müller), 
was hier nicht feſtgeſtellt worden iſt. Bei der Zubilligung des 
Vorfahrtrechts an den Kl. hat der Ber. zutreffend die wirk⸗ 
lich eingehaltenen Geſchwindigkeiten und die Entfernung der 
beiderſeitigen Fahrzeuge von dem Treffpunkt berückſichtigt. In⸗ 
wiefern die Höchſtgeſchwindigkeiten eine Rolle ſpielen ſollten, 
iſt nicht erkennbar. Die Bekl. haben nicht geltend gemacht, daß 
der Laſtzug in der Stunde eine Geſchwindigkeit von 20 km nicht 
überſchreiten könne, und es erübrigt ſich deshalb die Prüfung, 
ob die Anwendung des §8 Nr. 2 KraftfG. rechtlich von Be⸗ 
deutung wäre. Aus tatſächlichen Erwägungen hält das OLG. 
für erwieſen, daß der Erſtbeklagte den Richtungsanzeiger zu 
ſpät, nämlich erſt kurz vor dem Einbiegen, herausgeſtellt habe. 
Hier kommt es entgegen der Meinung der Rev. nicht darauf 
an, wie raſch oder langſam ſich das die Richtung ändernde 
Fahrzeug bewegt. Der Zweck der Vorſchrift iſt, daß die an⸗ 
dern Verkehrsteilnehmer in der Lage ſind, ſich auf den Rich⸗ 
tungswechſel einzuſtellen (Müller, „Straßenverkehrsrecht“, 
Anm. 28 zu § 27 RStraßVerkO. S. 659 und Floegel ebenda 
Anm. 18). Es mag der Rev. zugegeben werden, daß die Vor- 
ſchrift des 8 26 Abſ. 3 Satz 2 RStraßVerkO., wonach in eine 
andere Straße nach links in weitem Bogen einzubiegen iſt, 
weſentlich zum Schutz der in der Seitenſtraße entgegenkom⸗ 
menden Fahrzeuge dienen ſoll. Das ſchließt aber nicht aus, daß 
das vorſchriftswidrige Kurvenſchneiden im einzelnen Fall für 
den Unfall miturſächlich war. Das nimmt das BG. ohne Rechts- 
irrtum an. 


Da das LG. den Feſtſtellungsanſpruch auch gegen den 
Zweitbeklagten ohne Einſchränkung auf die Haftung aus dem 
Kraftf®. ſtattgegeben hatte, jo war allerdings der Entlaſtungs⸗ 
beweis aus § 831 Abſ. 1 Satz 2 BGB. erheblich, obwohl nicht 
erſichtlich iſt, daß der Kl. den Zweitbeklagten über das Straftf®. 
hinaus in Anſpruch nehmen will. Da das Urteil aus anderen 
Gründen nicht aufrechterhalten werden kann, wird das BG. 
einem noch näher zu begründenden Entlaſtungsbeweis nad) 
zugehen haben; inſoweit erſcheint die Rüge der Rev., das Ge⸗ 
richt hätte den Zweitbeklagten entſprechend befragen müſſen, 
nicht ganz unbegründet. 
Der Rev. iſt im Ergebnis ſtattzugeben, ſoweit die Mit⸗ 
verantwortlichkeit des Kl. für den Unfall in Frage ſteht. Das 
G. meint, ſoweit eine Haftung der Bekl. aus unerlaubter 
Handlung beſtehe, komme § 254 BGB. und in Anſehung der 
Haftung nach dem KraftfG. deſſen SS 18 Abſ. 3, 17 Abſ. 2 — 
ſoll heißen 8 17 Abſ. 1 Satz 2 und 89 — in Betracht. Das iſt 
rechtsirrig. Liegen die Vorausſetzungen des § 17 Kraftf®. vor, 
daß durch das Zuſammenwirken mehrerer Kraftfahrzeuge eine 
Schadenserſatzpflicht begründet iſt, wie hier nach dem Sach⸗ 
verhalt unzweifelhaft erſcheint, jo iſt § 17 Abſ. 1 als die Son⸗ 
dervorſchrift für die Ausgleichspflicht der beiderſeitigen Halter 
oder Führer (§ 18 Abſ. 3 KraftfG.) ausſchließlich anzuwenden 
und nicht daneben 89 Kraftf&. oder § 254 BGB., wie der 
Senat mehrfach entſchieden hat. Nach § 17 Abſ. 1 Kraftfch. 
hangt die Ausgleichspflicht von den Umſtänden, insbeſ. davon 
ab, inwieweit der Schaden vorwiegend von dem einen oder 
andern Teil verurſacht worden iſt. Unter den zu beachtenden 
Umſtänden iſt auch das Verſchulden zu berückſichtigen, aber in 
erſter Reihe kommt es auf die Verurſachung des Schadens an. 
nd hierbei ift die Betriebsgefahr der beiden Fahrzeuge ſelbſt 
uhne Verſchulden in Betracht zu ziehen (RG Z. 130, 129 und 
iter). Das hat das BG. nicht erkennbar getan, und ohne dieſe 
krüfung kann das Urteil nicht aufrechterhalten werden. Bei 
welem Ergebnis bedürfen die gegen die Ablehnung des Mit- 
erſchuldens auf feiten des Kl. erhobenen Verfahrensrügen 
. näheren Erörterung. Es iſt jedoch darauf hinzuweiſen, 
a die Ablehnung des dafür angebotenen Beweiſes, die Brem⸗ 
en des Kraftrades ſeien nicht in Ordnung geweſen, nicht halt⸗ 


bar iſt. Da der Zeuge S. danach bisher nicht gefragt war, durfte 
deſſen Vernehmung nicht mit der Begründung abgelehnt wer⸗ 
den, er werde das nicht ſagen können. Darin liegt eine un⸗ 
zuläſſige Vorauswürdigung des mutmaßlichen Beweisergebniſ⸗ 
ſes. Nun würde freilich das Urteil nicht auf dem Verfahrens⸗ 
mangel beruhen, wenn der Kl. ohnehin nicht mehr hätte durch 
Bremſen den Unfall vermeiden oder in ſeinen Wirkungen ab⸗ 
ſchwächen können. Darüber ſpricht ſich das Urteil aber nicht 
zweifelsfrei aus. An einer Stelle im Urteil will der Ber. 
anſcheinend ſagen, der Kl. habe keine Zeit gehabt zu bremſen; 
ferner heißt es, dem Kl. ſei kein Vorwurf daraus zu machen, 
daß er nicht eher gebremſt habe. Es wird nachzuprüfen ſein, 
ob der Kl. nicht rechtzeitig erkennen konnte, daß der Erſtbeklagte 
ſein Vorfahrtsrecht nicht beachte und dann imſtande und ver⸗ 
pflichtet war, durch Bremſen und Ausweichen den Unfall zu 
vermeiden oder abzuſchwächen. Es kam auch in Frage, ob nicht 
aus dem dauernden Fahren ohne Führerſchein auf eine Un⸗ 
zuverläſſigkeit des Kl. zu ſchließen iſt. 
(RG., VI. ZivSen., U. v. 1. März 1937, VI 353/86.) [n.] 

Anmerkung: Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. 

1. Daß bei der Gegenüberſtellung von Kraftfahrzeugen 
und durch Maſchinenkraſt angetriebenen Fahrzeugen und den 
„anderen“ Verkehrsteilnehmern nicht wieder ein Teil der erſten 
Gruppe unter die zweite fallen kann, müßte eigentlich ſelbſt⸗ 
verſtändlich ſein. Die nicht ganz einfache Regelung der Vorfahrt 
gl. Arndt: JW. 1936, 421) iſt zwar durch die Anderung 
der Ausf Anw. v. 16. Mai 1936 klarer geworden, auch die Ripr. 
hat einige Zweifelsfragen i. S. klarer und allgemein verſtänd⸗ 
licher Regelung geklärt. Es würde aber Wortlaut und Sinn 
der Vorfahrtregelung widerſprechen, wenn jetzt an der Kreuzung 
die Fahrer der beiden Kraftfahrzeuge noch entſcheiden müßten, 
ob ſie im gerade vorl. Falle trotz der Eigenſchaft ihres Fahr⸗ 
zeuges als Kraftfahrzeug etwa als „anderer“ Verkehrsteil⸗ 
nehmer i. S. von $27 Abſ. 1 anzuſehen ſeien. Dieſe praf- 
tiſche Folgerung tritt neben die logiſch völlig zweifelsfreie 
Erwägung des R., um dieſe Auffaſſung zu ſtützen. 

2. Daß zu den „langſam beweglichen Verkehrsteilnehmern“ 
nur ſolche gehören, die nach Natur oder Beſchaffenheit auf lang⸗ 
ſame Fortbewegung eingeſtellt ſind, hat Müller, 11. Aufl., 
$ 27 Anm. 4 b, S. 702 mit Recht angenommen. Auch der 4. Str» 
Sen. hat AD 88/36 Val. 1936, 295 DAutoR. 221 ange⸗ 
nommen (ebenſo 2 D 811/36: DJ. 1937, 591), daß unter den 
langſam beweglichen Verkehrsteilnehmern in Satz 3 der Ausf⸗ 
Anw. zu § 27 nur die „anderen“ Verkehrsteilnehmer § 27 
Abf. 1 RStraßVerkO., alſo nicht Kraftfahrzeuge und durch Ma⸗ 
ſchinenkraft angetriebene Fahrzeuge, zu verſtehen ſind. Auch das 
OLG. München hat ſchon Nr. 172 Rſprüberſ. 1936 = Höchſt⸗ 
Rſpr. 1935, 1576 ausgeſprochen, daß ein mit 20 km / Std. 
fahrender Laſtkraftwagen kein „langſam beweglicher“ Verkehrs⸗ 
teilnehmer ſei. Dieſer Auffaſſung hat ſich das OLG. Dresden: 
JW. 1936, 349161 angeſchloſſen. Sie iſt unbedingt zutreffend. 
Denn wenn es darauf ankäme, ob einer der Verkehrsteilnehmer 
ſich im gegebenen Falle langſam bewegt hat, ſo würde beſten⸗ 
falls durch eine mühſelige Beweisaufnahme im Prozeß die 
Frage geklärt werden, wer auf die Rückſicht Anſpruch erheben 
könnte, die für dieſe Verkehrsteilnehmer vorgeſehen iſt. Zu dem 
gleichen Ergebnis führt die Erwägung, daß der ſchnellere Ver⸗ 
kehrsteilnehmer ſeine größere Geſchwindigkeit nur gegenüber 
jemand mißbrauchen kann, der ſeinerſeits größere Ge⸗ 
ſchwindigkeit nicht entwickeln kann, alſo nur zur langſamen 
Foctbewegung geſchaffen iſt. 

3. Bedenken habe ich dagegen gegen die grundſätzliche Ab⸗ 
lehnung der Anwendbarkeit von Abſ. 1 Satz 3 der Ausf Anw. 
auf den Fall des 8 27 Abſ. 2. Ber Müller, Anm. 18 lunver⸗ 
ändert 11. Aufl.), findet ſich nur der Hinweis, daß die Regelung 
des Abſ. 2 unabhängig von der des Abſ. 1 gilt, z. B. auch, 
wenn das kreuzende ein Kraftfahrzeug, das begegnende ein 
Pferdefuhrwerk iſt. Übereinſtimmend OLG. München: VAE. 
1937, 136. Damit iſt aber mm. E. nichts darüber geſagt, daß Abſ. 1 
Satz 3 der Ausf Anw. nicht auch auf § 27 Abſ. 2 bezogen werden 
könnte. Das Bedenken des RG. aus dem Wortlaut, daß nämlich 
nach Satz 3: 
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„das Vorfahrtrecht nicht beſteht, wenn der ſonſt Bevor⸗ 
rechtigte erſt an der Kreuzung eintrifft, während ein lang⸗ 
ſam beweglicher Verkehrsteilnehmer ſich ſchon in der Kreu⸗ 
zung befindet und zur Gewährung der Vorfahrt im Bereich 
der Kreuzung halten müßte“, 

daß alſo beim Abbiegen eines Verkehrsteilnehmers dieſe Vor⸗ 
ausſetzung nicht vorliege, kann ich nicht teilen. Auch Abſ. 2 
ſpricht von Kreuzung der Fahrbahn des anderen Ver⸗ 
kehrsteilnehmers. Kreuzt etwa ein Pferdefuhrwerk die Richtung 
eines ihm auf derſelben Straße begegnenden Kraftfahrzeugs, 
To iſt zunächſt einmal das Kraftfahrzeug gemäß 827 Abi. 2 
bevorrechtigt. Die Anwendbarkeit von Abſ. 1 Satz 3 der 
Ausf Anw. wird dadurch aber nicht ausgeſchloſſen. Denn der 
gleiche Grund, die Verhinderung des Mißbrauches der Ge⸗ 
ſchwindigkeit gegenüber dem langſameren Verkehr, trifft, wenn 
das Pferdefuhrwerk in der Kreuzung iſt, m. E. genau ſo zu wie 
in dem Falle, daß das Pferdefuhrwerk nicht aus der Haupt⸗ 
verkehrsſtraße nach links einbiegt, ſondern eine Hauptver⸗ 
kehrsſtraße nur kreuzt. Inſoweit möchte ich der grundſätz⸗ 
lichen Stellungnahme des RG. nicht zuſtimmen. Das Ergeb⸗ 
nis der Entſch. wird dadurch aber ſchon deshalb nicht geändert, 
weil ja jedenfalls ein Laſtkraftwagen nicht unter die langſam 
beweglichen Verkehrsteilnehmer fällt. 

4. Daß bei Vorliegen der Vorausſetzungen des § 17 
Kraftf®. dieſer Beſtimmung die Ausgleichung zu entnehmen iſt 
und nicht daneben $ 254 BGB. oder § I KraftfG. anzuwenden, 
entſpricht der ſtändigen Rſpr. (vgl. JW. 1933, 8327 und 2949; 
1936, 27926, Floegel, Anm. 2 zu § 17; Müller, A II C 
zu 5 17). 

RA. Carl, Düſſeldorf. 
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** 12. RO. — Geſ. über den Verkehr m. Kraftfahrzeugen v. 
3. Mai 1909 (i. d. Faſſ. des Geſ. v. 21. Juli 1923; VO. v. 8. Juli 
1927 (RG Bl. 1,177); § 18 Abſ. 3 PrGeſ. v. 8. Juli 1875; SS 9 bis 
11 Wege O. für die Provinz Oſtpreußen v. 10. Juli 1911; Ausf⸗ 
Anw. zur RStraßVVerkO. Abſchnitt A I zu § 28 Abſ. 5. Be⸗ 
deutung und Zweck der Warnungstafeln i. S. von $ 5a Geſ. 
v. 3. Mai 1909. Übergang der Wegeunterhaltungspflicht von 
dem urſprünglich Pflichtigen (3. B. Provinzialverband) auf den 
Übernehmer (3. B. Landkreis) durch öffentlich⸗rechtlichen Ver⸗ 
trag. Zur Wegebaupflicht gehört namentlich auch die Anbrin⸗ 
gung und Unterhaltung der nach $ 5a Kraftf®. v. 3. Mai 1909 
vorgeſehenen Warnungstafeln, durch die gefährliche Stellen an 
Durchgangsverkehrsſtraßen von den Landesbehörden zu kenn⸗ 
zeichnen ſind. Die Wegebaupflicht im weiteren Sinne, die die 
Wegeunterhaltungspflicht in ſich ſchließt, iſt eine Unterart der 
ſogenannten Verkehrsſicherungspflicht, deren ſchuldhafte Ver⸗ 
letzung Schadenserſatzanſprüche aus § 823 BGB. auch dann er⸗ 
zeugt, wenn Träger der Pflicht eine öffentlich⸗rechtliche Körper⸗ 
ſchaft iſt. Die Rechtsanſicht (RG. 121, 404 = JW. 1928, 2319), 
daß die Anbringung und Unterhaltung von Warnungstafeln 
für den Kraftfahrverkehr nicht unter die allgemeine Verkehrs⸗ 
ſicherungspflicht falle, wird nicht mehr aufrechterhalten. Der 
Umſtand, daß die Warnzeichen, indem ſie auf Gefahrſtellen vor⸗ 
bereiten, zugleich geeignet ſind, dem Kraftfahrer die an ſolchen 
Gefahrſtellen zu beachtenden Polizeigebote in Erinnerung zu 
rufen und ihre Beachtung nahe zu legen, kann es, auch ſoweit 
Hoheitsträger als Wegebaupflichtige in Betracht kommen, nicht 
rechtfertigen, die Aufſtellung der Zeichen durch den Wegebau⸗ 
pflichtigen grundſätzlich nicht als Erfüllung ſeiner Verkehrs⸗ 
ſicherungspflicht aufzufaſſen. f) 

Am Nachmittag des 15. Juni 1932 fuhr der Kl. zu 1 — 
im folgenden kurz als der Kl. bezeichnet — auf ſeinem Kraft⸗ 
rad, mit ſeinem Schwager auf dem Rückſitz, von Lyck auf der 
von hier nach Lötzen führenden Provinziallandſtraße. Er 
wollte nach Skomatzko und mußte zu dieſem Zweck hinter 
Grabnik und vor Widminnen etwa bei Kilometerſtein 16,1 die 
— dort durch hohen Wald führende und ſtark abfallende — 
Provinziallandſtraße verlaſſen und auf der nach links ab- 
zweigenden Kreisſtraße weiterfahren. Die Provinziallandſtraße 
macht, in der Fahrtrichtung des Kl. geſehen, vor km 16,1 
zunächſt eine Rechtsbiegung, wobei ſie an der inneren (rechten 
Seite durch eine 7 m hohe, mit Baum⸗ und Strauchwerk be⸗ 
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ſtandene Böſchung („Naſe“) begleitet wird. Die Rechts⸗ 
biegung wechſelt dann in eine Linksbiegung, die ſich in die 
Kreisſtraße nach Skomatzko fortſetzt, während die Provinzial⸗ 
landſtraße kurz hinter dem Beginn der Linksbiegung ſcharf 
nach rechts nach Widminnen zu weitergeht. 

Der Kl. ging mit erheblicher Geſchwindigkeit in die 
Rechtsbiegung, durchfuhr ſie ohne Anſtand und wollte alsdann 
in die Linksbiegung gehen, die er, da dieſer Weg jetzt auf 
genügende Entfernung frei vor ihm lag, leicht „ſchneiden“ 
wollte. In dieſem Augenblick kam auf der Straße von Wid⸗ 
minnen her in langſamer Fahrt ein Kraftwagen, der in Rich⸗ 
tung Grabnik weiterfahren wollte und zu dieſem Zweck die 
Fahrſtrecke des Kl. kreuzen mußte. Beide Fahrer wurden durch 
das Zuſannnentreffen überraſcht. Der Kl. hatte, des Wegs 
unkundig, die Einmündung der Straße von Widminnen her 
infolge der ſie verdeckenden „Naſe“ zu ſpät bemerkt, um noch 
ausweichen oder rechtzeitig bremſen zu können, und fuhr dem 
Wagen, der in weitem Bogen die für ihn rechte Straßenſeite 
nach Grabnik zu gewinnen wollte, in die linke Flanke. 

Durch den Zuſammeuſtoß wurde das Kraftrad des Kl. 
beſchädigt; fein Begleiter wurde fo verletzt, daß er an den. 
Folgen ſtarb. Seine Hinterbliebenen, die Kl. Nr. 2 als Witwe 
und der Kl. Nr. 3 als Sohn, und ebenſo der Kl. zu 1 machen 
den beklagten Kreiskommunalverband für den ihnen 
entſtandenen Schaden haftbar und ſtützen ſich dabei auf folgen⸗ 
den Sachverhalt: 

Die in Frage kommende Stelle der dem Durchgangs- 
verkehr dienenden Provinziallandſtraße war als gefährlich 
i. S. des 8 5a Kraftfcg. v. 3. Mai 1909 i. d. Faſſ. des Geſ. 
v. 21. Juli 1923 von der zuſtändigen Wegepolizeibehörde 
anerkannt. In Befolgung der VO. v. 8. Juli 1927 war ſeiner⸗ 
zeit an der von Grabnik aus geſehen rechten Straßenſeite vor 
Beginn der Rechtsbiegung eine Warnungstafel aufgeſtellt 


worden, und zwar eine ſog. Kurventafel A. Dieſe war, 
ebenſo wie die anderen Tafeln der betreffenden Wegſtrecke, am 
Nachmittag des dem Unfall vorangegangenen Tages auf An⸗ 
ordnung des Kreisbaumeiſters und eines Straßenmeiſters — 
Beamten des Bekl. — durch einen nicht beamteten im Dienſt 
des Bekl. ſtehenden Straßenwärter von dem Pfoſten ab⸗ 
genommen worden, um neu angeſtrichen zu werden. In 
gleicher Weiſe waren die beiden Tafeln eines zweiarmigen 
Wegweiſers abgenommen worden, der in der Gabelung der 
beiden Straßen ſtand und die Wegerichtung nach Widminnen 
einerſeits und nach Skomatzko anderſeits bezeichnete. Irgend⸗ 
welcher Erſatz für die abgenommenen Tafeln war nicht an⸗ 
gebracht worden. Die Kl. behaupten, der Unfall ſei ohne jedes 
Verſchulden der beiden Fahrer allein dadurch verurſacht wor⸗ 
den, daß die Kurventafel gefehlt habe. Allenfalls habe auch 
das Fehlen der beiden Wegweiſertafeln mitgewirkt. 
Für das unjachgemäße Verfahren — Abnahme der Tafeln 
ohne ſofortigen wenigſtens behelfsmäßigen Erſatz — machen 
die Kl. den verklagten Kreis verantwortlich. Dieſer hatte die 
— an ſich dem Provinzialverband obliegende — Wegeunter⸗ 
haltspflicht auf dem in Frage ſtehenden Teil der Provinzial⸗ 
landſtraße unſtreitig im Jahr 1930 durch Vertrag mit dem 
Provinzialverband übernommen. Durch die erſaßloſe Ent⸗ 
fernung der Tafeln habe er, ſo meinen die Kl., ſeine Wege⸗ 
unterhaltungspflicht ſchuldhaft verletzt. Dieſe Pflicht habe für 
den Bekl. nicht nur gegenüber dem Provinzialverband be⸗ 
ſtanden, ſondern auch gegenüber den Wegebenutzern. 
Das LG. hat die Klage abgewieſen. Das OLG. hat die 
Anſprüche der Kl. dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. 
RG. verwies an das BG. zurück. 
Zur Zeit des Unfalls galt das KraftfGG. v. 3. Mai 1909 
(RGBl. I, 437) i. d. Faſſ. des Geſ. v. 21. Juli 1923 
(RGBl. I, 743). Durch das letztere war zu den 88 1—6 des 
Abſchn. I des Gef. v. 3. Mai 1909 („Verkehrsvorſchriften“) 
— Zulaſſung von Kraftfahrzeugen, Führerſchein — der 852 
hinzugefügt worden: 
Gefährliche Stellen an Wegeſtrecken, die dem Durchgangs⸗ 
verkehr dienen, ſind von den Landesbehörden durch War⸗ 
nungstafeln zu kennzeichnen. 

über die Art der Warnungstafeln war zunächſt durch VO. 
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v. 25. April 1925 (RGBl. I, 51) Beſtimmung getroffen. Sie 
wurde erſetzt durch die VO. v. 8. Juli 1927 (RGBl. I, 177). 
Dieſe hatte die ſchon früher vorgeſchriebenen Warnungstafeln 
— Querrinne, Kurve, Kreuzung und Eiſenbahnübergang — 
übernommen und abgeſehen von dem hier nicht in Betracht 
kommenden neuen Zeichen „Unbewachter Eiſenbahnübergang“ 
(das bisherige Zeichen „Eiſenbahnübergang“ bezeichnete ſeit⸗ 
dem nur noch „bewachte Eiſenbahnübergänge“) noch ein all⸗ 
gemeines Warnungszeichen N „gefährliche Stelle anderer 
Art“ hinzugefügt. 

Die beiden Vordergerichte gehen davon aus — worüber 
auch unter den Parteien kein Streit beſtand —, daß die be⸗ 
treffende Straßenſtrecke gefährlich i. S. des $ 5a Kraftf&. vom 
3. Mai 1909 i. d. Faſſ. des Geſ. v. 21. Juli 1923 war und 
des halb durch eine Warnungstafel gekennzeichnet werden mußte. 
Sie erachten es auch beide für verfehlt, daß, als die auf die 
Wegebiegung hinweiſende Warnungstafel zum Neuanſtrich 
weggenommen wurde, keinerlei Warnungszeichen als Erfah 
angebracht worden iſt. Sie gehen aber auseinander in der 
Beantwortung der Frage, ob dieſer Fehler für den Zuſammen⸗ 
ſtoß der beiden Fahrzeuge und den mit der Klage geltend ge- 
machten Schaden urſüchlich war. Das LG., das ſelbſt die Ort⸗ 
lichkeit in Augenſchein genommen hat, iſt der Meinung, der 
Al. ſei durch die beiden Wegebiegungen, die er zu durchfahren 
hatte, nicht überraſcht worden. Denn der Übergang in die 


beiden Biegungen, zunächſt nach rechts, dann nach links, er⸗ 


folge nicht plötzlich, ſondern allmählich; überdies ſeien die 
Straßenbäume auf der Außenſeite der erſten (nach rechts 
gehenden) Kurve gekalkt und dadurch das Vorhandenſein einer 
Wegebiegung für den aus der Richtung Lyck kommenden 
Fahrer vollkommen deutlich geweſen. Überraſcht worden ſei 
der Kl. lediglich durch die Einmündung der Straße von 

idminnen her, die er erſt aus einer Entfernung von 60 m 
habe erkennen können. Auf die Einmündung dieſer Straße 
aber wäre er auch nicht durch die Warnungstafel aufmerkſam 
gemacht worden, die lediglich auf die ohnehin ſichtbare Doppel⸗ 
biegung, ſog. §⸗Kurve, hingewieſen habe. Die Gefährlichkeit 
der Stelle beruhe auf der unerwartet und plötzlich auftauchen⸗ 
en Einmündung der Straße von Widminnen her, dieſe wie⸗ 
derum auf der Geſtaltung des Geländes außerhalb der Straße, 
nämlich der hohen und mit Baum⸗ und Strauchwerk be⸗ 
ſtandenen Böſchung („Naſe“). Das fi ein Fehler in der 
Anlage der Straße, der zu Laſten der Provinz gehe. Mög⸗ 
licherweiſe treffe auch die Wegepolizeibehörde ein Vorwurf, 
weil ſie durch eine beſondere Warnungstafel — neben dem 
Kurvenzeichen — auf die Einmündung der Straße hätte hin⸗ 
weiſen müſſen, etwa durch die eine Kreuzung anzeigende 
Tafel . Hierfür aber hafte nicht der verklagte Kreis, 
ſondern der Staat. f 


Das OLG. dagegen meint, die Tafel A hätte, wenn 
ſie an Ort und Stelle geſtanden hätte, allerdings die jiber- 
raſchend von rechts her kommende Straßeneinmündung nicht 
eſonders angezeigt, hätte aber immerhin darauf hingewieſen, 

daß es ſich nicht um eine einfache, ſondern um eine doppelte 
Wegekrümmung, ſog. §-Kurve, handelte. Die Tafel A 
werde nur vor 8⸗Kurven angebracht, nicht auch vor gewöhn⸗ 
lichen Kurven; bei dieſen müſſe ein Kalkanſtrich der Straßen⸗ 
äume genügen, wie er an der Unfallſtelle auch vorhanden 

geweſen ſei. Vor 8⸗Kurven wende jeder Fahrer beſondere 
orſicht an, während er unter Umſtänden gewöhnliche Kurven, 

ohne fahrläſſig zu handeln, mit unverminderter Fahr⸗ 
geſchwindigkeit durchfahren könne. Der Kl. hätte, wenn die 
Tafel A vorhanden geweſen wäre und ihn auf das Heran⸗ 
nahen einer — beſondere Vorſicht gebietenden — Doppel⸗ 
wiegung aufmerkſam gemacht hätte, ſeine Fahrgeſchwindigkeit 
gerabgeſetzt und wäre dann mit dem Kraftwagen nicht zu⸗ 
jammengeſtoßen. Da die Tafel gefehlt habe, habe er ohne 
Verſchulden ſo fahren dürfen, wie er es getan habe. Danach 
„zei die Wegnahme der Tafel die alleinige adäquate Urſache 

des Unfalls geweſen. 
Die Rev. greift dieſe Beurteilung als rechtlich fehlerhaft 
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inſofern mit Grund an, als ſie darauf hinweiſt, daß die 


Tafel „Kurve“ AN nicht nur zur Bezeichnung von doppelten, 
ſog. S-Kurven beſtimmt iſt, ſondern zur Bezeichnung jeder 
gefährlichen Kurve ſchlechthin dient. Die Anlage zu §3 VO. 
v. 8. Juli 1927 zeigt an zweiter Stelle dieſes Zeichen mit der 
bloßen Unterſchrift „Kurve“. Es iſt keinerlei Anhalt dafür 
gegeben, daß der Geſetzgeber damit nur „Doppelkurven“ ge⸗ 
meint haben ſollte. Auch einfache Straßenkrümmungen ſind 
für den Verkehr gefährlich, beſonders wenn — z. B. durch 
die Geländegeſtaltung, durch vorhandene Bauten uſw. auf der 
Innenſeite der Krümmung — die Sicht behindert iſt. Es iſt 
auch kein Anhalt dafür vorhanden, daß das Geſetz tatſächlich 
allgemein ſo gehandhabt würde oder zu der in Frage kommen⸗ 
den Zeit allgemein oder etwa in Oſtpreußen ſo gehandhabt 
worden wäre, daß nur Doppelkurven mit dem Warnungs⸗ 


zeichen 0 verſehen werden oder verſehen worden wären. 

Es iſt auch nicht richtig, wenn das BG. meint, bei ein⸗ 
fachen Wegebiegungen müſſe die Weißkalkung der Straßen⸗ 
bäume genügen. Die Warnungstafeln haben in geräumiger 
Entfernung vor der gefährlichen Wegeſtelle zu ſtehen. (Die 
VO. v. 25. April 1925 ſchrieb „etwa 250 m“ vor, die VO. 
v. 8. Juli 1927 „etwa 150-250 m“, die Ausführungs⸗ 
anweiſung zur RStraßVerkO. v. 29. Sept. 1934 ſagt „150 
bis 250 m..) Das hat den Zweck, dem auf freier Straße auch 
mit großer Geſchwindigkeit ankommenden Fahrer Gelegenheit 
zu geben, ohne plötzliches Bremſen die Geſchwindigkeit ſo 
weit herabzuſetzen, daß er an der Gefahrſtelle ſein Fahrzeug 
vollkommen beherrſcht und der betreffenden Gefahr entfprechend 
begegnen kann, alſo z. B. bei einer unüberſichtlichen Wege⸗ 
biegung durch plötzlich auftauchende Hinderniſſe nicht ge⸗ 
ſchädigt wird. Der Kalkanſtrich der Straßenbäume befindet ſich 
dagegen in der Straßenbiegung ſelbſt und wird deshalb bei 
ſchneller Fahrt dem Fahrer unter Umſtänden erſt fo ſpät ſicht⸗ 
bar, daß ihm nicht die erforderliche Zeit bleibt, ſich auf etwa 
hinter der Wegebiegung befindliche, ihm bis dahin nicht er⸗ 
kennbare Hinderniſſe einzurichten. Der Baumanſtrich dient im 
weſentlichen dazu, in der Dunkelheit im Lichtkegel der Schein⸗ 
werfer aufzuleuchten und dem Fahrer, der ſchon durch die 
vor der Biegung ſtehende Warnungstafel aufmerkſam gemacht 
iſt, anzuzeigen, daß er ſich nunmehr in der Krümmung ſelbſt 
befindet, oder auch, falls er die Warnungstafel überſehen 
haben ſollte, ihm wenigſtens noch im letzten Augenblick die 
Wegebiegung deutlich erkennbar zu machen. 

Schließlich kann es auch nicht gebilligt werden, wenn das 
BG. meint, eine einfache Wegebiegung ſei grundſätzlich weniger 
gefährlich und erfordere grundſätzlich geringere Vorſicht vom 
Kraftfahrer als eine Doppelbiegung (S-Kurve). Eine Doppel⸗ 
krümmung in völlig ebenem und überſichtlichem Gelände bietet 
im allgemeinen keine größere Gefahr als eine einfache Wege⸗ 
biegung. Gefährlich iſt jede Wegebiegung dann, wenn durch 
irgendwelche auf ihrer Innenſeite ſtehende Hinderniſſe die 
Sicht verdeckt iſt, ſo daß der Fahrer nicht beurteilen kann, ob 
die vor ihm liegende Fahrſtrecke frei iſt. Er wird dann in 
aller Regel genötigt ſein, wenn er nicht ohnehin ſchon lang⸗ 
ſam fährt, ſeine Fahrgeſchwindigkeit zu verlangſamen. Bei den 
bisher auf gewöhnlichen Landſtraßen üblichen Geſchwindig⸗ 
keiten reicht eine Strecke von 150—250 m erfahrungsgemäß 
aus, um das ohne beſondere Beanſpruchung der Bremſen und 
des Fahrzeugs zu bewerkſtelligen. So erklärt ſich die Vor⸗ 
ſchrift über die Entfernung, in der die Warnungstafel vor 
der Gefahrſtelle anzubringen iſt. Gerade die hier in Frage 
kommende ſtark abfallende Wegſtelle, wo durch die hohe und 
mit Baum- und Buſchwerk beſtandene „Naſe“ dem von Lyck 
ankommenden Fahrer die Sicht in außergewöhnlichem Maß 
behindert war, bildete zweifellos ſchon als einfache Krümmung 
eine Gefahrſtelle, die durch eine Warnungstafel gekennzeichnet 
werden mußte. Es muß daher auch davon ausgegangen wer⸗ 
den, daß der Kl. die Warnungstafel, wenn fie an ihrem Platz 
geſtanden hätte, beachtet und bis zur Erreichung der Krüm⸗ 
mung feine Geſchwindigkeit jo herabgemindert hätte, daß ein 
ihm in der Biegung überraſchend entgegengetretenes Hinder⸗ 
nis, wie es der von Widminnen heraufkommende Kraftwagen 
war, ihm nicht ſchädlich werden konnte. 
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Es bleibt dann freilich noch zu prüfen, ob nicht etwa 
auch die Tafel A infofern unzulänglich war, als fie nur 
auf eine Wegebiegung hinwies, aber nicht auch auf die be⸗ 
ſondere Gefahrenquelle, die durch die erſt im letzten Augen⸗ 
blick erkennbare Einmündung der aus dem Wald heraustreten 
den Straße von Widminnen gebildet wurde. Nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des BG. iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß ein des 
Wegs nicht kundiger Fahrer wie der Kl. zwar durch die Tafel 
gewarnt, mit ordnungsgemäß herabgeſetzter Geſchwindigkeit 
in die Rechtsbiegung ging, dann aber, da er die nun offen und 
frei vor ihm liegende Straße nach Skomatzko für die einzige 
Fortſetzung ſeines Wegs hielt, die Gefahrſtelle überwunden 
glaubte und wieder Gas gab und ſo trotz Vorhandenſeins der 
Tafel N mit einem plötzlich aus dem Walde hervorkommen⸗ 
den Fahrzeug zuſammenſtieß. Das war offenbar auch die 
Meinung des LG., das zwar ebenſo wie das OLG. irriger⸗ 
weiſe die Tafel A nur für einen Hinweis auf eine Doppel⸗ 
biegung angeſehen, aber doch die letzte Urſache des Unfalls in 
der nach der Geländegeſtaltung völlig überraſchenden und auch 
durch die Warnungstafel nicht angekündigten Einmündung 
der Widminner Straße erblickt hat. Es könnte dann in der Tat 
mit dem LG. der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen dem 
Unfall und der Wegnahme der Tafel in Zweifel gezogen wer⸗ 


den. Es wäre zu fragen, ob nicht außer der Tafel EN etwa 
noch eine zur Bezeichnung von Wegekreuzungen beſtimmte 


Tafel A oder das allgemeine Warnungszeichen N hatte an⸗ 
gebracht ſein müſſen. Das Zeichen für Kreuzung mag zwar 
im allgemeinen nur da verwendet werden, wo zwei Straßen 
ſich ſchneiden; es iſt aber wohl auch da nicht fehl am Platz, 
wo eine Straße in eine andere einmündet, weil ſich auch da, 
wie der vorliegende Fall zeigt, zwar nicht Straßen, aber doch 
Fahrbahnen kreuzen. 

Sollte auf Grund der hiernach gebotenen neuen Verhand⸗ 
lung das BG. wiederum feſtſtellen, daß die Wegnahme der 
Tafel für den Unfall des Kl. urſächlich war, wird es auch 
wiederum Stellung zu den Fragen nehmen muüſſen, ob die 
Verletzung der Wegeunterhaltungspflicht — die dem verklagten 
Kreis nicht kraft Geſetzes, ſondern nur kraft Vertrags mit dem 
Provinzialverband oblag und deren Verletzung den alleinigen 
Klaggrund abgeben kann — überhaupt eine Schadenserſatz⸗ 
pflicht gegenüber Dritten nach ſich ziehen kann, und, wenn ja, 
ob dieſe Schadenserſatzpflicht auf 8839 BGB. oder auf 8 823 
BGB. (fei es i. Verb. m. §§ 31, 89 oder 831 BGB.) zu 
ſtützen iſt. Im erſten Fall wäre von Bedeutung, ob die Kl. 
anderweit Erſatz erlangen können oder bei ordnungsmäßiger 
Wahrnehmung ihrer Rechte hätten erlangen können, etwa von 
dem Halter oder Führer des Kraftwagens, die Kl. zu 2 und 3 
vielleicht auch vom Kl. Nr. 1. Bei Anwendung des 8 823 
i. Verb. m. § 831 BGB. käme es noch auf die Prüfung des 
vom Bekl. angetretenen Entlaſtungsbeweiſes an. Zu den beiden 
bezeichneten Fragen mag ſchon jetzt folgendes bemerkt werden: 

Der zwiſchen dem verklagten Kreis und der Provinzial⸗ 
verwaltung im Jahr 1930 geſchloſſene Vertrag iſt nicht ein 
privatrechtlicher Vertrag, wie er vom Wegebaupflichtigen 
etwa mit einem Bauunternehmer geſchloſſen werden könnte, 
ſondern ein öffentlich⸗rechtlicher Vertrag, der den vollſtändigen 
Übergang der Wegeunterhaltungspflicht von dem urſprüng⸗ 
lich Pflichtigen auf den Übernehmer zur Folge hat. Rechts⸗ 
grundlage iſt 8 18 Abſ. 3 des preuß. Gef. v. 8. Juli 1875 
(GS. 497, 504): „Den Provinzialverbänden bleibt es über⸗ 
laſſen, die Verwaltung und Unterhaltung der ihnen über⸗ 
wieſenen Staatschauſſeen auf engere Kommunalverbände nach 
Maßgabe der mit denſelben zu treffenden Vereinbarung zu 
übertragen.“ In Betracht kommt auch 8 11 Wege. für die 
Provinz Oſtpreußen v. 10. Juli 1911 (GS. 99): „Hat ein 
Wegebaupflichtiger mit Genehmigung der Wegepolizeibehörde 
und erforderlichenfalls der Kommunalaufſichtsbehörde die Ver⸗ 
pflichtung übernommen, einen Weg in beſtimmter Art her⸗ 
zuſtellen oder zu unterhalten, ſo kann er von der Wegepolizei⸗ 
behörde zur Erfüllung dieſer Verpflichtung angehalten werden.“ 

Nach SI dieſer Weged. begreift die Wegebaulaſt die 
öffentlich⸗rechtliche Verbindlichkeit in ſich, 
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1. die Wege anzulegen, zu verlegen und einzuziehen, 
2. die Wege dem Verkehrsbedürfnis entſprechend zu unter⸗ 
halten 


4. 

Nach 8 10 eben dieſer Wege. erſtreckt ſich die Wegebaulaſt 
„auf alle zur Vollſtändigkeit, zum Schutz und zur Sicherheit 
der Wegeanlage und ihrer Benutzung nötigen Anſtalten und 
Vorrichtungen, namentlich Brücken und Fähren über nicht 
ſchiffbare Gewäſſer, Furten, Durchläſſe, Gräben, Entwäſſe⸗ 
rungsanſtalten, Böſchungen, Baumpflanzungen, Schußgeländer, 
Wegweiſer, Warnungstafeln u. dgl., ſowie auf alle zur Ver⸗ 
hütung oder Beſeitigung nachteiliger Folgen der Wegeanlage 
erforderlichen Vorrichtungen“. 

Zur Wegebaupflicht gehört demnach namentlich auch die 
Anbringung und Unterhaltung der nach § 52 KraftfG. vom 
3. Mai 1909 i. d. Faſſ. des Gef. v. 21. Juli 1923 vorgeſehenen 
Warnungstafeln, durch die gefährliche Stellen an Durch⸗ 
gangsverkehrsſtraßen „von den Landesbehörden“ zu kenn⸗ 
zeichnen ſind. Die hier den „Landesbehörden“ auferlegte 
Kennzeichnungspflicht wirkt ſich einmal als Laſt der für dieſe 
Durchgangsverkehrsſtraßen zuſtändigen Wegebaupflichtigen aus, 
weiter aber auch als Pflicht der Wegepolizeibehörde, die Er⸗ 
füllung dieſer Verpflichtung der Wegebaupflichtigen zu über⸗ 
wachen. Der verklagte Kreis iſt nicht Inhaber der Wegepolizei, 
kommt vielmehr nur als Wegebaupflichtiger in Frage. 

Daß die Wegebaupflicht im weiteren Sinne, die die Wege⸗ 
unterhaltungspflicht in ſich ſchließt, eine Unterart der ſog. 
Verkehrsſicherungspflicht iſt, deren ſchuldhafte Verletzung Scha⸗ 
denserſatzanſprüche aus 8823 erzeugt, iſt ſtändige 
Rſpr. des RG. Das gilt auch für den Fall, daß Träger der 
Pflicht eine öffentlich⸗rechtliche Körperſchaft (Gemeinde, Ge⸗ 
meindeverband uſw.) iſt. Kein Hindernis hierfür bildet der 
Umſtand, daß die Wegebaupflicht an ſich eine Einrichtung 
des öffentlichen Rechts iſt (vgl. RZ. 128, 157 = JW. 
1930, 28492 m. Anm.). Sie obliegt nach der geltenden 
Rechtsordnung nicht begrifflich notwendig einem Hoheits⸗ 
träger, wegebaupflichtig kann vielmehr auch eine Privat⸗ 
perſon ſein. Mag auch in den Fällen, in denen der Wege⸗ 
baupflichtige ein mit öffentlicher Gewalt ausgeſtatteter Ver⸗ 
band iſt, die Anſchauung möglich ſein, daß die Erfüllung der 
Wegebaupflicht eine Handlung öffentlich⸗rechtlicher Fürſorge 
iſt, ſo iſt doch entſcheidend, daß die geltende Regelung der 
Wegeunterhaltungspflicht keinen Unterſchied nach der Perſon 
des Pflichtigen macht. Es kann alſo auch die Verletzung der 
Pflicht nicht grundſätzlich andere Rechtsfolgen nach ſich ziehen, 
je nachdem der Verletzer eine Privatperſon iſt oder ein öffent⸗ 
lich⸗rechtlicher Verband. Es iſt danach jedenfalls zur Zeit 
kein Anlaß gegeben, von der ſtändigen Rſpr. abzugehen und 
in dem zweiten Fall die Rechtsfolgen einer Verletzung der 
Wegebaupflicht nicht nach 8823, ſondern nach §839 BGB. 
zur beurteilen. 

Nun hat allerdings der erk. Sen. in dem Urt. v. 13. Juli 
1928 (RG3. 121, 404 — IM. 1928, 2319) ausgeſprochen, 
daß die Anbringung und Unterhaltung von Warnungstafeln 
für den Kraftfahrverkehr nicht unter die allgemeine Verkehrs⸗ 
ſicherungspflicht falle. Dieſe beſchränke ſich auf die Be⸗ 
ſchaffung einer gefahrloſen Sachunterlage für den Verkehr; 
die Tafeln dagegen zielten darauf ab, den ſich auf der Straße 
abwickelnden Verkehr zu regeln, nämlich die Befolgung der für 
den Kraſtfahrverkehr beſtehenden Polizeigebote und »verbote 
zu ſichern, ſtänden alſo mit Anordnungen polizeilicher Natur 
im engſten Zuſammenhang. Dieſe Unterſcheidung kann nicht 
aufrechterhalten werden. Schon der erwähnte 8 10 Wege. für 
die Provinz Oſtpreußen rechnet die Anbringung von War⸗ 
nungstafeln zur Wegebaulaſt. Daß darunter auch die be⸗ 
ſonderen Warnungstafeln für den Kraftfahrverkehr einbegriffen 
ſind, kann nicht zweifelhaft ſein, wenn auch die Anbringung 
ſolcher Tafeln von Reichs wegen erſt durch das Geſ. vom 
21. Juli 1923 angeordnet worden iſt. Dieſe Tafeln dienen 
ihrem Weſen nach ebenſo der Sicherheit der Straßenbenutzer, 
wie etwa Schutzgeländer und Prellſteine, ja wie jede andere 
techniſche Maßnahme zur Gewährleiſtung einer gefahrloſen 
Straßenbenutzung. Die gewöhnlichen Landſtraßen weiſen, 
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anders als die Autobahnen, ſchon nach ihrer Anlage viel⸗ 
fach Stellen auf, die von Kraftfahrzeugen nicht mit der auf 
freier und glatter Strecke zuläſſigen und üblichen Geſchwindig⸗ 
keit ohne mehr oder minder große Gefahr durchfahren werden 
können. Während etwa ein Pferdegeſpann dieſe Stellen, ſofern 
ſie ihm überhaupt gefährlich werden können, von ſelbſt zeitig 
genug bemerkt, um ſich darauf einzurichten, erfordert die dem 
Kraftfahrverkehr eigentümliche große Fahrgeſchwindigkeit unter 
Umſtänden eine beſondere vorherige Warnung des Fahrers, 
damit er nicht von der Gefahrſtelle überraſcht wird. Beſonders 
augenfällig iſt der Schutzzweck der Tafeln vielleicht bei der 
Tafel „Querrinne“ NE Solche Querrinnen find bei neuen 
Straßen, bei deren Bau ſchon mit einem lebhafteren Kraft- 
fahrverkehr gerechnet wurde, heute überhaupt kaum noch zu 
finden. Sie bieten für den ſonſtigen Verkehr keine oder nur 
geringe Gefahren. Die Wegebaupflicht fordert, ſie — ſofern 
fie nicht überhaupt vermieden, etwa durch einen Waſſerdurch⸗ 
laß erſetzt werden — ſo zu geſtalten, daß ſie ohne Schaden 
von den Fahrzeugen überwunden werden können. Das iſt für 
Kraftfahrzeuge regelmäßig nur bei einer mäßigen Fahr⸗ 
geſchwindigkeit möglich. Um dem Fahrer zu rechtzeitiger Herab- 
ſetzung der etwa bis dahin gefahrenen hohen Geſchwindigkeit 
Gelegenheit zu geben, wird in entſprechender Entfernung vorher 
die Tafel „Querrinne“ aufgeſtellt. Sie dient alſo ebenſo dazu, 
die Gefahrſtelle unſchädlich zu machen, wie etwa ein Umbau 
der Straßenſtelle, durch den die Rinne abgemildert oder — 
gründlicher — ganz beſeitigt wird. Nicht anders verhält es 
ſich mit einer Tafel, die auf vorhandene Schlaglöcher oder 
ſonſtige Schäden der Straßendecke aufmerkſam macht und ſo 
lange aufgeſtellt wird, bis die Schäden beſeitigt ſind. Im 
Grunde demſelben Zweck, nämlich Gefahren, die ſich aus der 
Beſchaffenheit der Straße für den Schnellverkehr der Kraft⸗ 
fahrzeuge ergeben und nicht ohne weiteres durch eine Um⸗ 
geſtaltung der Straße behoben werden können, nach Möglichkeit 
unſchädlich zu machen, dienen die andern in der VO. vom 
8. Juli 1927 vorgeſehenen Warnungstafeln, darunter auch 
der Tafel „Kurve“ . Sie ſtehen mit den polizeilichen Ge⸗ 
boten, wie etwa dem im Juni 1932 gültigen $18 Abſ. 2 
KraftfVerkO. v. 10. Mai 1932 (RG Bl. I, 201, 210), nur 
inſofern im Zuſammenhang, als ſie im voraus den Fahrer 
auf bevorſtehende Wegeſtellen aufmerkſam machen ſollen, die 
ein beſtimmtes polizeilich gebotenes Verhalten von ihm er⸗ 
fordern. Für die Geltung der betreffenden Polizeigebote iſt 
das Vorhandenſein der Warnungstafel ohue Bedeutung — 
anders als bei den Zeichen, die ſelbſt das Gebot erſt zum 
Ausdruck bringen und darum auch in der Ausführungsanwei⸗ 
fung zur RStraßVerkO. in dem Abſchn. A II zu § 28 Abſ. 5 
als „Gebots⸗ und Verbotszeichen (II) von den Warnzeichen (T) 
und den Hinweiszeichen (III) ſcharf unterſchieden werden. Der 
Umſtand, daß die Warnzeichen, indem ſie auf Gefahrſtellen 
vorbereiten, zugleich geeignet ſind, dem Fahrer die an ſolchen. 
Gefahrſtellen zu beachtenden Polizeigebote in Erinnerung zu 
rufen und ihre Beachtung nahezulegen, kann es, auch ſoweit 
Hoheitsträger als Wegebaupflichtige in Frage kommen, nicht 
rechtfertigen, die Aufſtellung der Zeichen durch den Wege⸗ 
baupflichtigen grundſätzlich nicht als Erfüllung feiner Ver⸗ 
kehrsverſicherungspflicht, ſondern als Ausübung öffentlicher 
Gewalt aufzufaſſen. 


(RG., III. ZivSen., U. v. 9. Febr. 1937, III e 
v. B. 


Anmerkung: Eine erſchöpfende Stellungnahme zu dem 
Urteil iſt nicht möglich. Sie müßte auf die Fragen eingehen, 
die der umſtrittene Begriff der Verkehrsſicherungspflicht aus⸗ 
gelöſt hat, müßte insbef, die verſchiedenartige Behandlung dar⸗ 
tun, die jener in der Rſpr., ſogar innerhalb des NG. ſelbſt 
8. Ziv Sen., 6. Ziv Sen.), erfahren hat. 

Ausgangspunkt für die höchſtrichterliche Rſpr. zur Ver⸗ 
lehrsſicherungspflicht iſt der Satz, daß, wer einen 
öffentlichen Verkehr eröffne, auch für die Sicherung dieſes Ver⸗ 
kehrs zu ſorgen habe; Verletzung dieſer Pflicht mache bür⸗ 
gerlich⸗rechtlich verantwortlich. 

Dieſe Verkehrsſicherungspflicht betrifft jeglichen öffent⸗ 


lichen Verkehr, auch denfenigen, der ſich uicht auf einer Straße 
— auf einer Waſſerſtraße — abſpielt. Auch der Eigentümer 
eines Warenhauſes, einer Gaſtwirtſchaft, einer Fremdenher— 
berge wird von ihr betroffen. 

Aber trifft ſie wirklich den Eigentümer oder viel⸗ 
mehr denjenigen, der — ohne Rückſicht auf Eigentum — den 
Verkehr eröffnet? Hier ſind ſchon Unſtimmigkeiten in der Rſpr. 
zu erkennen. Folgt die Verkehrsſicherungspflicht aus dem Eigen⸗ 
tum oder aus der Tatſache, daß jemand „vermöge ſeiner tat⸗ 
ſächlichen und rechtlichen Beziehung zur Sache bei der Ver⸗ 
fügung über die Sache, bzw. bei der Handhabung oder dem 
Gebrauch im Rechtsverkehr irgendwelche Sorgfalt gegenüber 
Dritten anzuwenden hat“; tritt alſo „der Geſichtspunkt des 
Eigentums in den Vordergrund oder derjenige einer mit der 
getroffenen Zweckbeſtimmung der Sache übernommenen Ver⸗ 
antwortlichkeit“? (RG. 54, 56 f.); und in welchem Verhältnis 
ſteht demgemäß der Grundeigentümer, der ſein Eigentum zur 
Anlegung eines öffentlichen Weges durch einen anderen zur 
Verfügung geſtellt hat, zu dieſem anderen? Trifft auch hier 
noch etwa den Grundeigentümer eine Verkehrsſicherungspflicht? 

Die bürgerlich ⸗ rechtliche Verkehrsſicherungspflicht ſoll 
nach der Rſpr. auch dann eintreten, wenn es eine öffentlich⸗ 
rechtliche Körperſchaft iſt, der die Fürſorge für den Verkehr 
obliegt und ferner auch dann, wenn die Erfüllung dieſer Pflicht 
eine Handlung öffentlich- rechtlicher Fürſorge tft; mit an⸗ 
deren Worten auch die Provinz, der Kreis, die Träger einer 
Wegebaulaſt find, haften für deren ordnungsmäßige Erfüllung 
dem Einzelnen gegenüber bürgerlich rechtlich, können alſo nach 
$ 823 BGB. ſchadenerſatzpflichtig gemacht werden; die rein 
verwaltende Tätigkeit des Staates wird alſo im bürgerlichen 
Rechtsſtreit richterlich nachgeprüft. 

In dieſer Beziehung iſt grundlegend das Urteil RG. 
54, 53. Ihm folgte RG. 121, 404 = JW. 1928, 2319, dem 
in gleicher Sache das Urt. v. 26. Jan. 1927: JW. 1927, 1265 
vorausgegangen war. Die beiden letztgenannten Urteile be⸗ 
treffen den Verkehr auf öffentlichen Wegen, jenes grundlegende, 
auf dem dieſe fußen, behandelt den Unfall auf einer dem öffent⸗ 
lichen Verkehr dienenden Treppe, die als öffentlicher Weg an⸗ 
zuſehen ſei. Das Urteil JW. 1927, 1265 befaßt ſich nicht mit 
der bürgerlich-rechtlichen Haftung des Eigentümers (oder des 
den Verkehr Eröffnenden) für Erfüllung der Verkehrsſiche⸗ 
rungspflicht, ſondern mit der Verantwortlichkeit des Landes 
(Preußen) für die Unterlaſſung von Verwaltungsmaßnahmen, 
gerichtet auf Erfüllung der Verkehrsſicherungspflicht durch 
einen anderen; dieſer andere hatte die Aufſtellung von War⸗ 
nungstafeln unterlaſſen; dafür wurde das Land Preußen 
ſchadenerſatzpflichtig gemacht. 

Der Unfall war eingetreten nach Inkrafttreten des durch 
Geſ. v. 21. Juli 1923 eingefügten 8 5a KraftfGG., aber vor 
Erlaſſung der dazu ergangenen AusfVO. v. 25. April 1925 
(RGBl. I, 51). Unabhängig von dem nach Auffaſſung des 
RO. noch nicht anwendbaren $ 5a ſtellt das RG. eine Rechts⸗ 
pflicht des Landes (nämlich der Polizei) auf, im Wege der 
polizeilichen Fürſorge den Wegebaupflichtigen an⸗ 
zuhalten, die Straße mit den erforderlichen Sicherungen, näm⸗ 
lich Warnungstafeln, auszuſtatten. In dieſem Falle lag die 
Wegebaupflicht nicht bei derſelben Stelle, es fielen alſo Wege⸗ 
baupflicht und Wegepolizei auseinander. Eine Inanſpruch⸗ 
nahme des Landes aus dem Geſichtspunkt einer Verletzung 
der Wegebaupflicht war daher nicht möglich. Der Umfang der 
Wegebaupflicht war ſomit nicht in Streit; trotzdem ſprach das 
RG. nebenher aus, die Anbringung und die Unter⸗ 
haltung der Warnungstafeln auf öffentlichen Wegen 
ſei Sache des Wegebaupflichtigen. 

Das in gleicher Sache ergangene zweite RGUrt. (RG. 
121, 404 = JW. 1928, 2319) unterſucht nicht mehr die im 
erſten Urteil dargelegte Verantwortlichleit des Landes wegen 
Vernachlaſſigung wegebau polizeilicher Pflichten, ſondern 
prüft die Verantwortung der Provinz aus dem Geſichtspunkt 
der Verkehrsſicherungspflicht und der Wegebaupflicht. Hier wird 
noch ſcharf unterſchieden zwiſchen der Verantwortung der 
Provinz, die ihr „als Eigentümerin einer dem öffent⸗ 
lichen Verkehr gewidmeten Sache obliegen“, und den Folgen 
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einer „Verletzung einer der Provinz lediglich wegen ihrer 
öffentlich⸗ rechtlichen Wegebaulaſt obliegenden Ver⸗ 
pflichtung“. Im erſten Fall gelte § 823 BGB., im zweiten 
Art. 131 Weim Verf. Als Eigentümerin des Weges habe die 
Provinz — ſo führt das BG. aus — die Verkehrsſicherungs⸗ 
pflicht, insbeſ. die Inſtandhaltung des Belags, die Beleuchtung 
und die Beſtreuung, nicht aber die Pflicht zur Anbringung und 
Unterhaltung der Warnungstafeln; dieſe Pflicht treffe den 
Wegebaupflichtigen; die Notwendigkeit, Tafeln aufzuſtellen, er⸗ 
gebe ſich nicht aus der baulichen Eigenart der Straße, ſondern 
aus der dem Kraftfahrzeug eigentümlichen Art, die Straße zu 
benutzen. Das RG. ſelbſt ſpricht an anderer Stelle des Urteils 
(RG. 121, 407 = JW. 1928, 2319) nicht vom Eigentümer, 
ſondern von dem, „der eine Straße zum öffentlichen Verkehr 
beſtimmt und einrichtet“; für ihn ergebe ſich die Verkehrsſiche⸗ 
rungspflicht. Allerdings betreffen die acht Zeilen weiter folgen⸗ 
den Ausführungen des RG. das Verhalten der Verkehrsteil⸗ 
nehmer, das „der Eigentümer des Straßengrundſtücks“ 
nicht regeln könne. Hier alſo ſieht das RG. als Träger der 
Verkehrsſicherungspflicht den Eigentümer der dem öffeutlichen 
Verkehr eröffneten Sache an, an anderer Stelle — wohl rich⸗ 
tiger — denjenigen, der den Verkehr eröffnet. 

$ 5a KraftfGG. nun ſchuf die Rechtspflicht der deutſchen 
Länder, Warnungstafeln ſelbſt anzubringen oder doch Maß⸗ 
nahmen zu treffen, damit die Aufſtellung der Tafeln gewähr⸗ 
leiſtet werde. Eine ſolche reichsrechtliche Rechtsgrundlage, den 
Staat als Aufſichtsorgan über den Wegeunterhaltungspflich⸗ 
tigen verantwortlich zu machen wegen unſachgemäßer Füh⸗ 
rung der Staatsaufſicht, fehlte bis dahin. Das oben behandelte 
RGUrt. v. 26. Jan. 1927: JW. 1927, 1265 hatte auch ohne 
ſolche reichs rechtliche Grundlage den Staat, das Land 
Preußen, bürgerlich⸗rechtlich verantwortlich erklärt für den 
Schaden, der aus einer Unterlaſſung der Aufſtellung von War⸗ 
nungstafeln eingetreten war. Im Ergebnis wäre jene Entſch. 
unter der Herrſchaft des § 5a nicht anders ausgefallen. Das 
ſpricht jetzt das Urt. v. 9. Febr. 1937 dahin aus, die der Lan⸗ 
desbehörde auferlegte Kennzeichnungspflicht wirke ſich u. a. aus 
als „Pflicht der Wegepolizeibehörde, die Erfüllung der Ver⸗ 
pflichtung der Wegebaupflichtigen zu überwachen“. 

Noch in ROZ. 121, 404 JW. 1928, 2319 wurden ſcharf 
einander gegenübergeſtellt die dem Eigentümer obliegende 
Verkehrsſicherungspflicht (deren Verletzung Erſatz⸗ 
pflicht nach $ 823 BGB. auslöſe), und die Wegebau⸗ 
pflicht, die Erſatzanſprüche nach Art. 131 Wein Verf. nach 
ſich ziehen könne. Das nun vorl. Urt. dagegen erklärt: „Daß 
die Wegebaupflicht im weiteren Sinne, die die Wegeunter⸗ 
haltungspflicht in ſich ſchließe, eine Unterart der 
ſogenannten Verkehrsſicherungspflicht iſt, deren 
ſchuldhafte Verletzung Schadenserſatzanſprüche aus $ 823 BGB. 
erzeugt, iſt ſtändige Rſpr. des RG.“ Allerdings iſt, wie gezeigt, 
ſtändige Rſpr. des R., daß eine ſchuldhafte Verletzung der 
Verkehrsſicherungspflicht Erſatzanſprüche aus § 823 erzeuge; 
daß dies aber auch bei der Wegebaupflicht der Fall ſei, die die 
Wegeunterhaltungspflicht in ſich ſchließe, muß nach dem bisher 
Dargelegten überraſchen und iſt wohl mit RG. 121, 404 
— von dem in dieſer Beziehung nicht ausdrücklich abgerückt 
wird — nicht in Einklang zu bringen. 

Nach dieſer neueſten Auffaſſung des R®. ergibt ſich die 
nunmehrige Rechtslage aus dem nachſtehenden Schau⸗ 
bild: 

Verkehrsſicherungspflicht 


Wegebaupflicht 


Wegebau im 
engeren Sinn 


Anlegen der) Unterhaltung der 


Wege Verkehrszeichen 


Verkehrszeichen 


Wege 


Der Kern des Urteils iſt die Preisgabe der in RG. 
121, 404 = ZW. 1928, 2319 feſtgelegten Auffaſſung über den 
Umfang der Verkehrsſicherungspflicht; dem Eigentümer 
eines Weges (oder — vgl. obige Ausführungen — demjenigen, 
der auf einem Wege einen öffentlichen Verkehr eröffnet) liege 
nach RG. 121, 404 zwar die Inſtandhaltung der Sachunter⸗ 
lage des Verkehrs ob, nicht aber die Beſchaffung und Unter⸗ 
haltung der das Tun und Treiben der Verkehrsteilnehmer be⸗ 
einfluſſenden Verkehrszeichen, alſo insbeſ. der Warnungstafeln; 
dieſe Tafeln enthielten Hinweiſe auf Polizeigebote, deren Be⸗ 
folgung die Tafel ſichere, und die Pflicht zur Auffſtellung ſolcher 
Tafeln ſei Ausübung öffentlicher Gewalt. — Dieſe Auffaſſung 
wird alſo jetzt verlaſſen. Es iſt ſomit für die Zukunft davon 
auszugehen, daß ſich die Verkehrsſicherungspflicht 
nicht mehr nur auf die Beſchaffung der gefahrloſen Sach- 
unterlage für den Verkehr beſchränkt. Und dem wird 
man unbedenklich zuſtimmen können. Daß die nunmehrige Auf⸗ 
faſſung des RG. den Vorzug verdient, hat das RG. ſelbſt an⸗ 
ſchaulich an dem lehrreichen Beiſpiel der Warnungstafel 
„Querrinne“ dargelegt. 

Ein weiterer weſentlicher Fortſchritt dürfte darin zu er⸗ 
blicken ſein, daß das RG., wie bereits erwähnt, die Wege⸗ 
unterhaltungspflicht als einen Teil der Ver⸗ 
kehrsſicherungspflicht bezeichnet. Damit iſt der Weg 
geebnet für die Befeitigung der verſchiedenartigen Behandlung 
der Rechtsfolgen von ſchuldhaften Vernachläſſigungen beider 
Pflichten. 

Den übrigen Ausführungen des Urteils iſt beizutreten. 

Wie das OLG. zu der Auffaſſung kommt, das Warn⸗ 
zeichen Kurve enthalte einen Hinweis nur auf eine Doppel⸗ 
kurve, iſt unerfindlich. Daß ſolche Auffaſſung möglich war, 
wirft ein bezeichnendes Licht auf den Mangel an Landſtraßen⸗ 
erfahrung und Kanſchauung, den beteiligte Kreiſe angeſichts 
mancher Entſch. den Gerichten vielfach vorhalten. Um ſo er⸗ 
freulicher ift es, daß hier das RG. die beſſere Sachkunde ge- 
zeigt hat. 

Richtig ſind auch ſeine Ausführungen über die Gefähr⸗ 
lichkeit von Kurven im allgemeinen und die Beurteilung 
der hier in Rede ſtehenden Wegkrümmung. Eine völlig über⸗ 
ſichtliche Weggeſtaltung bietet keine Gefahrſtelle, die durch 
Tafel zu kennzeichnen wäre; gerade im Intereſſe flüſſiger Ver⸗ 
kehrsabwicklung muß angeſtrebt werden, daß Warntafeln nicht 
im Übermaß, ſondern nur da aufgeſtellt werden, wo wirklich 
eine „Gefahr“ vorhanden iſt. Wird vor einer überſichtlichen 
Krümmung eine Tafel aufgeſtellt, ſo richtet ſich der Fahrer 
auf beſondere Gefahren ein, die nicht vorliegen; vor wirklich 
gefährlichen Kurven müßte dann zuſätzlich noch ein weiteres 
Gefahrzeichen verwendet werden. Eine ſolche Entwicklung iſt 
abzulehnen. Ob im vorl. Fall zu der Kurvenkennzeichnung noch 
eine weitere, auf die Beſonderheit der Straßeneinmündung 
hinweiſende Tafel erforderlich war, iſt nur auf Grund genauer 
Kenntnis der örtlichen Verhältniſſe zu entſcheiden. 

Zutreffend iſt auch die Meinung des R., daß das Warn⸗ 
zeichen Kreuzung nicht nur für Kreuzungen beſtimmt iſt, ſon⸗ 
dern auch unter Umſtänden an Einmündungen aufzu⸗ 
ſtellen ſein wird. 

Ebenſo verſtändnisvoll ſind die Ausführungen des RG. 
über den Sinn der Vorſchrift, wonach die Verkehrszeichen eine 
beſtimmte angemeſſene Entfernung vor der Gefahrſtelle aufzu- 
ſtellen ſind. 

Min R. Geh. RegR. Dr. Müller, Berlin. 
* 

13. RG. — 831 VerlG. Zur Frage, obder Ver⸗ 

leger ein Werk als vertragswidrig wegen 


Unvollſtändigkeit des Inhalts ablehnen 
kann, wenn der Verfaſſer durch eine vom 
Verleger un nachgiebig betonte Umfangs 


abrede beſchränkt iſt. f) 

Die Parteien ſchloſſen am 26. Juni 1924 und am 26. und 
27. Febr. 1925 zwei Verlagsverträge über ein vom Kl. zu ver⸗ 
faſſendes Werk mit dem Titel: „Fortſchritte der Heilſtoffchemie“. 
Das Werk ſollte aus zwei Abteilungen beſtehen; die zweite ſollte 
eine nach chemiſchen Körperklaſſen geordnete Überſicht über die 


66. Jahrg. 1937 Heft 20/21) 


Rechtſprechung 


1319 


— 0 ñ — 


wiſſenſchaftlichen Arbeiten auf dem Gebiet der Heilſtoffchemie 
geben. Die Höhe der erſten Auflage wurde auf 2000 Stück feſt⸗ 
geſetzt, die Vergütung für die zweite Abteilung auf 17,50 %%% 
le Bogen und 100 Auflage, zahlbar zur Hälfte bei Ablieferung 
des druckfertigen Manufiripts, zur anderen Hälfte bei Erſchei⸗ 
nen jedes Bandes im Buchhandel. Der § 2 des Vertrages vom 
26. und 27. Febr. 1925 lautet: ‘ 

Dieſer zweiten Abteilung follen Ausſtattungen, Format 
und Druck der erſten zugrunde gelegt werden. Sie ſoll etwa 
vier Bände zu je etwa 60 (ſechzig) Bogen umfaſſen. 

Von der zweiten Abteilung ſind zwei Bände erſchienen. In 
dem Vorwort zum erſten Band der zweiten Abteilung heißt 
es u. a.: 

Die Stoffanordnung der zweiten Abteilung iſt ſchon im 
Vorwort des erſten Bandes der erſten Abteilung berührt wor⸗ 
den. Danach ſollte der dritte Band die heterozykliſchen Syſteme 
ſowie die chemiſch gekennzeichneten Alkaloide unbekannter Kon⸗ 
ſtitution behandeln. 

Über die Durchführung des Vertrages entſtanden unter den 
Parteien Meinungsverſchiedenheiten. Sie wurden zunachſt bei⸗ 
gelegt durch eine ſchriftliche Vereinbarung vom 19. April 1929. 
In dieſer iſt unter V beſtimmt, daß als druckfertiges Manu⸗ 
ſkript i. S. des Beginns der Zahlungsverpflichtungen gelte: 
1. . .. 2. ... 3. ... andererſeits ein geſchloſſener Band der Ab⸗ 
teilung II ohne Regiſter. 

Es entſtand weiter Streit über den Umfang des dritten 
Bandes der zweiten Abteilung. Die Bekl. mahnte von 1929 ab 
wiederholt den Kl. zur Einhaltung des für die zweite Abteilung 
vorgeſehenen Umfangs. Es kam zu brieflichen Auseinander⸗ 
ſetzungen, wobei die Bekl. daran feſthielt, daß nur ein Umfang 
von 120 Bogen für den dritten Band für ſie tragbar ſei und 
0 durch Kürzungen und Streichungen erreicht werden 
müſſe. 

Der Kl. wies demgegenüber darauf hin, daß unter ſolcher 
Methode das ganze Werk leiden werde, daß er aber bemüht ſein 
werde, durch gedrängteſte Kürze eine Löſung zu finden, die er 
weder als vollkommen noch als einwandfrei bezeichnen könne. 
In einem ſpäteren Briefe gab der Kl. eine Überſicht über 
die für den dritten Band der zweiten Abteilung vorgeſehene 
Stoffgliederung. Dabei ſchrieb er u. a., daß er wegen Raum⸗ 
mangel die Gruppe der metallorganiſchen Verbindungen lein⸗ 
ſchließlich Salvarſan, Neoſalvarſan uſw., Atoxyl uſw.) weglaſſen 
und das andere in äußerſter Zuſammenpreſſung bringen werde. 

Der Kl. lieferte im Juli 1933 das ſechs Kapitel enthal⸗ 
tende Manuſkript des erſten Halbbandes des letzten Bandes an 
die Bekl. Dieſe ſchätzte den Umfang auf etwa 90 Bogen (ein- 
ſchließlich Titelei, Regiſter uſw.) und lehnte Druck und Be⸗ 
zahlung wegen Überſchreitung des zugeſagten Umfangs ab. Dar⸗ 
auf ſchrieb der Kl. am 3. Aug. 1933, er habe im Hinblick auf 
die ihm gemachten Schwierigkeiten keine Luſt, noch irgendwie 
über die übernommenen Verpflichtungen hinauszugehen, werde 
alſo von der Bearbeitung der nicht vorgeſehenen Stoffe wie der 
Vitamine, Hormone, Auxine uſw. endgültig abſehen, der Bekl. 
nicht mehr als 120 Bogen liefern und ſich auf eine Erweite⸗ 
rung dieſes Umfangs auf keinen Fall einlaſſen. Es kämen alſo, 
nachdem die Heterozyklen ihre Erledigung gefunden haben, nur 
noch die chemiſch gekennzeichneten Alkaloide unbekannter Kon⸗ 
titution zur Bearbeitung, ſo wie es der urſprünglichen Ver⸗ 
einbarung entſpricht. Der Kl. ließ ſich das Manufkript zurück⸗ 
geben und lieferte es, um zwei Kapitel vermindert, alsbald 

ieder an die Bekl., indem er betonte, daß der Halbband nun⸗ 
mehr, entſprechend dem Verlangen der Bekl., auf höchſtens 

Bogen vermindert ſei. 

„Die Bekl. lehnte Drucklegung und Bezahlung dieſes Mann⸗ 
kriptes ebenfalls ab, weil es nicht vertragsmäßig ſei. 

„Der Kl. hat mit der Klage Zahlung der Hälfte der Ver⸗ 
tung für das Manuſkript des erſten Halbbandes verlangt und 
beantragt, 

1. die Bekl. zu verurteilen, an ihn 11875 S mit 1% 
Zinſen über Reichsbankdiskont ſeit dem 15. Aug. 1933 
zu zahlen, 

2. hilfsweiſe, die Bekl. zu verurteilen Zug um Zug gegen 
Lieferung des Manuffripts i. d. Fafl. vom Juli 1933 


an den Kl. 14 262,50 , mit 19% Zinſen über Reichs⸗ 
bankdiskont ſeit dem 20. Juli 1933 zu zahlen. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen. 

In der Berufung hat der Kl. beantragt, abändernd nach 
ſeinem Klagehauptantrag zu erkennen, hilfsweiſe feſtzuſtellen, 
daß die Bekl. verpflichtet ſei, das vom Kl. abgelieferte Manu⸗ 
ſkript zum dritten Bande der zweiten Abteilung der „Fortſchritte 
der Heilſtoffchemie“, das von der Bekl. bisher auf 65 Bogen 
geſchätzt worden iſt, mit 350 % je Bogen des tatſächlichen Um⸗ 
fangs zu honorieren und hiervon die Hälfte des Betrages ſofort 
zu bezahlen, ferner hilfsweiſe, für den Fall, daß die Fälligkeit 
eines Honoraranſpruchs zu verneinen ſei, feſtzuſtellen, daß das 
vom Kl. der Bekl. gelieferte Manuſkript für den vorletzten Band 
(3) der zweiten Abteilung der „Fortſchritte der Heilſtoffchemie“ 
im Umfange von 65 Bogen den Bedingungen des zwiſchen den 
Parteien beſtehenden Verlagsvertrages entſpricht. 

Das KG. hat dem erſten Hilfsantrag des Kl. entſprochen. 
Die Rev. der Bekl. blieb erfolglos. 

I. Das KG. geht davon aus, daß ſich der Kl. bereit erklärt 
habe, für die beiden Halbbände des dritten Bandes der zweiten 
Abteilung des Werkes: „Fortſchritte der Heilſtoffchemie“ einen 
Geſamtumfang von 120 Druckbogen einzuhalten. Es vertritt 
aber gegenüber der Annahme des LG., daß der Umfang des 
dritten Bandes weit über das der Bekl. Zumutbare hinaus⸗ 
gehen werde, wenn im zweiten Halbband die aus dem erſten 
Halbband fortgelaſſenen Kapitel 5 und 6 der heterozykliſchen 
Verbindungen und die noch auszuarbeitenden Kapitel über die 
metallurgiſchen Verbindungen und die Vitamine, Hormone uſw. 
abgedruckt würden, die Auffaſſung, daß der Kl. nur verpflichtet 
ſei, im dritten Band die heterozykliſchen Syſteme und die che⸗ 
miſch gekennzeichneten Alkaloide unbekannter Konſtitution, da⸗ 
gegen nicht auch die weiteren beiden vom LG. genannten Stoff⸗ 
gruppen zu behandeln, und vermißt einen ausreichenden Anhalt 
dafür, daß der Kl. dazu unter Einhaltung eines Geſamtum⸗ 
fangs von 120 Bogen für den dritten Band nicht in der Lage 
ſei. Zu dem Streit darüber, ob der Kl. auch jene beiden Stoff⸗ 
gebiete in das Werk aufnehmen müſſe, führt das KG. aus, er 
laſſe ſich nicht auf Grund einer Beſtimmung des Begriffs: „Fort⸗ 
ſchritte der Heilſtoffchemie“ und der allgemeinen Bedeutung der 
beiden Stoffgruppen entſcheiden; maßgebend ſei allein, ob der 
Kl., wenn er ſich dem Verlangen auf Einhaltung von 120 Bogen 
habe fügen wollen, verpflichtet geweſen ſei, die beiden Stoff⸗ 
gebiete innerhalb der Raumgrenze mitzubearbeiten; das ſei 
nach dem Briefwechſel und im Hinblick auf das Vorwort vont 
1. Mai 1930 zu dem am 10. Mai 1930 erſchienenen erſten Band 
der zweiten Abteilung zu verneinen. 

Die Parteien ſtreiten um folgendes: 

Die Bekl. verweigert Drucklegung und Bezahlung des 
Manuffripts zum erſten Halbband des dritten Bandes, weil es 
nicht von vertragsmäßiger Beſchaffenheit ſei (88 30, 31 VerlG.) . 
Der Kl. hat bezweifelt, ob die Bekl. das Manufkript wegen 
Umfangsüberſchreitung oder Unvollſtändigkeit bemängeln könne, 
bevor das noch exit herzuſtellende Manuskript des zweiten Halb⸗ 
bandes vorliege, nachdem der Kl. das zuerſt der Bekl. gelieferte 
Manuſkript durch Wegnahme von zwei Kapiteln auf einen Um⸗ 
fang von 65 Bogen gebracht habe. Aber offenbar läßt das KG. 
ſtillſchweigend die Auffaſſung gelten, die Bekl. dürfe die Ab⸗ 
nahme und Bezahlung des Manuſkripts zum erſten Halbband 
auch dann verweigern, wenn feſtſtehe, daß der Kl. nicht in der 
Lage oder nicht willens ſei, den zweiten Halbband in vertrags⸗ 
mäßiger Beſchaffenheit herzuſtellen. Dieſe Auffaſſung begegnet 
nach den Grundſätzen des Teillieferungsvertrages keinen durch⸗ 
greifenden Bedenken. 

Fragt man weiter, von welcher Art der geltend gemachte 
Mangel des Werkes iſt, ſo iſt zu beachten, daß der Kl. den 
Umfang von 120 Bogen für den ganzen dritten Band einhalten 
will, dann aber die Bearbeitung der beiden ſtreitigen Stoff⸗ 
gebiete ablehnt. Daß der Kl. etwa auch trotz dieſer gegenſtänd⸗ 
lichen Beſchränkung das Umfangsverſprechen nicht zu halten 
vermöge, hält das KG. nicht für dargetan. Dagegen erhebt die 
Rev. kein Bedenken. 

Hiernach iſt es der Mangel einer Unvollſtändigkeit 
des Werkes, über den die Parteien ſtreiten. Die Umfangsabrede 
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ſpielt nur eine Rolle bei der Begründung der gegenſätzlichen 
Auffaſſungen. Es kann ſomit die im Schrifttum ſtreitige Frage 
unerörtert bleiben, ob eine Umfangsüberſchreitung die vertrags⸗ 
mäßige Beſchaffenheit i. S. des § 31 VerlG. aufhebt, und welche 
Rechtsfolgen fie hat (vgl. Hoffmann, „Das Verlagsrecht“, 
S. 97, Anm. 1a zu § 22, S. 124, Anm. 1 zu 5 31; anders: 
Allfeld, S. 152, Anm. 2 I zu § 31). Daß eine Unvoll⸗ 
ſtändigkeit ein regelmäßig vom Verfaſſer zu vertretender 
Mangel iſt, iſt nicht zu bezweifeln und anerkannt (Hoffmann 
a. a. O. S. 125; Allfeld a. a. O. S. 154). Nicht jede Unvoll⸗ 
ſtändigkeit iſt aber eine vertragswidrige i. S. des $ 31 VerlG. 
Das hängt vom Inhalt des Verlagsvertrages und den Um⸗ 
ſtänden ab. 

Das KG. rückt hiernach mit Recht die Frage in den 
Mittelpunkt, ob der Kl. verpflichtet ſei, die ſtreitigen Kapitel zu 
bearbeiten und in das Werk aufzunehmen. Es prüft, ob der 
Kl. eine dahingehende Verpflichtung ausdrücklich übernom⸗ 
men habe und verneint das aus dem Briefwechſel in Verbin⸗ 
dung mit dem Vorwort vom 1. Mai 1930 zum erſten Band der 
zweiten Abteilung. Die Beweiswürdigung wird von der Rev. 
erfolglos bekämpft. 

Es iſt zwar nicht unbedenklich, daß das KG. aus einem 
Brief der Bekl. vom ... entnehmen will, die Bekl. habe den 
Widerſpruch gegen das Fortlaſſen der Gruppe Vitamine, Hor⸗ 
mone, Auxine uſw. nicht mehr aufrechterhalten. Auch iſt es 
nicht voll überzeugend, wenn das KG. auf dem Brief des Kl. 
vom .. . etwas über die Bedeutung der metallorganiſchen Ver⸗ 
bindungen für den Stoffkreis des Werkes herleiten will. Aber 
dieſe Bedenken erſchüttern nicht das Ergebnis, daß in dem 
Briefwechſel eine ausdrückliche Übernahme der Verpflich⸗ 
tung, die beiden Stoffgruppen zu behandeln, nicht zu finden ift. 

Tatſächlich möglich und rechtlich nicht angreifbar iſt der 
Schluß, den das KG. aus der im Vorwort zum erſten Band 
wiederholten Inhaltsangabe zieht: es ſei die Bearbeitung der 
ſtreitigen Gegenſtände zunächſt nicht geplant geweſen. Dann 
iſt es aber auch rechtlich nicht fehlſam, daß das BG. der dem 
Titel des Werkes entnommenen begrifflichen Beſtimmung des 
Stoffkreiſes keine eutſcheidende Bedeutung beimeſſen will. 
Daß die umſtrittenen Stoffgruppen an ſich zur Heilſtoffchemie 
gehören, verkennt ja der Kl. ſelbſt nicht. Er weigert ſich nicht 
grundſätzlich, ſie mit zu behandeln, ſondern beanſprucht dafür 
nur ein weiteres Mehr an Raum. Nur um die Umfangsgrenze 
von 120 Bogen einhalten zu können, will er ſich an den ur⸗ 
ſprünglichen, in den Inhaltsüberſichten der Vorworte der Bekl. 
wie allen Beziehern bekanntgegebenen Plan halten, wobei er 
darauf hinweiſt; die beiden Stoffgebiete ſeien zur Zeit des 
Vertragsſchluſſes ſo wenig erforſcht geweſen, daß ihre Dar⸗ 
ſtellung im Rahmen des Werkes nicht vorgeſehen geweſen ſei 
und nicht habe vorgeſehen werden können; erſt ſpäter ſeien ſie 
in den Brennpunkt des allgemeinen Intereſſes getreten. Damit 
ſteht im Zuſammenhang die Ausführung des KG., es ſei im 
Briefwechſel nicht zum Ausdruck gekommen, daß die frühere 
Inhaltsangabe infolge der fortſchreitenden Entwicklung gegen⸗ 
ſtandslos und eine Erweiterung auf die beiden Stoffgruppen 
notwendig geworden ſei; deshalb könne in dem Schreiben des 
Kl. vom ... auch kein ſtillſchweigendes Verſprechen ge⸗ 
funden werden, den Gegenſtand der Bearbeitung über die An⸗ 
kündigung in den Vorworten hinaus zu erweitern. 

Das KG. verneint alſo die von ihm mit Recht als ent⸗ 
ſcheidend angeſehene Frage, ob der Kl. es bei der 1932 getroffe⸗ 
nen Umfangsabrede übernommen habe, auch die beiden hinzu⸗ 
gekommenen Stoffgebiete innerhalb der gezogenen Raumgrenze 
zu behandeln, hält es folgeweiſe nicht für vertragswidrig, daß 
der Kl. ihre Bearbeitung von einer noch über die 120 Bogen 
hinausgehenden Bewilligung weiteren Raums abhängig machte. 

Die Rev. trägt demgegenüber ernent vor, der Kl. habe 
ſchon auf Grund der Umfangsbeſtimmung über die Verteilung 
im zweiten Verlagsvertrag und der 1929 einſetzenden wieder⸗ 
holten Mahnungen, den Umfang einzuhalten, durch allgemeine, 
gleichmäßige Kürzungen der Darſtellung eine Umfangsüber⸗ 
ſchreitung und, wie i. S. der entſcheidenden Frage zu ergänzen 
iſt, eine Unvollſtändigkeit (Fortlaſſen der beiden ſtrei⸗ 
tigen Stoffgebiete) des Werkes vermeiden können und müſſen. 


Ohne Rechtsirrtum ſtellt das KG. feſt, daß der Kl. eine 

ausdrückliche Verpflichtung zu Kürzungen von ſolcher Art und 
zu ſolchem Zweck nicht übernommen habe. Seine dahin gehende 
Auslegung des Briefes des Kl. vom 16. April 1932 iſt rechtlich 
unbedenklich und möglich. 
8 Dagegen iſt es nicht unbedenklich, daß das KG. der An⸗ 
gabe der ungefahren Bogenzahl der zweiten Abteilung in $ 2 
des Vertrages vom 25. und 26. Febr. 1925 nur die Bedeutung 
eines Einteilungsmaßſtabes und allgemeiner Wegweiſung bei⸗ 
legen will. Dabei bleibt das ſchutzwürdige Intereſſe des Ver⸗ 
legers an einer Begrenzung ſeines wirtſchaftlichen Wagniſſes 
unberückſichtigt. Aber darin iſt dem KG. beizutreten, daß dieſe 
Beſtimmung auch nicht die Übernahme einer Gewährleiſtung 
für einen beſtimmten Umfang i. S. einer zugeſicherten Eigen 
ſchaft enthält. Vor allem iſt es klar, daß für die Auslegung 
einer ſolchen Umfangsabrede und das Maß der Rechte und 
Pflichten aus ihr die SS 157, 242 BGB. ganz beſonders zu 
beachten ſind. Es iſt im allgemeinen ſchwierig, den für ein erſt 
herzuſtellendes Werk benötigten Raum vorherzuſagen (fiehe 
Voigtländer⸗Fuchs, S. 319 Anm. 3 a zu § 22). Noch er- 
heblich ſchwieriger iſt es aber, bei einem Sammelwerk, deſſen 
unter Mitarbeiter aufgeteilte Herſtellung Jahre beanſprucht, 
den Stoff nach Gebieten und Schrifttum, zumal den auf einem 
wiſſenſchaftlich ſtark bearbeiteten Gebiet während der Arbeit 
noch anwachſenden, beim Vertragsſchluß zu überſehen. Es läßt 
ſich deshalb auch ſchwer beurteilen, welche Darſtellungsweiſe ge⸗ 
boten iſt, um den Umfang nicht übermäßig anſchwellen zu 
laſſen. Außerdem waren hier der Kürze durch die Aufgabe des 
Werkes Grenzen geſetzt, da nach der vom KG. aus der Klage⸗ 
beantwortung angeführten Stelle beabſichtigt war, dem Leſer 
durch die Sammlung eine raſche und erſchöpfende Orien⸗ 
tierung über den Zuſammenhang von chemiſcher Konſtitution 
und phyſiologiſcher Wirkſamkeit zu geſtatten. Weiter kommt 
rechtlich in Betracht, daß über den inneren Aufbau des Werkes, 
insbeſ. über die Darſtellungsweiſe, grundſätzlich das der Nach⸗ 
prüfung durch den Verleger oder einen Dritten (Sachverſtän⸗ 
digen) nicht unterworfene Ermeſſen des Verfaſſers (Heraus⸗ 
gebers) entſcheidet. Der Verleger hat ſich dieſem Ermeſſen an⸗ 
vertraut und trägt im allgemeinen die damit verbundene Ge⸗ 
fahr. Einen offenbar fehlſamen, das Intereſſe des Verlegers 
völlig aus den Augen ſetzenden oder gar eigenſüchtigen Ermeſ⸗ 
ſensgebrauch muß er freilich nicht hinnehmen. Hier greift die 
Feſtſtellung des KG. ein, die Bekl. ſei durch den erſten Band 
der zweiten Abteilung und deſſen Beſprechungen in der Offent⸗ 
lichkeit über die Darſtellungsweiſe unterrichtet geweſen und 
habe ſie nicht gerügt. Das hat ſie auch noch nicht getan, als ſie 
zuerſt mit der Mahnung, den Umfang einzuhalten, hervortrat, 
was nach der Feſtſtellung des KG. geſchah, als der erſte Band 
der zweiten Abteilung ſchon im Druck war. 

Hiernach hat das KG. ohne Rechtsirrtum keine Verletzung 
des Verlagsvertrages darin erblickt, daß der Kl. die Darſtel⸗ 
lung, insbeſ. die des vorl. Manuſkripts, nicht kürzer faßte und, 
worauf es entſcheidend ankommt, nicht auf dieſem Wege den 
für eine nachträgliche gegenſtändliche Erweiterung nötigen 
Raum gewann. Stellt man die Frage ſo, was der Kl., vor die 
Wahl geſtellt, die Darſtellung zu kürzen oder die neu hinzuge⸗ 
tretenen Gegenſtände unbearbeitet zu laſſen, tun mußte, ſo iſt 
wiederum zunächſt darauf zu verweiſen, daß die Entſch. dar⸗ 
über im Ermeſſen des Kl. ſtand. Die vom Kl. getroffene Wahl 
erſcheint aber auch ohne weiteres als vertretbar: Der Kl. hielt 
es nicht für richtig, auf Koſten der vom Leſer erwarteten Voll⸗ 
ſtändigkeit bei der Darſtellung der behandelten Stoffgruppen 
weitere Gegenſtände in das Werk aufzunehmen, mit deren Be⸗ 
arbeitung der Leſer nach der Inhaltsangabe in den Vorworten 
nicht unbedingt rechnen konnte. 

P.] 


(R., I. Ziv Sen., U. v. 27. Jan. 1937, 1134/36.) 


Anmerkung: Dem Urteil iſt zuzuſtimmen. 

Das Problem, daß eine Umfangvereinbarung dem Gebote 
der Vollſtändigkeit der Behandlung widerſtreitet, iſt außer⸗ 
ordentlich intereſſant; es iſt hier das erſtemal behandelt wor⸗ 
den. Die Einhaltung beider Gebote iſt nach heutiger Auffaſ⸗ 
ſung eine Notwendigkeit für den Urheber eines wiſſenſchaftlichen 
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Werkes. Der wiſſenſchaftliche Verleger kann bei der durch die 
heutige Wirtſchaftslage ſehr beſchränkten Abſatzmöglichkeit über⸗ 
haupt nur dann das wirtſchaftliche Riſiko des Buches tragen, 
wenn der Urheber ſich an die Umfangsklauſel genau hält, ſo daß 
die Herſtellung des Werkes die vom Verleger kalkulierten Koſten 
nicht überſteigt, die Grundlage des verlegeriſchen Geſchäfts ſomit 
nicht zerſtört wird. Das iſt, wie es das Urteil nennt, „das ſchutz⸗ 
würdige Intereſſe des Verlegers an einer Begrenzung ſeines 
wirtſchaftlichen Wagniſſes“. 

Innerhalb dieſes vertraglich bemeſſenen Umfanges muß 
die Vollſtändigkeit vom Urheber erreicht werden. Dieſe Voll⸗ 
ſtändigkeit iſt nur ein relativer Begriff, fie iſt eine ſolche, wie 
fie im Hinblick auf die Umfangsvereinbarung verſtanden wer⸗ 
den muß. Was zur Vollſtändigkeit der Darſtellung gehört, 
was alſo im Einzelfalle aus der möglichen Darſtellung des 
Stoffes ausgeſchieden werden muß, in welchen Teilen die Dar⸗ 
ſtellung knapper ſein kann, iſt Sache des Ermeſſens des Urhebers, 
wobei als Korrektiv das RG. mit Recht hinzufügt „Einen offen⸗ 
bar fehlſamen, das Intereſſe des Verlegers völlig aus dem Auge 
ſetzenden oder gar eigenſüchtigen Ermeſſensgebrauch muß der 
Verleger freilich nicht hinnehmen“. In einem ſolchen Falle 
könnte er die mangelnde Abſatzfähigkeit des Werkes rügen, da 
er ein ſolches Werk nur unter Beeinträchtigung ſeiner Verleger⸗ 
perſönlichkeit erſcheinen laſſen könnte. 

RA. Dr. Willy Hoffmann, Leipzig. 


* 


14. RG. — 8 91 II 10 Pr A L R.; § 839 A b ſ. 1 Satz 2 
BGB. Eben ſo wie im Falle des 9839 Ab]. 1 Satz 2 
BGB muß auch bei der Anwendung des 8 91 
II 10 Pr AL R. dem Geſchädigten das Recht zu⸗ 
geſtanden werden, daß über die ſtreitige An⸗ 
ſpruchsvorausſetzung in dem gegen denſchul⸗ 
digen Beamten anhängig gemachten Rechts⸗ 
ſtreit entſchieden wird. Der Auffaſſung, daß 
gegen etwaige Erſatzverpflichtete ſtets zunächſt 
in einem beſonderen Verfahren vorgegangen 
werden müſſe, kann heute nicht mehr gefolgt 
werden. Das gilt auch, wenn die Anwendung 
des § 254 BGB. in Frage kommt. 5) 

Zutreffend ſehen beide Vorinſtanzen die geſetzliche Grund⸗ 
lage für eine Haftung des Bekl. aus der behaupteten ſchuld⸗ 
haften Amtspflichtverletzung in den durch Art. 80 EGBGB. 
aufrechterhaltenen 88 88 ff. II 10 ALR. Dieſe Geſetzesbeſtim⸗ 
mungen gelten auch für mittelbare Staatsbeamte (RG. 133, 
138 JW. 1931, 2907 m. Anm.; RG. 145, 262 IM. 
1934, 25445, Anm. 3193 ). Daß der Bekl. das Amt des Ge- 
meindevorſtehers gem. § 40 der weſtfäliſchen LGem O. nur ehren⸗ 
amtlich verwaltet hat, kann ſeine Haftung für ein ſchuldhaftes 
Verſehen bei ſeiner Amtsführung nicht ausſchließen. Während 
das LG. nun geprüft und feſtgeſtellt hat, daß dem Bekl. ein 
ſchuldhaftes „Verſehen“ i. S. des § 89 II 10 ALR. zur Laſt fällt, 

ofür er allerdings im Hinblick auf 891 daſelbſt und 8 254 
b B. nur zum Teil haftbar gemacht werden konne, geht das 
BG. auf die Frage der dem Bekl. vorgeworfenen Amtspflicht⸗ 
verletzung ſelbſt gar nicht ein, erklärt vielmehr die Klage von 
ornherein in vollem Umfange deshalb für unbegründet, weil 
der Bekl. nach 8 91 II 10 ALR. nur ſubſidiär hafte und die 
Kl. zunächſt die nach dem landgerichtlichen Urteil als Erſtver⸗ 
flichtete in Betracht Kommenden: nämlich den Notar E., das 
Amt E., den Landkreis M. und den preußiſchen Staat ver⸗ 
lagen und die Streitverfahren gegen alle dieſe mindeſtens in 
erſter Inſtanz durchführen müſſe, ehe ſie den Bekl. in Anſpruch 
nehmen könne. 

Beide Vorinſtanzen gehen dabei im Hinblick auf RG. 
145, 262 JW. 1934, 25445, Anm. 3193? mit Recht davon 
aus, daß der in Anſpruch genommene Beamte ſich auf ſeine nur 
ſubſidiäre Haftung auch dann berufen könne, wenn als Erſt⸗ 
verpflichtete nur ſolche Perſonen oder Körperſchaften in Be⸗ 
8 kommen, die ſich ihrerſeits wieder auf 8 839 Abſ. 1 S. 2 
di B. berufen können. Die Anſicht des BG. aber, der Geſchä⸗ 
Ka müſſe die Erſtverpflichteten auf jeden Fall erſt verklagen, 
> von der Rev. mit Recht als rechtsirrig angegriffen. Irrig 
ſt die Anſicht, daß die Frage, ob und inwieweit die Erſtver⸗ 


pflichteten für den eingeklagten Schaden haftbar gemacht wer⸗ 
den konnen, im vorliegenden Rechtsſtreit nicht entſchieden wer⸗ 
den könne. Wenn man auch früher bei Anwendung des 8 91 
II 10 ALR. davon ausging, daß gegen etwaige Erſatzverpflichtete 
ſtets zunächſt in einem beſonderen Verfahren vorgegangen wer⸗ 
den müſſe, ſo kann dieſer Anſicht im Hinblick auf die Entſch. 
des RG. v. 28. Juni 1919, 137/19 (RG. 96, 164) heute doch 
nicht mehr gefolgt werden. Die Kl. hat gegenüber dem Ein⸗ 
wand des Bekl., den nachteiligen Folgen eines etwaigen Ver⸗ 
ſehens könne durch Inanſpruchnahme der genannten Erſtver⸗ 
pflichteten abgeholfen werden, zur weiteren Begründung ihrer 
Klage ausgeführt, daß und weshalb eine Haftung dieſer Stel⸗ 
len nicht in Frage komme. Die Vorſchrift des § 91 II 10 
ALR. entſpricht nach Sinn und Zweck ganz der Vorſchrift des 
§ 839 Abſ. 1 S. 2 BGB., abgeſehen davon, daß letztere Vor⸗ 
ſchrift nur bei Fahrläſſigkeit des Beamten, erſtere aber unein⸗ 
geſchränkt gilt. Beide Vorſchriften wollen aber den Beamten 
erſt haften laſſen, wenn keine andere Möglichkeit für einen Er⸗ 
ſatz des angerichteten Schadens mehr gegeben iſt; beide ſtellen 
damit den Grundſatz auf, daß der Beamte nur ſubſidiär haftet, 
und machen das Fehlen einer anderweitigen Erſatzmöglichkeit 
zur Vorausſetzung des gegen den Beamten gerichteten Scha⸗ 
denserſatzanſpruchs. Ebenſo wie im Falle des § 839 Abſ. 1 Satz 2 
BGB. (vgl. RG. 96, 168) muß deshalb auch bei Anwendung 
des § 91 II 10 ALR. dem Geſchädigten das Recht zugeſtanden 
werden, daß über die ſtreitige Anſpruchsvorausſetzung in dem 
gegen den ſchuldigen Beamten anhängig ge⸗ 
machten Rechtsſtreit entſchieden wird. Daß das 
nicht zuläſſig ſein ſollte, iſt dem genannten § 91 a. a. O. nicht 
zu entnehmen. Die in der angeführten Entſch. v. 28. Juni 1919 
niedergelegten Erwägungen, denen beizupflichten iſt, müſſen 
auch hier maßgebend ſein, ſo daß die Begründung, mit der das 
BG. die Klage in erſter Linie als unbegründet abweiſt, als 
rechtsirrig anzuſehen iſt. 

Richtig iſt allerdings, daß eine Entſch. über den Umfang 
der Haftung der Erſtverpflichteten im vorl. Rechtsſtreit dieſen 
gegenüber keine Rechtskraft erzeugt, zutreffend auch der Hinweis 
des BG., daß die Vorſchrift des § 91 II 10 ALR. den Beamten 
in weiteſtem Maße ſchützen will und die Erſchöpfung aller ge⸗ 
ſetzmäßigen Mittel, wodurch den nachteiligen Folgen des Ver⸗ 
ſehens abgeholfen werden könnte, erfordert. Das zwingt aber 
nicht dazu, wenn anders man die Entſch. v. 28. Juni 1919 
auch bei Anwendung des 8 91 a. a. O. gelten läßt, doch einen 
beſonderen Rechtsſtreit dann zu verlangen, wenn es den 8 254 
BGB. anzuwenden gilt. Die Erſchöpfung aller geſetzlichen Mög⸗ 
lichkeiten, auf andere Weiſe Erſatz zu bekommen, verlangt auch 
die Vorſchrift des § 839 Abſ. 1 S. 2 BGB. (vgl. hierzu JW. 
1934, 2546). Es iſt kein Grund erſichtlich, warum dann doch 
ein beſonderer Rechtsſtreit notwendig ſein ſollte, wenn die An⸗ 
wendung des 8254 BGB. in Frage kommt. Die Möglichkeit, 
daß im Falle eines beſonderen Rechtsſtreits ein anderes Ge⸗ 
richt bei Abwägung des Mitverſchuldens möglicherweiſe zu 
einem anderen, dem bekl. Beamten womöglich günſtigeren Er⸗ 
gebniſſe kommen könnte, kann den Standpunkt des BG. nicht 
rechtfertigen. Es muß davon ausgegangen werden, daß das zu⸗ 
erſt mit der Sache befaßte Gericht den 8 254 BGB. richtig an⸗ 
wendet. — Erachtete das BG. an ſich eine Erſatzpflicht des 
preußiſchen Staates wegen Verſchuldens der Kreisausſchußmit⸗ 
glieder für gegeben, ſo hätte es von ſeinem evtl. eingenomme⸗ 
nen Standpunkt aus dann auch die Auswirkung des 8 254 BGB. 
1 Schadenserſatzpflicht des Staates prüfen und beurteilen 
müſſen. 

(RG., III. Ziv Sen., U. v. 8. Dez. 1936, III 67/86.) lv. B. 

Anmerkung: Fällt einem Beamten bei Verletzung einer 
ihm einem Dritten gegenüber obliegenden Amtspflicht nur 
Fahrläſſigkeit zur Laſt, jo beſchränkt ſich nach 8 839 Abſ. 1 
Satz 2 BGB. feine Haftung und demgemäß auch die nach 
Art. 131 Weim Verf. und §1 NGel. v. 22. Mai 1910 (RGBl. 
798) oder $1 PrGeſ. v. 1. Aug. 1909 (GS. 691) an ihre Stelle 
tretende Haftung des öffentlich⸗rechtlichen Dienſtherrn dem ge⸗ 
ſchädigten Dritten gegenüber auf die Fälle, in denen dieſer Er⸗ 
ſatz für den Schaden nicht auf andere Weiſe zu erlangen ver⸗ 
mag. Für die zur Begründung der Schadenserſatzklage not⸗ 
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wendige Darlegung, daß eine anderweite Erſatzmöglichkeit nicht 
beſteht, kann der Beweis einmal in der Weiſe geführt werden, 
daß auf die in einem vorangegangenen beſonderen Rechtsſtreit 
ergangene Entſch. verwieſen wird, die das Beſtehen einer ſol⸗ 
chen Erſatzmöglichkeit verneint. Selbſt wenn in einem ſolchen 
Falle das mit dem zweiten Rechtsſtreit befaßte Gericht die Vor⸗ 
ausſetzungen für eine anderweite Erſatzmöglichkeit abweichend 
von der früheren Entſch. des anderen Gerichts als gegeben an⸗ 
ſehen ſollte, kann es die jubfidiäre Haftung des Beamten oder 
ſeines Dienſtherrn nicht unter Hinweis auf dieſe Möglichkeit 
verneinen, weil angeſichts der Rechtskraftwirkung der früheren 
Entſch. die Ausnutzung dieſer Möglichkeit ausgeſchloſſen iſt. In 
der Entſch.: RG. 96, 164/168 hat das RG. anerkannt, daß 
im Falle des 8839 Abſ. 1 Satz 2 BGB. über das Beſtehen 
oder Nichtbeſtehen einer anderweiten Erſatzmöglichkeit auch zu⸗ 
gleich in dem Rechtsſtreit entſchieden werden konne, in dem der 
nur ſubſidiär haftende Beamte oder der an ſeiner Stelle gleich⸗ 
falls nur ſubſidiär haftende Dienſtherr in Anſpruch genommen 
wird. Denn da die Haftung des Beamten oder des Dienſtherrn 
das Nichtbeſtehen einer anderweiten Erſatzmöglichkeit zur Vor⸗ 
ausſetzung hat, iſt das Prozeßgericht zur Entſch. dieſer Vor⸗ 
frage berufen. Allerdings hat ſeine Entſch.,, wenn es die an⸗ 
derweite Erſatzpflicht bejaht, keine Rechtskraftwirkung für das 
Verhältnis des geſchädigten Dritten zu der Stelle, die ander⸗ 
weit den Erſatz zu leiſten hat. 


Die in RG. 96, 164/168 ausgeſprochene Auffaſſung über⸗ 
trägt das RG. in der vorl. Entſch. auf die Fälle, in denen ein 
Beamter auf Grund ſeiner unmittelbaren Haftung gegenüber 
einem Dienſtherrn wegen eines dieſem unmittelbar zugefügten 
Schadens zur Verantwortung gezogen wird. In dieſen Fällen 
hat der Beamte nach § 91 IT 10 ALR. den Schaden nur zu 
vertreten, wenn kein anderes geſetzliches Mittel mehr übrig iſt, 
wodurch den nachteiligen Folgen ſeines Verſehens abgeholfen 
werden könnte. Da hiernach auch für die unmittelbare Haftung 
des Beamten ſeinem Dienſtherrn gegenüber das Fehlen einer 
anderweiten Erſatzmöglichkeit Vorausſetzung iſt, entſpricht es 
der Rechtslage, wenn das RG. es zuläßt, daß im Rechtsſtreit 
des Dienſtherrn gegen ſeinen Beamten zugleich die Vorfrage 
entſchieden wird, ob der Dienſtherr noch auf andere Weiſe Er⸗ 
ſatz ſeines Schadens erlangen kann. Ein vorhergehender beſon⸗ 
derer Rechtsſtreit zur Entſch. dieſer Frage iſt ſomit auch im 
Falle des § 91 II 10 ALR. nicht notwendig, wenngleich er wegen 
der dann eintretenden Rechtskraftwirkung gegenüber der für 
den anderweiten Erſatz in Betracht kommenden Stelle man⸗ 
chen Vorteil mit ſich bringt. 


Der von ſeinem Dienſtherrn in Anſpruch genommene 
Beamte kann den Dienſtherrn nicht auf die Haftung eines an⸗ 
deren Beamten desſelben Dienſtherrn verweiſen, der mit ihm 
gemeinſchaftlich den Schaden verurſacht hat. Aber auch wenn 
mehrere Beamte desſelben Dienſtherrn unabhängig voneinander 
eine ihnen obliegende Pflicht verletzt und hierdurch je für ſich 
zum Entſtehen eines Schadens beigetragen haben, haften ſie 
ſämtlich als Geſamtſchuldner inegleicher Reihe. Die Anwendung 
des § 254 BOB. auf die Fälle der unmittelbaren Haftung des 
Beamten feinem Dienſtherrn gegenüber nach den 88 89 ff. II 
10 ALR. iſt vom RG. in ſtändiger Rſpr. abgelehnt worden 
(RG. 95, 344/47; JW. 1936, 2213 1; 1936, 3529 1; 1937, 995 9). 
Dieſe Grundſätze würden gelten, wenn im vorl. Falle neben dem 
Gemeindevorſteher noch ein anderer Beamter der geſchädigten 
Gemeinde den Schaden verurſacht haben würde. Die Entſch. läßt 
aber erkennen, daß außer dem in Anſpruch genommenen Ge⸗ 
meindevorſteher noch ein Notar und mindeſtens je ein Beamter 
des Amtes, des Kreiskommunalverbandes und des preußiſchen 
Staates den Schaden mitverurſacht haben und daß daher der 
geihädigten Gemeinde außer dem Gemeindevorſteher (nach 
SS 89 ff. II 10 ALR.) noch der Notar (nach 8839 BGB.) und 
die genannten Dienſtherren (nach Art. 131 Wein Verf.) haften. 
Wenngleich ihre Haftung nach § 839 Abſ. 1 Satz 2 BGB. gleich⸗ 
falls nur ſubſidiär iſt, entſpricht es der bereits in RG. 145, 
258/262 = JW. 1934, 2544 dargelegten Auffaſſung, daß dem 
591 II 10 ALR. der Vorrang vor 8 839 Abf. 1 Satz 2 BGB. 
einzuräumen tft, derart, daß die Haftung nach § 91 IT 10 ALR. 
hinter der Haftung nach § 839 Abſ. 1 Satz 2 BGB. zurücktreten 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


darf. In der damaligen Entſch. hat der 5. Ziv Sen. des RE. 
es abgelehnt, daß eine öffentlich⸗rechtliche Körperſchaft, die den 
preußiſchen Staat wegen Verſchuldens eines ſeiner Beamten 
in Ausübung ihm anvertrauter öffentlicher Gewalt in Anſpruch 
genommen hatte, ſich auf die Haftung ihres eigenen Beamten 
nach § 91 II 10 ALR. verweiſen laſſen müſſe; derſelbe Senat 
hatte noch in RGZ. 141, 353 den Erſatzanſpruch des geſchädigten 
Dienſtherrn gegen feinen eigenen Beamten als anderweite Er⸗ 
ſatzmöglichkeit gelten laſſen. In der jetzt vorliegenden Entſch. 
ſchließt der 3. Sen. des RG. ſich der neuen grundſätzlichen 
Auffaſſung über das Verhältnis zwiſchen beiden Vorſchriften 
an, indem er dem auf Grund des § 91 II 10 ALR. in Anſpruch 
genommenen Beamten zugeſteht, ſeinen Dienſtherrn auf die 
nach 8 839 Abſ. 1 Satz 2 BGB. beſtehende Haftung anderer 
Stellen zu verweiſen. 

Gegenüber der Haftung nach § 839 BGB. findet § 254 
BED. als eine allgemein für alle Schadenserſatzanſprüche des 
BGB. geltende Vorſchrift Anwendung. Da in den Fällen des 
Art. 131 WeimVerf. und des NGef. von 1910 die Haftung des 
Dienſtherrn nur an die Stelle der — auch ihrem Umfang nach 
durch § 839 BGB. beſtimmten — Haftung des Beamten tritt, 
iſt 8 254 BGB. auch gegenüber der Haftung nach Art. 131 
Weim Verf. und nach dem RGeſ. von 1910 anwendbar. In 
dieſen Fällen handelt es ſich zwar um einen öffentlich⸗rechtlichen 
Schadenserſatzanſpruch; dieſe Rechtsnatur der Haftung ſteht 
aber der Anwendung des § 254 BGB. nicht entgegen. Der in 
RO.: JW. 1936, 3529 1 ausgeſprochene Grundſatz, daß § 254 
BGB. auf öffentlich⸗rechtliche Schadenserſatzanſprüche nicht an: 
gewendet werden könne, bedarf daher der Einſchränkung; ſonſt 
hätte das RG., das ſchon in RGZ. 141, 353/55 die Anwendbar⸗ 
keit des § 254 BGB. gegenüber der Haftung aus § 839 näher 
begründet hat, weder in JW. 1934, 2544 5 noch in der vorliegen⸗ 
den Entſch. den $ 254 BGB. in den Kreis der Erwägungen 
ziehen können. Iſt alſo, wie im vorl. Falle, der Dienſtherr eines 
Beamten unter mitwirkendem Verſchulden dieſes ſeines eigenen 
Beamten durch pflichtwidriges Verhalten von Beamten einer 
anderen Körperſchaft geſchädigt worden, ſo muß er, wenn er 
die nach Art. 131 WeimVerf. haftende Körperſchaft in Anſpruch 
nimmt, das Verſchulden ſeines eigenen Beamten im Rahmen 
des § 254 BGB. gegen ſich gelten laſſen. Dem RG. iſt 
darin beizuſtimmen, daß die Notwendigkeit, über die Aus⸗ 
wirkung des § 254 BGB. zu entſcheiden, keinen Anlaß 
geben kann, von der eingangs dargelegten Auffaſſung abzu- 
weichen, nach der das Beſtehen und der Umfang einer an⸗ 
derweiten Erſatzmöglichkeit im Rechtsſtreit gegen den ſubſi⸗ 
diär haftenden Beamten ſelbſt geprüft und entſchieden wer⸗ 
den muß. 

§ 23 des neuen Deutſchen Beanıt®. begründet künftig die 
unmittelbare Haftung des Beamten ſeinem Dienſtherrn gegen⸗ 
über ohne Rückſicht darauf, ob für dieſen eine anderweite Er⸗ 
ſatzmöglichkeit beſteht oder nicht; dafür geht der etwaige Erſatz⸗ 
anſpruch des Dienſtherrn kraft Geſetzes auf den Erſatz leiſten⸗ 
den Beamten über (§ 23 Abſ. 3 Deutſches BeamtG.). Mit Rück⸗ 
ſicht hierauf verlieren alle Rechtsſätze, die ſich an die zur Zeit 
ſubſidiäre Haftung des Beamten knüpfen, künftig ihre Be⸗ 
deutung. MinR. Dr. Wittland, Berlin. 

x' 

* 15. RG. — 8 606 ZPO. Für die Eheſcheidung tſchecho⸗ 
ſlowakiſcher Staatsangehöriger find die deutſchen Gerichte nicht 
zuſtändig. f) 

Der Bekl. iſt zufolge Abſtammung tſchechoſlowakiſcher 
Staatsangehöriger. Die Kl. war deutſche Staatsangehörige, hat 
aber durch die Eheſchließung dieſe Staatsangehörigkeit verloren 
und die tſchechoſlowakiſche Staatsangehörigkeit erworben. 

Die Kl. begehrt Scheidung der Ehe. 

Das OLG. hat die Klage wegen Unzuſtändigkeit des deut⸗ 
ſchen Gerichts abgewieſen. 

Nach § 606 Abſ. 4 3PO. kann, wenn beide Ehegatten 
Ausländer ſind, die Scheidungsklage im Inland nur erhoben 
werden, wenn das inländiſche Gericht auch nach den Geſetzen 
des Staates zuſtändig iſt, dem der Ehemann angehört. Die 
Frage, ob die deutſchen Gerichte nach den tſchechoflowakiſchen 
Geſetzen für die Scheidung tſchechoſlowakiſcher Staatsange⸗ 
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höriger zuſtändig ſind, hat der erk. Sen. in dem Urt. v. 26. Okt. 
1933 (RG. 143, 130 = ZW. 1934, 14175) verneint. Daran 
hat er in dem Urt. v. 28. Mat 1934 (DJ. 1934, 1507; JW. 
1934, 2143) feſtgehalten. In dieſem Urteil iſt gegenüber den 
rechtspolitiſchen Ausführungen, mit denen Maßfeller (DF. 
1984, 385, 386) das Urt. v. 26. Okt. 1933 bekämpft hat, bemerkt 
worden, daß es zwar wünſchenswert erſcheinen möge, deutſch⸗ 
Nammigen Frauen, die einen Ausländer geheiratet hätten, im 
Inland mehr als bisher Rechtsſchutz zu gewähren; dieſer Ge⸗ 
danke habe aber in der deutſchen Geſetzgebung bisher 
keinen Ausdruck gefunden, weder auf dem Gebiete des Staats⸗ 
angehörigkeitsrechts noch auf dem des Eherechts. Nach Erlaß 
des Geſ. über die Anwendung deutſchen Rechts bei der Ehe⸗ 
ſcheidung v. 24. Jan. 1935 (RGGBl. I, 48) hat fi der Senat 
mit der Frage der Zuſtändigkeit der deutſchen Gerichte für die 
Scheidung tſchechoſlowakiſcher Staatsangehöriger erneut in dem 
Beſchl. v. 6. April 1936 (DJ. 1936, 1344; ZW. 1936, 2459 m. 
Anm. von Maßfeller) befaßt. Er hat in dieſem Beſchluß 
an dem in den Urt. v. 26. Okt. 1933 und 28. Mai 1934 ver⸗ 
tretenen Rechtsſtandpunkt feſtgehalten und ausgeſprochen, daß 
das Geſ. v. 24. Jan. 1935 keine Veranlaſſung gebe, von der 
dieſen beiden Urteilen zugrunde liegenden Auslegung des § 606 
Abſ. 4 ZPO. abzugehen. 

Im vorl. Falle hatte das OLG. durch Beſchl. v. 17. Okt. 
1935 (DJ. 1936, 648 mit einer Anmerkung von Maßfeller; 
„Zeitſchrift für Standesamtsweſen“ 1936, 207 mit einer An⸗ 
merkung von Bergmann) das Armenrecht bewilligt, weil es 
die Möglichkeit als gegeben angeſehen hat, daß das RG. mit 
zückſicht auf das Gel. v. 24. Jan. 1935 feine Rechtsauffaſſung 
andern werde. Im angefochtenen Urteil hat ſich das OLG. da⸗ 
gegen auf den Standpunkt geſtellt, daß es nicht angängig ſei, 
im Wege der logiſchen Weiterentwicklung des in dieſem Geſetze 
verwirklichten Grundgedankens die Zuſtändigkeit der deutſchen 
Gerichte für die Scheidung tſchechoſlowakiſcher Staatsange⸗ 
riger anzunehmen. Vorausſetzung für die Anwendung des 
Geſetzes ſei nach ſeinem klaren und eindeutigen Wortlaut, daß 
die auf Scheidung klagende Frau die deutſche Staatsangehörig⸗ 
keit beſitze. Es gehe nicht an, das Anwendungsgebiet des Ge⸗ 
etzes im Wege der Auslegung über den Rahmen, den es ſich 
ſelbſt geſetzt habe, dahin auszudehnen, daß auch für die Schei⸗ 
dungsklage einer nicht deutſchen, wenn auch einmal deutſch ge⸗ 
weſenen Frau die deutſchen Gerichte zuſtändig ſein ſollten. Hätte 
ver Geſetzgeber, dem doch die Vorſchrift des § 606 Abſ. 4 ZPO. 
und die dieſer Vorſchrift von der Rſpr. gegebene Auslegung be⸗ 
kannt geweſen ſei, den Willen gehabt, die Zuſtändigkeit der 
deutſchen Gerichte ganz allgemein für jede Scheidungsklage zu 
degründen, die von einer deutſchſtämmigen Frau erhoben werde, 
bann hätte er zweifellos dieſem Willen in der Faſſung 
des Geſetzes beſtimmt und eindeutig den entſprechenden Aus⸗ 

ruck zu verleihen gewußt. Aus der Tatſache, daß in dem Geſetz 
— von Frauen mit deutſcher Staatsangehörigkeit 
855 Rede ſei, rechtfertige ſich der Schluß, daß der Eigenſchaft 
zer Stammeszugehörigkeit der Frau eine Bedeutung 
lr die Begründung der Zuſtändigkeit der deutſchen Gerichte 
nicht beigelegt worden ſei und auch nicht habe beigelegt werden 
ollen. Um die Scheidungsklage vor einem ſolchen Gericht er- 
ben zu können, müßte daher die Kl. zunächſt die deutſche 
Staatsangehörigkeit wieder erwerben. 

nn... Der Senat tritt dem BG. bei. Er hält auch nach erneuter 
krüfung an dem Standpunkt feſt, daß die Vorausſetzungen, 
„ter denen nach § 606 Abſ. 4 ZPO. das deutſche Gericht für 
de Scheidung von Ausländern zuſtändig iſt, bei tſchechoſlowa⸗ 
en Staatsangehörigen nicht gegeben ſind, und daß auch das 
dee“ v. 24. Jan. 1935 keine Handhabe bietet, die Zuſtändigkeit 
der deutſchen Gerichte für die Scheidungsklage einer Frau, die 
rar früher deutſche Staatsangehörige war, jetzt aber tſchecho⸗ 
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den Provinzen Böhmen und Mähren⸗Schleſien noch in den 
Provinzen Slowakei und Karpatho⸗Rußland anerkannt werden. 

Die Vorſchrift des § 606 Abſ. 4 ZPO. verfolgt, wie der 
Senat mehrfach ausgeführt hat, den Zweck, Unzuträglichkeiten 
vorzubeugen, die ſich daraus ergeben, daß von inländiſchen Ge⸗ 
richten gegenüber ausländiſchen Ehegatten erlaſſene Scheidungs⸗ 
urteile in dem ausländiſchen Staat, dem die Ehegatten ange⸗ 
hören, nicht anerkannt werden. Gedacht iſt hierbei vor allem an 
die Unzuträglichkeiten, die ſich für die Ehegatten ſelbſt aus der 
Nichtanerkennung deutſcher Scheidungsurteile in ihrem Heimat⸗ 
ſtaat ergeben. Demgegenüber verſchlägt es nichts, daß andere 
Staaten — insbeſ. die Staaten, deren zwiſchenſtaatliches Ehe⸗ 
recht auf dem Wohnſitzgrundſatz aufgebaut iſt — dieſe Unzu⸗ 
träglichkeiten in Kauf nehmen. Das deutſche Recht enthält 
jedenfalls in 8 606 Abſ. 4 ZBO. eine Vorſchrift, die ihnen vor⸗ 
beugen will. Wollte man von dieſer Bedeutung der genannten 
Vorſchrift abſehen, ſo würde ſie ihren Sinn verlieren. Vom 
Boden dieſer Auffaſſung aus iſt der Standpunkt der tſchecho⸗ 
ſlowakiſchen Verwaltungsbehörden, die im Gegenſatz zu den 
tſchechoflowakiſchen Gerichten deutſchen Scheidungsurteilen ge⸗ 
genüber tſchechoſlowakiſchen Staatsangehörigen die Anerken⸗ 
nung verſagen, von ausſchlaggebender Bedeutung. Es wäre 
nichts damit gewonnen, daß die deutſchen Gerichte die tſchecho⸗ 
ſlowakiſchen Geſetze ohne Rückſicht auf die Handhabung, die ſie 
bei den tſchechoſlowakiſchen Verwaltungsbehörden finden, ſelb⸗ 
ſtändig dahin auslegen, daß ſie die Zuſtändigkeit der deutſchen 
Gerichte für die Scheidung tſchechoſlowakiſcher Staatsange⸗ 
höriger anerkennen. Den in Deutſchland geſchiedenen Eheleuten 
tſchechoſlowakiſcher Staatsangehörigkeit wäre nach der Stellung⸗ 
nahme der tſchechoſlowakiſchen Verwaltungsbehörden die Ein⸗ 
gehung der neuen Ehe in ihrem Heimatſtaate unmöglich. In 
Deutſchland dürften ſie eine neue Ehe nur eingehen, wenn ſie 
ein Zeugnis der zuſtändigen inneren Behörde ihres Heimat⸗ 
ſtaates darüber beibringen, daß ihr ein in den Geſetzen dieſes 
Staates begründetes Ehehindernis nicht bekannt iſt (§ 4 Abf. 2 
VO. zur Vereinheitlichung der Zuſtändigkeit in Familien⸗ und 
Nachlaßſachen v. 31. Mai 1934 [RG Bl. I, 472). Die Erteilung 
dieſes Zeugniſſes würde ihnen von den Verwaltungsbehörden 
ihres Heimatſtaates wegen des Ehehinderniſſes des beſtehenden 
Ehebandes verweigert werden. Von der Beibringung des Zeug⸗ 
niſſes kann zwar Befreiung bewilligt werden. Es ſteht aber 
dahin, ob ſie in Fällen dieſer Art bewilligt werden würde (. 
dazu Nr. 4 Abſ. 3 DurchfBeſt. v. 27. Juli 1934 [RG Bl. I, 738). 
Die Einbürgerung der deutſchſtämmigen Frau in Deutſchland 
würde für ſie alle dieſe Schwierigkeiten beſeitigen. In dieſem 
Falle hätte ſie aber von vornherein die Möglichkeit, die Schei⸗ 
dungsklage bei dem nach § 606 Abſ. 1 ZPO. zuſtändigen deut⸗ 
ſchen Gerichte zu erheben, da dann die Vorausſetzung des 8 606 
Abſ. 4, daß beide Ehegatten Ausländer find, nicht mehr 
zuträfe. 

Auch das Geſ. v. 24. Jan. 1935 gewährt den Scheidungs⸗ 
anſpruch nach Art. 1 nur der Frau, die die deutſche Staats⸗ 
angehörigkeit beſitzt. Die mit einem Ausländer verheiratete 
Frau muß alſo, um die Klage erheben zu können, zunächſt die 
deutſche Staatsangehörigkeit erwerben oder wieder erwerben. 
Der Geſetzgeber hat bewußt davon abgeſehen, auch der Aus⸗ 
länderin einen Scheidungsanſpruch nach Art. 1 einzuräumen, 
weil keine Veranlaſſung beſtand, Ausländern die ihnen in 
ihrem Heimatſtaate verſagte Scheidung in Deutſchland zu er⸗ 
möglichen, und dies, namentlich aus außenpolitiſchen Grün⸗ 
den, auch unerwünſcht erſchien (Grandis in Pfundtner⸗ 
Neubert, „Das neue deutſche Reichsrecht“, Anm. 50 zu 
Art. 1 des genannten Geſetzes). Das Geſetz hat auch zugunſten 
der deutſchſtämmigen Ausländerin keine Ausnahme zugelaſſen, 
ſondern die Anwendbarkeit des deutſchen Rechts ausdrücklich 
von der Staatsangehörigkeit der Frau abhängig ge⸗ 
macht. Daher beſteht nach Anſicht des Senats auch im Falle 
des § 606 Abſ. 4 ZPO. nicht die Möglichkeit, zugunſten der 
deutſchſtämmigen Ausländerin eine Ausnahme zu machen. Die 
gegenteilige Anſicht würde dazu führen, daß die deutſchſtäm⸗ 
migen Angehörigen eines ausländiſchen Staates im Inland 
auf dem Gebiete des Scheidungsrechts anders als die übrigen 
Angehörigen dieſes Staates behandelt werden. Daß dies nicht 
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der Wille des heutigen deutſchen Geſetzgebers iſt, ergibt gerade 
das Geſ. v. 24. Jan. 1935 (vgl. RG3. 150, 62/63 = ZW. 1936, 
857 ). Auf die Schwierigkeiten, die ſich im Einzelfalle aus der 
Notwendigkeit der Feſtſtellung der Deutſchſtämmigkeit ergeben 
können, mag nur nebenbei hingewieſen ſein. 

Das Geſ. v. 24. Jan. 1935 hat überdies nur für einen 
ganz beſtimmten, genau umgrenzten Fall in den nach Art. 17 
EGBGB. und nach § 606 ZPO. beſtehenden Rechtszuſtand ein⸗ 
gegriffen, nämlich nur für den Fall, daß das für den Ehemann 
einer deutſchen Staatsangehörigen maßgebende Heimatrecht 
„eine Scheidung dieſer Ehe dem Bande nach grundſätzlich nicht 
zuläßt“. Der Geſetzgeber hat ſich zu dieſem Eingriff veranlaßt 
geſehen, weil nach dem bisherigen Recht eine Deutſche, die den 
Angehörigen eines Landes geheiratet hatte, das eine Scheidung 
der Ehe dem Bande nach überhaupt oder für beſtimmte Arten 
von Ehen nicht zuläßt, weder in jenem Lande, noch in Deutſch⸗ 
land geſchieden werden konnte, auch wenn der Mann ſich die 
ſchwerſten Eheverfehlungen zuſchulden kommen ließ, und zwar 
ſelbſt dann nicht, wenn ſie nach Trennung von dem Manne in 
die deutſche Heimat zurückkehrte und die Reichsangehörigkeit 
wieder erwarb (Brandis a. a. O., Einführung zum Gef. vom 
24. Jan. 1935). Um dieſem als verbeſſerungsbedürftig erkannten 
Zuſtand abzuhelfen, iſt in Art. 1 Geſ. v. 24. Jan. 1935 in Ab⸗ 
weichung von Art. 17 Abſ. 1 EGBGB. beſtimmt, daß für die 
Scheidungsklage der Frau die deutſchen Geſetze maßgebend ſind, 
und in Art. 2 für die Scheidungsklage der Frau ein inländiſcher 
Gerichtsſtand für den Fall geſchaffen, daß ein ſolcher nicht ſchon 
nach § 606 Abſ. 1 ZPO. begründet iſt. Von weitergehenden 
Eingriffen in das geltende Recht hat der Geſetzgeber, wie ſchon 
erwähnt, bewußt abgeſehen. Er hat alſo das Bedürfnis eines 
beſonderen Schutzes der mit einem Ausländer verheirateten 
früheren Deutſchen dann nicht als gegeben angeſehen, wenn 
ſie nach dem Rechte des Heimatſtaates ihres Mannes die Mög⸗ 
lichkeit hat, die Scheidung, ſei es auch unter anderen — leich⸗ 
teren oder ſchwereren — Vorausſetzungen als nach deutſchem 
Recht, zu verlangen, und wenn ihr für die Geltendmachung 
ihres Scheidungsanſpruchs ein Gerichtsſtand im Heimatſtaate 
ihres Ehemannes oder nach Wiedererwerb der deutſchen Staats⸗ 
angehörigkeit ſogar ein ſolcher in Deutſchland zur Verfügung 
ſteht. Für Scheidungsklagen tſchechoſlowakiſcher Staatsange⸗ 
höriger iſt in ihrem Heimatſtaate ein Gerichtsſtand in jedem 
Falle auch dann begründet, wenn ſie ihren Wohnſitz in Deutſch⸗ 
land haben (Swoboda in „Rechtsverfolgung im internatio- 
nalen Verkehr“, Bd. 4, 2. Aufl., S. 311). Die Kl. muß alſo dar⸗ 
auf verwieſen werden, die Scheidungsklage bei dem zuſtändigen 
tſchechoſlowakiſchen Gericht zu erheben oder aber zunächſt die 
deutſche Staatsangehörigkeit wieder zu erwerben und die Klage 
dann bei dem nach § 606 Abſ. 1 ZPO. zuſtändigen deutſchen 
Gericht anhängig zu machen. Die rechtskräftige Abweiſung der 
vorl. Scheidungsklage wegen Unzuſtandigkeit der deutſchen Ge⸗ 
richte würde nicht entgegenſtehen, die Klage nach Beſeitigung 
des Hinderniſſes in Deutſchland erneut zu erheben. 

Wenn von Maßfeller: ZW. 1936, 2461 unten noch 
darauf hingewieſen wird, daß die tſchechoſlowakiſchen Gerichte 
ihre Zuſtändigkeit für die Scheidung der Ehen deutſcher, in der 
Tſchechoſlowakiſchen Republik wohnhafter Staatsangehöriger 
bejahen, ſo trifft dies zu; das tſchechoſlowakiſche Juſtizmini⸗ 
ſterium vertritt auch inſoweit eine andere — für die Gerichte 
allerdings unverbindliche — Anſicht (vgl. die von Swoboda 
a. a. O., S. 312 Anm. 179 angeführten Entſch. des Oberſten Ge⸗ 
richtshofs in Brünn und den ebendort angeführten Erlaß des 
Juſtizminiſteriums). Auch wenn aber die tſchechoſlowakiſchen 
Gerichte die Unzuträglichkeiten, die ſich daraus ergeben, daß die 
von ihnen gegenüber deutſchen Staatsaugehörigen erlaſſenen 
Scheidungsurteile in Deutſchland nicht anerkannt werden, in 
Kauf nehmen, ſo iſt doch der deutſche Richter hieran durch die 
Vorſchrift des § 606 Abſ. 4 ZPO, gehindert. 

Daß die Gründe, die Maßfeller (insbeſ. in JW. 1936, 
2460) für die Bejahung der Zuſtändigkeit der deutſchen Gerichte 
anführt, nicht zwingend ſind, wird auch von ihm ſelbſt aner⸗ 
kannt. Der Senat iſt darüber hinaus der Auffaſſung, daß nach 
dem Zweck des § 606 Abſ. 4 ZPO. und nach dem im Geſ. vont 
24. Jan. 1935 zum Ausdruck gelangten Willen auch des heutigen 


deutſchen Geſetzgebers die von Maßfeller befürwortete Aus⸗ 
legung des § 606 Abſ. 4 ZPO. nicht möglich iſt. 
(RG., IV. ZivSen., U. v. 18. Febr. 1937, IV 297/36.) 

Bemerkung: Vgl. den Aufſatz Maßfeller „Die Ehe⸗ 
ſcheidung von tſchechoſlowakiſchen Staatsangehörigen“ in dieſem 
Heft S. 1297. D. S. 

* 

16. RG. — 8 606 Z PO. Für die Eheſcheidung 
polniſcher Staatsangehöriger ſind die deut⸗ 
ſchen Gerichte nicht zuſtändig. f). 

Dem Bekl. wird das für die RevInſt. zur Verfolgung 
ſeiner Scheidungswiderklage nachgeſuchte Armenrecht auf 
Grund des § 114 ZRO. verſagt, weil die beabſichtigte Rechts⸗ 
verfolgung keine hinreichende Ausſicht auf Erfolg bietet. 
Die von Meyer: ZW. 1936, 2439 angeführten 
Außerungen aus dem polniſchen Schrifttum geben dem Senat 
keine Veranlaſſung zur Anderung des von ihm in den Urteilen 
v. 24. Febr. u. 15. Juni 1936 (RG. 150, 293 — ZW. 1936, 
1663 m. Anm.; RG. 151, 318 = JW. 1936, 24585) ver⸗ 
tretenen Standpunktes, ſolange nicht eine Anderung der Rſpr. 
des Polniſchen Oberſten Gerichts feſtſtellbar iſt. 

(RG., IV. Ziv Sen., Beſchl. v. 4. März 1937, IV A 52/37.) 
On. 


Anmerkung: Der vorſtehend abgedruckte Beſchluß des RG. 
beweiſt die Richtigkeit meiner JW. 1937, 780 insbeſ. 781 ver⸗ 
tretenen Auffaſſung, daß es zwecklos iſt, Armenrechtsgeſuche 
und Scheidungsklagen bei deutſchen Gerichten einzureichen, wenn 
beide Ehegatten die polniſche Staatsangehörigkeit beſitzen. 
Die möglichen Wege, auf denen polniſche Staatsangehörige die 
Scheidung ihrer Ehe erreichen können, habe ich a. a. O. unter 
II S. 783) aufgezeigt. AGR. Maßfeller, Berlin. 


* 

17. KG. — 88 33, 606 3 P O.; Art. 1 Geſ. über die 
Anwendung deutſchen Rechts bet der Eheſchei⸗ 
dung v. 24. Jan. 1935 (RG Bl. I, 48). 

I. Das Gef. v. 24. Jan. 1935 bezweckt ledig⸗ 
lich den Schutz der deutſchen Frau. Es gibt dem 
Ehemann weder eine Klagemöglichkeit noch die 
Zuſtändigkeit deutſcher Gerichte. 

2. Auch für die Eheanfechtungsklage eines 
Ausländers, der in Deutſchland keinen Wohnſitz 
hat, iſt vor einem deutſchen Gericht keine Zu⸗ 
ſtändigkeit begründet. 

Das Gef. v. 24. Jan. 1935 (RG Bl. I, 48) bezweckt 
lediglich den Schutz der deutſchen Frau. Es hat 
demgemäß nur für dieſe eine Scheidungsmöglichkeit, die 
zum Grundſatz der bisherigen deutſchen Geſetzgebung in ſchar⸗ 
fem Gegenſatz ſteht (vgl. Art. 17 Abſ. 1 EG BGB.), ge⸗ 
ſchaffen. Um aber der ſo beſonders geſchützten deutſchen Frau 
auch die Verwirklichung ihres Rechts in Deutſchland zu er⸗ 
möglichen, was mit Rückſicht auf den Ausnahmecharakter des 
Geſetzes in vielen Fällen einer Verwirklichung des in dem 
Geſetz enthaltenen Schutzgedankens überhaupt gleichkommt, 
war es erforderlich, für dieſe Klagen der deutſchen Frau auch 
eine Zuſtändigkeit vor den deutſchen Gerichten zu ſchaffen, 
da die bisherige Zuſtändigkeitsregelung einer Klagerhebung 
durch die Frau in Deutſchland bei ausländiſchem Wohnſitz 
des Mannes gerade entgegengeſtanden hätte (8 606 Abſ. 1 
ZPO.) und die bisherige Ausnahme von dieſem Grundſatz 
(8 606 Abſ. 2 ZPO.) in der Regel nicht ausgereicht hätte. Aus 
dieſem Zweck des Geſetzes und ſeiner Stellung im deutſchen 
Rechtsſyſtem folgt, daß der Ehemann durch jenes nicht be⸗ 
günſtigt werden ſollte. Dazu fehlte dem deutſchen Geſetzgeber 
jeder Anlaß. Hätte er auch für den Mann, der in ſeinem 
Heimatſtaat nicht geſchieden werden kann, in Deutſchland eine 
Scheidungsmöglichkeit und die damit zuſammenhängende Zu⸗ 
ſtändigkeit ſchaffen wollen, ſo würde das zur Folge gehabt 
haben, daß ſich alle die Ausländer vor deutſchen Gerichten 
ſcheiden laſſen würden, denen ihr Heimatrecht das verwehrt. 
Das wäre aber mit der deutſchen Achtung gegenüber anderen 
Staaten und den in dieſen für deren Angehörige geltenden 
Geſetzen unvereinbar, würde auch notwendigerweiſe zu inter⸗ 
nationalen Konflikten führen. Um den Ehemann aber nicht 
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wehrlos dem Scheidungsbegehren der Ehefrau auszuliefern, 
i ihm die Möglichkeit des Mitſchuldantrages gegeben worden 
(Art. I Abf. 2 Gef. v. 24. Jan. 1935), der aber, wie all⸗ 
gemein anerkannt, im deutſchen Recht nicht im Wege der 
ſelbſtändigen Klage, ſondern nur im Rahmen des Schei⸗ 
ungsbegehrens des anderen Teils verwirklicht werden kann 
und demgemäß ohne Berückſichtigung bleiben muß, wenn. 
dieſes ſelbſt nicht zur Scheidung führt. Mangels einer 
eigenen Zuſtändigkeit für die Scheidungswiderklage des 
Mannes (8 606 Abſ. 1 ZPO.), die übrigens mit Rückſicht auf 
die öſterreſchiſche Staatsangehörigkeit des Bekl. auch an § 606 
Abſ. 4 ZPO. ſcheitern müßte (KG.: JW. 1936, 2818) und 
da weiterhin das materielle öſterreichiſche Recht entgegenſtehen 
dürfte, hat das LG. alſo mit Recht die Scheidungswiderklage 
zurückgewieſen und den darin gleichzeitig liegenden Mitſchuld⸗ 
gelaſſe mit Rückſicht auf die Klageabweiſung unberückſichtigt 
elaſſen. 

Auch für die Anfechtungswiderklage fehlt es mit Rück⸗ 
ſicht auf den Innsbrucker Wohnſitz des Bekl. an der Zu⸗ 
Kändigfeit eines deutſchen Gerichtes (8 606 Abſ. 1 BRD.) 
3 606 Abſ. 3 3PO. will wiederum nur die Belange der deut⸗ 
ſchen Frau ſchützen. Die Möglichkeit einer Widerklage vor 
einem deutſchen Gericht folgt auch nicht aus § 33 ZPO, 
da 8 33 Abſ. 2 i. Verb. m. § 40 ZPO. das ausdrück⸗ 
lich ausſchließt. Wenn der Bekl. ſchließlich ausführt, daß die 
deutſche Zuſtändigkeit und die Anwendung deutſcher Geſetze 
ſchon deshalb gegeben ſein müſſen, weil die zu beurteilenden 
Tatſachen in der Perſon der deutſchen Kl. und ihrem Ver⸗ 
halten zu ſuchen wären, fo kann dem nicht beigetreten wer⸗ 
den. Das würde nicht nur den Grundſätzen der deutſchen, 
ſondern denen ſämtlicher europäiſcher internationaler Ehe⸗ 
rechte widerſprechen und müßte ſchon deshalb zu einer un⸗ 
überſehbaren Verwirrung im internationalen Ehewirkungs⸗, 
Kindſchafts⸗ und Ehegattenerbrecht führen. Soweit der Bekl. 
damit etwa behaupten wollte, daß deutſches Recht deshalb 
hätte zur Anwendung kommen müffen, weil Wirkungen der 
Che in Hſterreich nicht beabſichtigt geweſen wären (vgl. dazu 
die neuere Auslegung von § 4 Oſterr A BGB.: „Rechtsver⸗ 
lolgung im internationalen Verkehr“ Bd. IV S. 205 und 
dort. Anm. 88 ſowie AO. 78, 234), jo ſpricht gegen eine 
olche Abſicht die Beibehaltung des Innsbrucker Wohnſitzes 
durch den Bekl. Im übrigen würde eine Verwirklichung ſeines 
Anfechtungsrechts nur bei Vorliegen einer Zuſtändigkeit deut⸗ 
cher Gerichte nach den deutſchen Prozeßgeſetzen gegeben ſein. 
Wie dargelegt, fehlt es aber an einer ſolchen. 
auf Ee weitere Rechtsverfolgung bietet alſo keine Ausſicht 

Erfolg. 

(KG., 13. Ziv Sen., Beſchl. v. 1. März 1937, 13 U 1280/37.) 

* 


18. 86, — Art. VI Rigaer Friedensvertrag 
d. 15. März 1921. Welche rechtlichen Geſichts⸗ 
bunkte ſind für die Beſtimmung der jetzi⸗ 
gen Staatsangehörigkeit früherer ruſſi⸗ 
cher Staatsangehöriger, die vor dem Kriege 
auf jetzt polniſchem Gebiet gewohnt haben, 
leit der Errichtung Polens aber dorthin 
nicht zurückgekehrt find, fondern in Deutſch⸗ 
and gewohnt haben, maßgebend? ) 
Die Parteien behaupten, ſtaatenlos zu fein, haben auch 
emen deutſchen Fremdenpaß, in dem ſie als ſtaatenlos bezeich⸗ 
get ſind, vorgelegt. Der Senat vermag ſich dem nicht anzu⸗ 
chließen. 
1 Der Bekl. iſt am 3. Mai 1898 in Zdunſka⸗Wola, das zu 
be, greßpolen gehört, geboren. Dort hat bereits ſein Vater, 
der die ruſſiſche Staatsangehörigkeit ebenſo wie ſein Großvater 
1 9 hat, gewohnt. Der letztere iſt in Stenſzyce, Kreis Sie⸗ 
— 7 das ebenfalls zu Kongreßpolen gehört, 1843 geboren 
7 5 hat fich dauernd in Kongreßpolen aufgehalten. Der Vater 
29 Beklagten war lediglich vorübergehend v. 21. Juli 1912 bis 
W. Juni 1914 in Deutſchland, ging dann aber nach Zdunſka⸗ 
bla zurück, wo er auch am 13/6. Okt. 1914 geſtorben iſt. 
m der Sterbeurkunde iſt er als in der Gemeinde Zdunſka⸗ 
bla beheimatet bezeichnet. Erſt am 7. Sept. 1915 iſt der Bell. 
ach Deutſchland gekommen und hat ſich dann hier dauernd 


aufgehalten. Zur Beſtimmung ſeiner Staatsangehörigkeit ſind 
mithin die Vorſchriften des polniſch⸗ſowjetruſſiſchen Friedens⸗ 
vertrages v. 15. März 1921 (Rigaer Friedensvertrag) heran⸗ 
zuziehen. Sein Art. 6 (deutſche Überfegung bei Bergmann, 
„Internationales Ehe⸗ und Kindſchaftsrecht“, Band IT S. 438 
Anm. 1) ſagt u. a. folgendes: 

1. „Alle über 18 Jahre alten Perſonen, die im Zeitpunkt 
der Ratifikation dieſes Vertrages ſich auf polniſchem Gebiet 
befinden, alſo am 1. Aug. 1914 die Staatsangehörigkeit im ehe⸗ 
maligen ruſſiſchen Kaiſerreich beſaßen und in den Heimatregi⸗ 
ſtern des ehemaligen Königreichs Polen eingetragen oder ein⸗ 
tragungsberechtigt waren oder bei einer Stadt⸗ oder Land⸗ 
gemeinde oder einer ſtändigen Organiſation in den Gebieten 
des ehemaligen ruſſiſchen Kaiſerreichs, welche dem polniſchen 
Staate zufallen, eingetragen waren, ſind berechtigt zu erklären, 
daß ſie für den ruſſiſchen oder ukrainiſchen Staat optieren wol⸗ 
len. Die ehemaligen Bürger des ehemaligen ruſſiſchen Kaiſer⸗ 
reichs anderer Kategorien, die ſich im Zeitpunkt der Ratifi⸗ 
kation dieſes Vertrages auf polniſchem Gebiet befinden, brau⸗ 
chen eine ſolche Erklärung nicht abzugeben. 

2. Die über 18 Jahre alten ehemaligen Bürger des ehe⸗ 
maligen ruſſiſchen Kaiſerreichs, die ſich im Zeitpunkt der Ra⸗ 
tifikation dieſes Vertrages auf ruſſiſchem oder ukrainiſchem Ge⸗ 
biet befinden und in den Heimatregiſtern des ehemaligen König⸗ 
reichs Polen eingetragen oder eintragungsberechtigt ſind oder 
bei einer Stadt⸗ oder Landgemeinde oder einer ſtändigen Orga⸗ 
niſation in den Gebieten des ehemaligen ruſſiſchen Kaiſerreichs, 
welche dem polniſchen Staat zufallen, eingetragen waren, wer⸗ 
den als polniſche Staatsbürger angeſehen, wenn ſie in der in 
dieſem Artikel vorgeſehenen Art eine entſprechende Options⸗ 
erklärung abgeben...“ 

Vorſtehende Beſtimmungen ſehen alſo für Bürger des ehe⸗ 
maligen ruſſiſchen Kaiſerreichs, die ſich auf polniſchem bzw. 
ſowjetruſſiſchem oder ukrainiſchem Gebiet befinden, ein Options⸗ 
recht für den anderen Staat vor, wenn ſie in den obengenann⸗ 
ten Regiſtern eingetragen waren. Über diejenigen ruſſiſchen 
Staatsangehörigen, die ſich am 1. Aug. 1914 in keinem der 
obengenannten Gebiete, ſondern im Auslande befanden, be⸗ 
ſtimmt Art. 6 Ziff. 3 folgendes: 

„Die Vorſchriften über die Option finden auch auf die 
Perſonen Anwendung, welche den Bedingungen der Punkte 1 
und 2 genügen, ohne ſich im Gebiet Polens bzw. Rußlands 
oder der Ukraine zu befinden, ſoweit ſie nicht Bürger ihres 
Aufenthaltsſtaates find.” 

Die Auslegung dieſer Beſtimmung hat zu Zweifeln An⸗ 
laß gegeben. Das polniſche Innenminiſterium hat ſie dahin 
ausgelegt, daß dieſe Angehörigen des früheren ruſſiſchen Kai⸗ 
ſerreichs ihre Staatsangehörigkeit behalten und nur das Recht 
auf Option für Polen erlangt haben. Das polniſche Außen⸗ 
miniſterium ſcheint die Auffaſſung zu vertreten, daß dieſe Per⸗ 
ſonen die polniſche Staatsangehörigkeit jedenfalls verloren 
haben. Demgegenüber hat die ſowjetruſſiſche Praxis ſich auf den 
Standpunkt geſtellt, daß Perſonen, die am 1. Aug. 1914 ver⸗ 
waltungsrechtlich zu einem polniſch gewordenen Gebiet Ruß⸗ 
lands gehörten und ſich am 30. April 1921, d. h. dem Tage, 
an dem der Rigaer Vertrag in Kraft trat, in einem dritten 
Staate aufhielten, Polen geworden ſind und nur das Recht be⸗ 
ſaßen, für Rußland zu optieren (Makarov: JW. 1932, 3801 
und „Rechtsverfolgung im Internationalen Verkehr“, Bd. VII, 
Staatsangehörigkeitsrecht S. 148). Dieſer Auffaſſung hat ſich 
auch das polniſche OVG. in ſeinem Urt. v. 4. Nov. 1932 (Ga⸗ 
zeta Sadowa Warſzawka 1933 Nr. 20 S. 314; deutſche Über⸗ 
ſetzung: Oſtgt Z. 1933, 836) angeſchloſſen. Auch der Senat hat 
in ſtändiger Praxis (3. B. Urt. v. 4. Juni 1934: IPRſpr. 1934, 
276) dahin entſchieden; ſeine Auslegung des Art. 6 Ziff. 3 des 
Rigaer Friedensvertrages iſt durch das RG. gebilligt worden 
(RG. 150, 295 = ZW. 1936, 1663. m. Anm.). 

Es kommt mithin darauf an, ob der Bekl. am 1. Aug. 1914 
bei einer kongreßpolniſchen Gemeinde in dem Buch der ſtändi⸗ 
gen Bevölkerung eingetragen war oder jedenfalls einen An⸗ 
ſpruch auf Eintragung hatte. Die Bücher der ſtändigen Be⸗ 
völkerung wurden durch eine VO. v. 18. Jan. 1810 für das 
Herzogtum Warſchau eingeführt und von dem im Jahre 1815 
gebildeten Königreich Polen — dem ſog. Kongreßpolen — bei⸗ 
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behalten (ſiehe hierzu und zum folgenden: Makarov, „Die 
ruſſiſch⸗polniſchen Rechtsbeziehungen ſeit 1815 unter beſon⸗ 
derer Berückſichtigung der Staatsangehörigkeitsfragen“: Ztſchr. 
f. ausl. öffentl. u. Völkerrecht 1929, 330 ff.). Die VO. v. 18. Jan. 
1810 wurde mit der geſamten Rechtsordnung des Herzogtums 
Warſchau übernommen und ſpäter durch eine Inſtruktion v. 
10.2. Nov. 1861 erweitert und neu gefaßt. Auf Grund die⸗ 
ſer Inſtruktion wurden in den Stadt⸗ und Landgemeinden 
des Zarentums Polen Bücher der ſtändigen Bevölkerung und 
Bücher der nicht ſtändigen Bevölkerung geführt. Während die 
Bücher der ſtändigen Bevölkerung urſprünglich für polizeiliche 
Zwecke geſchaffen waren, ſtellten ſie ſeit dieſer Zeit ein Verzeich⸗ 
nis der Perſonen dar, die verwaltungsrechtlich zu der Ge- 
meinde gehörten. Wer eingetragen war, beſaß dieſe öffentlich⸗ 
rechtliche Zugehörigkeit, und wer von einem Eingetragenen ab⸗ 
ſtammte und nicht eingetragen war, beſaß das Recht auf Er⸗ 
werb der Zugehörigkeit und damit das Recht auf Eintragung. 
Wer verwaltungsrechtlich zu einer Gemeinde Kongreßpolens 
gehörte oder das Recht auf Eintragung in die Bücher der ſtän⸗ 
digen Bevölkerung einer kongreßpolniſchen Gemeinde beſaß, 
begab ſich dieſer Rechte, wenn er die ruſſiſche Staatsangehörig⸗ 
keit verlor oder wenn er einer ſtändigen Organiſation außer⸗ 
halb Polens zugeſchrieben wurde. Die Eintragung erfolgte bei 


Geburt und Eheſchließung von Amts wegen, im Falle der Zu⸗ 


ſchreibung auf Antrag des Berechtigten. War die Eintragung 
von Amts wegen aus irgendeinem Grunde unterblieben, ſo 
konnte man das Recht auf Eintragung bei der zuſtändigen Ge⸗ 
meindebehörde geltend machen. In die Bücher der nicht ſtän⸗ 
digen Bevölkerung wurden die Perſonen eingetragen, die zu 
einer anderen Gemeinde oder überhaupt zu keiner Gemeinde 
Kongreßpolens gehörten, aber in der Gemeinde wohnten. 

Dieſe Feſtſtellungen, die der Senat bereits in ſeinem Ur⸗ 
teil: IPRſpr. 1934, 276 auf Grund eines Gutachtens des Prof. 
Makarov getroffen hat, müſſen auch hier zugrunde gelegt 
werden. Danach muß der Bekl., der am 1. Aug. 1914 in einem 
Orte Kongreßpolens gewohnt hat und deſſen Vater ſich eben⸗ 
falls ſeit langer Zeit dort aufgehalten hat, in der Sterbeurkunde 
auch als in Zdunſka⸗Wola beheimatet, alſo in den dortigen 
Büchern eingetragen bezeichnet iſt, zu den in dem dortigen 
Heimatregiſter Eingetragenen oder jedenfalls Eintragungs⸗ 
berechtigten gehörig angeſehen werden. Daraus ergibt ſich aber 
gleichzeitig unter Berückſichtigung der oben dargelegten Aus⸗ 
legung von Art. 6 Ziff. 3 Rigaer Friedensvertrag, daß der 
Bekl., ohne für Polen optieren zu müſſen, die polniſche Staats⸗ 
angehörigkeit erworben und behalten hat. Die Kl. war bei 
ihrer Eheſchließung Reichsdeutſche. 

(KG., 13. Ziv Sen., Urt. v. 14. Dez. 1936, 13 U 7733/34.) 


Aumerkung: Das Urteil, dem in allen Punkten beizupflich⸗ 
ten iſt, hat eine ziemlich große praktiſche Bedeutung; denn die 
Zahl der in Deutſchland lebenden Perſonen, die am 1. Aug. 
1914 die Staatsangehörigkeit im ehemaligen ruſſiſchen Kaiſer⸗ 
reich beſaßen und in den Heimatsregiſtern des ehemaligen 
Königreichs Polen eingetragen waren, iſt nicht unbeträchtlich. 
Art. VI Ziff. 3 des Rigaer Vertrages v. 18. März 1921 zwiſchen 
Sowjetrußland und Polen, der hier einſchlägig iſt, enthält lei⸗ 
der keine eindeutige Faſſung, ſo daß zwei Auffaſſungen vertre⸗ 
ten werden: ſolche im Ausland lebende Perſonen polniſcher Her⸗ 
kunft ſind ſtaatenlos, alſo nach Art. 29 EGBGB. zu behandeln, 
oder ſie ſind Polen mit dem Optionsrecht für Rußland. 

Da die Parteien einen deutſchen Fremdenpaß, in dem ſie 
als ſtaatenlos bezeichnet ſind, beſitzen, ſo hat die ausſtellende 
Behörde die erſte Auffaſſung vertreten. Dieſe ergibt ſich aus dem 
Rigaer Friedensvertrag allerdings nicht unmittelbar, ſondern 
beruht auf folgendem Gedankengang: Der unklar gefaßte 
Art. VI Ziff. 3 kann im Gegenteil gerade nicht den Sinn haben, 
Staatenloſe zu ſchaffen; denn Zweck dieſes Abkommens iſt es 
gerade geweſen, die Staatsangehörigkeit zu regeln. Die Schaf⸗ 
fung von einer ganzen, nicht unbeträchtlichen Gruppe von Staa⸗ 
tenloſen würde dieſem Zweck aber gerade widerſprechen. Die 
Frage wäre alſo nur, ob Polen mit Optionsrecht für Ruß⸗ 
land oder Ruſſen mit Optionsrecht für Polen geſchaffen wer⸗ 
den ſollten. Die frühere Anſicht nahm das letztere an, indem 
ſie davon ausging, daß der Rigaer Vertrag einen Verzicht 


Rußlands auf die Perſonalhoheit über einen Teil ſeiner Staats⸗ 
angehörigen darſtellt und daß ein ſolcher Verzicht, wenn nichts 
dagegen ſpreche, nur einſchränkend ausgelegt werden könne. 
Polen ſeien nur diejenigen früheren ruſſiſchen Staatsangehöri⸗ 
gen geworden, die nach Art. VI Ziff. 1 am Stichtage auf polni⸗ 
ſchem Gebiete ſich befinden und verwaltungsrechtlich Polen zu⸗ 
geſchrieben ſind. Die im Ausland lebenden früheren ruſſiſchen 
Staatsangehörigen, die in den Heimatregiſtern des ehemaligen 
Königreichs Polen eingetragen oder eintragungsberechtigt ſind, 
wären demnach zunächſt Ruſſen geblieben mit dem Options⸗ 
recht für Polen. Der Minoritätenſchutzvertrag findet hier ſchon 
inſofern keine Anwendung, da Rußland nicht zu ſeinen Signa⸗ 
tarmächten gehört. Die Staatenloſigkeit aber dieſer die ruſſiſche 
Staatsangehörigkeit nach dem Rigaer Vertrag beibehaltenden 
Perſonen entſtand dann — menigitens in den weitaus mei- 
ſten Fällen — auf Grund des Sowjetdekrets v. 15. Dez. 1921 
über den Verluſt des Bürgerrechts ſeitens einiger Kategorien 
von Perſonen, die ſich im Auslande befinden (GS. 1922 Art. 11). 
Danach wird allen Perſonen, die ſich mehr als fünf Jahre un⸗ 
unterbrochen im Auslande aufgehalten haben und von den 
Sowjetvertretungen keinen Auslandspaß bis zum 1. Juni 1922 
erhalten haben ſowie Perſonen, die ſich bis zum ſelben Termine 
nicht haben regiſtrieren laſſen, die ruſſiſche Staatsangehörig⸗ 
keit entzogen. 

Dieſe Auslegung des Rigaer Vertrages Art. VI Ziff. 3 
wurde früher auch von dem beſten Kenner dieſer Materie, Prof. 
Dr. A. N. Makarov vertreten („Oſtrecht“ 1926, 13) und 
vom KG. übernommen (vgl. Beſchl. v. 27. Juni 1929, 23 W 
5298/29; IpPRſpr. 1930 Nr. 121 S. 220; Sonderheft der ZAusl⸗ 
InteprR.; 33 P. 55 [1930], 258). Das Ergebnis wäre, daß 
in den meiſten derartigen Fällen die betr. Perſonen ſtaaten⸗ 
los ſind — ein ſehr unerfreuliches und für den Betreffenden 
ſelbſt recht unbefriedigendes Ergebnis. So wurde dem ſtaa⸗ 
tenloſen Kl. das Armenrecht von dem LG. in erſter Inſtanz 
verſagt (33 P. 55, 259). Das KG. hat ſich zwar dieſer Auffaj- 
ſung nicht angeſchloſſen und das Armenrecht gewährt, die 
Frage iſt aber beſtritten (vgl. Jonas, „ZPO.“, 14. Aufl., 
N. 27 zu § 114). Nach Baumbach, „ZPO.“ (10. Aufl.), 3 b 
zu 8 114 kann das Gericht Staatenloſen nach freiem nicht nach⸗ 
prüfbarem Ermeſſen das Armenrecht gewähren, wo es ein In⸗ 
länder zu beanſpruchen hätte. Die Gewährung ſoll aber Aus⸗ 
nahme ſein; wer in Deutſchland keine Verpflichtungen trägt, 
könne auch nicht beſondere Vergünſtigungen auf Kosten Deut⸗ 
ſcher beanſpruchen. Der Nachteil liegt alſo auf der Hand. Der 
mittelloſe Staatenloſe kann u. U. überhaupt keinen Prozeß füh⸗ 
ren, während bei polniſcher oder ruſſiſcher Staatsangehörigkeit 
auf Grund der Verbürgung der Gegenſeitigkeit das Armenrecht 
gewährt wird (für Polen: RGBl. II, 1925, 139, für Rußland: 
RGLBL. II, 1926, 10). 

Ferner liegt der Nachteil materiellrechtlich darin, daß auf 
Staatenloſe der nicht immer glückliche Art. 29 EGBGB. zur 
Anwendung kommt, d. h. es wird das Recht des Staates an⸗ 
gewandt, dem der Betreffende früher angehört hat. Es wäre 
alſo in unſerem Falle ſowjetruſſiſches Recht anzuwenden — ein 
Ergebnis, das dem eigentlichen Sinn des Internationalen Pri⸗ 
vatrechts hier extrem entgegengeſetzt iſt; denn Sinn des Inter⸗ 
nationalen Privatrechts kann es doch nur ſein, auf ein Le⸗ 
bensverhältnis mit Auslandsberührung dasjenige Recht anzu⸗ 
wenden, das dieſem „am nächſten“ iſt. Dies trifft aber ſicher⸗ 
lich nicht zu, wenn man ſowjetruſſiſches Recht auf ehemalige 
zariſtiſche Ruſſen polniſcher Nationalität anwendet, die im Aus⸗ 
lande leben und meiſt ſchon dadurch oder durch die Nichtregi⸗ 
ſtrierung bei den ſowjetruſſiſchen Auslandsvertretungen zu er⸗ 
kennen geben, daß ſie mit dem neuen ruſſiſchen Staat nichts zu 
tun haben wollen. Und auf ſolche ehemalige zariſtiſche Ruſſen, 
meiſt ſogar national eingeſtellte Polen, ſoll das Recht eines Staa⸗ 
tes angewendet werden, mit dem ſie jede Berührung verloren, in 
den ſie nie zurückkehren können und wollen und zu deſſen geſamter 
Einſtellung fie meiſt in ſchroffſtem Gegenſatz ſtehen. Demgegen- 
über kann auch nicht ernſthaft angeführt werden, daß bei den 
Eheſcheidungsklagen — und es handelt ſich faſt ausnahmslos 
um ſolche — es dem ſtaatenloſen Kl. oft fehr willkommen iſt, 
wenn das leichteſte Scheidungsrecht der Erde zur Anwendung 
kommt. 


66. Jahrg. 1937 Heft 20/21] 
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Die Auffaſſung hat ſich daher mit Recht in dieſem Punkte 
geändert, und Makarov ſelbſt hat feinen früheren Stand⸗ 
punkt aufgegeben (JW. 1932, 3800 f. und Ztſchr. f. ausl. off. 
Recht u. Völkerrecht I, 1929, 364 f.). Dieſe Aufgabe erfolgte 
nicht lediglich aus den oben angeführten Zweckmäßigkeitsgrün⸗ 
den, ſondern auf Grund der im polniſchen Schrifttum veröffent⸗ 
lichten Darſtellungen der Rigaer Friedensverhandlungen. Da⸗ 
nach ſollen Perſonen, die der verwaltungsrechtlichen Zugehörig⸗ 
keit nach zum polniſchen Gebiet gehören, auch im Auslande als 
polniſche Staatsangehörige gelten mit Optionsrecht für Ruß⸗ 
land. Die gleiche Auffaſſung geht auch aus dem Gegenentwurf 
der ruſſiſchen Delegation hervor, ſo daß es ſich durchaus nicht 
um eine einſeitig polniſche Einſtellung handelt, die allein natür⸗ 
lich niemals ausſchlaggebend ſein könnte. Das KG. betont aller⸗ 
dings in ſeinen Ausführungen lediglich den polniſchen Stand⸗ 
punkt, während gerade der ruſſiſche hier um ſo wichtiger iſt, 
da es Rußland iſt, das im Rigaer Vertrag auf die Per⸗ 
e eines großen Teiles ſeiner Staatsangehörigen ver⸗ 
dichtet. 

Für die ruſſiſche Praxis iſt vor allem das Rundſchreiben 
des Volkskommiſſariates für Auswärtige Angelegenheiten vom 
4. April 1925 Nr. 276 (Inſtruktion über Staatsangehörigkeits⸗ 
fragen) maßgebend (Egor'ev Laskevié, Plotkin, Rosenblum, 
Pravovve poloZenie grazdöôn i juridiseskich lic SSSR. za 
Sranice] = Die Rechtsſtellung der Staatsangehörigen und der 
juriſtiſchen Perſonen der USSR. im Auslande, Moskau 1926, 
40—48). Danach können ehemalige ruſſiſche Staatsangehörige, 
die aus den Gegenden ſtammen, die an Finnland, Polen, Li⸗ 
kauen, Lettland und Eſtland abgetreten worden find, die ſow⸗ 
jetruſſiſche Staatsangehörigkeit nur ebenſo erwerben wie alle 
anderen Ausländer. Somit iſt klar, daß alle derartige ehemalige 
ruſſiſche Staatsangehörigen, die verwaltungsrechtlich zu Polen 
gehörten, die ruſſiſche Staatsangehörigkeit verloren. Da der Ri⸗ 
gaer Vertrag aber beſtimmt keine Staatenloſe ſchaffen wollte, 
wie oben ſchon dargelegt, ſo kann Art. VI Ziff. 3 nur dahin 
verſtanden werden, daß im Ausland lebende ehemalige Ruſſen 
polniſcher Landeszugehörigkeit die polniſche Staatsangehörig⸗ 
keit erwerben mit Optionsrecht für Rußland. Dafür ſpricht 
auch noch eine weiterer Grund: in dem erwähnten Rundſchrei⸗ 
ben des ruſſiſchen Außenkommiſſariats iſt Polen neben Litauen 
und Lettland gemeint. Die parallele Frage, wie im Ausland 
lebende Perſonen litauiſcher oder lettiſcher Herkunft zu behan⸗ 
deln ſeien, iſt aber ausdrücklich in Staatsverträgen zugunſten 
der litauiſchen bzw. lettiſchen Staatsangehörigkeit entſchieden 
(Vertrag mit Litauen v. 12. Juni 1920, Art. VI; Vertrag mit 
Lettland v. 11. Aug. 1920, Art. VIII). 

Den polniſchen Standpunkt hat das KG. im Gegeuſatz 
zum ruſſiſchen eingehend dargelegt. Die Rſpr. des polniſchen 
OVG. (Urt. v. 4. Nov. 1932: Oſtrecht 1933, 836) weicht von 
der Auffaſſung des Außen- und Innenminiſteriums ab. Das 
KG. zitiert dabei eine Beſcheinigung des Außenminiſteriums 
9. 28. Nov. 1935. Maßgebend wäre vor allem die VO. des pol⸗ 
niſchen Außenminiſters zur Ausführung des Art. VI des Ri⸗ 
gaer Vertrages v. 11. Juni 1921 (Dziennik Ustaw 1921, Nr. 59, 
Poz 375), die den gegenteiligen Standpunkt einzunehmen ſcheint. 
Beachtlich wäre auch ein Urteil des HanjOL®. v. 27. Dez. 
1930 (Hanf RG. 1931, B 472), nach dem die polniſchen Behör⸗ 
den einem früheren Ruſſen, der auf polniſchem Gebiet ehemals 
wohnhaft war und im Ausland lebt, einen polniſchen Paß er⸗ 
teilten. Die polniſche Verwaltungspraxis iſt alſo durchaus nicht 
einheitlich und widerſpricht nicht immer dem Standpunkt Ma⸗ 
karovs. Das KG. nimmt daher, ebenſo wie das RG. (RG. 
150, 295) zu Unrecht an, daß die polniſche Verwaltungspraxis 
der polniſchen Verwaltungsrechtſprechung ſtets widerſpreche. 
Das KG. läßt aber mit Recht die Anſicht des polniſchen OVG. 
entſcheiden. Leider hat ſich das RG. in der erwähnten Entſch., 
obwohl es anerkennt, daß dieſe Rechtsfrage in der Rev. wegen 
der von Amts wegen zu beachtenden Frage der Zuſtändigkeit der 
deutſchen Gerichte nachzuprüfen iſt, nicht näher geäußert, ſon⸗ 
dern ſich ohne weitere Begründung „den überzeugenden Aus⸗ 
führungen Makarovs“ angeſchloſſen. 

Somit dürfte heute, 16 Jahre nach dem Friedensvertrag 
don Riga — wenigſtens in Deutſchland feſtſtehen, daß ehemalige 


Ruſſen unter den Vorausſetzungen des Art. VI Ziff. 3 als Po⸗ 
len zu behandeln ſind, ſofern ſie nicht für Rußland optierten. 
Nach ſowjetruſſiſcher Praxis ſteht jedenfalls negativ feſt, daß 
Rußland ſie nicht als ruſſiſche Staatsbürger anſieht, die pol⸗ 
niſche Auffaſſung dagegen iſt in ſich geteilt: die oberſte Ver⸗ 
waltungsrechtſprechung betrachtet ſie als Polen, die Anſicht des 
Innen- und Außenminiſteriums iſt undurchſichtig und wider⸗ 
ſpruchsvoll. Die überwiegenden Gründe ſprechen daher für die 
polniſche Staatsangehörigkeit, wie das KG. mit Recht an⸗ 
nimmt, obwohl es nicht ausgeſchloſſen iſt, daß dieſe Auffaſſung 
im Verkehr mit Polen auf Widerſpruch ſtoßen wird. 

Praktiſch iſt dieſes Ergebnis relativ auch das befriedi⸗ 
gendſte, obwohl es wegen der ungeklärten polniſchen Auffa]- 
ſung leicht zu Mißhelligkeiten führen kann. Die gegenteilige 
Anſicht der Staatenloſigkeit iſt, wie oben ſchon angedeutet, an 
ſich ſchon nicht erfreulich, bei ehemaligen zariſtiſchen Ruſſen 
aber führt fie zu gerade unhaltbaren Konſequenzen. Nach 
Art. 29 EGBGB. müßte auf ſtaateuloſe ehemalige weiße 
Ruſſen polniſcher Nationalität das heutige Sowjetrecht ange⸗ 
wandt werden. Ehemalige Ruſſen polniſcher Herkunft, die 
vor den Bolſchewiſten flohen, würden ſomit nach dem Rechts⸗ 
foltem behandelt, gegen das fie durch die Flucht die ſchroffſte 
Ablehnung bekundeten. Da der Fall wegen der Verſchiedenheit 
des Sowjetrechtsſyſtems von allen Kulturrechten der Erde, ſo⸗ 
wie wegen der nicht unbeträchtlichen Zahl ſtaatenloſer Weiß⸗ 
ruſſen von größter Tragweite iſt, ſei er kurz erörtert. Selbſt 
wenn das KG. die Anſicht hätte, daß die Parteien ſtaatenloſe 
ehemalige Ruſſen wären, ſo dürfte doch nicht nach Art. 29 
Sowjetrecht angewandt werden. Gerade der tiefere Sinn dieſes 
Paragraphen verbietet ſeine Anwendung in dieſem Fall; denn er 
geht davon aus, daß bei Staatenloſigkeit deshalb das Recht 
der früheren Staatsangehörigkeit anzuwenden iſt, weil dieſes 
im Normalfall das dem jetzt Staatenloſen am nächſtliegende, 
verwandteſte iſt. Wenn eine Deutſche durch Heirat ſtaatenlos 
wird, ſo iſt klar, daß das deutſche Recht trotz ihrer augenblick⸗ 
lichen Staatenloſigkeit auf fie am beiten paßt. Wenn aber weiße 
Ruſſen (noch dazu polniſcher Herkunft!) aus Sowjetrußland 
flohen oder legal auswanderten oder, im Ausland bereits le⸗ 
bend, nicht nach Rußland zurückkehrten oder ſich nicht in die 
Regiſter der ſowjetruſſiſchen Auslandsvertretungen eintragen 
ließen, ſo geben ſie damit klar zu verſtehen, daß ſie mit dem 
heutigen bolſchewiſtiſchen Rußland, ſeiner Welt⸗ und Staats⸗ 
auffaſſung, und hiermit ſeinem hierauf beruhenden Rechts⸗ 
ſyſtem nichts zu tun haben wollen, daß ihnen alſo gerade die⸗ 
ſes Rechtsſyſtem ferner ſteht als jedes andere Rechtsſyſtem eines 
modernen Kulturſtaates. In dieſem Falle wird alſo der Sinn 
des Art. 29 gerade in ſein Gegenteil gewandelt. Man wendet 
auf den Staatenloſen, wenn man dieſem Artikel folgt, nicht 
ſein normalerweiſe nächſtliegendes, ſondern das fremdeſte Recht 
an. Hier wird Geſetz buchſtäblich „Unſinn“ und „Plage“ eben 
aus dem einfachen Grunde, weil bei der Abfaſſung des Art. 29 
niemand an ſolche Fälle dachte und denken konnte. Das KG. 
hätte daher, ſelbſt wenn es die Parteien für ſtaatenlos anſieht, 
trotzdem nicht Art. 29 und ſomit ſowjetruſſiſches Recht anwen⸗ 
den dürfen, ſondern das Recht ſuchen müſſen, welches nach 
Lage der Dinge das dem Staatenloſen verwandteſte iſt, alſo 
vielleicht das Recht des Wohnſitzes bzw. Aufenthaltsortes. Wie 
unhaltbar das Recht der früheren Staatsangehörigkeit in ſol⸗ 
chen Fällen iſt, beweiſt folgendes in Frankreich vorgefallene 
Beispiel: ein ruſſiſcher Großfürſt, der ſeit der Revolution, alſo 
etwa 20 Jahre, in Frankreich lebt, ſtirbt und ſoll nun nach 
ſowjetruſſiſchem Rechte beerbt werden. Es wird wohl niemand 
ernſthaft behaupten wollen, daß in dieſem Falle das ſowjet⸗ 
ruſſiſche Recht dasjenige Recht ſei, welches durch dieſen Tat⸗ 
beſtand mit Auslandsberührung das paſſendſte, verwandteſte 
ſei, oder um mit Savigny und Gierke zu reden, daß 
dieſes Rechtsverhältnis im bolſchewiſtiſchen Recht ſeinen Sitz 
oder Schwerpunkt hätte. 

Selbſt wenn das KG. alſo zu der Auffaſſung gekommen 
wäre, die Parteien ſeien ſtaatenlos, ſo hätte es m. E. den 
Art. 29 nach Lage des konkreten Falles nur mit größter Vor⸗ 
ſicht anwenden dürfen, wahrſcheinlich aber ablehnen müſſen. — 


Prof. Dr. Theodor Süß, Berlin. 
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Strafgeſetzbuch 

19. RG. — 88 2, 211 StGB. Iſt das Merkmal der 
Überlegung nicht mit Sicherheit feſtzuſtel⸗ 
len, ſo kann die Tötung eines Menſchen nicht 
mit Hilfe des neuen $2 StGB. mit dem Tode 
beſtraft werden, weil die Tat wegen ihrer 
Beweggründe und der Art der Ausführung 
auf jeden Fall nach geſundem Volksempfin⸗ 
den die Strafe des Todes verdiene. ) 


In den Schlußausführungen des angefochtenen Urteils 
heißt es: „Er — der Angekl. — hat durch ſeine Tat ein wert⸗ 
volles Menſchenleben vernichtet. Auch das Volksempfinden ver⸗ 
langt, daß eine ſolche gräßliche Tat mit dem Tode geſühnt 
wird. Dies entſpricht auch nach der Überzeugung des SchwG. 
der neuen nationalſozialiſtiſchen Rechtsauffaſſung.“ Der Tat⸗ 
beſtand des Mordes und die darauf geſetzte Strafdrohung ge⸗ 
hören dem geltenden StGB. ſchon ſeit feinem Inkrafttreten 
an und ſind bis auf heute unverändert geblieben. Die Strafe 
des Todes — und nur dieſe — trifft den Mörder ſchon kraft 
des geſchriebenen Rechtes. Es bedarf dazu keiner „entſprechen⸗ 
den“ Anwendung eines Strafgeſetzes, wie fie der neue 8 2 
SGB. für ſolche Taten vorſieht, die nach dem Grundgedanken 
eines Strafgeſetzes und nach geſundem Volksempfinden Be⸗ 
ſtrafung verdienen. Wenn alſo das Schwm®. bei dieſer klaren 
Geſetzeslage die Verurteilung des Angekl. zum Tode auch noch 
mit einer Berufung auf das Volksempfinden rechtfertigt, ſo 
läßt ſich die Möglichkeit nicht ausſchließen, daß es, gerade was 
das entſcheidende Merkmal der „überlegung bei der Aus⸗ 
führung“ anlangt, ſich nicht zur vollen richterlichen Über⸗ 
zeugung habe durchringen können und, um dieſe Lücke zu 
ſchließen, ſich genötigt gefühlt habe, auf das Volksempfinden 
als Rechtsquelle für ſeinen Schuldſpruch zurückzugreifen; 
ebenſo aber kann aus jener Begründung auch die Auffaſſung 
herausgeleſen werden, daß die vorſätzliche Vernichtung eines 
„wertvollen“ Menſchenlebens und das „Gräßliche“ der Tat 
— offenbar iſt damit die ſpätere Verbrennung der Leiche im 
Backofen gemeint — auf jeden Fall und auch dann die Strafe 
des Todes nach geſundem Volksempfinden verdiene, wenn es 
an der Überlegung bei der Ausführung gefehlt habe. Beides 
aber iſt mit dem geltenden Recht ſchlechthin unvereinbar und 
findet insbeſ. auch in § 2 n. F. StGB. keine Rechtsgrundlage. 

(RG., 4. StrSen. v. 8. Jan. 1937, 4 D 943/36.) 


Anmerkung: Dem Urteil iſt unbedenklich zuzuſtimmen. 
Wenn das geltende Recht den Unterſchied zwiſchen Mord und 
Totſchlag darin findet, daß Totſchlag jede vorſätzliche Tötung, 
Mord aber nur die mit Überlegung ausgeführte vorſätzliche 
Tötung iſt und wenn es nur für den Mord die Todesſtrafe 
androht, ſo iſt eine „entſprechende“ Anwendung des § 211 
StG B. auf Fälle einer vorſätzlichen, aber nicht mit Überlegung 
begangenen Tötung ſchlechthin ausgeſchloſſen. Der Grund⸗ 
gedanke des $ 211 iſt ja gerade, daß nur die überlegt aus⸗ 
geführte Tötung todeswürdig iſt. Die Verhängung der Todes⸗ 
ſtrafe gegen einen Totſchläger — ſeine Tat mag noch ſo ver⸗ 
abſcheuungswürdig ſein — würde daher nicht die Erſtreckung 
des § 211 auf eine Tat bedeuten, auf die der Grundgedanke 
dieſer Vorſchrift zutrifft, ſondern auf einen glatten Bruch mit 
dem Grundgedanken des Mordparagraphen bingus kaufen; das 
aber verbietet der neue § 2. Dies alles erſcheint ſo ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß ein Zweifel an der Richtigkeit des vorliegen⸗ 
den Urteils nicht beſtehen kann. Ich möchte auch nicht an⸗ 
nehmen, daß das Schw. etwas anderes hat fagen wollen. 
Es hat, wenn auch nach der Auffaſſung des RG. nicht in 
rechtsirrtumsfreier Weiſe, tatſächlich feſtgeſtellt, daß der Angekl. 
mit überlegung gehandelt habe. Unter dieſen Umſtänden ſind 
die nicht ganz zweifelsfreien Wendungen, auch das geſunde 
Volksempfinden verlange die Todesſtrafe, und dies enkſpreche 
nationalſozialiſtiſcher Rechtsauffaſſung, doch wohl ſo zu ver⸗ 
ſtehen, daß das Schw. die Verhängung der abſolut an⸗ 
gedrohten Todesſtrafe als nicht nur äußerlich geſetzmäßig, 
ſondern auch innerlich gerecht bezeichnen will. So verſtanden 


bedeuten die beanſtandeten Sätze eine Strafzumeſſungsbegrün⸗ 
dung, wie fie nach geltendem Recht überflüſſig ift, nach künf⸗ 
tigem Recht aber notwendig ſein wird, weil dieſes dem richter⸗ 
lichen Ermeſſen bei der Verhängung der für eine Tötung an⸗ 
gemeſſenen Strafe weiteren Spielraum geben wird als die 
§§ 211 ff. StB. (vgl. Gürtner, „Das kommende deutſche 
Strafrecht“, Beſ. Teil, 2. Aufl., S. 383 ff.). 
OLGR. Dr. K. Schäfer, Berlin. 
* 


20. RG. — Die Gewerbsmäßigkeit iſt eine 
die Strafbarkeit erhöhende perſönliche Eigen- 
ſchaft i. S. des § 50 StGB. und darf ſomit nur 
dem Täter oder Teilnehmer zugerechnet wer⸗ 
den, bei dem ſie vorliegt (RGEntſch. 5 D 740/36 
v. 23. No v. 1936: J W. 1937, 166 2), 

(RGSt., 3. StrSen. v. 25. Febr. 1937, 3 D 71/37.) 


* 


21. RC. — S 51 StGB. Die Feſtſtellung, daß 
der Angekl. ſich nicht in einem „pathologiſchen“ 


Rauſchzuſtand befunden hat, bei ihm alſo 
infolge der genoſſenen alkoholiſchen Ge⸗ 
tränke keine krankhafte Störung der Gei⸗ 


ſtestätigkeit eingetreten war, und daß ſein 
Erinnerungsvermögen nicht vollkommen 
ausgeſchloſſen war, genügt nicht den Anfor⸗ 
derungen, denen bei der Frage der Prüfung 
der Zurechnungs fähigkeit (& 51 Abſ. 1 StGB.) 
oder der erheblich verminderten Zurech⸗ 
nungsfähigkeit (& 51 Abſ. 2 StGB.) im Falle 
ſtarker Angetrunkenheit Rechnung zu tra⸗ 
gen ift. Tateinheit zwiſchen $ 251 StGB. und 
$ 226 StGB. iſt möglich. 

Auch eine durch Trunkenheit eingetretene bloße Bewußt⸗ 
ſeinsſtörung vermag gegebenenfalls die Schuld des Angekl. nach 
§ 51 Abſ. 1 StGB. auszuſchließen oder die Vorausſetzungen 
für die Anwendung des § 51 Abſ. 2 StGB. zu begründen. Wenn 
der Angekl. bei der Tat infolge ſeiner Angetrunkenheit an einer 
Bewußtſeinsſtörung ſolchen Grades litt, daß dieſe ihn unfähig 
machte, das Unerlaubte ſeiner Tat einzuſehen, wäre ſeine Schuld 
nach 8 51 Abſ. 1 StGB. zu verneinen (RGSt. 64, 349, 353). 
Vorausſetzung hierfür iſt alſo nicht, daß eine mit völliger Er⸗ 
innerungsloſigkeit verbundene Trunkenheit vorgelegen hat. 
Schon eine erhebliche Trübung des Bewußtſeins kann genügen, 
um die Zurechnungsfähigkeit wegen mangelnder Einſichtsfähig⸗ 
keit zu verneinen. Auch kann eine Trunkenheit minderen Grades 
ſchon bewirkt haben, daß der Täter nicht mehr in der Lage ge⸗ 
weſen iſt, trotz der ihm noch möglichen Erkenntnis ſeines ver⸗ 
botenen Tuns ſich der Straftat zu enthalten, daß er alſo in⸗ 
folge ſeiner Trunkenheit unfähig geweſen iſt, nach ſeiner Ein⸗ 
ſicht zu handeln. Es bedurfte daher vorliegend auch der Prü⸗ 
fung, wieweit durch die Trunkenheit die freie Willensbeſtim⸗ 
mung des Angekl. beeinträchtigt war, d. h. wie weit ſeine Fähig⸗ 
keit, durch vernunftgemäße Erwägungen ſein Handeln beſtim⸗ 
men zu laſſen, herabgeſetzt war, und hierdurch Hemmungen 
bejeitigt oder abgeſchwächt worden find (R&St. 63, 46, 48 und 
57, 76). 

Die Erwägungen, mit denen im angefochtenen Urteil Tat⸗ 
einheit des Verbrechens nach § 251 StGB. mit einem Verbre⸗ 
chen nach § 226 StGB. abgelehnt wird, halten der rechtlichen 
Nachprüfung nicht ſtand. Das Schw. geht richtig davon aus, 
daß mit Raub nach § 249 StGB. das Vergehen der Körper⸗ 


verletzung nach § 223 StGB. tateinheitlich verbunden fein kann, 


weil nicht jede gegen eine Perſon verübte Gewalt zugleich not⸗ 
wendig eine Körperverletzung oder Geſundheitsbeſchädigung in 
ſich ſchließt. Es bejaht auch die Möglichkeit der Tateinheit zwi⸗ 
ſchen § 251 StGB. und § 224 StGB., ohne eine beſondere wei⸗ 
tere Begründung hierfür zu geben. Dagegen erachtet es ein 
tateinheitliches Zuſammentreffen von Körperverletzung mit dem 
Verbrechen des beſonders ſchweren Raubes nach § 251 StGB. 
dann für ausgeſchloſſen, wenn die Folge des Gewaltaktes der 
Tod des Opfers geweſen iſt, indem es meint, eine den Tod 
verurſachende Gewalt ſei begrifflich nicht denkbar, ohne daß min⸗ 
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deſtens eine Geſundheitsbeſchädigung, wenn nicht ſogar immer 
eine Körperverletzung, hervorgerufen werde. Indeſſen beſagt der 
Umſtand, daß durch die Handlung des Täters ein derartiger 
Erfolg „hervorgerufen“ worden iſt, noch nicht, daß der Erfolg 
von dem Täter auch ſchuldhaft verurſacht und damit eine 
an ſich ſtrafbare Körperverletzung begangen worden iſt. So kann 
durch Freiheitsentziehung der Tod des der Freiheit Beraub⸗ 
ten verurſacht und damit das Verbrechen nach § 239 Abſ. 3 
StGB. verwirklicht worden fein, ohne daß ein beſonderes Ver⸗ 
ſchulden nach dieſer Richtung vorzuliegen braucht. Auch die 
etwa nach dem zeitlichen Ablauf der Geſchehniſſe in dieſem 
Falle dem Tod unmittelbar vorausgehende Geſundheitsbeſchädi⸗ 
gung braucht von der Schuld des Täters nicht mitumfaßt ge⸗ 
weſen zu ſein. In dem Einſchließen des zu Beraubenden und 
damit in der Freiheitsentziehung als ſolcher, und zwar in ihr 
allein, kann aber andererſeits ſchon eine Gewaltanwendung i. S. 
des § 249 StGB, gefunden werden (vgl. dazu RGSt. 27, 405). 
Danach iſt es jedenfalls nicht zutreffend, daß bei dem Raub 
nach § 251 StGB. durch die den Tod verurſachende Gewalt 
begrifflich zugleich eine Körperverletzung i. S. der §8 223 ff. 
StGB. begangen fein müßte. Tateinheit zwiſchen § 251 StGB. 
und 8226 StGB. iſt ſomit denkbar. 
(RG., 2. Str Sen. v. 4. März 1937, 2 D 81/37.) 
* 


22. iG. — $ 51 StGB. Auch wenn jemand 
nicht „ſinnlos“ betrunken iſt, kann er gleich⸗ 
wohl unfähig oder doch nur in erheblich ge⸗ 
mindertem Maße fähig ſein, das Unerlaubte 
der Tat einzuſehen oder nach dieſer Einſicht 
zu handeln (ogl. RGSt. 63, 46; 64, 353 [zum 5 51 
d. F.]; 2 D 512/36 v. 17. Sept. 1936, abgedruckt J W. 
1936, 2994 16). 

(RG., 1. StrSen. v. 2. März 1937, 1D 42/7.) 
* 


23. RG. — S 157 Nr. 2 StGB. Strafermäßi⸗ 
gung iſt dem Angekl. zu gewähren, der vor 
einer zweiten Vernehmung nicht nochmals 
belehrt worden iſt und daraufhin wiſſentlich 
falſchgeſchworen hat. 

über ihr Recht zur Zeugnisverweigerung war die Augekl. 
gem. § 383 Abſ. 2 ZPO. vor der Vernehmung zu belehren. 
War dies, wie im vorl. Falle, vor der erſten Vernehmung 
(v. 14. Mai 1935) geſchehen, ſo brauchte es vor der zweiten 
Vernehmung v. 18. Juni 1935, bei der die Vereidigung er⸗ 
folgte, zwar nach den Vorſchriften der ZPO. (anders als 
nach 852 Abſ. 2 StPO.) nicht mehr wiederholt zu wer⸗ 
den. Unterblieb aber eine nochmalige Belehrung und hat die 
Angekl. daraufhin wiſſentlich falſch geſchworen, ſo hat ſie 
auf die Strafermäßigung des § 157 Nr. 2 StGB. Anſpruch. 
Das entſpricht der ſtändigen Rſpr. des RG. (vgl. ſtatt anderer 
die Entfch. des erk. Sen. RGSt. 60, 106). Dabei genügt 
es, wenn ſich die Belehrung auf einen von mehreren, das 
Zeugnisverweigerungsrecht begründenden Geſichtspunkten ge⸗ 
ſtützt hat (Urt. des erk. Sen. v. 26. Okt. 1934, 1 D 941/34, 
abgedr. IW. 1935, 93710). 

(RG., 1. Ste Sen. v. 16. März 1937, 1 D 60/37.) 


* 


24. RG. — Der Vorſchrift des § 158 StGB. muß 
wegen ihres geſetzgeberiſchen Zweckes die um⸗ 
faſſendſte Geltung eingeräumt werden, die 
ſich überhaupt mit ihrem Wortlaute ver⸗ 
einigen läßt; das gilt insbeſ. auch für die 
Frage der „Identität der Behörde“ (vgl. ins⸗ 
beſ. RG St. 64, 215, 218; 67, 81, 83 bis 86 = J W. 1933, 
957 4 m. An m.). Vollſtreckungsgericht und Zivil⸗ 
ſtreitgericht eines AG. find „dieſelbe Behörde“ 
t. S. des § 158 StG B. Eine ausdrückliche „Bezug⸗ 
nahme“ des Widerrufenden auf die frühere 
Eidesleiſtung wird nicht gefordert. 

Es muß eine Beziehung zwiſchen der den Widerruf ent⸗ 
haltenden Erklärung des Meineidigen und ſeiner früheren 


Eidesleiſtung erkennbar ſein; dieſe Beziehung kann aber auch 
durch einen außerhalb des Erklärenden ſelbſt liegenden Um⸗ 
ſtand hergeſtellt werden, ſo z. B. durch einen Vorhalt, den der 
ſpätere Richter dem Meineidigen in bezug auf deſſen frühere 
Ausſage macht, und es kann gegebenenfalls ſogar ein bloßes 
Stillſchweigen auf einen ſolchen Vorhalt einen ausreichenden 
Widerruf enthalten (vgl. RGSt. 58, 184; 58, 380). 

(RG., 4. StrSen. v. 23. Febr. 1937, 4 D 69/37.) 

*. 

* 25. RG. — SS 161, 153, 49 StGB. Wird der Täter nur 
als Gehilfe beim Meineid beſtraft, ſo darf nicht auf dauernde 
Eides unfähigkeit erkannt werden. 

Fehlerhaft iſt der Strafausſpruch inſofern, als auf die 
dauernde Unfähigkeit des Beſchw§. erkannt worden iſt, als 
Zeuge oder Sachverſtändiger eidlich vernommen zu werden. 
Dieſer Ausſpruch iſt zwar nicht deshalb unzuläſſig, weil der 
Zeugin L. der Strafmilderungsgrund des § 158 StGB. zugute 
kam. Denn § 161 StGB. unterſagt den Ausſpruch der Eides⸗ 
unfähigkeit nur bei demjenigen, dem der Strafmilderungsgrund 
des $ 157 oder des § 158 StGB. zur Seite ſteht. Der Beſchwx. 
iſt aber nur Gehilfe, und einem ſolchen kommt die Strafermäßi⸗ 
gung der §§ 157 oder 158 nicht zuſtatten. $ 161 StGB. kann 
aber deshalb keine Anwendung finden, weil er eine Verurtei⸗ 
lung wegen Meineides zur Vorausſetzung hat, die Beihilfe 
aber, worauf bereits in RGSt. 69, 29, 30 = ZW. 1935, 862 1 
hingewieſen worden iſt, keine volle Verwirklichung des Mein⸗ 
eidstatbeſtandes bedeutet. Dazu kommt noch folgendes: Die 
Strafe des Gehilfen iſt gemäß $ 49 Abſ. 2 StGB. nach den 
über die Beſtrafung des Verſuchs aufgeſtellten Grundſätzen der 
55 44, 45 SGB. zu ermäßigen. Dieſe Grundſätze laſſen aber 
nach der Rſpr. des RG. die Verurteilung zur Eidesunfähigkeit 
nicht zu (vgl. RS St. 13, 76; RGRſpr. 10, 100; 2 D 165/25 vom 
20. April 1925). Bei Feſtſetzung der Verſuchsſtrafe iſt der Straf- 
richter an die in den §§ 44, 45 StGB. feſtgelegten Grenzen 
gebunden. Er darf der für das vollendete Delikt gegebenen 
Strafandrohung keine weiteren Nebenſtrafen entnehmen als 
5 45 StGB. geſtattet, nämlich Ehrverluſt und Polizeiaufſicht. 
An dieſer Auffaſſung iſt trotz der in JW. 1935, 862 11 = NGC. 
69, 29 geäußerten Zweifel, ob die Begründung der Entſch. in 
ROSE. 13, 76, 78 einer Überprüfung auf Grund heutiger Rechts⸗ 
anſchauung ſtandhalte, hinſichtlich der Beihilfe zum Meineid feſt⸗ 
zuhalten. Davon abzuweichen, liegt um ſo weniger Anlaß vor, 
als nach dem Entwurf des kommenden deutſchen Strafrechts 
die Aberkennung der Fahigkeit, eidlich vernommen zu werden, 
bei Verurteilung wegen Meineides nicht zwingend vorgeſehen 
iſt (vgl. Gürtner, „Das kommende deutſche Strafrecht“, Bel. 
Teil, 2. Aufl., S. 349 und Allgem. Teil, 2. Aufl., S. 97 f., 139). 

(RG., 2. StrSen. v. 4. März 1937; 2 D 5/37.) 

* 

26. RG. — 88 164, 193 StG B. Prüfungspflicht 
vor Erſtattung von Anzeigen. Berechtigte 
Intereſſenwahrnehmung und guter Glaube 
im Verhältnis zur Leichtfertigkeit der An⸗ 
ſchuldigung. 

Im allgemeinen obliegt dem Anzeiger vor Anzeigeerſtat⸗ 
tung bei einer unterſuchungspflichtigen Behörde nicht vorher 
eine private Unterſuchungspflicht (RGSt. 66, 1, 3). Allerdings 
kommt 8 193 StGB. gegenüber dem 8 164 StGB. überhaupt 
nicht, gegenüber dem § 186 StGB. dann nicht in Frage, wenn 
die üble Nachrede zugleich als leichtfertige Verdächtigung nach 
§ 164 Abſ. 5 StGB. ſtrafbar iſt (RGEntſch. 1 D 309/86 vom 
20. Nov. 1936: ZW. 1937, 700 40. Mit dieſer durch die An⸗ 
derung des § 164 StGB. gebotenen Einſchränkung gelten aber 
die in RGSt. 66, 3 aufgeſtellten Grundſätze auch heute noch 
(RGEntſch. 2 D 97/36 v. 6. April 1936; HöchſtRRſpr. 1936 
Nr. 1385; DJ. 1936, 1126). Ähnliches hat das RG. auch in 
anderen neueren Entſch. ausgeſprochen. „Von einem Laien, der 
ſich an eine Behörde wendet, kann nicht verlangt werden, daß 
er ſelbſt ſchon ein privates Ermittlungsverfahren darüber an⸗ 
ſtellt, ob das, was er vorträgt, nun wirklich auch wahr iſt. 
Denn hierzu iſt er in der Regel gar nicht in der Lage.“ (RG⸗ 
Entſch. 2 D 96/36 v 4. Mai 1936: HöchſtRRſpr. 1936 Nr. 1384 
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JW. 1936, 2319 1). Jedoch handelt derjenige, welcher einen 
Beamten bei einer Behörde einer Dienftpflichtverlegung ver⸗ 
dächtigt, leichtfertig, wenn er bei gewiſſenhafter Prü⸗ 
fung hätte erkennen müſſen, daß die ihm 
zur Verfügung ſtehenden Unterlagen unzu⸗ 
verläſſig oder unzulänglich ſind (RGEntſch. 
ebenda, ferner 6 D 293/35 v. 9. Okt. 1935: JW. 1936, 388 20 
und 4 D 920/35 v. 15. Nov. 1935: JW. 1936, 389 21). 

Bei vorhandener Abſicht, öffentliche Intereſſen wahrzuneh⸗ 
men, wird der Schutz des § 193 StGB. nicht dadurch aus⸗ 
geſchloſſen, daß der Anzeiger daneben auch noch aus Rach⸗ 
ſucht gehandelt hat (RGSt. 34, 216; 61, 401; 66, 3). Entſchei⸗ 
dend iſt, ob für den Täter die Wahrung des öffentlichen In⸗ 
tereſſes an der Verfolgung der vermeintlichen Straftaten oder 
Dienſtpflichtverletzungen die Triebfeder, alſo der oder doch ein 
Beweggrund ſeines Handelns war (RGSt. 61, 401). 

Der Satz, „zum guten Glauben gehört nicht nur, daß man 
von der Richtigkeit ſeiner Angaben überzeugt iſt, ſondern dar⸗ 
über hinaus, daß man davon überzeugt ſein durfte“, gilt für 
das Zivilrecht nicht in dieſem Umfange (ſ. 8 932 Abſ. 2 BGB.), 
für das Strafrecht überhaupt nicht. Wer leichtfertig etwas 
glaubt, iſt deshalb noch nicht bösgläubig. Richtig iſt nur ſo viel, 
daß der gute Glaube vor einer Verurteilung aus § 186 StGB. 
überhaupt nicht und vor einer Verurteilung aus § 164 nur 
dann ſchützt, wenn die objektiv falſche Anſchuldigung nicht grob⸗ 
fahrläſſig begangen iſt. Fällt dem Anzeiger grobe Fahrläſſig⸗ 
keit zur Laſt, dann wird er wegen gröblicher Nichtanwendung 
pflichtmäßiger Sorgfalt und Vorausſicht beſtraft, nicht aber, 
weil dadurch ſeine Gutgläubigkeit entfiele. 

Zum Tatbeſtand der Leichtfertigkeit i. S. des § 164 StGB. 
genügt nicht eine leichte Fahrläſſigkeit, vielmehr müſſen hierzu 
ſchon ſolche Umſtände nachgewieſen werden, die erhebliche 
Zweifel an der Richtigkeit ſeines Vorbringens in dem Anzeiger 
aufkommen laſſen mußten (RGEntſch. 5 D 254/35 v. 11. April 
1935: JW. 1935, 2961). Andererſeits kann als leichtfertig be⸗ 
zeichnet werden, wenn der Anzeiger in ſeiner Anzeige angeb⸗ 
liche Geſchehniſſe, die ihm durch vage, haltloſe Gerüchte oder 
Vermutungen zugetragen find, als Tatſachen hinſtellt (4 D 920/35 
v. 15. Nov. 1935 [dieſer Teil des Urteils iſt in JW. 1936, 389 21 
nicht abgedruckt]). 

(RG., 4. StrSen. v. 12. März 1937, 4 D 881/36.) 


* 


* 27. RG. — 88 174 Abſ. 1 Nr. 1, 175 a Nr. 2 u. 3 StGB. 
Zu den Begriffen „Erzieher“ und „Verführung“. 

Das LG. hat den Begriff des Erziehers verkannt. Der 
Angekl. war nicht der Erzieher des L. und dieſer nicht ſein 
Zögling. Erzieher iſt nur, wer berufsmäßig eine Stellung 
gegenüber einer minderjährigen Perſon, ähnlich der eines 
Vaters oder Vormundes, einnimmt und auf Grund des ihm 
zuſtehenden Anſehens die Lebensführung des Kindes, 
namentlich in ſittlicher Beziehung, zu überwachen und zu lenken 
hat (RGSt. 29, 49; 68, 23). Der BeſchwF. hat eine ſolche 
Stellung berufsmäßig nicht übernommen. Er hat keine „Lebens⸗ 
tätigkeit gewählt, die die Verpflichtung begründet, ſich deren 
Aufgaben mit beſonderer Sorgfalt und unter beſonderer Ver⸗ 
antwortlichkeit zu widmen“ (RGSt. 31, 205). Er hat lediglich 
die Verpflichtung übernommen, wirtſchaftlich für L. zu 
ſorgen, wobei noch zweifelhaft ſein kann, ob die Erfüllung dieſer 
Verpflichtung im Streitfall durch Klage hätte erzwungen wer⸗ 
den können. Die Tatſache, daß er dem Vater des L. verſprochen 
hatte, für dieſen „wie ein Vater zu ſorgen“, reicht nicht aus, 
um den Angekl. zum Erzieher des L. zu machen. Er hat damit 
insbeſ. kein Erziehungsrecht und keine Erziehungsgewalt er⸗ 
worben. L. unterſtand alſo nicht ſeiner Autorität und war ihm 
auch keinen Gehorſam ſchuldig. Es beſtand auch kein Verhältnis 
vom Pflegevater zum Pflegekind i. S. des § 174 Abſ. 1 Nr. 1 
StGB. 

Aus den vorſtehenden Ausführungen ergibt ſich ferner, daß 
zwiſchen dem BeſchwF. und L. kein Über⸗ und Unterordnungs⸗ 
verhältnis i. S. des § 175 Nr. 2 StGB. beſtand. Allerdings 
mußte L. befürchten, daß der Angekl. ihn nicht weiter unter⸗ 
ſtützen würde, wenn er ihm nicht mehr zu Willen war. Er be⸗ 


fand ſich alſo inſofern in einer gewiſſen Abhängigkeit von ihm. 
Dieſe war aber nicht durch ein Unterordnungsverhältnis be⸗ 
gründet. Die Anwendung des § 175 a Nr. 2 StGB. beruht da⸗ 
her auf Rechtsirrtum. 

Durchgreifende Bedenken beſtehen ſchließlich auch gegen die 
Verurteilung des Angekl. wegen fortgeſetzten Verbrechens 
gegen den § 175 a Nr. 3 StGB. Unter Verführung i. S. der ge⸗ 
nannten Geſetzesbeſtimmung iſt die Einwirkung des Voll⸗ 
jährigen auf den Willen des Minderjährigen zu verſtehen, um 
dieſen zu der Unzucht, die er nicht will, geneigt zu machen, und 
zwar unter Ausnutzung der geſchlechtlichen Unerfahrenheit oder 
geringeren Widerſtandsfähigkeit des Minderjährigen (RESt. 
70, 199 = JW. 1936, 1909 10). Hiernach iſt die Frage, ob der⸗ 
ſelbe Minderjährige mehrmals zur Unzucht verführt werden 
kann, zu bejahen. Zwar verneint das RG. dieſelbe Frage in 
die Regel für den $ 182 StGB.; hier aber nur deswegen, weil 
jede Widerholung der Verführung ſich regelmäßig nicht mehr 
gegen ein unbeſcholtenes Mädchen richten würde (RGSt. 
35, 45; 41, 166). Dieſer Grund kommt bei Anwendung des 
§ 175 a Nr. 3 SGB. nicht in Frage, da hier das Opfer nicht 
unbeſcholten zu ſein braucht. Grundſätzlich kann alſo das Ver⸗ 
brechen nach § 1753 Nr. 3 StGB. gegen denſelben Minder⸗ 
jährigen ſowohl in Tatmehrheit als auch in Fortſetzungs⸗ 
zuſammenhang begangen werden. Tatſächlich wird aber die 
wiederholte Verführung oft zu verneinen ſein, z. B. wenn 
es ſich nicht mehr um einen geſchlechtlich Unerfahrenen handelt 
und wenn der bereits Verführte ſchon von ſich aus zur Unzucht 
bereit iſt. Zum mindeſten iſt in ſolchen Fällen beſonders ſorg⸗ 
faltig zu prüfen, ob bei jeder folgenden Einzeltat des Voll⸗ 
jährigen das Merkmal der Verführung erneut nachzuweiſen iſt 

(RG., 5. StrSen. v. 15. März 1937, 5 D 152/7.) 

* 

28. RG. — 88 175 StGB. a. F. und n. F. Nach der 
neueren reichsgerichtlichen Rſpr. (ſ. insbeſ. 
3 D 245/36 v. 7. Mai 1936: J W. 1936, 1972 und 4 D 
1138/35 v. 8. Mai 1936) ſtellt ſich die vor dem 
1. Sept. 1935 begangene Onanie mit einem 
anderen Manne ihrer Beiſchlafsähnlichkeit 
wegen als wider natürliche Unzucht i. S. des 
5 175 StGB. a. F. dar. Wird beiſchlafs ähnliche 
Unzucht in fortgeſetzter Handlung teils vor 
dem 1. Sept. 1935, teils ſpäter begangen, ſo 
it § 175 StGB. n. F. anzuwenden, weil unter 
ſeiner Herrſchaft die fortgeſetzte Straftat 
zum Abſchluß gelangt iſt (RGSt. 62, 1, 5). 

(R., 4. StrSen. v. 9. März 1937, 4 D 138/37.) 

* 

29. RG. — 88 176 Nr. 1, 240 StGB. Zum äußeren Tat⸗ 
beſtand einer unzüchtigen Handlung gehört ein Tun, das nach 
geſunder Volksanſchauung das Scham⸗ und Sittlichkeitsgefühl 
in geſchlechtlicher Beziehung verletzt und damit gegen die Gebote 
ſittlicher Zucht verſtößt. Das iſt bei Ausführung des normalen 
Beiſchlafs zwiſchen Eheleuten regelmäßig nicht der Fall. 

Eine an ſich zuläſſige Handlung wird nicht dadurch zu einer 
unzüchtigen, daß ſie mit Gewalt vorgenommen wird. Erzwingt 
ein Ehegatte von dem anderen den Beiſchlaf, ſo iſt das nicht 
„Unzucht“, ſondern Nötigung. 

Der Angekl. iſt wegen fortgeſetzter Vornahme unzüchtiger 
Handlungen mit feiner Ehefrau gemäß § 176 Nr. 1 StGB. in 
Tateinheit mit Nötigung ſowie in Tateinheit mit Körperver⸗ 
letzung, teilweiſe auch in Tateinheit mit Beleidigung auf Grund 
folgenden Sachverhalts verurteilt worden. 

Der Angekl. beantragte im Auguſt 1936 amtsgerichtlichen 
Sühnetermin zwecks Erhebung der Eheſcheidungsklage. „Um die 
gleiche Zeit“ erzwang er noch wiederholt von ſeiner Ehefrau 
mit Gewalt die Duldung des Beiſchlafs; verſchiedentlich miß⸗ 
handelte er ſie auch und beleidigte ſie wörtlich und tätlich. 

Mit Recht rügt die Rev. die irrige Anwendung des § 176 
Abſ. 1 Nr. 1 StGB. 

Nach den bisherigen Feſtſtellungen hat der Angekl. nur in 
einem einzigen Fall geſchlechtliche Handlungen vorgenommen, 
die — von der Gewaltanwendung abgeſehen — über die Aus⸗ 
übung eines normalen Beiſchlafs hinausgehen. Zum äußeren 
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Tatbeſtand einer unzüchtigen Handlung gehört nach ſtändiger 
Rechtſprechung eine Tun, das nach geſunder Volksanſchauung 
das Scham⸗ und Sittlichkeitsgefühl in geſchlechtlicher Bezie- 
hung verletzt und damit gegen die Gebote ſittlicher Zucht ver⸗ 
ſtößt. Das iſt bei der Ausführung des normalen Beiſchlafes 
zwiſchen Eheleuten regelmäßig nicht der Fall. Für eine an⸗ 
dere Beurteilung iſt auch dann kein Raum, wenn etwa die 
Ehefrau im Einzelfall befugt war, ihrem Ehemann den ge⸗ 
ſchlechtlichen Verkehr zu verweigern. Der Begriff der unzüch⸗ 
tigen Handlung iſt aus ſich heraus zu erklären; eine an ſich 
zuläſſige Handlung wird nicht dadurch zu einer unzüchtigen, 
daß ſie mit Gewalt vorgenommen wird. Dies geht auch aus 
der Nebeneinanderſtellung der beiden Begriffe „Gewalt“ und 
„unzüchtige Handlung“ in § 176 Nr. 1 StGB. hervor. Als 
maßgebend iſt zu berückſichtigen, daß einmal die als Grundlage 
der Volksgemeinſchaft beſtehenden innigſten Bande der Familie 
und Ehe von allen ſtörenden Eingriffen von außen und dem⸗ 
nach auch von einer ſtrafrechtlichen Kontrolle der geſchlechtlichen 
Seite der Ehe ſo weit wie nur irgend möglich freigehalten wer⸗ 
den müſſen. Andererſeits kommt es darauf an, das Denken, 
Fühlen und Handeln des deutſchen Volkes auf dem Gebiete der 
geſchlechtlichen Sittlichkeit geſund zu erhalten und inſoweit im 
Kampf gegen geſchlechtliche Entartung auch die Mittel des 
Strafrechts einzuſetzen. Die Rſpr. iſt berufen, unter Berück⸗ 
ſichtigung dieſer Grundſätze im Einklang mit dem geſunden 
Volksempfinden die richtige Abgrenzung zu finden. Die An⸗ 
ſchauung des Volkes wehrt ſich mit Entſchiedenheit gegen die 
Auffaſſung, daß der Ehemann in geſchlechtlicher Hinſicht mit 
ſeiner Frau nach Willkür verfährt und ſich mit Gewalt den 
Beiſchlaf mit ihr verſchafft. Sie empfindet aber einen Beiſchlaf 
unter Eheleuten, auch wenn er erzwungen iſt, nicht als „Un⸗ 
zucht“, ſondern vielmehr als ſtrafbare Beeinfluſſung der Wil⸗ 
lensentſchließung der Ehefrau. Solches Tun kann daher nur 
nach § 240 StGB. geahndet werden. Für dieſe Auffaſſung 
ſpricht auch, daß das geltende Strafrecht unter dem Geſichts⸗ 
punkt des Sittlichkeitsverbrechens in den beſonderen Beſtim⸗ 
mungen des § 176 Abſ. 1 Nr. 2 und des § 177 StGB. nur den 
Mißbrauch einer willenloſen Frau und die Nötigung zur Dul⸗ 
dung des außerehelichen Betſchlafes unter Strafe ſtellt. 
Ein Beiſchlaf unter Eheleuten bleibt, ſolange die Ehe beſteht, 
aber ſtets ein ehelicher. Für die Annahme der Analogie ($ 2 
StGB.) iſt kein Raum. Auch das kommende deutſche Strafrecht 
geht davon aus, daß der eheliche Verkehr nur unter ganz be⸗ 
ſonderen Umſtänden, wie z. B. bei der Vornahme in der Offent⸗ 
lichkeit, als Unzucht gewertet werden kann (vgl. Gürtner, 
„Das kommende Deutſche Strafrecht“, 2. Aufl., Beſ. Teil, 
S. 196). Jegliches Tun des Angekl., das nichts anderes iſt als 
die vollendete oder verſuchte Vollziehung des Beiſchlafes, muß 
für die Anwendung des $ 176 Abf. 1 Nr. 1 StGB. ausſcheiden, 
ohne daß es noch einer weiteren Prüfung bedarf, ob die „um 
die Zeit“ der Beantragung des Sühnetermins vorgenommenen 
Einzelhandlungen vor oder nach dieſem Zeitpunkt liegen. 

Auch die eigene Ehefrau kann aber inſoweit Gegenſtand 
einer Straftat nach § 176 Abſ. 1 Nr. 1 StGB. fein, als an ihr 
von dem Ehemann Handlungen vorgenommen werden, die über 
den Beiſchlaf hinausgehen und nach den oben angeführten Er⸗ 
wägungen auch bei der Vornahme zwiſchen Eheleuten nach der 
geſunden Volksanſchauung das Scham⸗ und Sittlichkeitsgefühl 
verletzen. Das wird beſonders dann der Fall ſein, wenn be⸗ 
ſonders ſchamloſe und ſcheußliche Verirrungen zur Auswirkung 
gekommen ſind. Solche Handlungen liegen nicht vor. 

Für die neue Verhandlung beſteht Anlaß, noch auf folgen⸗ 
des hinzuweiſen: Sollte das LG. bei der von ihm vorzunehmen⸗ 
den Prüfung Handlungen des Angekl. feſtſtellen, die auch unter 
Zugrundelegung der vorſtehenden Rechtsauffaſſung den Tat⸗ 
beſtand des § 176 Abſ. 1 Nr. 1 StGB. erfüllen, fo iſt inſoweit 
Tateinheit mit tätlicher Beleidigung ausgeſchloſſen. Gegenüber 
dem allgemeinen Tatbeſtand des § 185 StGB. iſt der eines 
geſchlechtlichen Angriffs auf eine Frau der engere (vgl. RGSt. 
45, 344; 65, 337; 68, 25). Nur ſoweit etwa außer den unter 
K 176 StGB. fallenden ſtrafbaren Einzelhandlungen weitere 
Willensbetätigungen vorliegen, die nicht als unzlichtige Hand⸗ 
lungen an der Ehefrau anzuſprechen ſind, würden gegen die 
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Anwendung des 8 185 StGB. keine Bedenken beſtehen. Für 
eine Tateinheit zwiſchen einem Verbrechen gegen $ 176 StGB. 


und einer wörtlichen Beleidigung iſt überhaupt kein Raum. 


(RG., 2. StrSen. v. 15. März 1937; 2 D 126/37.) 
* 


30. RG. — 58 176, 185, 2 StGB. 

Unzüchtige Handlungen mit einer wil⸗ 
lenloſen Frau können nicht nach 8 176 Ziff. 2 
StGB. i. Verb. m. §S 2 StGB. beſtraft werden. 

Für die Annahme der Beleidigung des 
Vaters durch Vornahme von unzüchtigen 
Handlungen mit der Tochter iſt der Nachweis 
beſonderer Umſtände (63. B. Vornahme der 
Handlungen in der Wohnung des Vaters 
oder in ſeiner Gegenwart) erforderlich. 

Bei dieſem Sachverhalt war entgegen der Anſicht der Rev. 
auch kein Raum für eine Verurteilung nach 82 StGB. 
Denn §2 StGB. ſoll dem Gericht die Möglichkeit geben, un⸗ 
beabſichtigte Lücken des Geſetzes auszufüllen und Fälle zu 
erfaſſen, auf die das Geſetz an ſich nicht zutrifft, die aber der 
Geſetzgeber vermutlich mit hätte treffen wollen, wenn er bei 
Abfaſſung des Geſetzes an ſie gedacht hätte. Dagegen geſtattet 
§2 nicht, die Grenzen zu überſchreiten, die der Geſetzgeber be⸗ 
mußt gezogen hat (RGSt. 70, 175). Im 8 176 Ziff. 2 StGB. 
iſt nun ausdrücklich nur der außereheliche Beiſchlaf mit einer 
willenloſen Frau unter Strafe geſtellt. Dieſe Strafvorſchrift 
darüber hinaus allgemein auf die Vornahme unzüchtiger Hand⸗ 
lungen auszudehnen, hat man dagegen abſichtlich unterlaſſen, 
wie ſchon der Vergleich mit den Strafvorſchriften des 8176 
Nr. 1 und 3 SGB. zeigt. Eine entſprechende Anwendung die⸗ 
ſer oder anderer Strafvorſchriften ſcheidet deshalb aus. 

Nach der Rſpr. des RG. kann durch die Beleidigung ſei⸗ 
nes Kindes auch der Vater in ſeiner Ehre verletzt werden. 
Das verkennt auch das LG. nicht. Es führt aus, eine Ver⸗ 
letzung der Familienehre komme gleichfalls nicht in Betracht, 
da nicht angenommen werden könne, daß der Augekl. ſich be- 
wußt war, er bringe durch ſein Verhalten gegenüber der Elſe 
H. zugleich auch eine Mißachtung des Vaters zum Ausdruck. 
Hier hält die StrK. allerdings zwei Geſichtspunkte nicht hin⸗ 
reichend auseinander, nämlich die Frage, ob eine Beleidigung 
des Vaters durch Verletzung der Familienehre vorliegt, und 
die Frage, ob etwa durch das Verhalten des Angekl. gegenüber 
der Tochter auch der Vater unmittelbar mit beleidigt worden 
iſt. Die Annahme einer den Mitgliedern einer Familie als 
Mehrheit zuſtehenden Familienehre iſt in der Rſpr. des RG. 
ſtets abgelehnt worden (vgl. RGSt. 70, 248 = JW. 1936, 
2229 28; 1936, 255422; vgl. Aufſ. Dahm 1936, 2497 und die 
dort angeführte Ripr.). Der Senat ſieht keine Veranlaſſung, 
hiervon abzuweichen ). Es kann ſich deshalb nur fragen, ob eine 
unmittelbare Beleidigung des Vaters durch Beleidigung ſeiner 
Tochter gegeben iſt. Dies in jedem Fall eines unzüchtigen Ver⸗ 
haltens gegenüber der Tochter zu bejahen, iſt vom RG. bisher 
abgelehnt worden, auch ſofern es ſich um eine minderjährige 
oder, was dem gleichgeſtellt werden kann, eine volljährige, aber 
wegen ihres Geiſteszuſtandes pflegebedürftige und unter der 
Pflege des Vaters ſtehende Tochter handelt. Dagegen iſt bejaht 
worden, daß durch unzüchtige Handlungen mit einer erſt 15jäh⸗ 
rigen Haustochter der Vater unmittelbar beleidigt wird, wenn 
beſondere Umſtände dazu kommen, die einen unmittelbaren An⸗ 
griff auf die Ehre des Vaters erkennen laſſen (vgl. die RGSt. 
70, 248 = JW. 1936, 2229 23 angeführten Erk.). Die Str. hat 
auch das nicht verkannt. Da in der Tat die Darſtellung des Sach⸗ 
verhalts beſondere Umſtände der in Frage ſtehenden Art nicht“ 
erkennen läßt, namentlich die Tat des Angekl. nicht in der Woh⸗ 
nung des Vaters der H., noch ſonſt unter ſeinen Augen ge⸗ 
ſchehen iſt, erſcheint inſoweit die Einſtellung des Verfahrens 
gerechtfertigt. 

(RG., 1. Str Sen. v. 5. März 1937, 1 D 41/37.) 

1) Bemerkung: Auf den gegenteiligen Standpunkt in dem 
Aufſatz Dahm, „Der ſtrafrechtliche Ehrenſchutz der Familie“: 
JW. 1936, 2497 wird hingewieſen. D. S. 

* 
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31. KG. — 8132 A b ſ. 2 StGB. Unter Eltern im 
Sinne des 8 182 A b ſ. 2 StGB. find nicht bloß 
die leiblichen Eltern zu verſtehen. Lebt die 
leibliche Mutter der Verführten nach geſchie⸗ 
dener Ehe wegen Geiſteskrankheit in einer 
Anſtalt, ſo iſt die Stiefmutter unabhängig 
von dem Willen des leiblichen Vaters an⸗ 
trags berechtigt. 

(KG., 2. StrSen., Urt. v. 3. Febr. 1937, 2 Ss 3/37.) 


* 


32. RG. — SS 218, 226, 73 StGB. Eine Tateinheit 
zwiſchen vollendeter Abtreibung und Körper⸗ 
verletzung (88 223 — 226 StGB.) ift rechtlich aus⸗ 
geſchloſſen (vgl. dazu RGSt. 52, 209 und RGUrt. 
b. 3. No v. 1910, 1 D 732/10 = Goltd Arch. 58, 453). 
Beide Entſch., die für die frühere Faffung der 
Abtreibungsvorſchriften erlaſſen worden 
jind, haben auch für die neue Faſſung (Gei. 
v. 18. Mai 1926 [RG Bl. I, 239]) ihre Bedeutung 
behalten. Von ihnen abzugehen, ſieht der 
Senat auch nach erneuter Prüfung keine Mög⸗ 
lichkeit. Es liegt Geſetzeseinheit vor. 

(RG., 3. StrSen., v. 4. Febr. 1937, 3 D 12/37.) 


* 


33. RG. — 8224 StGB. Die Verminderung 
der Sehſchärfe auf ½j0 des normalen Sehver⸗ 
mögens iſt der völligen Blindheit gleichzuſetzen. 

Nach der Rſpr. des RG. iſt allerdings eine, wenn auch 
ſchwere, Herabminderung der Sehſchärfe ihrem gänzlichen 
Verluſt nicht gleichzuſetzen (RGSt. 63, 423, 424 und RGuUrt. 
1 D 1443/34 v. 15. Febr. 1935 HöchſtaRſpr. 1935 Nr. 1187 
ſowie die dort angeführten Urt.). Die Grenzziehung zwiſchen 
bloßer Herabminderung und dem Verluſt des Sehvermögens 
liegt aber in jedem Fall weſentlich auf tatſächlichem Gebiet. 
Die Feſtſtellungen muſſen ergeben, welches Maß von Seh⸗ 
vermögen dem verletzten Auge noch verblieben iſt. Dies Er⸗ 
fordernis iſt in dem angefochtenen Urt. erfüllt, und es iſt 
rechtlich nicht zu beanſtanden, daß das LG. das nur zu einem 
Fünfzigſtel fortbeſtehende Sehvermögen der vollſtändigen Er⸗ 
blindung gleichgeſetzt, und daß es die praktiſch unverwertbare 
Möglichkeit einer gewiſſen Erhöhung der Sehkraft des rechten 
Auges außer Betracht gelaſſen hat. 

(RG., 3. StrSen. v. 15. März 1937, 3 D 120/37.) 

* 

* 34. RG. — 88 242, 250, 252 StGB. Wird bei einem räube⸗ 
riſchen Diebſtahl nur die Nötigung, nicht aber der Diebſtahl, 
unter den ſtrafſchärfenden Umſtänden des $ 250 Nr. 3 StGB. 
(auf öffentlicher Straße) ausgeführt, ſo iſt gleichwohl für das 
ganze Delikt die ſchwerere Strafe geboten. +) 

Wer einen räuberiſchen Diebſtahl i. S. des § 252 StGB. 
begeht, ſoll „gleich einem Räuber“ beſtraft werden. Daraus hat 
die Rſpr. des R., im Einklang übrigens mit den Motiven 
(S. 126), von jeher abgeleitet, daß dann, wenn bei einem räube⸗ 
riſchen Diebſtahl einer der den Raub erſchwerenden Umſtände 
des § 250 (oder des § 251) gegeben iſt, die dafür aufgeſtellte 
verſchärfte Strafdrohung gilt. Daran iſt feſtzuhalten. Wollte 
es das Geſetz anders, ſo würde es nicht zu verſtehen ſein, daß 
der § 252 StGB. fo, wie geſchehen, geſtellt und gefaßt worden 
iſt; dann würde ein folgerichtiger Aufbau des Geſetzes dazu 
geführt haben, den jetzigen § 252 hinter den § 243 einzureihen 
und ihn, der ſonſtigen Gepflogenheit des Geſetzes gemäß, mit 
einem ſelbſtändigen — in der Höhe dem des 8 249 entſprechen⸗ 
den — Strafrahmen zu verſehen. Daß man den § 252 in den 
Abſchnitt über Raub und Erpreſſung hinter die §8 250, 251 
geſtellt und ihm keine ſelbſtändige Strafdrohung gegeben, ſon⸗ 
dern ſich inſoweit mit einer Bezugnahme auf die Beſtimmun⸗ 
gen über den Raub ſchlechthin begnügt hat, kann nur den Sinn 
haben, daß man den räuberiſchen Diebſtahl im Strafrahmen 
dem Raub hat völlig angleichen wollen. 

Gilt alſo grundſätzlich der $ 250 auch für den Fall des 
§ 252, ſo kann ſich freilich eine Schwierigkeit ergeben, die gerade 


im vorl. Falle hervortritt. Raub und räuberiſcher Diebſtahl 
haben gemeinſam, daß ſie ſich aus einer Wegnahme und aus 
einer Nötigung zuſammenſetzen. Während aber beim Raub 
dieſe beiden Tätigkeiten aufs engſte miteinander verflochten 
ſind, fallen ſie beim räuberiſchen Diebſtahl begrifflich ausein⸗ 
ander. So kann es beim Raub kaum oder überhaupt nicht vor⸗ 
kommen, daß eine der beiden Tätigkeiten unter einem der er⸗ 
ſchwerenden Umſtände des § 250 begangen worden ift, die an⸗ 
dere dagegen nicht; insbeſ. wird ſich ſchwerlich während der 
Tat ihr Begehungsort mit ſolcher Wirkung verſchieben. Anders 
beim räuberiſchen Diebſtahl. Da hier zunächſt ein Diebſtahl 
vollendet wird und ſodann erſt die Nötigungshandlung einſetzt, 
ſo kann es ſich leicht ereignen, daß die Wegnahme, nicht aber 
die Nötigung unter den erſchwerenden Umſtänden geſchieht oder 
umgekehrt. Es kann z. B. der Täter bei der Wegnahme be⸗ 
waffnet ſein, aber bei der Nötigung nicht mehr, oder er kann 
ſich zur Nötigung mit einer Waffe verſehen haben, die er vor⸗ 
dem nicht hatte. Namentlich kann der Schauplatz der beiden 
Handlungen verſchieden ſein. So iſt es hier geweſen. Die Weg⸗ 
nahme hat der Angekl. an einem nichtöffentlichen Orte ausge⸗ 
führt, dagegen hat er die Nötigung auf einer Straße begangen. 
Es fragt ſich, ob damit die Tat des Angekl., als Ganzes ge⸗ 
nommen, alſo der räuberiſche Diebſtahl, unter dem erſchweren⸗ 
den Umſtande des § 250 Nr. 3, nämlich auf einer Straße, be⸗ 
gangen worden iſt. 

Erſetzt man die Bezugnahme im § 252 StGB. dadurch, 
daß man ſie mit der Strafdrohung ausfüllt, ſo lautet das 
Strafgeſetz, das gegen den Angekl. in Betracht zu ziehen iſt, 
folgendermaßen: 

„Wer, bei einem Diebſtahl auf friſcher Tat betroffen, gegen 
eine Perſon Gewalt verübt oder Drohungen mit gegenwärtiger 
Gefahr für Leib oder Leben anwendet, um ſich im Beſitze des 
geſtohlenen Gutes zu erhalten, wird dann, wenn die Tat auf 
einem öffentlichen Wege, einer Straße ... begangen wird, ... 
beſtraft.“ 

Ließe man allein dieſen Wortlaut entſcheiden, ſo könnte 
kein Zweifel daran beſtehen, daß die örtliche StA. mit ihrer 
Anſicht von der Maßgeblichkeit der Nötigungshandlung recht 
hat. Nach dem Wortlaut erſcheint die Wegnahme gar nicht als 
ein Teil der Tatbeſtandshandlung, ſondern als deren Voraus⸗ 
ſetzung; nach dieſem Wortlaut wäre ſogar anzunehmen, daß es 
ſich, wie in dem ähnlichen § 214 St&B., überhaupt um zwei 
ſelbſtändige Taten handelt, einen Diebſtahl und eine ſodann be⸗ 
gangene Nötigung. 

Dieſer Schein trügt jedoch. Laßt ſich auch das Weſen des 
§ 252 StGB. verſchieden deuten (vgl. darüber RGSt. 66, 355), 
ſo iſt man ſich doch ſtets darüber einig geweſen, daß er eine 
einheitliche Straftat betrifft, den ſogenannten räuberi⸗ 
ſchen Diebſtahl. Die Wegnahme gehört zur Täterhandlung ſelbſt, 
und die Nötigung iſt ein begleitender Umſtand, der dieſer Art 
von Diebſtahl ihre Beſonderheit verleiht und ihn zu einer Son⸗ 
derſtraftat macht. Immerhin iſt dieſe Begleiterſcheinung auch 
nur ein Teil der Handlung. Es bleibt dabet, daß der räuberiſche 
Diebſtahl in einem Zuſammentreffen zweier Handlungen in 
der Perſon desſelben Täters beſteht. 

Ein Fehlſchluß aber wäre es, daraus mit einem Teil des 
Schrifttums, namentlich Olshauſen, 11. Aufl., Anm. 12 zu 
§ 252, S. 1254, zu folgern, daß die ſchärfere Beſtrafung, die 
der § 250 SGB. auch für die Fälle des § 252 vorſieht, daran 
gebunden iſt, daß die beiden Handlungen, die zuſammen den 
räuberiſchen Diebſtahl ausmachen, unter demſelben ſtraferhöhen⸗ 
den Umſtand begangen werden. Das gilt ganz beſonders zu 
Nr. 3 des § 250, wo das Erſchwerende der Tat darin beſteht, 
daß fie an einer Örtlichkeit gewiſſer Art begangen wird. Die 
Sicherheit der Straßen und ähnlicher öffentlicher Srtlichkeiten 
wird hier unter beſonderen Schutz geſtellt. Dieſer beſondere 
Schutz greift allerdings nicht bei jeder Straftat ein, durch die 
zugleich die Sicherheit auf den Straßen uſw. verletzt wird, 
ſondern er gilt nur bei Taten ganz beſtimmter Art, bei Raub, 
bei räuberiſcher Erpreſſung und bei räuberiſchem Diebſtahl, 
alles Taten, die der Geſetzgeber für beſonders gefährlich hält, 
wenn bei ihnen die Sicherheit auf den Straßen mißachtet wor⸗ 
den iſt. Wird nun ein räuberiſcher Diebſtahl in der Weiſe ver⸗ 
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übt, daß die Nötigung auf einer Straße geſchieht, ſo iſt durch 
eine Tat von der Art, die das Geſetz, wenn ſie in die Straßen⸗ 
ſicherheit eingreift, für beſonders ſchwer anlieht, dieſe Sicher⸗ 
heit in Mitleidenſchaft gezogen worden. Dem Sinn und Zweck 
des § 250 Nr. 3, ſoweit er mit dem $ 252 verknüpft worden 
iſt, entſpricht es alſo durchaus, hier den erhöhten Strafſchutz 
zu gewähren. Gerade die Nötigung iſt es, die dem Raube, der 
räuberiſchen Erpreſſung und dem räuberiſchen Diebſtahl das 
gemeinſame Gepräge gibt, alſo denjenigen Verbrechensarten, die 
dem Geſetz dann als beſonders ſchwere Schläge gegen die öffent⸗ 
liche Sicherheit gelten, wenn ſie auf einer Straße oder an 
einem ähnlichen öffentlichen Orte begangen werden. Dem Ge⸗ 
danken des § 250, beſonders gefährlichen räuberiſchen Nöti⸗ 
gungen mit beſonders ſcharfen Strafen entgegenzuwirken, wird 
es allein gerecht, wenn man auch diejenigen Fälle einbezieht, 
bei denen nur die Nötigung unter einem der ſtraferhöhenden 
Umſtände geſchieht. 

Wie der Fall zu beurteilen wäre, wenn nur der Diebſtahl, 
nicht aber die Nötigung unter einem der erſchwerenden Merk⸗ 
male des § 250 Nr. 3 begangen worden wäre, ſteht nicht zur 
Entſch. und kann dahingeſtellt bleiben. 

Jedenfalls iſt im Ergebnis der Rev. dahin beizutreten, daß 
der Angekl. wegen räuberiſchen Diebſtahls, begangen unter den 
erſchwerenden Merkmalen des § 250 Nr. 3, zu beſtrafen ge⸗ 
weſen wäre. 

Während der Schuldſpruch von hier aus berichtigt werden 
kann, muß das Urteil im Strafausſpruch mit den ihm inſoweit 
zugrunde liegenden Feſtſtellungen aufgehoben werden. 


(RG., 1. StrSen. v. 16. Febr. 1937, 1 D 14/37.) 


Anmerkung: I. Das Weſen des räuberiſchen 
Diebſtahls in $ 252 StGB. iſt wenig klar. Das der Be⸗ 
griff des „Diebſtahls“ hier nicht auf die 88 242, 243 StGB, 
beſchränkt iſt, ſondern beiſpielsweiſe auch den 8 370 Nr. 5 StGB. 
umfaßt, hat das RG. mehrfach ausgeſprochen und erſcheint als 
zutreffend (ſiehe die Ausführungen in RGSt. 66, 353). Daß der 
Diebſtahl vollendet fein muß und andernfalls $ 249 StGB. 
Anwendung findet, iſt gleichfalls anerkannt (vgl. RGSt. 6, 
243 ff., 245). 

Im übrigen hat die Rſpr. des RG. geſchwankt. In RGSt. 
60, 380 vom 22. Okt. 1926 hat der 1. StrSen. in der Beſtim⸗ 
mung des $ 252 StGB. keine Sonderſtraftat erblicken und 
dementſprechend beiſpielsweiſe die 88 243, 244 StGB., „ſei es 
in Anwendung der für alternative Strafgeſetze geltenden 
Grundſätze oder in Anwendung des § 73 StGB.“, daneben 
Platz greifen laſſen wollen. Dieſe meines Erachtens (und zwar 
i. S. der Idealkonkurrenz des § 73: StGB.) richtige Anſicht wird 
auch von Olshauſen, 11. Aufl. 1927, § 252 N. 10 geteilt 
(mit weiteren Hinweiſen auf Schrifttum und Rſpr., ſei es i. S. 
der Idealkonkurrenz oder der Alternativität oder des Sonder⸗ 
tatbeſtandes). Die Richtigkeit dieſer Anſicht ergibt ſich meines 
Erachtens gerade durch die im genannten Fall deutlich zutage 
getretenen Bedürfniſſe. In RGSt. 66, 353 vom 20. Sept. 1932 
hat aber der gleiche 1. StrSen. feine Anſicht geändert und iſt 
nunmehr in Übereinſtimmung mit früheren Entſch. der andern 
RevStrSen. (des 2. StrSen. in II 181/24 v. 8. Mai 1924 und 
des 3. StrSen. in RGSt. 6, 243, III 936/82 v. 29. April 1882 
und III 1079/29 v. 6. Febr. 1930) und mit feinem eigenen Urt. 
v. 15. April 1930, I 387/30 der Auffaſſung, „daß die Vorſchrift 
des § 252 gegenüber den Tatbeſtänden der 88 242 bis 244 eine 
Sonderſtraftat ſchafft“. Siehe auch (gleichfalls Bedenken 
1 Kohlrauſch, „StGB.“, 32. Aufl. 1936, 8 252 

ie 


Daß dagegen, wenn § 252 StGB. zur Anwendung kommt, 
auch die 88 250, 251 StGB. i. S. des vorl. Urteils gegebenen⸗ 
alls anzuwenden ſind, iſt anerkannt und nicht zu bezweifeln 
(vgl. RGSt. 19, 141 ff., 146/47; Kohlrauſch a. a. O. N. 3). 

II. Die Hauptfrage des vorl. Urteils iſt die: ob, wenn 
nicht der Diebſtahl, wohl aber die Nötigung 
aufeiner Straße begangen wird, $ 250 Nr. 3 StGB. 
zur Anwendung kommen ſoll. Sie wird im vorl. Urteil bejaht, 
und zwar mit Recht bejaht. 


Zuſtimmung verdient das Urteil zunächſt darin, daß der 
„Diebſtahl“ in § 252 StGB. keine bloße „Vorausſetzung“ der 
Tatbeſtandshandlung, ſondern ſelbſt „Tatbeſtandshandlung“ des 
§ 252 StGB. iſt. Es handelt ſich dabei, wie auch das Urteil 
richtig annimmt, um eine einheitliche Straftat, und zwar ge⸗ 
nauer geſagt, um eine mehraktige Straftat (ſiehe mein „Straf⸗ 
recht“, 1933, S. 194). Es entſpricht alsdann allgemeiner Regel, 
daß die Anwendung der ſchwereren Strafbeſtimmung (8 250 
Nr. 3 StGB.) ſchon dann geboten iſt, wenn der Qualifikations⸗ 
grund auch nur bei einem der mehreren Akte vorliegt. 

Das Urteil bejaht alſo mit Recht, wenn auch nur die 
Nötigung auf einer Straße geſchieht, den § 250 Nr. 3 StGB. 
Wenn es ſich von den Ausführungen bei Olshauſen, 
11. Aufl., Anm. 12 zu § 252, S. 1254, abhebt, fo ſollte dabei 
nicht überſehen werden, daß dort nicht von dem hier (II) er- 
läuterten Fall, ſondern von der alsbald (III) näher zu erwäh⸗ 
nenden andersgelagerten Variante die Rede iſt. Es darf nicht 
ohne weiteres unterſtellt werden, daß beide Fälle den gleichen 
Regeln unterſtehen; ich bin im Gegenteil der Auffaſſung, daß 
dies nicht der Fall iſt. 

III. Dahingeſtellt läßt nämlich das vorl. Urteil die weitere 
Frage: ob, wenn wohl der Diebſtahl, nicht aber die 
Nötigung aufeiner Straße begangen wird, $ 250 
Nr. 3 StGB. zur Anwendung kommen fol. Wie ſchon 
Oppenhoff⸗Delius, 14. Aufl. 1901, § 252 N. 6, und an⸗ 
dere angenommen haben, geht auch Olshauſen, 11. Aufl. 
1927, § 252 Nr. 12, in dieſem Falle davon aus, daß § 250 Nr. 3 
StGB. keine Anwendung finden kann. Trotz des Wortlauts 
(„bei der Tat im Ganzen, nicht bloß beim Diebſtahl“) hat die 
Stelle offenbar nur dieſen Fall (III) im Auge. Eine nähere 
i für die vorgetragene Anſicht wird jedoch nicht ge⸗ 
geben. 

Es mag zunächſt ſcheinen, als ſei durch unſere Ausführun⸗ 
gen unter II auch der nunmehr unter III erwähnte Fall mitent⸗ 
ſchieden, und zwar in einer von Olshauſen abweichenden Weiſe. 
Denn wir hatten geſagt: es entſpreche allgemeiner Regel, daß 
die Anwendung der ſchwereren Strafbeſtimmung ſchon dann 
geboten iſt, wenn der Qualifikatiousgrund auch nur bei 
einem der mehreren Akte (hier alſo: bei dem der Nötigung 
vorhergegangenen Diebſtahl) vorliegt. 

Die rein äußerlich ſich vollziehende Anwendung dieſer 
Regel müßte allerdings auch im vorl. Fall zur Bejahung des 
§ 250 Nr. 3 SGB. führen. Sie würde aber den wahren Sinn 
des § 250 Nr. 3 StGB. verfehlen und deshalb zu falſchen Er⸗ 
gebniſſen gelangen laſſen. Vorausſetzung jener eben ausge⸗ 
ſprochenen Regel iſt nämlich, daß bei einem der Akte der 
mehraktigen Straftat der Qualifikationsgrund als Quali⸗ 
fikationsgrund wirklich vorliegt. Dies iſt aber bei ge⸗ 
nauerem Zuſehen hier nicht der Fall. 

Der Sinn des § 250 Nr. 3 StGB. iſt, wie auch das vorl. 
Urteil ſehr zutreffend bemerkt, der, daß unter ganz be⸗ 
ſtimmten Vorausſetzungen die Sicherheit der Straße 
erhöhten Schutz genießen ſoll. Dieſer beſondere Schutz greift 
„nicht bei jeder Straftat ein, durch die zugleich die Sicherheit 
auf den Straßen uſw. verletzt wird, ſondern er gilt nur bei 
Taten ganz beſtimmter Art, bei Raub, bei räuberiſcher 
Erpreſſung und bei räuberiſchem Diebſtahl, alles Taten, die 
der Geſetzgeber für beſonders gefährlich hält, wenn bei ihnen 
die Sicherheit auf den Straßen mißachtet worden iſt“. Dabei 
ſchließt das Urteil die ſehr zutreffende Bemerkung an: „gerade 
die Nötigung iſt es, die dem Raube, der räuberiſchen Erpreſ⸗ 
ſung und dem räuberiſchen Diebſtahl das gemeinſame Ge⸗ 
präge gibt“. 

Es iſt in der Tat nicht das Weſentliche in $ 250 Nr. 3 
StGB., daß irgendein beliebiger Teil der Geſamttat auf einer 
Straße ſich abſpielt. Die Beſtimmung ſpricht in ihrem Wort⸗ 
laute nur vom „Raub“ und dieſem ($ 249 AGB.) iſt die 
Gewaltanwendung uſw., alſo die Nötigung, von vornherein 
weſentlich. Die Anwendung der Beſtimmung des § 250 Nr. 3 
SGB. auf § 252 StGB. kann daher ſinngemäß nur eine 
„entſprechende“ ſein. Das aber bedeutet: der Nöti⸗ 
gungsakt muß ſich auf der Straße vollzogen haben. Denn 
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er iſt es, der die hier beſonders geſchützte Sicherheit beſonders 
in Mitleidenſchaft zieht. Der Diebſtahlsakt hat damit nichts 
zu tun. 

Prof. Dr. Ed m. Mezger, München. 


* 

35. RG. — 8 246 StGB; 868 BGB. Wer eine 
Sache nur mittelbar beſitzt (§ 868 BGB.), kann 
gleichwohl die tatſächliche Verfügungsmacht 
über ſie — neben dem unmittelbaren Beſitzer 
— innehaben und ſo auch Beſitzer i. S. des 8246 
StGB. ſein (RG Urt. 3 D 56925 v. 7. Jan. 1926: 
Jur Rdſch. 1926 Nr. 527). 

(RG., 5. Str Sen. v. 8. März 1937, 5 D 984/36.) 
* 

36. RG. — 88 257, 258, 259 StGB. Fortſetzungs⸗ 
zuſammenhang kann nur zwiſchen folchen 
ſtrafbaren Handlungen beſtehen, die denglei⸗ 
chen Tatbeſtand verwirklichen. Das iſt bei 
Hehlerei einerſeits und Begünſtigung an⸗ 
dererſeits nicht der Fall. Hinſichtlich der 
hehleriſchen Begünſtigung iſt dies in RG⸗ 
Entſch. 2 D 1056/0 v. 31. Jan. 1931: DRZ. 1931 
Rſpr. Nr. 277 des näheren ausgeführt. Die 
dort hervorgehobenen Gründe gelten in ver⸗ 
mehrtem Maße für das Verhältnis der Heh⸗ 
lerei zur perſönlichen Begünſtigung des 5 257 
StGB., weil die beiden damit als verletzt in 
Rede ſtehenden ſtrafrechtlichen Verbote noch 
weniger ſachliche Berührungspunkte mitein- 
ander haben können. 

(RG., 4. StrSen. v. 2. Febr. 1937; 4D 27/7.) 


* 

37. RG. — $ 266 StGB. Die bloße Pflicht, eine geſchuldete 
Leiſtung zu erfüllen, begründet noch keine Pflicht zur Wahr⸗ 
nehmung von Vermögensintereſſen. Damit der Tatbeſtand der 
Untreue erfüllt wird, iſt es nötig, daß die Verpflichtung zur 
Wahrnehmung fremder Vermögensintereſſen den weſentlichen 
Inhalt des Rechtsgeſchäfts bildet, durch das ſie begründet wird. 

Der Angekl. hat an ein Frl. S. Möbel auf Abzahlung ver⸗ 
kauft. Über die jeweils fälligen Raten von 50 .2.# mußte die 
Käuferin im voraus vom Angekl, ausgeſtellte Wechſel akzeptieren. 
Der Angekl. durfte die Wechſel weitergeben, mußte ſie aber 
jeweils nach Zahlung der Rate zu 50 Ne durch die Käuferin 
einlöſen. 

Nach Zahlung der am 3. Dez. 1935 fälligen Rate hat der 
Angekl. den für dieſe Rate im voraus ausgeſtellten Wechſel 
nicht eingelöſt, ſondern die 50 % für ſich verwendet. Die S. 
erfuhr davon nichts und erhielt im Januar 1936 eine Wechſel⸗ 
klage zugeſtellt. Im Februar löſte dann der Angekl. den Wechſel 
ein. Die S. hatte etwas über 10 S, Koſten. 

Die Sachrüge des Angekl. muß Erfolg haben. 

Wie vom RG. ſchon wiederholt ausgeführt worden iſt 
(RGSt. 69, 15 = JW. 1935, 529 s, NOS. 69, 58 JW. 
1935, 941 2, 1697 1s, RGSt. 69, 146 = JW. 1935, 2053 10 m. 
Anm.; RGSt. 69, 279, 280 = JW. 1935, 3312 “ m. Anm.; 
RuUrt. 1 D 213/35 v. 5. April 1935: JW. 1935, 2637 2), liegt 
in der neuen Faſſung des § 266 StGB. die Gefahr, daß die 
Pflicht, Vertragsbedingungen zu erfüllen, der Pflicht, die Ver⸗ 
mögensintereſſen eines anderen i. S. des § 266 StGB. wahr⸗ 
zunehmen oder zu betreuen, gleichgeſtellt wird. Die bloße 
Pflicht, eine geſchuldete Leiſtung zu erfüllen, reicht aber weniger 
weit, als die Wahrnehmung oder Betreuung von Vermögens⸗ 
intereſſen auf Grund eines Treueverhältniſſes. So begründet 
3. B. die Miete einer Schreibmaſchine nach 88 535 ff. BGB. die 
Pflicht, den Mietzins zu zahlen und die gemietete Sache nach 
Beendigung des Mietverhältniſſes zurückzugeben, nicht aber die 
Pflicht, die Vermögensintereſſen des Vermieters wahrzuneh⸗ 
men. Die rechtswidrige Zueignung iſt darum nach 8 246, nicht 
aber nach 8 266 StGB. ſtrafbar (2 D 412/36 v. 20. Juli 1936). 

Damit der Tatbeſtand der Untreue erfüllt wird, iſt es 
nötig, daß die Verpflichtung zur Wahrnehmung fremder Ver⸗ 
mögensintereſſen den weſentlichen Inhalt des Rechtsgeſchäfts 


bildet, durch das ſie begründet wird. Ob dieſe Vorausſetzung 
und die übrigen Tatbeſtandsmerkmale des § 266 StGB. erfüllt 
ſind, muß in jedem einzelnen Falle im Hinblick auf ſeine be⸗ 
ſondere Geſtaltung geprüft werden. Man darf alſo nicht ſo ver⸗ 
fahren, wie die Str. es tut, indem fie die Verpflichtung des 
Angekl., die S. von ihren Wechſelverbindlichkeiten zu befreien. 
für ſich allein und losgelöſt von dem übrigen Inhalt des Ver⸗ 
trages würdigt, auf Grund deſſen die Verpflichtung beſteht. Die 
Strͤ. hätte vielmehr auch unterſuchen müſſen, welche Bedeu⸗ 
tung dem Umſtande zukam, daß der Angekl. nicht bloß die Ein⸗ 
löſungsverpflichtung gegenüber der S. hatte, ſondern in erſter 
Linie ihr Gläubiger war, und daß der Gläubiger nur unter 
beſonderen Umſtänden die Vermögensintereſſen des Schuldners 
wahrzunehmen haben wird. Von Bedeutung war auch, ob eine 
Abrede und gegebenenfalls welche für den Fall getroffen war, 
daß der Angekl. der Einlöſungspflicht nicht nachkam; denn die 
S. konnte dann möglicherweiſe von der Entrichtung der nächſten 
Rate ſchon kraft Vertrags entbunden und damit ſchadlos ge⸗ 
halten ſein. Erſt auf Grund einer Würdigung der Einlöſungs⸗ 
verpflichtung im Rahmen des ganzen Vertrages war dann die 
Entſch. zu treffen, ob ein Treueverhältnis und die Pflicht zur 
Wahrnehmung der Vermögensintereſſen der S. für den Angekl. 
beſtand, und ob er dieſe Pflicht verletzt und der S. Schaden 
zugefügt hat. Dieſe von der Str. unterlaſſene Unterſuchung 
muß nachgeholt werden. Dabei beſteht aus dem von der Rey. 
hervorgehobenen Geſichtspunkt des Umfangs und der 
Dauer des Geſchäfts kein Bedenken gegen die Annahme einer 
Untreue, da die Einlöſungsverpflichtung, gleichviel ob die 
Wechſel auf einmal im voraus oder nacheinander gegeben 
waren, auf alle Wechſel ausgedehnt war; es iſt alſo in dieſer 
Hinſicht nicht entſcheidend, daß nur die Nichteinlöſung eines 
Wechſels in Frage ſteht. 

Das Urteil leidet aber weiter an dem Mangel, daß es ſich 
mit dem inneren Tatbeſtand überhaupt nicht befaßt, ſondern 
ohne nähere Begründung feſtſtellt, daß der Angekl. vor ſätz⸗ 
lich gehandelt hat. Gerade der innere Tatbeſtand bedarf aber, 
wie in den Entſch. RGSt. 68, 371, 374 Abſ. 2 = JW. 1935, 
289 7 m. Anm.; RGSt. 69, 15, 17 Abs. 2 = ZW. 1935, 529° 
hervorgehoben iſt, bei § 266 StGB. einer beſonders ſorgfältigen 
Würdigung. Dabei wird auch hier von Bedeutung ſein, daß die 
S. auf Abzahlung gekauft und zur Zeit der Tat noch einen 
größeren Betrag in Raten zu zahlen hatte. Dieſe Tatſache 
konnte für den Vorſatz des Angekl. ebenſo von Bedeutung ſein 
wie die Frage, ob die S. ihre Forderung aus der Nichteinlöſung 
des Wechſels gegen einen Teil der Kaufpreisreſtforderung des 
Angekl. aufrechnen durfte (88 387 ff. BGB.; vgl. hierzu die Aus⸗ 
führungen in RGSt. 21, 364, 366/367; 38, 266, 267/268; 61, 
1, 6 Ziff. 3). 5 

(RG., 2. StrSen. v. 4. März 1937, 2 D 12/37.) 


Bemerkung: Eine Anmerkung zu vorſtehender Entſch. folgt. 
D. S. 


* 


ar 38. RG. — 88 268, 263 StG B. Das Sparkaſſen⸗ 
buch einer preußiſchen Kreisſparkaſſe iſt im 
allgemeinen als öffentliche Urkunde anzu⸗ 
leben; die Kreisſparkaſſe hat Behörden- 
charakter. Gegenüber $ 263 StGB. iſt 8 268 
Ziff. 1 StGB. das mildere, 8 268 Ziff. 2 StG B. 
das ſchwerere Strafgeſetz. 

1. Der Angekl. hat in einem auf ſeinen Namen lauten⸗ 
den Sparbuch der Kreisſparkaſſe des Kreiſes Niederbarnim 
eigenmächtig Gutſchriften vorgenommen. Sie ſind von ihm hin⸗ 
ſichtlich der angeblich eingezahlten Geldbeträge, des Datums der 
Einzahlungstage ſowie des neuen Beſtandes des Sparguthabens 
mit Typendruck hergeſtellt worden; er hat ihnen jeweils un⸗ 
leſerliche Phantaſieunterſchriften beigefügt. Dieſes ſo veränderte 
Sparbuch hat er vorgezeigt, um ſich als Inhaber eines be⸗ 
trächtlichen Vermögens aufzuſpielen und um auf dieſe Weiſe 
ſeine betrügeriſchen Ziele zu verfolgen. Die fälſchliche Ausfül⸗ 
lung des Sparbuchs und deſſen Verwendung in der angegebe⸗ 
nen Weiſe hat die Str. als ſchwere Privat⸗Urkundenfälſchung 
i. S. der 88 267, 268 Abf. 1 Ziff. 1 StGB. angeſehen. Die Frage, 
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ob es ſich bei dem Sparbuch, deſſen Ausſtellerin auf der Rückſeite 
des Buchumſchlags als „Kreisſparkaſſe des Kreiſes Niederbarnim 
— öffentlich⸗rechtliche mündelſichere Anſtalt unter Haftung des 
Kreiſes“ bezeichnet iſt, nicht um eine öffentliche Urkunde handelt, 
it von der Strͤ. verneint worden. Sie führt dazu aus, daß 
bei Annahme eines öffentlich⸗rechtlichen Charakters der An⸗ 
ſtalt, den ſie dahingeſtellt läßt, die folgenden beiden Geſichts⸗ 
punkte bei dem Sparkaſſenbuch gegen die Annahme einer öffent⸗ 
lichen Urkunde ſprechen müßten: 

a) Die Aufbewahrung und Verwaltung erſparter Gelder 
erſcheine an ſich nicht ohne weiteres als eine Betätigung öffent⸗ 
licher Körperſchaften oder Anſtalten als ſolcher, ſondern viel⸗ 
mehr als ein den Regeln des Privatrechts unterſtehendes Ge⸗ 
ſchäft, worin auch dann noch keine entſcheidende Anderung ſtatt⸗ 
finde, wenn der betreffenden Einrichtung durch hoheitliche Ver⸗ 
fügung der öffentlichen Hand die Eigenſchaft der Mündelſicher⸗ 
heit für ihre Geldverwaltung zuerkannt ſei. 

b) Im Hinblick auf den beſonderen ſtrafrechtlichen Schutz 
für öffentliche Urkunden erſcheine es angezeigt, nicht ſchlechthin 
eine jede von einer öffentlichen Stelle ordnungsgemäß her⸗ 
geſtellte Urkunde auch ſtrafrechtlich als öffentliche zu betrach⸗ 
ten, ſondern hierzu noch als weitere Eigenſchaft der betr. Ur⸗ 
kunde zu fordern, daß ſie ſelbſt auch dazu beſtimmt iſt, als öffent⸗ 
liches Dokument im öffentlichen Leben zu wirken und damit 
insbeſ. kraft der Autorität ihrer öffentlichen Errichtungsſtelle 
für und gegen jederman und jede andere öffentliche Stelle den 
ſicheren Beweis des in ihr bezeugten Inhalts zu erbringen. Es 
ſei nicht anzunehmen, daß dieſe ſo geartete öffentliche Beden⸗ 
tung ohne weiteres den Eintragungen eines von einer öffent⸗ 
lich errichteten Sparkaſſe ausgegebenen Sparbuchs zukomme. Die⸗ 
ſes erſcheine vielmehr weſentlich dazu beſtimmt, das privat⸗ 
rechtliche Rechtsverhältnis zwiſchen Buchinhaber und Kaſſe in 
privatrechtlicher Weiſe auszuweiſen. 

Dieſe Ausführungen der St. geben in mehrfacher Hin⸗ 
ſicht zu rechtlichen Bedenken Anlaß. 

Ob eine öffentliche Urkunde vorliegt, beſtimmt ſich nach 
dem in 8 415 ZBO. ausgeſprochenen Grundſatz, der auch für 
das Strafrecht Geltung hat (RGSt. 42, 233, 234). Sind Ur⸗ 
kunden von einer öffentlichen Behörde innerhalb der Grenzen 
ihrer Amtsbefugniſſe in der vorgeſchriebenen Form aufgenom⸗ 
men, ſo ſind ſie hiernach öffentliche Urkunden. Es handelt ſich 
daher vorliegend zunächſt um die Frage, ob die Kreisſparkaſſe 
Niederbarnim Behördencharakter hat. Ob dies der Fall iſt, 
richtet ſich nach dem für die Sparkaſſe geltenden örtlichen Ver⸗ 
waltungsrecht. Für Sparkaſſen der preußiſchen Kreisverbände 
iſt in dem Miniſterialerlaß v. 26. April 1880 (MBli V. 201) 
die Behördeneigenſchaft in gleicher Weiſe wie für ſtädtiſche Spar⸗ 
kaſſen anerkannt worden. In der Rſpr. der höchſten Gerichts⸗ 
höfe iſt grundſätzlich ebenfalls davon ausgegangen, daß die 
preußiſchen Kreisſparkaſſen Behördencharakter haben (vgl. RES. 
4, 265, 268 und 26, 183, 186). Insbeſ. iſt auch ſchon vom 
RG. in RGSSt. 61, 126, 129 ausgeſprochen worden, daß die 
preußiſche Kreisſparkaſſe eine öffentliche Behörde iſt. Dieſer in 
der Verwaltung und in der Rſpr. geltenden Auffaſſung liegt 
die Anerkennung zugrunde, daß das Sparkaſſenweſen, ſoweit 
es von dieſen Körperſchaften des öffentlichen Rechts gepflegt 
wird, als eine dem Wohle des Volkes dienliche Einrichtung an⸗ 
zuſehen iſt, deren Erhaltung und Förderung Aufgabe des Staa⸗ 
tes iſt. In der öffentlichen Sparkaſſe ſelbſt und ihrer Vertre⸗ 
tung iſt ein ſtändiges, von der Perfon des Inhabers unabhän⸗ 
giges Organ gegeben, dem es obliegt, unter der Autorität des 
Kommunalverbandes, der Träger der Sparkaſſe iſt, nach eigener 
Entſchließung im Rahmen der hierüber beſtimmenden öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Vorſchriften für dieſe Aufgabe des Staates tätig 
zu ſein. Damit ſind alle rechtlich notwendigen Merkmale einer 
öffentlichen Behörde dargetan (vgl. RGSt. 18, 249, 250; 54, 
150). Es handelt ſich demzufolge bei den Sparkaſſenbüchern der⸗ 
artiger öffentlicher Sparkaſſen um Urkunden, die von einer Be⸗ 

örde im Rahmen ihrer Amtsbefugniſſe ausgeſtellt ſind. Ob ſie 
auch die gehörige Form aufweiſen, entſcheidet ſich, wie ebenfalls 
ſchon in RES. 61, 129 bemerkt iſt, nach den Anordnungen, die 
hierfür durch Geſetz, Satzung oder in ſonſtiger rechtsverbind⸗ 
licher Weiſe getroffen worden ſind. 


Der hiernach gegebenenfalls zu bejahende Charakter des 
vorliegend in Betracht kommenden Sparkaſſenbuchs als einer 
öffentlichen Urkunde iſt auch nicht dadurch in Frage geſtellt, 
daß das durch das Sparbuch verbriefte Rechtsverhältnis ein 
ſolches bürgerlich⸗ rechtlicher Art iſt. Auch hierzu kann auf die 
vorerwähnte Entſch. des RG. im Bd. 61 verwieſen werden. Daß 
die Verleihung der Mündelſicherheit für Einlagen bei der in 
Rede ſtehenden Kreisſparkaſſe für ſich allein die Rechtsnatur 
dieſer Einrichtung und der von ihr ausgegebenen Sparkaſſen⸗ 
bücher i. S. der Begründung eines öffentlich⸗rechtlichen Cha⸗ 
rakters für dieſe nicht entſcheidend beeinfluſſen kann, iſt hier⸗ 
nach belanglos. Sie kommt bei der Beurteilung der Frage, ob 
die öffentliche Sparkaſſe eine Behörde iſt, und ob ihre Spar⸗ 
bücher als öffentliche Urkunden anzuſehen ſind, überhaupt nicht 
in Betracht. 


Aus dieſen Darlegungen erhellt zugleich, daß auch nicht 
etwa deshalb die Eigenſchaft einer öffentlichen Urkunde bei dem 
Sparbuch einer Kreisſparkaſſe entfällt, weil dieſes weſentlich 
dazu beſtimmt iſt, das privatrechtliche Verhältnis zwiſchen Buch⸗ 
inhaber und Kaſſe in privatrechtlicher Hinſicht auszuweiſen (vgl. 
dazu auch RGSt. 10, 192, 195; 37, 318, 320). 

Die Str. nimmt auch zu Unrecht an, daß das Sparkaſ⸗ 
ſenbuch einer ſolchen öffentlichen Sparkaſſe nicht Beweiskraft 
für und gegen jedermann haben könne, alſo für die in ihm be⸗ 
zeugten Tatſachen nicht Beweis zum öffentlichen Glauben er⸗ 
bringe. Denn Sparkaſſenbücher dienen ihrer ganzen Art nach 
nicht dem inneren Dienſt der Sparkaſſe und dadurch nur der 
Behörde ſelbſt. Sie ſind vielmehr im Gegenteil mit der Aus⸗ 
händigung an die Kunden erkennbar für den Verkehr der Spar⸗ 
kaſſe nach außen und außerhalb beſtimmt. Daß es vorliegend 
anders geweſen ſein könnte, iſt den tatſächlichen Feſtſtellungen 
des angefochtenen Urteils nicht zu entnehmen. 

Da hiernach die Strͤ. zugunſten des Angekl. geirrt haben 
kaun, weil ſie das Sparkaſſenbuch je nach dem Ergebnis der 
noch anzuſtellenden tatſächlichen Ermittlungen als öffentliche 
Urkunde hätte anſehen und dann den Angekl., wenn er die Tat⸗ 
ſachen kannte, die bei dem Sparkaſſenbuch die Eigenſchaft einer 
öffentlichen Urkunde begründeten, eines Verbrechens nach $ 268 
Abſ. 1 Ziff. 2 SGB. hätte ſchuldig ſprechen müſſen, erſcheint 
die Aufhebung des Urteils auf Grund des § 358 Abſ. 2 StPO. 
geboten. Zwar hat die Str. ausdrücklich in näher begründeter 
Erwägung ausgeſprochen, daß ſie angeſichts der ganzen Um⸗ 
ſtande der in Rede ſtehenden Straftat, die Urkundenfälſchung 
nach § 268 Abſ. 1 Ziff. 2 SGB. nicht ſchwerer bewertet haben 
würde, als die von ihr angenommene ſchwere Privaturkunden⸗ 
fälſchung nach § 268 Abſ. 1 Ziff. 1 StGB. Das iſt jedoch un⸗ 
zuläſſig, wie der erk. Sen. bereits in RGSt. 70, 403 = JW. 
1937, 883 o ausgeſprochen hat, da die Strafe dem tatſächlich und 
rechtlich eindeutig feſtzuſtellenden Verhalten des Angekl. entſpre⸗ 
chen muß, alſo nicht zugleich hilfsweiſe auch für den Fall aus⸗ 
geſprochen werden kann, daß ein tatſächlich oder rechtlich ab⸗ 
weichender Tatbeſtand der Beurteilung zugrunde zu legen ſein 
würde. Die Vorausſetzung einer Wahlfeſtſtellung nach § 2b 
SGB. kann dem angefochtenen Urteil nicht entnommen wer⸗ 
den (vgl. dazu RGSt. 70, 326 = JW. 1936, 3457 15). 

2. In Tateinheit mit der Urkundenfälſchung iſt der Angefl. 
des Betrugs ſchuldig geworden. Die Strͤ. iſt der Meinung, 
daß bei dieſer Tateinheit die Strafe gem. 873 StGB. aus $ 268 
Abſ. 1 Ziff. 1 SGB. zu entnehmen ſei. Das iſt nicht richtig. 
Denn der 8263 StGB. in der jetzt geltenden Faſſung droht in 
ſeinem Abs. 4 Zuchthaus bis zu 10 Jahren an. Daneben kann 
auch hier außer auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte noch 
auf Geldſtrafe erkannt werden. Der Umſtand, daß die Zucht⸗ 
hausſtrafe in 8263 StGB. nur für beſonders ſchwere Fälle an⸗ 
gedroht ift, kann für die Entſch. der Frage, welches Strafgeſetz 
das ſchwerere ift, keine entſcheidende Bedeutung erlangen, wie 
ſich aus den Erwägungen ergibt, die in NESt. 69, 333, 340 = 
SW. 1936, 457 e m. Anm. für das Verhältnis der 88350, 
351 StGB. zu dem § 266 StGB. angeſtellt worden ſind. Der 
Entſch. dort find in der Zwiſchenzeit andere Senate des RG. 
beigetreten (vgl. RGSt. 70, 53, 56 JW. 1936, 736 21 gl. 
Aufſ. Lehmann S. 696] und RGEntſch. 5/6 D 190/36 vom 
30. April 1936: JW. 1936, 2235 %). Hiernach hätte die Strͤ. 
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nach dem Schuldausſpruch, zu dem ſie gekommen iſt, die Strafe 
nicht dem § 268 Abſ. 1 Ziff. 1 StGB., ſondern dem § 263 StGB. 
entnehmen müſſen. Auf Zuchthaus konnte ſie trotzdem erken⸗ 
nen, wenn ſie das Vorliegen eines beſonders ſchweren Falles 
des Betrugs nach 5263 Abſ. 4 StGB. bejahte. Das angefoch⸗ 
tene Urteil enthält zwar bis dahin keinen Ausſpruch darüber, 
daß ein beſonders ſchwerer Fall dieſer Art gegeben ſei. Die bei 
der Feſtſtellung des Sachverhalts verſchiedentlich hervorgekehr⸗ 
ten erſchwerenden Geſichtspunkte der Tat des Angekl. werden 
jedoch, wenn die neue Hauptverhandlung zu dem gleichen Er⸗ 
gebnis führt, auf die Frage zu prüfen ſein, ob nicht ein beſon⸗ 
ders ſchwerer Betrug begangen worden iſt. Dabei wird insbeſ. 
ins Gewicht fallen, daß in Tateinheit mit dem Betrug — nach 
der bisherigen Annahme der Str. — das Verbrechen der ge⸗ 
winnſüchtigen Privaturkundenfälſchung nach § 268 Abſ. 1 Ziff. 1 
StGB. begangen ift, und daß dieſe Strafvorſchrift zwar dem 
§ 263 StGB. gegenüber das „mildere Geſetz“ ift, trotzdem aber 
Zuchthaus bis zu 5 Jahren androht. Da der Richter bei Aus⸗ 
übung ſeines pflichtmäßigen Ermeſſens nicht ohne zwingenden 
Grund unter das Mindeſtmaß dieſer milderen Strafvorſchrift 
hinuntergehen wird (vgl. RGEntſch. 6 D 171/36 v. 11. März 
1936: JW. 1936, 2236 3s und RGEntſch. 5/6 D 190/36 vom 
30. April 1936: JW. 1936, 2235 3%), iſt bei dem Zuſammen⸗ 
treffen von § 263 StGB. mit 8 268 Abſ. 1 Ziff. 1 St&hB. jeden⸗ 
falls dann, wenn nicht gerade die Vorausſetzungen für die Zu⸗ 
billigung mildernder Umſtände zu bejahen find (f. S 268 Abſ. 2 
StGB.), die Annahme eines beſonders ſchweren Falles des Be⸗ 
trugs nach § 263 Abſ. 4 SGB. in Erwägung zu ziehen. 

Wird der Angekl. auf Grund der neuen Hauptverhandlung 
außer wegen Betrugs in tateinheitlichem Zuſammentreffen mit 
dieſem wegen gewinnſüchtiger Falſchung einer öffentlichen Ur⸗ 
kunde aus 8 268 Abſ. 1 Ziff. 2 StGB. verurteilt, fo iſt die Strafe 
dieſer Vorſchrift zu entnehmen, weil ſie wegen der höheren Min⸗ 
deſtſtrafe gegenüber § 263 StGB. das ſchwerere Strafgeſetz dar⸗ 
ſtellt (vgl. dazu ASt. 69, 385, 387 = JW. 1936, 461 25). 

(RG., 2. StrSen. v. 11. März 1937, 2 D 89/37.) 


* 

3I.RG. — 8 268 Ziff. 2 StGB. Die im Rahmen 
ihrer Befugniſſe von der NSDAP. und ihren 
Dienſtſtellen (SS.⸗Standarte) ausgeſtellten Ur⸗ 
kunden ſind öffentliche Urkunden. 

Mit Recht hat die Stra. die von dem Führer der 8. SS. ⸗ 
Standarte in Hirſchberg ausgeſtellten Antrage auf Fahrpreis⸗ 
ermäßigung als öffentliche Urkunden angeſehen. 

Wie in RGSt. 69, 357 JW. 1935, 3313 3 und RGSt. 
70, 210 JW. 1936, 1678 % ausgeführt, leitet die NS DAP. 
ihre Befugniſſe, ihre Tätigkeit und ihre Organiſation nicht aus 
der Staatsgewalt ab, trotzdem ſind dieſe aber nicht weniger 
öffentlicher Natur als Befugniſſe, Tätigkeit und Organiſation 
der ſtaatlichen Behörden. Die Dienſtſtellen der Partei üben 
ebenſo wie die Staatsbehörden kraft eigenen Rechts öffentliche 
Funktion aus. Daher find ſie, ſoweit die Begriffsbeſtimmung 
der Behörde — abgeſehen davon, daß ſie nicht Organe der 
Staatsgewalt ſind — auf ſie zutrifft, jedenfalls hinſichtlich 
der Frage des ſtrafrechtlichen Schutzes der von ihnen aus⸗ 
geſtellten Urkunden einer öffentlichen Behörde gleichzuachten. 
Es unterliegt daher keinen rechtlichen Bedenken, wenn das an⸗ 
gefochtene Urt. die SS.⸗Standarte einer öffentlichen Behörde 
gleichgeachtet hat. 

Der von der Standarte geſtellte Antrag auf Fahrpreis⸗ 
ermäßigung iſt auch innerhalb der Grenzen ihrer Befugniſſe 
und in der durch die damals geltenden „Vorläufigen Be⸗ 
ſtimmungen für die Beförderung von Angehörigen der SA. 
auf Eiſenbahnen“ vorgeſchriebenen Form (Dienſtſtempel und 
Unterſchrift des Standartenführers) ausgeſtellt. Es handelt 
ſich auch nicht nur um eine innerdienſtliche Erklarung, viel⸗ 
mehr um eine ſolche, die nach außen hin im Rechtsleben als 
urkundliches Beweismittel dienen ſollte. Daß die Erklärung 
nur für einen beſtimmten Dritten, nämlich die Reichsbahn be⸗ 
ſtimmt war, ſteht dem nicht entgegen, da ſie nach § 418 3 NPO. 
vollen Beweis der in ihr beurkundeten Tatſachen zu erbringen 
geeignet war (ReSSt. 64, 328 (331). Der Fall liegt alſo 
genau jo wie in dem RGllrt. 3 D 415/27 v. 3. Okt. 1927: 


JurRdſch. 3 Nr. 2160, auf das ſich das angefochtene Urt. mit 
Recht beruft. 
(RS., 4. StrSen. v. 9. März 1937, 4 D 905/36.) 
* 

40. NS. — 88 274, 348, 349 StGB. Auch der zur 
Empfangnahme des Geldes amtlich nicht zuſtän⸗ 
dige Beamte kann das Geld i. S. des 8350 StGB. 
in amtlicher Eigenſchaftempfangen haben. Dies 
iſt dann der Fall, wenn der Zahlende irrtüm 
lich der Meinung geweſen iſt, der Beamte ſe i 
zur Annahme des Geldes zuſtändig, und der 
Beamte dieſen Irrtum erkannt, aber trotzdem 
das Geld angenommen hat. Gleiches gilt, wenn 
der Beamte irrtümlich geglaubt hat, zur E mp 
fangnahme des Geldes berechtigt oder ver- 
pflichtet zu fein (ogl. RGSt. 51, 113, h e 
434; 68, 204 J W. 1934, 2062 2 m. Anm.; RG St. 68, 
209 und RGEntſch. 2 D 401/36 v. 9. Jul i 1936: J W. 
1936, 3005 Nr. 47). Zur Annahme der in 8 349 StGB. 
bezeichneten Abſicht, ſich einen Vermögens- 
vorteil zu verſchaffen, genügt, daß der An- 
gekl. den durch die Zueignung des Geldes be- 
reits erlangten, aber der Gefahr der Ent 
deckung ausgeſetzten Vermögens vorteil ſich 
gegebenenfalls erhalten wollte (bgl. RGSt. 
50, 420, 423; 58, 109, 111). 

Schon die zeitweilige Vorenthaltung 
einer Urkunde kann ſich als deren Unter- 
drückung darſtellen (RG St. 39, 81). Es iſt da⸗ 
zu nicht einmal ein gewiſſes Maß von Heim⸗ 
lichkeit erforderlich (RGSt. 22, 283). Vielmehr 
genügt jede vorſätzliche Handlung oder 
pflichtwidrige Unterlaſſung, durch die dem 
Berechtigten die Benutzung der Urkunde ent 
zogen oder vorenthalten wird, 

(RG., 4. StrSen. v. 19. Jan. 1937; 4 986/36.) 


* 


41. RG. — 8288 StGB. Es gehört zu den Tat⸗ 
beſtandsmerkmalen des 8 288 StGB., daß der 
Strafantragſteller im Zeitpunkt der Vereite⸗ 
lungshandlung einen ſachlich begründeten An- 
ſpruch auf Zwangsvollſtreckung in das Vermögen 
des Angekl. hat. 

Während die Vorſchriften der 88 239 ff. KO. die Durch⸗ 
führung der ſog. Generalexekution ſchützen ſollen, verfolgt 
288 SGB. den Zweck, Maßnahmen eines böswilligen 
Schuldners, der die ihm von einem einzelnen Gläubiger 
drohende Zwangsvollſtreckung, die ſog. Spezialexekution, ver⸗ 
eiteln will, unter Strafe zu ſtellen. Das Vergehen der Voll⸗ 
ſtreckungsvereitelung ſetzt voraus, daß die Zwangsvollſtreckung 
eines beſtimmten Gläubigers wegen eines bereits beſtehenden 
bermögensrechtlichen Anſpruchs vereitelt werden ſoll, und daß 
dieſer Gläubiger den Strafantrag geſtellt hat (REGEL. 17, 
42, 44; 31, 22, 25; RGUrt. v. 17. Dez. 1928, 2 D 1249/28). 
Es gehört zu den Tatbeſtandserforderniſſen des 8 288 StöGB., 
daß der Strafantragſteller im Zeitpunkte der Vereitelungs⸗ 
handlung einen ſachlich begründeten Anſpruch auf Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das Vermögen des Angekl. hat. Denn nur 
dann ift er Gläubiger i. S. des § 288 StGB. Eine vollſtreck⸗ 
bare Urkunde, der kein fachlicher Anſpruch zugrunde liegt, 
würde nicht genügen (RGuUrt. v. 15. Okt. 1925, 3 D 467/25 = 
23. 1926 Sp. 491). 

(RG., 4. StrSen. v. 16. März 1937, 4 D 871/36.) 

* 


# 42. RG. — SS 348, 349 StGB. Der Begriff des Emp⸗ 
fangens in amtlicher Eigenſchaft iſt nicht gleichbedeutend mit 
dem des Empfangens in amtlicher Zuständigkeit. Er kann auch 
dann gegeben ſein, wenn die amiliche Zuſtändigkeit fehlt, ja, 
dem Beamten die Entgegennahme der Gelder ſogar verboten iſt. 

Daß der Angekl. i. S. des § 359 StGB, „Beamter“ ge⸗ 
weſen iſt, hat die Strͤ. rechtlich bedenkenfrei nachgewieſen. 


60. Jahrg. 1937 Heft 20/21“ 
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Dem Angekl. war in ſeiner Eigenſchaft als Verwaltungs⸗ 
gehilfen der Bürgermeiſterei „die Erledigung von Verſiche⸗ 
rungsangelegenheiten (der Invalidenverſicherung), die die Aus⸗ 
ſtellung und Aufrechnung von Quittungskarten ſowie die Er⸗ 
teilung von Aufrechnungsbeſcheinigungen umfaßte, übertra⸗ 
gen“. Das genügt, wie der erk. Sen. in der Sache 3 D 401/36 
v. 25. Juni 1936 JW. 1937, 169 8e entſchieden hat, um die 
Eigenſchaft des Angekl. als eines Beamten im ſtrafrechtlichen 
Sinne zu begründen (ogl. auch RGSt. 41, 222; 44, 102; 70, 234 
= 3%. 1936, 3005 48; RGUrt. v. 9. Juli 1936, 2 D 401/36: 
„Deutſches Strafrecht“ 3, 367 JW. 1936, 3005 5). Es han⸗ 
delt ſich hier um die Ausübung von Befugniſſen, die aus der 
Staatsgewalt abzuleiten ſind und ſtaatlichen Zwecken dienen. 
Daß dem Angekl. dieſe Angelegenheiten nur vertretungsweiſe 
für den — an ſich damit betrauten — Amtsgehilfen H. oder 
hilfsweiſe neben ihm (ſoweit dieſer anderweit zu ſehr belaſtet 
war) oblagen, ändert nichts an ſeiner Beamteneigenſchaft (ogl. 
die Entſch. des erk. Sen. v. 29. Juni 1933, 3 D 531/33: Höchſt⸗ 
RRſpr. 1933 Nr. 1901). Ebenſo ändert es nichts an der ſtrafrecht⸗ 
lichen Beamteneigenſchaft des Angekl., daß er nicht Beamter 
im ſtaatsrechtlichen Sinne geweſen iſt. Daß der Bürgermeiſter 
als Leiter der Behörde befugt war, dem Angekl. die hier frag⸗ 
lichen Geſchäfte mit rechtlicher Wirkung zu übertragen, kann 
nach den dafür maßgebenden Vorſchriften (vgl. namentlich den 
§ 108 GemO. für die Rheinprovinz) nicht zweifelhaft ſein. Die 
Entſch. RGSt. 22, 39 und 31, 293 beſagen nichts Gegentei⸗ 
liges; ſie ſind überdies durch die neuere Rſpr. des RG. zu dem 
8359 StGB. zum Teil überholt. 


Scweit die Strͤ. den Angekl. der Amtsunterſchlagung für 
ſchuldig erkennt, fehlt es bisher an einem ausreichenden Nach⸗ 
weis dafür, daß der Angekl. die Gelder, die er unterſchlagen 
hat, „in amtlicher Eigenſchaft empfangen“ hat. Es handelt ſich 
um Gelder, die Verficherte der Invalidenverſicherung dem 
Angekl. mit dem Auftrag übergeben hatten, dafür Verſiche⸗ 
rungsmarken beſtimmter Art zu erwerben und dieſe in die 
Verſicherungskarte, die ihm der Verſicherte gleichzeitig übergab, 
einzukleben und dort vorſchriftsmäßig zu entwerten. Daß eine 
derartige Tätigkeit zu den amtlichen Obliegenheiten der Bür⸗ 
germeiſterei und damit des Angekl. gehört habe, iſt in dem 
angefochtenen Urteil nicht nachgewieſen. Die Verſticherungsmar⸗ 
ken zu erwerben, in die Quittungskarten einzukleben und zu 
entwerten, iſt nach den Vorſchriften der RVO. regelmäßig Sache 
des Verſicherten ſelbſt oder des Arbeitgebers, nicht amtliche 
Angelegenheit des Verſicherungsträgers und der Behörden und 
Stellen, die — wie hier die Bürgermeiſterei — kraft beſon⸗ 
derer Vorſchrift zu deſſen Unterſtützung tätig zu werden haben. 
Nun iſt allerdings der Begriff des „Empfangens in amt⸗ 
licher Eigenſchaft“ nicht gleichbedeutend mit dem des Emp⸗ 
fangens innerhalb der amtlichen Zuſtändigkeit. Er iſt, wie das 
RG. mehrfach anerkannt hat, u. U. auch dann gegeben, wenn 
es an der amtlichen Zuſtändigkeit fehlt, ja dem Beamten die 
Entgegennahme der Gelder ſogar verboten iſt, wenn nur der, 
der das Geld hingegeben hat, der Meinung geweſen iſt, der 
Beamte ſei berechtigt, das Geld für die Behörde in Empfang 
zu nehmen, und der Beamte das erkannt und den Geldbetrag 
gleichwohl entgegengenommen hat (vgl. R&St. 51, 113, 116; 
RSUrt. v. 9. Juli 1936, 2 D 40/6: RVerwöl. 1936, 1035 
JW. 1936, 3005 „). Aber auch nach dieſer Richtung fehlt 
es hier an einer eindeutigen Feſtſtellung. Die — nach den 
Jeſtſtellungen gar nicht unzutreffende — Annahme der Ver⸗ 
ſicherten, der Angekl. „bearbeite (bei der Bürgermeiſterei) die 
Verſicherungsangelegenheiten“, ſchloß nicht notwendig die An⸗ 
nahme ein, die Verſicherten ſeien der Meinung geweſen, zu 
dem Geſchäftskreis des Angekl. gehöre auch die Beſchaffung 
und Verwendung der Verſicherungsmarken. Vielmehr laſſen 
die Feſtſtellungen der Stra. die Möglichkeit offen, daß die Ver⸗ 
icherten dem Angekl. das Geld nicht „in ſeiner amtlichen Eigen⸗ 
ſchaft“ anvertraut haben, ſondern aus perſönlichem Ver⸗ 
trauen, weil ſie mit Rückſicht auf ſeine Stellung von ihm er⸗ 
warteten, er werde ihre Aufträge gewiſſenhaft ausführen. Es 
Handelte ſich bei den Verſicherungsnehmern, die in Betracht 
kamen, durchweg um Perſonen, die an demſelben Ort wie 
der Angekl. wohnten und mit ihm perſönlich bekannt waren. 


Es hätte nahe gelegen, zu prüfen, ob nicht die Meinung der 
Verſicherten dahin gegangen iſt, der Angekl. ſolle die Verſiche⸗ 
rungsmarken bei der Poſt erwerben, in die Verſicherungs⸗ 
karten einkleben und dort entwerten und ſie erſt nach Vor⸗ 
nahme dieſer Geſchäfte in den amtlichen Geſchäftsgang der 
Bürgermeiſterei geben. In dieſem Falle wären dem Angekl. 
zwar die Quittungskarten, nicht aber die Geldbeträge „in amt⸗ 
licher Eigenſchaft anvertraut“ geweſen. 

Schon die Unklarheit, die das angefochtene Urteil in dieſer 
Richtung läßt, nötigt dazu, es aufzuheben, ſoweit die Verurtei⸗ 
lung wegen Amtsunterſchlagung in Betracht kommt; das hat 
weiter zur Folge, daß auch die Geſamtſtrafe aufzuheben iſt. 

Zu dieſer Aufhebung nötigt aber auch noch ein weiterer 
Rechtsfehler, dem die Str. unterlegen iſt. Nach den Feſtſtel⸗ 
lungen des angefochtenen Urteils war „der Wille des Angel. 
von vornherein darauf gerichtet, in allen Fällen, in denen ihm 
von bekannten Perſonen Geldbeträge zur Beſchaffung von Ver⸗ 
ſicherungsmarken übergeben wurden, dieſe für ſich zu verwen⸗ 
den“. Wenn der Angekl. aber in einer ſolchen Abſicht die 
Geldbeträge entgegennahm, ſo unterdrückte er eine wahre Tat⸗ 
ſache, die zu offenbaren er nach Treu und Glauben verpflich⸗ 
tet war, nämlich die Tatſache, daß er entſchloſſen war, die 
Geldbeträge auftragswidrig zu verwenden. Er betrog alſo die 
Geldgeber um die Beträge, die ſie ihm anvertrauten. In die⸗ 
ſem Falle wäre darin, daß der Angekl. die Gelder dann ſpäter 
für ſich verwendet hat, keine Unterſchlagung, ſondern eine ſtraf⸗ 
loſe Nachtat des Betruges zu finden (vgl. hierzu RGSSt. 22, 
306, 308; 52, 163; 61, 37; 68, 204, 209 = JW. 1934, 2062 25 
m. Anm.: RGSSt. 70, 12 = JW. 1936, 932°; RGürt. vom 
9. Juli 1936, 2 D 401/36 JW. 1936, 3005“ und zahlreiche 
andere). Den Schuldſpruch von hier aus in dieſem Sinne zu 
ändern, iſt nach den Umſtänden des Falles nicht angezeigt. Es 
wird Sache des Tatrichters ſein, in der angegebenen Richtung 
zunächſt zweifelsfreie Feſtſtellungen zu treffen. 

Fortſetzungszuſammenhang zwiſchen Ver⸗ 
brechen gegen die 88 348 A bſ. 1, 349 und ſolchen 
gegen die 8s 348 Abi. 2, 349 StGB. anzuneh⸗ 
men, iſt nicht möglich. Die beiden Vorſchrif⸗ 
ten ſchützen verſchiedene Rechtsgüter (vgl. das 
Urteil des erk. Sen. v. 20. Dez. 1934, 3 D 939/34: 
Höch ſt RRſpr. 1935 Nr. 989 = ZW. 1935, 865 ). Der 
abweichenden Anſicht, die der 1. Sen. des RG. 
in der Entſch. v. 8. Mai 1934, 1 D 102/84: Höch ſt⸗ 
RRſpr. 1934 Nr. 1566 = J W. 1934, 1728 1 vertreten 
hat (ogl. auch das Urteil desſelben Senats 
v. 27. Juni 1930, 1 D 498/30 = ZW. 1980, 3413) vermag 
ſich der erk. Sen. nicht anzuſchließen. Sie bin⸗ 
det ihn nicht, da fie vor dem 1. Sept. 1935 er⸗ 
gangen iſt. 

(RG., 3. StrSen. v. 11. März 1937, 3 D 109/37.) 
* 


43. RG. — 8 348 A bſ. 1 S:68,;$ 415 3 PO. Die 
Beurkundung unrichtiger Geldempfangstage 
„in den Vorgängen des Fin A.“ durch den ſtell⸗ 
vertretenden Vollziehungsbeamten fit keine 
vorſätzliche Falſchbeurkundung öffentlicher 
Urkunden i. S. des § 415 3 PO. 

Die Eintragungen in den „Rückſtandsanzeigen“, den 
Vollſtreckungsakten des Fin A., ſind nur für den inneren Dienft, 
nicht zu öffentlichem Glauben gegenüber jedermann beſtimmt 
(ogl. für Eintragungen in das Dienſtregiſter des Gerichts⸗ 
vollziehers RG St. 62, 414; 68, 201 — JW. 1934, 233810; 
RGSt. 68, 203; RGuUrt. v. 10. Febr. 1936, 5 D 521/35 — JW. 
1936, 1052 6e). 

Möglich iſt aber, daß die von dem Angekl. ausgeſtellten 
Quittungen über die an ihn erfolgten Zahlungen der Voll⸗ 
ſtreckungsſchuldner öffentliche Urkunden find (vgl. für Quit⸗ 
tungen der Gerichtsvollzieher RGGUrt. v. 22. Okt. 1926, ID 
608/26 — Jurgdſch. 1926 Nr. 2178; für Steuerguittungen 
eines Vollſtreckungsbeamten RGUrt. v. 3. Dez. 1928, 2D.1213/28 
JW. 1929, 1029 m. Anm.; für Zollquittungen RGSt. 69, 
105 ff. JW. 1935, 194110). Sie find es dann, wenn fie 
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auf Grund der beſtehenden Vorſchriften in der vorgeſchriebenen 
Form, gegebenenfalls alſo unter Beidrückung des zur Form⸗ 
gültigkeit erforderlichen amtlichen Stempels aufgenommen wor⸗ 
den find (vgl. RGUrt. v. 4. März 1936, 6 D 129/36). Die An⸗ 
gabe des Tages der Zahlung in dieſen Quittungen iſt unzwei⸗ 
felhaft eine rechtlich erhebliche Tatſache. 

Rechtsirrig iſt die Ausführung im angefochtenen Urteil: 
„Auf der anderen Seite muß von einem Beamten unbedingte 
Treue und Zuverläſſigkeit verlangt werden. Macht er ſich 
ſtrafbar, ſo kann die Straftat, auch wenn ſie an ſich milde 
liegt, nur mit einer Freiheitsſtrafe geahndet werden. Durch 
eine Geldſtrafe (8 27 b StGB.) erſcheint der Strafzweck in ſol⸗ 
chen Fällen nicht erreichbar, wo es ſich um ein ausgeſproche⸗ 
nes Vergehen im Amte handelt.“ Dieſe Darlegungen laſſen 
die Deutung zu, daß das LG. rechtsirrig angenommen hat, 
beim Vorliegen eines Beamtenvergehens ſei § 27b StGB. 
grundſätzlich nicht anwendbar. Das LG. wird daher gegebenen⸗ 
falls die etwaige Nichtanwendung des § 27 b StGB. nicht mit 
allgemeinen, ſondern auf den Einzelfall ageſtellten Erwägun⸗ 
gen ablehnen müſſen, aus denen ſich ergeben muß, daß gerade 
bei dieſem Angekl. der Strafzweck nicht durch eine Geldſtrafe 
erreicht werden kann. 

(RG., 5. StrSen. v. 4. Febr. 1937, 5 D 940/36.) 


* 


44. KG. — 8 361 A bſ. 1 Ziff. 10 StGB. Der Un⸗ 
terhaltspflichtige iſt zur vollen Ausnutzung 
ſeiner Erwerbsfähigkeit verpflichtet, unter 
Umſtänden auch zur Vornahme eines Berufs- 
wechſels. 

Das AG. hält die Aufgabe des erlernten Berufs als 
Grundſtücksmakler zugunſten eines anderen — ungelernten — 
Berufs noch nicht für dem Angekl. zumutbar, weil ſich der 
Nachweis nicht habe führen laſſen, daß der Angekl. in ſeinem 
alten Berufe für abſehbare Zeit nicht genug Verdienſtmöglich⸗ 
keiten gehabt habe, um ſeine Familie zu ernähren. Erſt für 
den Fall, daß der Angekl. über den hier in Rede ſtehenden 
Zeitraum hinaus zur Gewährung des Unterhalts außerſtande 
fein ſollte, hält das AG. ihn für. verpflichtet, ſich nach einem 
andern Beruf umzuſehen. Hierin liegt kein Geſetzesverſtoß. 
Nicht jede vorübergehende Unfähigkeit, durch Betätigung im 
bisherigen Berufe die Mittel zur Unterhaltsleiſtung aufzu⸗ 
bringen, z. B. eine einmalige, nicht regelmäßig wiederkehrende, 
ſaiſonmäßig bedingte Leiſtungsunfähigkeit, läßt ſchlechthin 
einen Berufswechſel als geboten und zumutbar erſcheinen. Es 
kommt vielmehr auf die beſonderen Umſtände des einzelnen 
Falles an: die perſönlichen Fähigkeiten des Unterhaltspflich⸗ 
tigen, die Art ſeines bisherigen Berufs und des ihm zur Wahl 
ſtehenden neuen, die örtlichen Verhältniſſe und auch die Art 
ſeiner Unterhaltspflicht. So wird die geſteigerte Unterhalts⸗ 
pflicht des Vaters den ehelichen Kindern gegenüber (8 1603 
Abſ. 2 Satz 1 BGB.) für ihn im Zweifel eher einen Berufs⸗ 
wechſel als zumutbar erſcheinen laſſen als für den außerehe⸗ 
lichen Vater deſſen rein ſchuldrechtliche Unterhaltspflicht. 

(KG., 2. StrSen., Urt. v. 3. Febr. 1937, 2 8s 4/37.) 
* 


45. NÖ. — 8363 StG B. Das Merkmal „zum 
Zwecke ſeines beſſeren Fortkommens“ erfor⸗ 
dert nach feſtſtehender Rechtſprechung des 
R G., daß der Täter die gefälſchte Urkunde 
unbeſtimmt wo, bei jeder oder irgendeiner 
ſich in Zukunft bietenden Gelegenheit ge- 
brauchen will (RGUrt. v. 17. Ja n. 1929, 2 D 1402/28). 

(RG., 5. StrSen. v. 28. Jan. 1937, 5 D 679/36.) 


Blutſchutzgeſetz 
46. RG. — 882, 5 BlutſchutzG. Zum Begriff 
„Geſchlechtsverkehr“. 
Die Str. lehnt die Verurteilung des Angekl. aus den §8 2, 
5 Abſ. 2 Gef. zum Schutze des deutſchen Blutes und der deut⸗ 
ſchen Ehre v. 15. Sept. 1935 i. Verb. m. § 11 der 1. AusfVO. 


hierzu ab, weil der Angekl. (Volljude) mit der (deutſchen Staats⸗ 
angehörigen und deutſchblütigen) Margarete K. ſeit dem In⸗ 
krafttreten des genannten Geſetzes keinen Geſchlechtsverkehr 
i. S. des § 11 der 1. Ausf VO. gehabt oder verſucht habe. Sie 
vertritt den Standpunkt, Geſchlechtsverkehr ſei nach einheitlichem 
Sprachgebrauch und nach allgemeiner Volksauffaſſung nur der 
Beiſchlaf, die Vereinigung der Geſchlechtsteile; inwieweit auch 
beiſchlafsähnliche Handlungen als Geſchlechtsverkehr i. S. des 
Geſetzes anzuſehen ſeien, könne dahingeſtellt bleiben; als Ge⸗ 
ſchlechtsverkehr könnten keinesfalls alle der geſchlechtlichen 
Sphäre angehörenden Handlungen oder alle auf geſchlechtliche 
Befriedigung gerichteten Handlungen bezeichnet werden, wenn 
man nicht dem Begriff und dem Sprachgebrauch Gewalt antun 
wolle; gegenſeitige Onanie — die die Str. als von dem 
Angekl. mit der K. noch nach dem 15. Sept. 1935 begangen 
annimmt — ſei kein Geſchlechtsverkehr und keine beifchlafsähn: 
liche Handlung. 

Dieſe Rechtsauffaſſung widerſpricht dem Standpunkt, den 
der Große Senat für Strafſachen des R®. in feinem Beſchl. 
v. 9. Dez. 1936 (GSSt 4/36, RGSt. 70, 375 = ZW. 1937, 160 10) 
eingenommen hat. Danach iſt zwar richtig, daß Geſchlechtsver⸗ 
kehr nicht mit der Vornahme von unzüchtigen Handlungen 
gleichzuſetzen iſt, daß es ſomit unzüchtige Handlungen gibt, die 
nicht als Geſchlechtsverkehr bezeichnet werden können. Wohl aber 
ſieht der Beſchluß des Großen Senats aus den dort angeführten 
Gründen, auf die verwieſen werden kann, einen Geſchlechtsver⸗ 
kehr i. S. des $11 der 1. Ausf O. als gegeben an bei ſolchen 
geſchlechtlichen Betätigungen, durch die nach der Art ihrer Vor⸗ 
nahme eine Befriedigung des Geſchlechtstriebes mindeſtens des 
einen Teiles auf einem anderen Wege als durch Vollziehung 
des Beiſchlafs bewirkt werden ſoll. Der Begriff Geſchlechtsver⸗ 
kehr iſt danach weſentlich weiter zu faſſen, als es in dem an- 
gefochtenen Urteil geſchehen iſt. 

(RG., 1. Streu. v. 9. März 1937, 1 D 942/36.) 


Deviſenrecht 


47. RG. — 88 14 Abſ. 1, 15 Abſ. 2, 36 Abſ. 1 Nr. 3 Dev⸗ 
BO. von 1932; SS 73, 74 SIEB. — Fortſetzungszuſammen⸗ 
hang zwiſchen mehreren Handlungen möglich, die gegen ver⸗ 
ſchiedene der in $ 36 Abſ. 1 Nr. 3 Dev VO. 1932 angeführten 
Straftatbeſtände verſtoßen. 7 


Da die Augekl. jedesmal den ganzen ihr von den Banken 
für die Zinsſcheine ausbezahlten Erlös an den Mitangeklagten 
K. ausgehändigt hat, hat das LG. fie mit Recht eines Ver- 
ſtoßes gegen § 14 Abf. 1 DevVO. 1932 für ſchuldig erachtet und 
ſie daher wegen (fortgeſetzter) Zuwiderhandlung gegen 8 36 
Abſ. 1 Nr. 3 i. Verb. m. 8 14 Abf. 1 DevVO. verurteilt. Gegen⸗ 
über dieſem Verhalten bedeutete das Zur⸗Einlöſung⸗Bringen 
der Zinsſcheine bei den Banken (15 Abſ. 2 Dev VO. 1932) nur 
die Schaffung einer Sachlage, aus der ſich die Gefahr eines 
nicht genehmigten Deviſenverluſtes ergab. Ihre etwaige Straf- 
barkeit ginge nach ſtändiger Rſpr. des RG. in der Beſtrafung 
für die Herbeiführung des Erfolgs auf (vgl. RGSt. 68, 136, 
147149; RG.: JW. 1935, 3308 19). 

Von dieſer Rſpr. weicht das LG. bewußt ab, indem es 
eine fortgeſetzte (einheitliche), gegen § 36 Abſ. 1 Nr. 3 i. 
Verb. m. den dort einzeln aufgeführten Beſtimmungen der Dev⸗ 
VO. verſtoßende Handlung annimmt. Was es zur Begründung 
ſeiner Rechtsauffaſſung anführt, erſcheint jedoch nicht zwingend. 
Das LG. meint, jene Rſpr. des RG. würde zur Annahme 
mehrerer ſelbſtändiger ($ 74 StGB.) Straftaten nötigen in Fäl⸗ 
len, in denen der Täter nur einen Teil des Erlöſes für 
die ohne Genehmigung eingelöſten Zinsſcheine ins Ausland ver- 
bracht oder einem Ausländer oder Saarländer im Inlande aus: 
gehändigt (und ſich dadurch gegen SS 12 oder 14 Abſ. 1 Dev VO. 
vergangen) habe, während er hinſichtlich des auderen Teils 
nur aus 8 15 Abſ. 2 beſtraft werden könne. Dieſe Folgerung 
zieht das LG. zu Unrecht aus der von ihm abgelehnten Rſpr. 
Wie der erk. Sen. ſchon in ſeinem Urt. v. 5. Nov. 1995: Höchſt⸗ 
RRſpr. 1936, 500 (zur Frage des Fortſetzungszuſammenhangs 
zwiſchen einfachem und Forſtdiebſtahl) und jüngſt wieder in dem 
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Urt. v. 10. Nov. 1936, 1 D 954/35 (zur Frage des Fortſetzungs⸗ 
zuſammenhangs auf dem Gebiet des Wein.) ausgeſprochen 
hat, iſt Fortſetzungszuſammenhang nicht nur zwiſchen mehreren, 
denſelben Straftatbeſtaud verletzenden, ſondern auch zwiſchen 
bloß gleichartigen ſtrafbaren Handlungen möglich, ſofern 
die verletzten Strafgeſetze — vom Standpunkt der Rechtsord⸗ 
nung als einem Ganzen geſehen — Beſtandteil derſelben Rechts⸗ 
norm ſind, nämlich des einheitlich zum Schutz desſelben Rechts⸗ 
guts aufgeſtellten Verbots. Dies bejaht das LG. ſelbſt mit im 
Ergebnis zutreffender Begründung für die hier in Betracht 
kommenden, durch § 36 Abſ. 1 Nr. 3 DevVO. unter Strafe ge 
ſtellten Einzelverſtöße. Das würde, ſofern das Zur⸗Einlöſung⸗ 
Bringen der Zinsſcheine nach § 15 Abſ. 2 Dev VO. ſtrafbar 
wäre, auch für das Verhältnis dieſer Straftat zu der des 8 14 
Abſ. 1 DevVO. gelten. 

Die Angekl. hat ſich alſo der fortgeſetzten Zuwiderhand⸗ 
lung gegen 8 36 Abſ. 1 Nr. 3 i. Verb. (nur) m. 8 14 Abſ. 1 Dev⸗ 
BO. ſchuldig gemacht. Da es ausgeſchloſſen erſcheint, daß die 
hiernach irrige rechtliche Beurteilung auf das vom Tatrichter 
erkannte Strafmaß Einfluß gehabt haben konnte, kann der 
Rechtsmangel ohne Zurückverweiſung der Sache vom Nev®. 
berichtigt werden. 

(RG., 1. StrSen. v. 16. Febr. 1937, 1D 92/36.) 


* 


48. RG. — 88 14 Abſ. 1, 18 Abſ. 1, 36 Abſ. 1 Nr. 3 Dev⸗ 
BO. von 1932; 810 der 8. Durchf BO. zur Dev VO. v. 17. April 
1934. — Der Feſtſtellungsbeſcheid einer Deviſenſtelle nach § 10 
der 8. Durchf VO. iſt auch dann für die Gerichte bindend, wenn 
er auf einen früheren Zeitpunkt abgeſtellt und in einem ſchwe⸗ 
benden Strafverfahren erlaſſen war. — Zur Abgrenzung des 
Verſuchs. — Verhältnis mehrerer Deviſenzuwiderhandlungen. 7) 


1. Die Verurteilung des Angekl. Spre. wegen fortgeſetzten 
Vergehens gegen 88 14 Abſ. 1, 36 Abſ. 1 Nr. 3 DevVO. vom 
23. Mai 1932 iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. 

Daß Spra. Ausländer i. S. des 8 2 Abſ. 6 Dev VO. 
war, war durch den Feſtſtellungsbeſcheid der Deviſenſtelle Ber⸗ 
lin v. 25. Juli 1934 für das erkennende Gericht bindend feſt⸗ 
geſtellt (Art. III $10 der 8. Durchf VO. zur Deviſenbewirtſchaf⸗ 
tung v. 17. April 1934 [RG Bl. I, 313]). Daß der Feſtſtellungs⸗ 
beſcheid auf einen früheren Zeitpunkt (1. Jan. 1932) abgeſtellt 
und in einem ſchwebenden Verfahren erlaſſen war, war rechtlich 
zuläffig (ogl. RGSt. 69, 257 = JW. 1935, 2432 » m. Ann.). 
Ob die Deviſenſtelle nach ihren innerdienſtlichen Vorſchriften 
zum Erlaß des Beſcheides befugt war, iſt rechtlich belanglos. 
Daß im übrigen die Deviſenſtelle bei Erlaß des Feſtſtellungs⸗ 
beſcheides im Rahmen ihrer Befugniſſe handelte, wird in dem 
von der Rev. erwähnten Runderlaß an die Deviſenſtelle vom 
17. Aug. 1935, 164/35 ausdrücklich anerkannt. Es wird jedoch 
dort verfügt, daß ſolche Feſtſtellungsbeſcheide in ſchwebenden 
Strafverfahren von der Deviſenſtelle künftig nicht mehr er⸗ 
laſſen werden ſollen. Im Hinblick auf die bindende Wirkung des 
Feſtſtellungsbeſcheides kann die Frage, ob das LG. auch auf 
Grund eigener Feſtſtellungen die Ausländereigenſchaft des Spra. 
ohne Rechtsirrtum bejaht hat, unerörtert bleiben. 

Der Angekl. Spre. hat ſonach ohne die erforderliche Ge⸗ 
nehmigung der Deviſenſtelle im Auftrag des Ausländers 
Spra. für dieſen fortgeſetzt Wertpapiere verkauft, den Verkaufs⸗ 
erlös für Spra. in Empfang genommen und ſodann an dieſen 
im Inland ausgehändigt. Die Annahme des LG., daß der 
Angekl. hierdurch den äußeren Tatbeſtand der 88 18 Abſ. 1, 14 
Ab. 1, 36 Abſ. 1 Nr. 3 Dev VO. 1932 verwirklicht hat, iſt frei von 
Rechtsirrtum. Auch die Darlegungen des LG. über das Vorliegen 
des inneren Tatbeſtands dieſer Deviſenzuwiderhandlung laſſen 
keinen Rechtsirrtum erkennen. 

Die Annahme des LG., daß die verſchiedenen Verſtöße des 
Angekl. gegen §8 18 Abſ. 1, 36 Abf. 1 Nr. 3 Dev VO. in Fort⸗ 
ſetzungszuſammenhang begangen wurden, und daß dieſes fort⸗ 
geſetzte Vergehen durch das zeitlich nachfolgende ebenfalls in 
Fortſetzungszuſammenhang begangenen Vergehen gegen 88 14 
Abs. 1, 36 Abſ. 1 Nr. 3 DevVO. aufgezehrt wurde, weil die 
Strafe für die Herſtellung der deviſenwirtſchaftlichen Gefahren⸗ 
lage nach dem Grundſatz der Subſidiarität in der Beſtrafung 


für die Herbeiführung des Erfolges aufgeht, entſpricht der ſtän⸗ 
digen Rſpr. des RG. (RSSt. 67, 401 = JW. 1934, 104%; 
NSS. 68, 136 = JW. 1934, 1786 6 m. Anm.; RGSt. 68, 
315 JW. 1934, 3059 20 und 3286 27). 

2. Auch die Verurteilung des Angekl. Spre. wegen ver⸗ 
ſuchten Vergehens gegen §§ 18 Abſ. 1, 36 Abſ. 1 Nr. 3 Dev O. 
1932 iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. 

Nach den Feſtſtellungen des LG. hat der Angekl. um die 
Jahreswende 1932/1933 dem Referendar Sch. eine größere 
Menge dem Spra. gehöriger Wertpapiere mit dem Auftrag 
übergeben, ſie zu verkaufen. Sch. hat ſodann dieſe auf ſei⸗ 
nen eigenen Namen bei der C. Credit Aktiengeſellſchaft 
um 7871,49 a verkauft. Von dem Verkaufserlös hat Sch. 
einen Teil auf einen dem Spre. gegebenen Barvorſchuß ver⸗ 
rechnet und den Reſtbetrag von 6271,49 Na auf das Bank⸗ 
konto des Spre. bei der Deutſchen Bant und Diskonto-Geſell⸗ 
ſchaft in Berlin überwieſen. Von dem geſamten Verkaufserlös 
dieſer Wertpapiere hat Spr. an ſeinen Auftraggeber Spra. 
nichts ausgehändigt. Das Auftragsverhältnis zwiſchen Spra. 
und Spre. war, wie das LG. zutreffend ausführt, gem. 8 29 
DOBO, i. Verb. m. §s 134 und 138 BGB. nichtig, da es von 
vornherein auf die Erzielung des ſtrafbaren Erfolges im bei⸗ 
derſeitigen Einverſtändnis gerichtet war. Spra. hatte aber, weil 
die Überlaffung der Wertpapiere an Spre. nur zu einem vor⸗ 
übergehenden Zweck treuhänderiſch erfolgt war, gegen Spre. 
einen Anſpruch aus ungerechtfertigter Bereicherung auf Aus⸗ 
händigung des Verkaufserlöſes, dem der Geſetzesverſtoß auf der 
Seite des Leiſtenden nicht entgegenſtand (§ 817 Abſ. 2 BGB.). 
Hätte Spre, den von Sch. erzielten Verkaufserlös tatſächlich an 
Spra. abgeführt, fo würde er mit dieſer Handlung den Tat⸗ 
beſtand der 88 18 Abſ. 1, 36 Abſ. 1 Nr. 3 DevVO. vollendet haben 
(RGSt. 69, 210 JW. 1935, 1031s m. Anm.). Das LG. ſieht den 
Verſuchstatbeſtand dadurch verwirklicht, daß Spre. durch Sch. 
den Verkauf durchführen ließ, von dieſem den Erlös in Emp⸗ 
fang nahm, ihn vorübergehend an den Briefmarkenhändler A. 
auslieh und ſchließlich den von A. zurückgezahlten Teilbetrag 
von insgeſamt 4400 , auf feinen Bankkonto zur Auszah⸗ 
lung von Spra. bereit hielt, dann aber durch feine Verhaftung 
an der beabſichtigten Auszahlung des Betrages an Spra. ge⸗ 
hindert wurde. Dies iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Denn 
die Vorgänge, wie fie ſich nach dem Willen des Angekl. eut⸗ 
wickeln ſollten — Hingabe der Wertpapiere an Sch., Empfang 
des Kaufpreiſes von Sch. durch Überweiſung auf das Bank⸗ 
konto für den von ihm vertretenen Spra. und die Aushändi⸗ 
gung des überwieſenen Barbetrages an Spra. — waren nach 
natürlicher Auffaſſung als eine einheitliche Hand ⸗ 
lung anzuſehen. Mit der Ausführung dieſer einheitlichen 
Tätigkeit, durch die, wenn es dent Angekl. gelungen wäre, fie 
durchzuführen, der Tatbeſtand der Deviſenzuwiderhandlung nach 
88 18 Abf. 1, 36 Abſ. 1 Nr. 3 DevVO. erfüllt worden wäre, 
hatte der Angekl. Spre. unter Benutzung des Sch. als Werk⸗ 
zeug bereits begonnen und durch dieſe Handlungen die durch 
die Deviſengeſetzgebung geſchützte deutſche Wirtſchaft in hohem 
Maße gefährdet. Damit hatte der Angekl. die Grenze überſchrit⸗ 
ten, die den Verſuch von der Vorbereitung ſcheidet (RG. vom 
8. April 1935, 5 D 94/35 und RG. v. 28. Sept. 1935, 6 D 158/35: 
JW. 1935, 3308 19), 

3. Die Annahme eines Fortſetzungszuſammenhangs des 
verſuchten Vergehens gegen 88 18 Abſ. 1, 36 Abſ. 1 Nr. 3 Dev⸗ 
BO. und des vollendeten fortgeſetzten Vergehens gegen 88 14 
Abſ. 1, 36 Abſ. 1 Nr. 3 DevVO. hat das LG. abgelehnt, weil 
die Verfügung über eine Wertpapierforderung in ihrer tatſäch⸗ 
lichen und rechtlichen Geſtaltung von der Aushändigung von 
Zahlungsmitteln abweiche und weil auch § 18 Dev O. den 
Schutz des Stillhaltegrundſatzes, § 14 DevV O. dagegen den 
Schutz des Zahlungsverkehrs mit dem Auslande bezwecke, ſomit 
eine Identität des verletzten Rechtsguts fehle. Auch inſoweit 
laſſen die Ausführungen des Urteils keinen Rechtsirrtum er⸗ 
kennen. 


(AG., 2. Str Sen. v. 1. März 1937, 2 D 759/36.) 


Anmerkung zu 47 und 48: Die beiden Urteile 1 D 92/36 
und 2 D 759/36, die in der rechtlichen Bewertung des Verhält⸗ 
niſſes mehrerer auſeinanderfolgender Deviſenzuwiderhandlun⸗ 
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gen zu verſchiedenen Ergebniſſen kommen, bieten Veranlaſſung 
zu einer grundſätzlichen Überprüfung der Rſpr. zu dieſer Frage. 

Das RG. hat nach einigen taſtenden Verſuchen (vgl. RG⸗ 
St. 67, 130, 142/143 und 67, 401, 406/407 = ZW. 134, 104) in 
RGSSt. 68, 136, 147/148 JW. 1934, 1786 die Auffaſſung 
entwickelt, daß, wenn der Täter auf Grund eines einheitlichen 
Vorſatzes hintereinander verſchiedene der im 2. Abſchnitt des 
Dev®. enthaltenen genehmigungsbedürftigen und mangels Ge⸗ 
nehmigung ſtrafbaren Tatbeſtände erfüllt, die in ſtufenweiſem 
Aufbau eine Schädigung der deutſchen deviſenwirtſchaftlichen 
Intereſſen hindern ſollen, die Beſtrafung für das Beſchreiten der 
früheren Stufe — die Herſtellung der Gefahrenlage — in der 
Beſtrafung für das Betreten der weiteren Stufe — die Vertie⸗ 
fung der Gefahrenlage oder die Herbeiführung des ſchädigenden 
Enderfolges — aufgeht. An dieſem grundſätzlichen Verhältnis, 
das manchmal als Subſidiarität („hilfsweiſe Geltung“: RGSt. 
68, 148 = JW. 1934, 1786 10 m. Anm.), manchmal als Kon⸗ 
ſumtion („die ſpätere Strafdrohung nimmt die frühere in ſich 
auf“: NOSt. 68, 319 JW. 1934, 3059 10 und 3286 27; „. wird 
durch die nachfolgende aufgezehrt“, RG.: JW. 1935, 1032), ge⸗ 
legentlich auch mit beiden Begriffen nebeneinander bezeichnet 
wird (vgl. oben 2 D 759/36), iſt vom RG. ſtändig feſtgehalten 
worden (dgl. im einzelnen RG.: JW. 1934, 3129; ea, i 
1936, 3544; 1937, 317; Deviſen⸗Archiv 1937, 191 und die beiden 
oben abgedruckten Entſch.). Dagegen wurde eine ſolche Ge- 
ſetzeseinheit abgelehnt für das Verhältnis zwiſchen genehmi⸗ 
gungsbedürftiger Handlung und Verſtoß gegen die Anbietungs⸗ 
pflicht (RG St. 68, 315, 319 = ZW. 1934, 3059), für das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen genehmigungsbedürftiger Handlung und Ge⸗ 
nehmigungserſchleichung (RGSt. 70, 400 = ZW. 1937, 883), für 
das Verhältnis von Verſtößen gegen die Anbietungspflicht und 
Nichtanzeige nach dem VolksverrG. (RG. JW. 1937, 759) und 
ſchließlich mit einer m. E. nicht überzeugenden Begründung für 
das Verhältnis zwiſchen der Einfuhr von Reichsmarknoten und 
der nachfolgenden Ausfuhr von Scheidemünzen (RG.: JW. 
1937, 319; vgl. meine Bemerkung dazu a. a. O.). Treffen meh⸗ 
rere Verſtöße gegen Vorſchriften des 2. Abſchnittes des Dev. 
in einer Handlung zuſammen, ſo nimmt das RG, Tateinheit, 
nicht Geſetzeseinheit an (vgl. RS.: ZW. 1935, 1031, 1034 und 
JW. 1937, 317). Daneben iſt ſtets anerkannt worden, daß ebenſo 
wie Zuwiderhandlungen gegen einzelne Deviſenſtraftatbeſtände 
ſo auch ſolche gegen eine aufeinanderfolgende Stufenreihe von 
Deviſenſtraftatbeſtänden, wenn ſie mehrfach hintereinander auf 
Grund eines einheitlichen Vorſatzes wiederholt werden, in Fort⸗ 
ſetzungszuſammenhang ſtehen können (vgl. RGSt. 67, 407 = 
JW. 1934, 104 1). Dies wird beſonders häufig bei den plan⸗ 
mäßig ausgeführten, mehrfach wiederholten Wertpapierſchie⸗ 
bungen vorkommen, die überhaupt die meiſten praktiſchen Bei⸗ 
ſpiele für die hier dargelegten Rechtsgrundſätze bieten. Bei einer 
ſolchen Stufenfolge ſich vertiefender Gefahrenlagen iſt insbeſ. 
an folgende Fälle zu denken: Verkauf von Wertpapieren durch 
einen inländiſchen unmittelbaren Stellvertreter eines Auslän⸗ 
ders (525 Abſ. 1 Dev.), Annahme des Erlöſes (8 20 Dev.) 
und Aushändigung desſelben an den Ausländer im Inland 
(811 Abſ. 1 Dev.) oder Überbringung ins Ausland (8 13 
Dev.); Einziehung fälliger Zinsſcheine zugunſten eines Aus⸗ 
länders (5 19 Abſ. 2 Dev®.) und nachfolgende Aushändigung 
des Erlöſes an dieſen im Inland (8 11 Abſ. 1 Dev.) oder Ver⸗ 
bringung ins Ausland (813 Dev.). 


Findet bei einer ſolchen in Fortſetzungszuſammenhang 
mehrfach abgewickelten Stufenfolge von Zuwiderhandlungen eine 
der Handlungsreihen auf einer früheren Stufe ihr Ende als 
die anderen, ſo war bisher in der Praxis der Inſtanzgerichte, 
mehrfach auch mit Zuſtimmung des RG. (vgl. JW. 1937, 317 
und jetzt wieder oben 2 D 759,6) meiſt wegen mehrerer ſelb⸗ 
ſtändiger Handlungen verurteilt worden, weil die Gerichte da⸗ 
bon ausgingen, daß eine Zuwiderhandlung z. B. gegen § 11 
oder gegen § 13 Dev®. nicht in Fortſetzungszuſammenhang mit 
einer ſolchen gegen § 20 oder 8 25 Dev ſtehen könne, da dieſe 
Handlungen nicht gleichartig ſeien. Nachdem kürzlich ſchon das 
RG. in Deviſenarchiv 1937, 191 die Möglichkeit des Fort⸗ 
ſetzungszuſammenhangs zwiſchen der Verbringung von Zah⸗ 
lungsmi:teln ins Ausland und der Leiſtung von Inlandszah⸗ 


lungen an einen Ausländer bejaht hatte, weicht nun auch in 
der obenſtehenden Entſch. 1 0 92/36 das RG. von dieſer Auf⸗ 
faſſung ab, indem es feſtſtellt, daß es ſich bei dem hier zur 
Entſch ſtehenden Fall — Einlöſung von Zinsſcheinen und nach⸗ 
folgende Aushändigung des Erlöſes an einen Ausländer — um 
Verſtoße gegen eine einheitliche Rechtsnorm, das Verbot einer 
ungenehmigten Leiſtung im Auslandszahlungsverkehr, handelt, 
ſo daß beide Handlungsſtufen als gleichartig i. S. der Rſpr. 
über die fortgeſetzte Handlung angeſprochen werden können. Das 
wird man allgemein für die Tatbeſtände des 2. Abſchnitts des 
Dev. gelten laſſen können. Gewiß find dieſe Tatbeſtände in 
ihrem äußeren Hergang recht verſchieden. Wenn man ſich ver⸗ 
gegenwärtigt, für welche ſehr viel enger verwandten Arten von 
Tatbeſtänden in der Praxis des RG. ſonſt die Gleichartigkeit 
bejaht wird (3. B. einfacher und Forſtdiebſtahl: HöchſtRgſpr. 
1936, 500; einfacher und ſchwerer Diebſtahl: RGSt. 53, 263; 
einfache, ſchwere und gefährliche Körperverletzung: RGSt. 57, 
81; Beleidigung, Verleumdung und üble Nachrede: RGSt. 55, 
130, 134), wahrend andererſeits die Gleichartigkeit beiſpielsweiſe 
für Diebſtahl und Unterſchlagung abgelehnt wurde (RGSt. 58, 
222), ſo erſcheint die neue Auffaſſung des RG. recht kühn. Aber 
die Gleichartigkeit der hier behandelten deviſenrechtlichen Tat⸗ 
beſtände liegt eben nicht in der äußeren Handlung, ſondern in 
ihrer gemeinſamen Beziehung zu dem Ziel der Deviſenbewirt⸗ 
ſchaftung, der ſtaatlichen Überwachung und notfalls Unterbin⸗ 
dung des zwiſchenſtaatlichen Zahlungsverkehrs. In dieſer Be⸗ 
ziehung unterſcheiden ſie ſich nur darin, daß ſie einen un⸗ 
erwünſchten Zahlungsvorgang, alſo eine Verſchlechterung der 
Deviſenbilanz (vgl. dazu meinen Kommentar, Vorbem. 17 vor 
842 Deb®.) teils unmittelbar in ſich ſchließen, teils nur begün⸗ 
ligen, d. h. daß fie eben verſchtedene Stufen der deviſenwirt⸗ 
ſchafllichen Rechtsgutverletzung darſtellen. 

Auf der anderen Seite kann es nicht überzeugen, wenn in 
der obenſtehenden Entſch. 2 D 759/36 die Gleichartigkeit von $ 20 
Abſ. 1 Dev. (8 18 Abſ. 1 Dev VO. 1932) und 8 11 Abſ. 1 Dev. 
68 14 Abſ. 1 Dev VO. 1932) unter Hinweis auf den Stillhalte- 
grundſatz verneint wird, während das RG. doch in der gleichen 
Entſch. bei den bis zur Aushändigung gelangten Handlungsketten 
den Konſumtionsgedanken für das Verhältnis dieſer beiden Tat⸗ 
beſtande anerkannt hatte. Wenn es richtig wäre, daß § 20 Dev®. 
ein beſonderes, neben dem Schutz des Zahlungsverkehrs ſtehen⸗ 
des Rechtsgut der Stillhaltung ſchützt, dann könnte man die 
Beſtrafung aus 8 20 Dev. auch nicht als ſubſidiär gegenüber 
der Beſtrafung aus dem nachfolgenden Verſtoß gegen § 11 Abſ. 1 
Dev. anſehen. Tatſächlich iſt der Stillhaltegrundſatz — mag er 
in der Entſtehungsgeſchichte der Deviſenvorſchriften auch einſt 
einen weitergehenden Sinn gehabt haben (vgl. dazu meinen 
Kommentar Einleitung Abſchn. III I und IV 2) — nichts anderes 
als die Ausdehnung des Schutzes des Zahlungsverkehrs auf die 
Gefährdungsvorſtufe der Verfügung über gewiſſe Auslandsfor⸗ 
derungen im Inland. Im Ergebnis mag die Entſch. allerdings 
richtig ſein, weil es zweifelhaft erſcheint, ob die vorangegan⸗ 
genen, mit einer Aushändigung der Zahlungsmittel endenden 
Handlungsketten in tatſächlicher Sinfiht gleichartig und von 
demſelben einheitlichen Vorſatz getragen ſind wie das ſpäter dar⸗ 
geſtellte Geſchäft, bei dem der Erlös — mindeſtens vorüber⸗ 
gehend — in anderer Weiſe verwendet wurde. 

Vielleicht könnte man gegen die Anerkennung des Fort⸗ 
ſetzungszuſammenhangs einwenden, daß ſie eigentlich die ganze 
mühevoll aufgebaute Konſtruktion der Geſetzeseinheit unter dem 
Geſichtspunkt der Stufenfolge — Gefährdungstatbeſtand und 
Enderfolg — überflüſſig mache. Aber eine Auseinanderſetzung 
mit dieſem Einwand würde den Rahmen einer Urteilsanmer⸗ 
kung ſprengen. Das Urteil 1D 92/6 geht offenbar davon aus, 
daß die Rechtsfigur der fortgeſetzten Handlung bei den hier 
vorliegenden Tatbeſtänden im Regelfall überdeckt wird von der 
Rechtsfigur der Subſidiarität oder Konſumtion, und daß der 
Geſichtspunkt des Fortſetzungszuſammenhangs nur in Fällen 
praktiſche Bedeutung gewinnt, in denen, wie bei der hier borL 
Entſch., mehrere in Fortſetzungszuſammenhang nacheinander ab- 
gewickelte Handlungsketten auf verſchiedenen Stufen endigen. 

ORegR. Dr. Hartenſtein, Berlin 


66. Jahrg. 1937 Heft 20/21 


Reichsſtraßenverkehrsordnung 


i 49. RG. — 827 Abſ. 1 RStraßVerkO. 

Ausfahrten aus Grundſtücken ſind nicht als Einmündun⸗ 
gen von Straßen i. S. des § 27 Abſ. 1 RStraßVerkO. an⸗ 
zuſehen. 

Wer aus einer Ausfahrt aus Grundſtücken kommt, hat 
kein Vorfahrtsrecht gegenüber den bereits die Straße Befah⸗ 
renden. f) 


Der Angekl. fuhr in langſamer Fahrt mit feinem Kraft⸗ 
rad aus einer von der Straße etwas zurückliegenden Tantitelle. 
Dieſe lag an einer Straßenkreuzung. Der Angekl. wollte nach 
der Ausfahrt die Straße überqueren und in der ſie kreuzenden 
Straße weiterfahren. Als er auf den Bordſtein vor der Tank⸗ 
ſtelle zufuhr, war ein von links kommender Laſtzug mit ſeiner 
Spitze etwa an der gegenüberliegenden Ecke der Kreuzung an⸗ 
gelangt. Als er die Ecke erreichte, kam der Angekl. am Bord⸗ 
ſtein an. Der Angekl. beſchleunigte jetzt ſeine Fahrt und be⸗ 
gann auf die Straße zu fahren. Der Führer des Laſtzuges — 
— der Mitangekl. K. — hatte, als er das Rad aus der Tauk⸗ 
ſtelleneinfahrt kommen ſah, nicht gebremſt. Er nahm an, der 
Angekl. könne ſeine Fahrbahn nicht kreuzen, da der Laſtzug ſchon 
ſo weit heran war, daß dem K. eine Überquerung der Straße 
vor dem Laſtzug nicht mehr möglich ſchien. Als der Angekl. dann 
den Verſuch des Überquerens machte, bremſte K. und warf ſein 
Steuer nach links herum. Der danach unvermeidliche Zuſam⸗ 
menſtoß erfolgte auf der linken Straßenſeite. In ſeiner Aus⸗ 
wirkung geriet der Laſtzug auf den Bürgerſteig und tötete durch 
Umfahren zwei Menſchen. 


Das LG. hat den Angekl. wegen fahrläſſiger Tötung in 
Tateinheit mit Übertretung des § 25 RStraßVerkO. verurteilt, 
den K. aber freigeſprochen. Es iſt davon ausgegangen, daß K. 
die „Vorfahrt“ hatte, daß aber der Angekl., wenn er vorfahrt⸗ 
berechtigt geweſen wäre, bei der Sachlage hätte warten und den 
Laſtzug durchlaſſen müſſen. Er allein habe ſich verkehrswidrig 
verhalten. 

Die Str. macht dem Angekl. zum Vorwurf, daß er mit 
dem Überqueren der Straße nicht gewartet habe. Sie geht da⸗ 
von aus, ihm habe, da er aus der Ausfahrt eines Grundſtücks 
kam, kein Vorfahrtrecht gegenüber dem von links kommenden 
Laſtzug des K. zugeſtanden. Zur Frage der Fahrläſſigkeit ſtellt 
ſie aber allein darauf ab, daß der Angekl., ſelbſt wenn er das 
Vorfahrtrecht gehabt hätte, ſchuldhaft gehandelt habe. Das LG. 
brauchte demgegenüber nicht darauf einzugehen, ob der Angekl. 
ſich über die Frage des Vorfahrtrechts geirrt hat. Es hätte ſich 
nur um einen unbeachtlichen Strafrechtsirrtum gehandelt, da 
der Irrtum ſich nicht auf das Vorhandenſein von Tatumſtän⸗ 
den bezog ($ 59 StGB.). Denn die tatſächlichen Verhältniſſe 
waren nach der Sachdarſtellung dem Angekl. bekannt. Auch für 
die Strafzumeſſung konnte es hier nicht in Betracht kommen, 
ob ſich der Angekl. in dem behaupteten Irrtum befunden hat, 
da das LG. das ſchuldhafte Handeln des Angekl. nicht darin 
gefunden hat, daß er ſich über das Recht zur Vorfahrt ge⸗ 
irrt hat. 

Auf die Frage des Vorfahrtrechts iſt aber deshalb einzu⸗ 
gehen, weil die Str. dem Angekl. die Alleinſchuld an dem 
Unfall beimißt und dieſe Annahme offenbar von Einfluß auf 
die Strafbemeſſung geweſen iſt. Hätte der Angekl. das Vor⸗ 
fahrtrecht gehabt, ſo iſt nicht auszuſchließen, daß das LG. dann 
eine Mitſchuld des K. bejaht hätte, der im Vartrauen auf ſein 
Recht zunächſt nicht gebremſt hat, obwohl er das Heranfahren 
des Angekl. an den Beordſtein ſah. 

Die Entſch. hinſichtlich des Vorfahrt⸗ 
rechts hängt hier allein davon ab, ob Aus⸗ 
fahrten aus Grundſtücken als Einmündungen 
von Straßen i. S. des § 27 Abſ. 1R Straß VerkO. 
anzuſehen ſind. Die Frage war ſchon zur Auslegung des 
§ 24 KraftfVerkVO. v. 10. Mai 1932, der von Einmündung 
von Wegen ſpricht, ſtreitig geworden (vgl. Komm. zu dem Straf⸗ 
rechtsnebengeſetz des Deutſchen Reichs, ErgBd. zu § 24 a. a. O. 
S. 206/207 und dort angeführte Entſch., auch RGEntſch. vom 
8. Nov. 1929, 1 D 1039/29: JW. 1930, 2868 26). Als beſonderer 
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Grund, die Ausfahrten als Wegeeinmündungen anzuſehen, iſt 
angeführt worden, eine andere Auslegung würde zu unhalt⸗ 
baren verkehrsgefährdenden Ergebniſſen führen. Dem iſt in Be⸗ 
e e der jetzigen Verkehrsbeſtimmungen nicht beizu⸗ 
reten. 

Jeder Teilnehmer am öffentlichen Verkehr muß, um ſeinen 
Pflichten nach 8 25 RStraßVerkO. zu genügen, ohne weiteres 
in ſeinem Verhalten die ſelbſtverſtändliche Tatſache beachten, 
daß vorhandene Ausfahrten aus einem Grundſtück auch benutzt 
werden. Wenn nun auch dem aus einer Ausfahrt Kommenden 
kein Vorfahrtrecht zuſteht, ſo hat er doch den durch die Ver⸗ 
kehrsbeſtimmungen geſicherten Anſpruch, daß auf ſein Einſchal⸗ 
ten in den Verkehr von den anderen Verkehrsteilnehmern, vor 
allem den Fahrzeugen, die ſich auf der Straßenſeite fortbewegen, 
in welche die Ausfahrt einmündet, die gebührende Rückſicht ge⸗ 
nommen wird. Sonach iſt nicht einzuſehen, weshalb es zu den 
befürchteten Ergebniſſen kommen müſſe, wenn Ausfahrten aus 
Grundſtücken nicht als Straßeneinmündungen i. S. des § 27 
Abſ. 1 RStraßVerkO. erachtet werden und demnach ein Vor⸗ 
fahrtrecht gegenüber den bereits die Straße Befahrenden nicht 
in Frage kommt. 

Es würde eine ausdehnende Auslegung ſein, wenn man 
dem Begriff „öffentliche Straße, Wege, Plätze“ i. S. des 81 
Abſ. 1 RStraßVerkV. und fo auch dem Begriffe „Einmündun⸗ 
gen von Straßen“ die Ausfahrten aus Grundſtücken unterſtellt. 
Dafür fehlt indes ein zureichender Anlaß. Gegen eine ſolche 
Auslegung ſpricht aber vor allem, daß die Regelung des Vor⸗ 
fahrtrechts vornehmlich den fließenden Verkehr im Auge hat. Bei 
dem Ausfahren aus einem Grundſtück handelt es ſich aber um 
das Einſchalten eines neuen Teilnehmers in dieſen Verkehr. 
Gerade dieſem Geſichtspunkt trägt erſichtlich die Ausf Anw. zu 
§ 25 RStraßVerkO. unter II Nr. 4 Rechnung, wonach die Ein- 
und Ausfahrt von Fahrzeugen in ein Grundſtück und aus einem 
ſolchen nur ſo erfolgen darf, daß die Gefährdung des Straßen⸗ 
verkehrs ausgeſchloſſen iſt. Dieſe beſondere Hervorhebung weiſt 
auch darauf hin, daß der ſich Einſchaltende nicht als Vorfahrt⸗ 
berechtigter innerhalb des bereits fließenden Verkehrs zu den⸗ 
ken iſt, ſondern unter Achtung des Rechts der ſchon die Straße 
Befahrenden auf möglichſt unbehinderte Weiterfahrt ſich ledig⸗ 
lich vorſichtig in den beſtehenden Verkehr einzufädeln hat. 

Demnach iſt die Ste. zu Recht davon ausgegangen, daß 
der Angekl. nicht vorfahrtberechtigt war. 


Auch ihre weiteren Annahmen, daß der Angekl., ſelbſt wenn 
man ihm das Vorfahrtrecht hätte zuerkennen müſſen, dieſes nicht 
hätte ausüben dürfen, iſt entgegen der Meinung der Rev. recht⸗ 
lich einwandfrei begründet. Die Einzelfeſtſtellungen rechtfertigen 
die Auffaſſung der Str., daß der Angekl. die Straße nicht mehr 
vor dem Laſtzuge überqueren konnte, ohne die ernſthafte Ge⸗ 
fahr eines Zuſammenſtoßes herbeizuführen. Die Urteilsdar⸗ 
legungen laſſen erkennen, daß das Gericht dabei die für eine 
ſolche Feſtſtellung in Betracht kommenden Geſichtspunkte be⸗ 
rückſichtigt und abgewogen hat. Eine bis ins einzelne gehende 
Darlegung der Berechnungsgrundlagen und »weiſen iſt nicht 
zu fordern. Daß ſolche aber Gegenſtand der Verhandlung ge⸗ 
weſen ſind, gibt die Rev. ſelbſt zu. Der Angekl. hat auch, wie 
das Urteil beſagt, die aus ſeiner Handlungsweiſe ſich ergebende 
Lage ſelbſt erkannt, ſich aber danach nicht von dem Überqueren 
der Straße abhalten laſſen. Mit Recht hat deshalb das LG. 
darin ein pflichtwidriges und gegen $25 RStraßVerkO. ver⸗ 
ſtoßendes Verhalten des Angekl., ein Außerachtlaſſen der Sorg⸗ 
falt geſehen, die unbedingt von ihm zu verlangen war. 

Gegen die Annahme des Urſachenzuſammenhanges be⸗ 
ſtehen keine Rechtsbedenken. Im ſtrafrechtlichen Sinne gilt jede 
Handlung oder Unterlaſſung als Urſache, die nicht weggedacht 
werden kann, ohne daß dadurch der rechtswidrige Erfolg ent⸗ 
fiele. Der Begriff adäquater Verurſachung, auf den ſich die 
Rev. ſtützen will, ift nach der feſten Rſpr. des RG. bei ſtraf⸗ 
rechtlicher Beurteilung nicht anzuwenden. 

Keinen Bedenken begegnet ferner die Begründung, daß 
dem K. eine Schuld an dem Unfall nicht nachzuweiſen ſei. 

Rechtsirrtumfrei iſt auch feſtgeſtellt, daß der Angekl. als 
Folge ſeiner Fahrweiſe ein Ausweichen des K. nach links und 
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den Zuſammenſtoß, wie die daraus erwachſene Tötung von 
Menſchen vorausſehen konnte. Daß er im einzelnen hätte vor⸗ 
ausſehen können, wie eine tödliche Verunglückung zuſtande kom⸗ 
men und verlaufen werde, iſt nicht erforderlich. Schließlich 
greifen auch die Beanſtandungen der Rev. gegenüber der Straf- 
bemeſſung nicht durch. Das LG. hat feſtgeſtellt, daß der Angekl. 
die Gefahrlage ſelbſt von vornherein richtig erkannt hat und 
trotzdem losfuhr. Darin konnte es eine ſehr große Leichtfertig⸗ 
keit erblicken. Der Hinweis auf die Bekämpfung von Verkehrs⸗ 
unfällen beſagt im Zuſammenhange nur, daß durch Abſchreckung 
mittels hoher Strafen der Häufung ſolcher Vergehen, wie ſie der 
Angekl. hier begangen hat, entgegenzutreten iſt. Das iſt aber 
als Grund für eine Strafſchärfung rechtlich nicht zu banſtanden. 
(RG., 2. StrSen. v. 18. März 1937, 2 D 888/86.) 


Anmerkung: 8 24 KraftfVerkVO. regelte die Vorfahrt „an 
Kreuzungen und Einmündungen von Wegen“. Die Worte „von 
Wegen“ gehörten nicht nur zu „Einmündungen“, ſondern auch 
zu „Kreuzungen“; die Regelung betraf alſo Wegekreuzungen 
und Wegeeinmündungen. 

In ſtarker Anlehnung an dieſe frühere Faſſung behandelt 
§ 27 Abſ. 1 RStraßVerkO. die Vorfahrt „an Kreuzungen und 
Einmündungen von Straßen“; durchweg hat die RStraßVerkO. 
den Ausdruck Straße da gewählt, wo die früheren Vorſchriften 
des Verkehrsrechts von Wegen ſprachen. Eine ſachliche Anderung 
des Anwendungsbereichs der Vorfahrtregelung gegenüber der 
KraftfVerkV O. war damit grundſätzlich nicht beabſichtigt. 

Richtig iſt, daß vereinzelt zu § 24 KraftfVerkVoO. in der 
Rſpr. die Auffaſſung vertreten worden war, die aus Privat⸗ 
grundſtücken herausführenden Ausfahrten ſeien Wegeeinmün⸗ 
dungen i. S. des $ 24. Von folder Auffaſſung hat ſich die Rſpr. 
aber, und namentlich auch im Gegenſatz zum früheren Bay⸗ 
Obe. nun auch das OLG. München, abgewendet (vgl. VAE. 
1936, 594). Als die jetzt herrſchende Meinung wird man die 
Verneinung der Anwendbarkeit der Vorfahrtregelung auf das 
Verhältnis von Straße zu Grundſtückausfahrt anzuſehen haben. 

Dem Geſetzgeber der RStraßVerkO. war die vereinzelte 
Auffaſſung zu $ 24 KraftfVerkVO., Ausfahrten ſeien Wege, be- 
kannt; er war überzeugt, daß die allgemein durchgeführte Er⸗ 
ſetzung des Ausdrucks Weg durch Straße gerade hier eine ſach⸗ 
liche Klärung bringen würde; denn daß man eine Grundſtück⸗ 
ausfahrt als Straße bezeichnet, wäre dem Sprachgebrauch völlig 
zuwider geweſen. Das war wohl auch eine Erwägung für die 
nunmehrige Rſpr., die dem Geſetzgeber folgt. 

Seiner ſachlichen Auffaſſung hat ſich nun auch das RG. 
angeſchloſſen. Seiner Begründung iſt zuzuſtimmen. 

Ein Grundſatz der Neuregelung des Straßenverkehrsrechts 
iſt, daß beſondere Vorſicht anzuwenden hat, wer ſich in flie⸗ 
ßenden Verkehr einreiht. Ja ſelbſt der, dem ein Vor⸗ 
fahrtrecht zuſteht, muß unter gewiſſen Verhältniſſen davon einen 
beſonders vorſichtigen Gebrauch machen. Man vergegenwärtige 
ſich eine Dorfdurchfahrt, die nicht als ſchlechthin bevorrechtigt 
gekennzeichnet ſein möge; von rechts mögen auf ſie unbedeutende 
und ausſchließlich dem örtlichen Verkehr dienende Dorfſtraßen 
münden. Es kann nicht zweifelhaft fein, daß nach § 27 RStraß⸗ 
Verk O. die ſolche unbedeutenden Straßen Benutzenden, weil von 
rechts kommend, gegenüber den Verkehrsteilnehmern auf der 
Ortsdurchfahrt das Vorfahrtsrecht haben. Trotzdem müſſen ſie, 
wie auch ſchon die Rſpr. anerkannt hat, ſich in den Verkehr auf 
der Durchfahrt mit beſonderer Sorgfalt einreihen. Dieſe aus 
dem Grundgedanken der Verkehrsgemeinſchaft und dem 8 25 
RStraßVerk VO. gefolgerte Pflicht liegt in noch höherem Maße 
dem ob, der auf einer Grundſtückausfahrt ſich auf die Straße 
begibt. Hier wird ſich in vielen Fällen eine bejondere Sorg⸗ 
falt ſchon aus der notwendigen Rückſichtnahme auf Fußgänger 
ergeben; aber auch wo ſolche nicht in Frage kommen, fordert 
F 25 eine beſondere Sorgfalt. Die Frage, ob ein Vorfahrtrecht 
beſteht, tritt nach dieſen Ausführungen ſtark zurück; fie iſt im 
übrigen zutreffend für den Fall der Grundſtückausfahrt ver⸗ 
neint worden. 

Min R. Geh. RegR. Dr. Müller, Berlin. 


* 


50. KG. — 8825, 27 Abf. 1, 36 RStraß Verk O.; 
Ausf An w. zum 827 Abf. 3 i. d. Faſſ. v. 16. Mai 1936 
(RG Bl. 1, 455), Anl. IV zur Ausf An w. (RG Bl. 
1934, 1901 Ic, g, III). Vorfahrt auf Fern⸗ und 
Hauptverkehrsſtraßen. Wer eine als ſolche 
gekennzeichnete Fernverkehrsſtraße (F VS.) 
benutzt, iſt den auf andern Straßen ſich bewe⸗ 
genden Verkehrsteilnehmern gegenüber ohne 
weiteres bevorrechtigt, während die Vor⸗ 
fahrt auf Hauptverkehrsſtraßen ( VS.) vor⸗ 
ausſetzt, daß auf der HBES. an der betr. Kreu⸗ 
zung oder Einmündung das vorgeſchriebene 
Verkehrszeichen aufgeſtellt iſt. 

Es handelt ſich hier um eine FVS., d. h. eine Straße, 
die entſprechend der Ausf Anw. zum 827 Abſ. 3 i. d. Faſſ. 
v. 16. Mai 1936 in ihrem Verlaufe als FVS. gekennzeichnet 
iſt. Ein Verkehrsteilnehmer, der eine als FVS. gekennzeich⸗ 
nete Straße benutzt, iſt gemäß 8 27 Abſ. 1 RStraßVerkd., 
Ausf Anw. a. a. O. bevorrechtigt, und zwar ohne weiteres, 
namentlich ohne daß es außer der Kennzeichnung der Straße 
als FVS. noch der Anbringung beſonderer Verkehrszeichen 
an den Kreuzungen und Einmündungen bedarf. Dagegen ge⸗ 
währt die Benutzung einer HVS. die Vorfahrt nur unter der 
Vorausſetzung, daß an der betr. Kreuzung oder Einmündung 
das unter III f Anl. IV der Ausf Anw. angegebene Verkehrs⸗ 
zeichen aufgeſtellt iſt. Dieſer Unterſchied findet ſeinen Grund 
darin, daß die Eigenſchaft als FVS. der Straße als folder 
in ihrer Geſamtheit anhaftet, während der Begriff der HS. 
nur bei der Vorfahrtregelung an Kreuzungen und Einmün⸗ 
dungen eine Rolle ſpielt. Der die FVS. Berlin —Hamburg in 
Richtung Hamburg befahrende Angekl. war alſo bevorrechtigt. 
Unweſenllich iſt dabei, ob in der von rechts einmündenden 
Bahnhofſtraße der Ortſchaft W. das Verkehrszeichen Ig (Vor⸗ 
fahrtrecht auf der Hauptſtraße achten!) vorhanden war; denn 
dieſes Verkehrszeichen iſt für die Frage der Bevorrechtigung 
objektiv ohne Einfluß und hat Bedeutung nur inſofern, als es 
den aus einer Nebenſtraße von rechts Kommenden darauf hin⸗ 
weiſt, daß ihm, obwohl er von rechts kommt, die Vorfahrt nicht 
zuſteht. Anders ausgedrückt: Das Fehlen des Verkehrszeichens 
gibt dem aus einer Nebenſtraße Kommenden nicht die Vor⸗ 
fahrt, ſondern fällt nur für die Frage eines ihn treffenden 
Verſchuldens, etwa in einem gegen ihn gerichteten Verfahren, 
ins Gewicht. Ebenſowenig wird durch das nach dem Urteils⸗ 
ſachverhalt auf der FVS. angebrachte „Warnkreuz“ (wohl Je) 
das Vorrecht des auf der FVS. ſich bewegenden Verkehrs⸗ 
teilnehmers beſeitigt. Jedoch iſt ferner in Betracht zu ziehen, 
daß auch die Ausübung der Vorfahrt der Grundregel des 
§ 25 unterliegt, dergeſtalt, daß der Bevorrechtigte, wenn er 
auch grundſätzlich mit der Beachtung feines Vorrechtes ſeitens 
anderer Verkehrsteilnehmer rechnen darf, doch, ſobald er 
merkt oder bei gehöriger Sorgfalt merken muß, daß der an⸗ 
dere, vielleicht ſchuldhaft, das Vorrecht mißachten werde, ver⸗ 
pflichtet iſt, alles zur Verhütung eines Verkehrsunfalls Er⸗ 
forderliche zu tun und gegebenenfalls von der Durchführung 
der Vorfahrt Abſtand zu nehmen. Dabei kann im gegebenen 
Falle für die Beurteilung der Frage, ob in dieſem Sinne der 
Angekl. ſeiner Sorgfaltspflicht genügt habe, möglicherweiſe 
auch der Umftand von Tragweite ſein, daß er durch das 
„Warnkreuz“ auf die vor ihm liegende Kreuzung hingewieſen 
war (vgl. Müller, „Straßenverkehrsrecht“ 10 S. 571, 653 
und JW. 1936, 1813). 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 22. Jan. 1937, 1 88 328/36.) 


* 


51. KG. — 88 25, 36 RStraß VerkO. Bemerkt 
ein Kraftwagenführer verkehrswidriges Ver⸗ 
halten eines andern Verkehrsteilnehmers, 
ſo muß er auch mit weiterem verkehrswidri⸗ 
gen Verhalten desſelben rechnen. 

Als ſich der Angekl. mit ſeinem Pa W. in 70 St/km-Ge- 
ſchwindigkeit auf der links mit Sommerweg verſehenen Chauſſee 
bei ihrer Einmündung in den Wald in der Nähe des Wirts⸗ 
hauſes Z. einem vor ihm in derſelben Richtung etwas lang⸗ 
ſamer fahrenden Pa W. (des Da) näherte, beſchloß er, ihn zu 
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überholen. Er war ſchon etwas nach links gefahren und wollte 
gerade hupen, als D. ſeinen Wagen auf etwa 30 km abbremſte. 
Dies geſchah kurz vor der auf der rechten Seite der Straße 
liegenden Einfahrt zu dem Wirtshauſe Z., deſſen Garten durch 
eine Hecke abgegrenzt wird, die durch eine Ein⸗ und eine Aus⸗ 
fahrt unterbrochen wird, die beide durch weithin ſichtbare Schil⸗ 
der als ſolche kenntlich find. Dort fuhr D. mit feinem auf 30 km 
abgebremſten Wagen auf der Hartſtraße etwas nach links über 
ihre Mitte hinweg und zog den Winker rechts, um dann nach 
rechts in die Einfahrt zur Wirtſchaft Z. langſam einzubiegen. 
Als der Angekl. den vor ihm fahrenden Wagen bremſen und 
etwas nach links fahren ſah, zog er ſofort ebenfalls die Brem⸗ 
ſen und hielt ſeinen Wagen nach rechts. Er löſte dann jedoch 
die Bremſen alsbald wieder, um den Wagen des D. rechts zu 
überholen, da er annahm, D. würde auf dem links liegenden 
Sommerwege halten. Unmittelbar darauf bog D. jedoch nach 
rechts, und beide Wagen ſtießen vor dem Eingange zu dem 
Garten von Z. zuſammen. Bei der Verurteilung hat das AG. 
die Fahrläſſigkeit des Angekl. darin gefunden, daß er, nachdem 
er auf das Bremſen des D. hin ſeinen eigenen Wagen ſtark 
abgebremſt hatte, um den Wagen des D. nicht anzufahren, und 
auf die rechte Seite des Wagens des D. gelangt war, nunmehr 
doch trotz der unklaren Verkehrslage, anſtatt weiter zu bremſen 
und notfalls ſeinen Wagen anzuhalten, die Bremſen wieder 
löſte und ſich entſchloß, an der rechten Seite des eingeholten 
vorderen Wagens entlang weiterzufahren. Ob dieſe Fahrbewe⸗ 
gung ein richtiges „Überholen“ i. S. des § 26 darſtelle, kann 
fraglich ſein, hier aber dahingeſtellt bleiben; denn der Angekl. 
hatte in jedem Falle die Verpflichtung des § 25 RStraßvVerkO. 
zu erfüllen. In dieſer Richtung hat das AG. ausgeführt, der 
Angekl. hätte bei gehöriger Aufmerkſamkeit vorausſehen können, 
daß D. nicht nach links auf den Sommerweg, ſondern nach rechts 
zur Einfahrt der Gaſtwirtſchaft abbiegen würde, infolgedeſſen 
den Zuſammenſtoß verhindern können. Hierbei iſt allerdings 
richtig, daß der Angekl., ſelbſt wenn er dies hätte vorausſehen 
können, doch nur dann zum Anhalten verpflichtet geweſen wäre, 
wenn er damit hätte rechnen müffen, daß der andere Verkehrs⸗ 
teilnehmer (D.) in verkehrswidriger Weiſe ſeine Fahrbahn kreu⸗ 
zen würde. Gerade dies iſt hier indes der Fall. Das AG. hat 
betont, der Angekl habe den Umſtänden nach nicht wiſſen kön⸗ 
nen, was der Fahrer des vorderen Wagens beginnen werde, 
deſſen Fahrweiſe ſei aber zuvor bereits verkehrswidrig geweſen, 
da er nach links bis an den Sommerweg herangefahren ſei, ohne 
gem. 827 Abſ. 3 die damit verbundene Anderung feiner Fahrt⸗ 
richtung in der üblichen Weiſe mittels des Winkers anzuzeigen. 
Deshalb hätte der Angekl. hier damit rechnen müſſen, daß der 
Fahrer des vorderen Wagens (D.) ſich auch weiterhin verkehrs⸗ 
widrig verhalten werde, alſo ohne Rückſicht auf andere Ver⸗ 
kehrsteilnehmer nach rechts zur Einfahrt der Gaſtwirtſchaft ab⸗ 
biegen werde, ohne dieſe abermalige Richtungsänderung recht⸗ 
zeitig vorher anzuzeigen. Der Angekl. hätte ſich daher hierauf 
einrichten müſſen, keinesfalls aber die Bremſen wieder löſen 
und mit einer ein ſofortiges Halten nicht ermöglichenden Ge⸗ 
ſchwindigkeit weiterfahren dürfen. Damit ſetzte auch er eine Ur⸗ 
ſache für die Schädigung eines anderen Verkehrsteilnehmers 
(D.). Wenn ſomit auch das Verhalten des D. dem Anſchein nach 
ſehr viel ſchuldhafter als das des Angekl. war, ſo wird doch 
deſſen Schuld und damit ſeine Strafbarkeit ſtrafrechtlich keines⸗ 
wegs ausgeſchloſſen. 
(KG., 1. StrSen., Urt. v. 23. Febr. 1937, 1 8s 15/37.) 
** 

52. KG. — 8825, 36 RStraß Verk O. Der Vor⸗ 
fahrtpflichtige darf beim Herannahen eines 
Bevorrechtigten die Fahrt über die Kreuzung 
nur dann fortſetzen, wenn er der Überque⸗ 
rung der Kreuzung ohne Gefährdung des an⸗ 
dern gewiß ſein kann. 

Der Angekl. fuhr mit etwa 30—40 Stundenkilometern Ge⸗ 
ſchwindigkeit durch die G.⸗Straße in der Richtung von Weſten 
nach Oſten, um die Kaiſerallee zu überqueren. Als er dieſe ſchon 
ſo weit durchfahren hatte, daß die Hinterräder ſeines Perſonen⸗ 
kraftwagens ſich ungefähr auf den nach Oſten zu letzten Schie⸗ 
nen befanden, wurde er hinten rechts von einem Perſonen⸗ 
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kraftwagen erfaßt, der mit etwa 80 Stundenkilometern Ge⸗ 
ſchwindigkeit rechts von ihm von Süden her die Kaiſerallee ent⸗ 
langgekommen war. Die Entſch. hängt davon ab, wer von beiden 
vorfahrtberechtigt war, ob der Angekl. oder der für ihn von 
rechts kommende Perſonenkraftwagen des R. An der Unfall⸗ 
kreuzung war durch amtliche Verkehrszeichen eine Sonder⸗ 
regelung nicht getroffen. Das iſt aus dem Schweigen des Ur⸗ 
teils des AG. hierüber zu entnehmen. Infolgedeſſen war nach 
der Grundregel des § 27 Abſ. 1 R. als von rechts kommend be⸗ 
vorrechtigt. Als „Bevorrechtigter“ ſollte und durfte er nach 
Inhalt und Zweck des Vorfahrtrechts, deſſen Regelung vor allem 
den fließenden Verkehr fördern will, ſeine Fahrt ſo lange un⸗ 
gehemmt über die Kreuzung fortſetzen, als er nicht Anhalts⸗ 
punkte dafür hatte, daß ſein Recht von dem andern Verkehrs⸗ 
teilnehmer nicht beachtet werde (vgl. RG.: JW. 1936, 450 12; 
VAE. 1936, 146; RG.: VAG. 37, 58 Nr. 68). Die Frage, ob der 
eine Verkehrsteilnehmer bereits näher als der andere an die 
Kreuzung herangekommen war, iſt hierbei von untergeordneter 
Bedeutung (vgl. Rd. 1935, 299 Nr. 238); denn bei Beachtung 
der oben angeführten beiden Hauptleitſätze darf der Vorfahrts⸗ 
pflichtige grundſätzlich ſeine Fahrt über die Kreuzung beim 
Herannahmen eines bevorrechtigten Kraftwagens nur dann fort⸗ 
ſetzen, wenn er auf Grund ſorgfältiger Prüfung nach Lage der 
Verkehrsverhältniſſe der Gewißheit ſein kann, er werde ohne 
Gefährdung des anderen Verkehrsteilnehmers die Kreuzung 
überqueren, alſo den vorausſichtlichen Schnittpunkt ſeiner Fahrt⸗ 
linie mit Sicherheit eher als der andere gekreuzt haben (pal. 
RG.: VAE. 1937, 58 Nr. 69; OL G. Dresden: JW. 1935, 
3651 28). Im vorl. Falle hätte ſomit der Angekl. dartun müſſen, 
worauf ſich ſeine Annahme, die Kreuzung ohne Gefahr noch 
vor dem Perſonenkraftwagen des R. überfahren zu können, 
ſtützte (vgl. Müller, „Straßenverkehrsrecht“, 10. Aufl., S. 649 
Anm. 4 § 27). Seine Ausführungen in dieſer Richtung ſcheitern 
aber an der das Rev. bindenden tatſächlichen Feſtſtellung, daß 
der Perſonenkraftwagen des R. in dem Augenblicke, als der 
Angekl. ausreichende Überſicht über die Kaiſerallee hatte, nicht 
mehr einige 100 Meter, ſondern nur noch etwa 45—70 Meter 
entfernt war und bequem vom Angekl. erkannt werden konnte. 
Infolgedeſſen hat das AG. ohne Rechtsirrtum das Verſchulden 
des Angekl. gerade darin erblickt, daß er den Perſonenkraft⸗ 
wagen des R. nicht bemerkt hat, obwohl er den Umſtänden nach 
dazu in der Lage war. Wenn die Rev. hierzu geltend macht, 
das ſelbſt das rechtzeitige Wahrnehmen des andern Perſonen⸗ 
kraftwagens die Fahrweiſe des Angekl. nicht beeinflußt haben 
würde, weil er auf die hier in Frage kommende Entfernung 
die Geſchwindigkeit des R. nicht ausreichend als außerordentlich 
hoch hätte erkennen können, ſo vermag auch dieſes Vorbringen 
das Verſchulden des Angekl. nicht zu beheben; denn in dieſem 
Falle hätte er erſt recht ſorgfältig fahren, alſo den bevorrech⸗ 
tigten R. an ſich vorbeilaſſen müſſen, zumal da er jedenfalls 
ſoviel hatte erkennen können und müſſen, daß der andere Per⸗ 
ſonenkraftwagen mit ungewöhnlicher Geſchwindigkeit heran⸗ 
nahte. In jedem Falle hätte der Angekl. unter dieſen Umſtän⸗ 
den mit der Möglichkeit eines Zuſammenſtoßes rechnen kön⸗ 
nen und müſſen, wenn er ſeine Fahrt wie bisher fortſetzte. 
Sein verkehrswidriges Verhalten hat das AG. daher zu Recht 
als urſächlich für die Schädigung des R. feſtgeſtellt und den 
Tatbeſtand einer Zuwiderhandlung gegen $ 25 als erfüllt ange⸗ 
ſehen. Durch die Nichtanführung auch des § 27 iſt der Angekl. 
nicht beſchwert. 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 2. März 1937, 1 Ss 40/37.) 
* 


53. OLG. — 88 25, 36 RStraß Verk O. Parken, 
Be⸗ und Entladen von Fahrzeugen. f) 


Das AG. hat den Angekl. von der Anklage der Übertre- 
tung der 88 28, 36 RStraßVerkO. freigeſprochen. Nach feinen 
Feſtſtellungen hat der Angekl. in der k.⸗Straße in K. mit ſei⸗ 
nem Kraftwagen trotz angebrachter Verbotstafeln gehalten, um 
in Ausübung feines Gewerbes in einer in der Nähe gelegenen 
Bürſtenfabrik Bürſten, Handfeger, abzuholen. Er iſt mit dem 
Paket, das nur ſo groß war, daß es unter dem Arm getragen 
werden konnte, zu feinem Wagen zurückgekehrt und davonge⸗ 
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fahren. Der Aufenthalt in dem Geſchäft hat etwa 5—6 Minnten 
gedauert. — Der Rev. der StA. iſt ſtattgegeben worden. 

Nach § 28 Abſ. 5 RStraßVerkdO. find die durch Verkehrs⸗ 
zeichen, zu denen auch Parkverbotstafeln gehören, kenntlich ge⸗ 
machten Anordnungen zu befolgen. Der Begriff des Parkens 
iſt in der Ausführungsanweiſung zu § 25 RStraßVerkO. unter 
II Ziff. 5 beſtimmt worden. Danach iſt jedes Aufſtellen eines 
Fahrzeuges zum Zwecke der vorübergehenden Aufbewahrung ein 
„Parken“, ſoweit das Fahrzeug nicht nur zum Ein⸗ oder Aus⸗ 
ſteigen oder Be- oder Entladen aufgeſtellt wird. Dieſe Ein⸗ 
ſchränkung des Begriffes „Parken“ für zwei beſtimmte Fälle 
beruht auf einer Intereſſenabwägung. Auf der einen Seite 
ſteht das Intereſſe aller Verkehrsteilnehmer an einer ſchnellen 
und reibungsloſen Verkehrsabwicklung, die an gewiſſen Stellen 
durch das Anhalten von Fahrzeugen behindert werden würde, 
und auf der anderen Seite das Intereſſe des einzelnen Ver⸗ 
kehrsteilnehmers, den ein uneingeſchränktes Parkverbot unter 
Umſtänden in der zweckentſprechenden Verwendung ſeines Fahr⸗ 
zeuges unverhältnismäßig beeinträchtigen könnte. Das kommt 
in Frage für ein bloßes Ein⸗ und Ausſteigen, das nur kurze 
Zeit in Anſpruch nimmt und deshalb den Verkehr nicht 
nennenswert behindert, und für das Be⸗ und Entladen, in 
welchem Falle das Einzelintereſſe geſchützt werden muß, da 
ſonſt die Beförderung von Laſten weſentlich erſchwert, wenn 
nicht gar verhindert würde. Für dieſen Fall iſt aber noch be⸗ 
ſonders beſtimmt, daß Be- und Entladen des Fahrzeuges auf 
der Straße nur dann ſtattfinden ſoll, wenn es mit Rückſicht 
auf Art und Umfang des Ladegutes anderweit nicht möglich 
iſt (Ziff. 8 a. a. O.). Handelt es ſich daher um Gegenſtände, die, 
wie das Bürſtenpaket des Angekl., unſchwer eine geraume 
Strecke getragen werden können und für deren Beförderung 
ein Fahrzeug nicht notwendig iſt, ſo würde hier, ſelbſt wenn 
ein „Beladen“ des Wagens anzunehmen wäre, es nicht zuläſſig 
geweſen ſein, da der Angekl. die Laſt leicht bis zur nächſten 
freigegebenen Stelle hätte tragen können. Tatſächlich hat es 
ſich hier aber überhaupt nicht um ein „Beladen“ gehandelt. 
Davon kann nur geſprochen werden, wenn es ſich um Laſten 
erheblicheren Umfangs handelt, deren Beförderung ein Fahr⸗ 
zeug erfordert. Nimmt dagegen der Fahrer nur Gegenſtände 
geringeren Umfangs und Gewichts mit ſich in den Wagen, ſo 
„belädt“ er ihn nicht mit ihnen. Im Einzelfalle kann die Ab⸗ 
grenzung ſchwierig ſein. Hier hat der Angekl. das Paket Hand⸗ 
feger, die ein geringes Gewicht haben, unter dem Arme tragen 
können. Dann hat das AG. den Begriff des „Beladens“ ver⸗ 
kannt, wenn es ihn auf das Mithineinnehmen des Pakets in 
den Wagen anwendet. 

(OLG. Naumburg, StrSen., Urt. v. 9. Dez. 1936, Ss 166/36.) 

Anmerkung: Ich vermag dem Urteil weder im Ergebnis 
noch in der Begründung beizuſtimmen. Unrichtig erſcheint mir 
zunächſt die Art, in welcher im Urteil das Einzelintereſſe und 
das Geſamtintereſſe einander gegenübergeſtellt werden. Rich⸗ 
tiger iſt es, ſtets vom Intereſſe der Geſamtheit auszugehen. 
Wenn es ſich um das Intereſſe an der raſchen und reibungs⸗ 
loſen Abwicklung des Verkehrs handelt, ſo wird dieſes Inter⸗ 
eſſe regelmäßig fühlbar an Einzelfällen, am Hervortreten von 
Einzelintereſſen, nämlich dann, wenn etwa ein einzelnes Kraft⸗ 
fahrzeug durch ein anderes aufgehalten wird. Was aber heute 
das Jutereſſe des einen iſt, iſt morgen das des anderen, und 
iſt im Grunde genommen eben das Intereſſe der Geſamtheit 
aller Verkehrsteilnehmer. Genau ſo iſt es mit dem Intereſſe 
an der Möglichkeit, zu parken, an der Möglichkeit, das Kraft⸗ 
fahrzeug zur Erledigung von Beſorgungen, zur Beförderung 
von kleineren oder größeren Laſten zu benutzen uſw. Was heute 
das Intereſſe des einzelnen iſt, iſt wiederum morgen das 
Intereſſe vieler anderer, und auch hier wieder im Grunde ge⸗ 
nommen das Intereſſe aller Verkehrsteilnehmer an der be⸗ 
ſtimmungsmäßigen Ausnutzung des motoriſierten Schnellver⸗ 
kehrsmittels unſerer Zeit. Man kommt alſo nicht weiter, wenn 
man ſo Einzelintereſſe und Geſamtintereſſe einander gegen⸗ 
überſtellt. 

Die Frage iſt vielmehr die, inwieweit es die Ordnung des 
Verkehrs verlangt, das Parken nicht überall zu geſtatten. Der 
Geſetzgeber hat in der Ausführungsanweiſung zum § 25 die 


entſprechenden Vorſchriften gegeben. Dabei wird unterſchieden 
zwiſchen dem Aufſtellen von Fahrzeugen nur zum Ein⸗ und 
Ausſteigen und nur zum Be⸗ und Entladen auf der einen Seite 
und dem Aufſtellen von Fahrzeugen zum Zwecke der borüber- 
gehenden Aufbewahrung, nicht nur zum Ein⸗ und Ausſteigen 
und Be⸗ oder Entladen, auf der anderen Seite. Das Zweite 
wird vom Geſetzgeber entſprechend der Verkehrsauffaſſung als 
Parken bezeichnet. Nicht geparkt wird alſo, wenn das Kraft 
fahrzeug zum Stillſtand gelangt, um Ein⸗ und Ausſteigen, Be⸗ 
und Entladen zu ermöglichen. Dieſe Tätigkeiten erfordern je 
nachdem mehr oder weniger lange Zeit. Man darf gemäß dem 
Vorſpruch zur RStraßVerkO. Satz 2 bei der Abgrenzung der 
zuläſſigen Zeit natürlich nicht kleinlich ſein. Es widerſpräche 
dem Geiſt des neuen Straßenverkehrsrechts, wollte man hier 
allzu pedantiſch vorgehen. Das KG. hat im Urt. v. 23. Aug. 
1935: VAE. 1936, 439 Nr. 378 zutreffenderweiſe das Vor⸗ 
liegen von Parken verneint. Dort war der Kraftwagenführer 
vor einem Café vorgefahren, ausgeſtiegen, in das Cafe hinein⸗ 
gegangen, hatte dortſitzende Bekannte aufgefordert, mitzukom⸗ 
men, war nach drei Minuten zurückgekehrt und hatte dann 
noch etwa zwei Minuten auf ſeine Bekannten gewartet. Als⸗ 
dann war er weitergefahren. Das KG. ſpricht davon, daß der 
Fall an der Grenze läge, und iſt der Meinung, man müßte 
von Parken ſprechen, wenn der Kraftwagenführer in dem Cafe 
ſelbſt erſt etwas verzehrt hätte, verneint aber für den konkreten 
Fall das Vorliegen von Parken. In einem Urt. v. 6. März 
1936: JW. 1936, 2244 erörtert das KG. einen anderen Fall. 
Dort hatte jemand eine Anzahl von Schreibmaſchinen in ver⸗ 
kehrsreichſter Gegend in ſeinen Kraftwagen eingeladen. Er 
hatte das Einladen auf längere Zeit unterbrochen. Hier hat 
das KG. geſagt, auch wenn ein Fahrzeug zunächſt zum Be⸗ und 
Entladen auf der Straße aufgeſtellt ſei, jo könne doch eine 
längere Unterbrechung des Ein- und Ausladegeſchäfts ein Par⸗ 
ken darſtellen. Eine zahlenmäßige Minutengrenze hat dabei 
das KG. nicht genannt. 

Infolgedeſſen wird man im allgemeinen annehmen, daß 
noch nicht geparkt wird, wenn jemand vor einem Geſchäft vor⸗ 
fährt und dort eine ganz kurze Beſorgung macht. Die Urt. des 
KG. v. 8. März 1935: Rd. 1935, 205 und des früheren Bay⸗ 
Obs. v. 5. April 1935: DAR. 1935 Sp. 109 find abzulehnen. 
Sie dehnen den Begriff des Parkens zu weit aus. Das Kraft⸗ 
fahrzeug ſoll ja doch eben dem Menſchen als raſches und be⸗ 
quemes Fortbewegungs⸗ und Beförderungsmittel dienen. Durch 
ſolche ſtändige Benutzung des Kraftfahrzeugs wandelt ſich der 
ganze Lebensſtil. Wenn der Führer mit ſo großer Energie die 
Schaffung des Volkswagens betreibt, ſo tut er es nicht zum 
wenigſten, um das geſamte Volk in den Genuß dieſes veränder⸗ 
ten Lebensſtils zu bringen. Hiermit verträgt es ſich aber nicht, 
dem Kraftwagenbeſitzer zuzumuten, mit ſeinem Kraftwagen 
entfernt von der Stelle, wo er eine Beſorgung zu machen hat, 
zu halten und womöglich ½ Kilometer zu Fuß hin⸗ und zu Fuß 
zurückzugehen. Dann iſt es beſſer, wenn er den Kraftwagen zu 
Hauſe läßt und die Straßenbahn benutzt. 

Man mag im vorl. Fall darüber ſtreiten können, ob die 
Beförderung der Handfeger die Beförderung einer Ladung dar- 
ſtellt und ob das Hineinlegen der Handfeger in den Kraftwagen 
ein Beladen iſt. Sicher aber liegt im übrigen lediglich ein Auf⸗ 
ſtellen des Fahrzeugs zu einer nur ganz kurze Zeit dauernden 
Beſorgung vor, ein Aufſtellen zum Aus⸗ und Wiedereinſteigen. 
Das Urteil ſpricht ſelbſt davon, daß der Aufenthalt in dem Ge⸗ 
ſchäft nur etwa fünf bis ſechs Minuten gedauert hat. 

Selbſt wenn alſo im vorl. Fall angenommen werden 
müßte, daß nicht von einem Beladen geredet werden kann, ſo 
liegt doch eben ein Aufſtellen nur zum Zwecke des Aus- und 
Wiedereinſteigens vor, d. h. ein Aufſtellen nur ganz vorüber⸗ 
gehend, auf kurze Zeit, zu irgendeinem augenblicklichen Zweck 
(vol. Müller, „Straßenverkehrsrecht“, 10. Aufl., S. 603). Es 
liegt im Geſamtintereſſe aller Verkehrsteilnehmer, ſich des mo⸗ 
toriſierten Schnellverkehrsmittels unſerer Zeit, des Kraftfahr⸗ 
zeugs, möglichſt uneingeſchränkt im täglichen Leben, auch zur 
Ausführung von Veforgungen und Beförderungen, bedienen 
zu können. Einſchränkungen find nur nötig, ſoweit es das All⸗ 
gemeinintereſſe erfordert, ſoweit alſo das Aufſtellen längere 
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Zeit in Anſpruch nimmt und infolgedeſſen den fließenden Ver⸗ 
kehr empfindlicher hemmt. Dieſe großzügigere Auslegung wird 
auch durch das Verbot der Kleinlichkeit in Satz 2 des Vor⸗ 
ſpruchs zur RStraßVerk O. nahegelegt 
RA. Dr. Gülde, Dresden. 
* 

54. ORG. — 8222 StGB. Sorgfaltspflicht ge⸗ 
genüber anderen. $ 25 RStraß Verk O.; § 25 V2 
der Ausf Anw. Ein Radfahrer darf ſich nicht an 
ein anderes Fahrzeug anhängen. Der Kraft⸗ 
fahrer, der dies duldet, macht ſich mit ſtraf⸗ 

ar. 

Das SchöffG. hat folgenden Sachverhalt feſtgeſtellt: 

Die beiden Angekl. und der ſpäter getötete k. wollten 
eine Fahrt von Y. nach Z. unternehmen. Da ihnen nur das 
Motorrad des Angekl. Ko. und ein Fahrrad zur Verfügung 
ſtanden, verabredeten fie, daß zunächſt auf Ko.s Motorrad einer 
der beiden anderen als Beifahrer mitfahren ſollte, während 
der Dritte mit dem Fahrrad bis zur Hälfte der Strecke vor⸗ 
ausfahren ſollte, dann ſollten Beifahrer und Radfahrer wech⸗ 
ſeln. Der Angekl. Kra. fuhr demgemäß zunächſt auf dem Fahr⸗ 
rade voraus. Als er von den beiden anderen mit dem Motor- 
rade eingeholt wurde, ſollte verabredungsgemäß zwiſchen Kra. 
und K. gewechſelt werden, Kra. ſollte auf dem Soziusſitz weiter⸗ 
fahren, K. auf dem Fahrrade nachkommen. Da dieſer das aber 
nicht wollte, erklärte er, er wolle ſich von den Angekl. ſchleppen 
laſſen. Zunächſt lehnten das beide als zu gefährlich ab. Als 
aber X. erklärte, er habe ſich ſchon oft durch Laſtwagen ſchlep 
pen laſſen, bei einer Geſchwindigkeit von 25—30 km könne ihm 
nichts paſſieren, er ſei ja ſchließlich auch allein für ſich ver⸗ 
antwortlich, gelang es ihm, die Angekl. zu überreden. Kra. auf 
dem Soziusſitz nahm einen 130 om langen Riemen in die 
rechte Hand, k. nahm das andere Ende in ſeine linke Hand 
und lenkte das Rad mit der rechten Hand. Die Fahrt ging 
einige Zeit gut, wobei Ko. mit einer Geſchwindigkeit von 25 
bis 30 km fuhr. Plötzlich ſpürte der Angekl. Kra., daß X. den 
Riemen losgelaſſen hatte. Beim Umſehen bemerkte er, daß K. 
vom Fahrrad ſtürzte. Dieſer ſtarb wenige Stunden ſpäter an 
einer durch den Sturz erlittenen Gehirnblutung. Das SchöffG. 
hat die Angekl. freigeſprochen. 

Die gegen das Urteil eingelegte Rev. der StA. iſt be⸗ 
gründet. 

Zwar kann der Rev., ſoweit ſie die Nichtanwendung der 
88 25, 36 RStraßVerkO. und der Ausf Anw. V Abſ. 2 zu § 25 
RStraßVerkO. rügt, nicht beigetreten werden. Nach $ 25 
RStraßVerkO. hat ſich jeder Teilnehmer am öffentlichen Ver⸗ 
kehr ſo zu verhalten, daß er keinen anderen ſchädigt oder mehr, 
als nach den Umſtänden unvermeidbar, behindert oder beläſtigt. 
Die beiden Angekl. haben ſich gemeinſam und im Zuſammen⸗ 
wirken mit X. in grober Weiſe verkehrswidrig verhalten, wo⸗ 
bei X. tödlich verunglückt iſt. Weil aber erſt durch das gemein⸗ 
ſame Tun aller drei Beteiligten der ſchädliche Erfolg einge⸗ 
treten iſt, daß einer der Beteiligten ſelbſt verletzt worden iſt, 
kann dieſer nicht, wie bereits das SchöffG. ausgeführt hat, 
als ein „Anderer“ i. S. des § 25 RStraßVerkO. angeſehen 
werden. Wer verkehrswidrig handelt und dadurch nur ſelbſt 
verletzt wird, iſt nach den SS 25, 36 RStraßVerkoO. nicht ſtraf⸗ 
bar, weil die Vorſchrift des S 25 RStraßVerkO. vorausſetzt, 
daß der Verkehrsſünder und der Geſchädigte verſchiedene Per⸗ 
ſonen ſind. Konnte das verkehrswidrige Verhalten der Angekl. 
nur im Zuſammenwirken mit dem eigenen verkehrswidrigen 
Handeln des Verletzten den ſchädigenden Erfolg herbeiführen, 
ſo iſt dieſer auch für die Angekl. nicht ein „Anderer“ i. S. des 
§ 25 RStraßVeckO. 

Auch die Anwendbarkeit der Ausf Anw. V Abſ. 2 zu § 25 
RStraßVerk O. hat das SchöffcG. mit Recht verneint. Die Glie⸗ 
derung der Ausf Anw. in ſieben Abſchnitte, von denen der erſte 
und der letzte für alle Verkehrsteilnehmer gleichmäßig, die 
übrigen aber ihrer Überſchrift wie ihrem Inhalte nach nur für 
beſtimmte einzelne Arten von Verkehrsteilnehmern gelten, läßt 
erkennen, daß der mit „Radfahrer“ bezeichnete Abſchnitt V ſich 
nur an dieſe Gruppe Verkehrsteilnehmer wenden will. Hinzu⸗ 
kommt, daß unter dem „Anhängen“ nur ein poſitives Ver⸗ 


halten des Radfahrers, nicht aber ein „Dulden des Anhängens“ 
durch einen Dritten verſtanden werden kann. Dem ſteht auch 
nicht die allgemeine Faſſung des Abi. 2 entgegen, die, im 
Gegenſatze zu Abſ. 1 und 3: „Der Radfahrer darf ..“ und 
„Radfahrer müſſen ...“, nur lautet: „Das Anhängen an an⸗ 
dere Fahrzeuge iſt verboten.“ Abſ. 5, der ſich ſeinem Inhalte 
nach unzweifelhaft nur auf Radfahrer beziehen kann, iſt in 
ähnlicher Weiſe gefaßt. Es wäre daher nicht zu verſtehen, wes⸗ 
halb der Geſetzgeber das Verbot des „Anhängens“ zwiſchen dieſe 
ſich nur auf den Radfahrer beziehenden Vorſchriften einge⸗ 
ſchoben haben ſollte, wenn das Verbot auch für jeden anderen 
Verkehrsteilnehmer gelten ſollte, ohne daß dieſe überaus wich⸗ 
tige Allgemeingültigkeit beſonders hervorgehoben worden wäre. 
Gegen die Vorſchrift der Ausf Anw. V Abſ. 2 zu § 25 RStraß⸗ 
VerkO., kann daher nur der Radfahrer ſelbſt verſtoßen, nicht 
aber auch ein Dritter, der das Anhängen des Radfahrers duldet 
oder es ihm ermöglicht. Die Angekl. können auch nicht als 
Mittäter bei der durch den getöteten X. begangenen Übertretung 
gegen die Ausf Anw. V Abf. 2 zu § 25 RStraßVerkO. beſtraft 
werden, denn nur der echte Täter, der ſelbſt gegen ein Straf⸗ 
geſetz verſtößt, kann als Mittäter bei der Übertretung eines 
Strafgeſetzes durch einen anderen Täter in Frage kommen. 

Beizutreten iſt der Rev. jedoch darin, daß das SchöffG. zu 
Unrecht die Anwendbarkeit des § 222 SGB. verneint habe, es 
hat den Begriff der Fahrläſſigkeit verkannt. Fahrläſſig handelt, 
wer bei ſeinem Tun die Sorgfalt außer acht läßt, bei deren 
pflichtmäßiger Beobachtung er den ſchädigenden Erfolg hätte 
verhindern können. Die Pflicht zur Sorgfalt kann in einer 
aus den beſonderen perſönlichen Beziehungen der Beteiligten 
hervorgehenden Obhutspflicht oder in einer allgemeinen Rechts⸗ 
pflicht beſtehen (R&St. 57, 172). Eine Obhutspflicht hat den 
Angekl. gegenüber X. nicht obgelegen, er ſtand zu ihnen nicht 
in einem perſönlichen Verhältnis, aus dem heraus ſie beſon⸗ 
ders verpflichtet geweſen wären, ihn vor irgendwelchen Schädi⸗ 
gungen zu bewahren. Die Angekl. haben aber eine allgemeine 
Rechtspflicht verletzt. Eine ſolche braucht nicht, wie das Schöffch. 
meint, in einem Rechtsſatz ausdrücklich aufgeſtellt zu ſein, es 
genügt ſchon, daß die Grundgedanken eines Rechtsſatzes er⸗ 
kennen laſſen, daß ein beſtimmtes Verhalten vom Geſetzgeber 
mißbilligt wird. Der $ 25 RStraßVerkO. legt jedem Verkehrs⸗ 
teilnehmer die Pflicht auf, ſich im Straßenverkehr ordnungs⸗ 
mäßig zu verhalten. Mit dieſer Pflicht iſt es aber unvereinbar, 
wenn jemand einen an ſich gefährlichen und daher verkehrs⸗ 
widrigen Zuſtand dadurch herbeiführt, daß er duldet oder ſogar 
dabei mitwirkt, daß ein Radfahrer ſich an ein Fahrzeug an⸗ 
hängt. Das gilt nicht allein für den Fahrzeugführer, ſondern 
auch für jeden anderen, der dem Radfahrer bei ſeinem Tun 
behilflich iſt. Iſt aber überdies dem Radfahrer durch das Ge⸗ 
ſetz ausdrücklich verboten, ſich an andere Fahrzeuge anzuhängen, 
dann iſt damit auch jedem anderen Verkehrsteilnehmer die 
Pflicht auferlegt, das verkehrswidrige Verhalten des Rad⸗ 
fahrers nicht allein nicht zu dulden, ſondern vor allem nicht durch 
ſeine Mitwirkung überhaupt erſt zu ermöglichen. Wer es den⸗ 
noch tut, iſt zwar wegen Beihilfe zu einer Übertretung nicht 
ſtrafbar, weil das Strafrecht eine ſolche als ſelbſtändige ſtraf⸗ 
bare Handlung nicht kennt. Er verletzt aber damit die ihm 
von der RStraßVerkO. auferlegte Pflicht zu einem ordnungs⸗ 
mäßigen Verhalten im Straßenverkehr. 

Dieſe Rechtspflichtverletzung durch die Angekl. begründet ihre 
Fahrläſſigkeit und damit ihre Strafbarkeit nach 8 222 StGB. 
Dieſe wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Getötete ebenſo 
leichtſinnig gehandelt hat wie die Angekl., daß er fie erſt zu 
ihrem Verhalten überredet und beſtimmt hat und daß ihn 
ſomit mindeſtens die gleiche Schuld an dem Unglücksfall trifft 
wie ſie und ihm ebenſolche Fahrläſſigkeit zur Laſt zu legen ift, 
Mitwirkendes Verſchulden des Verletzten befreit die Angell. 
nicht von ihrer ſtrafrechtlichen Verantwortlichkeit. 


(Os G. Naumburg, StrSen., Urt. v. 24. Febr. 1937, Ss 11/37.) 
* 


55. LG. — 825 RStraß Verk O.; § 280 StPO. 
Vorfahrtrecht des Benutzers einer Fernver⸗ 
kehrsſtraße. 

Der Angekl. hatte als Benutzer der Fernverkehrsſtraße 
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und als von rechts kommender Fahrer ein doppeltes Vor⸗ 
fahrtsrecht. Er konnte und durfte damit rechnen, daß der Laſt⸗ 
wagenführer es beachten würde, zumal dieſer beim Heraus⸗ 
kommen hinter dem Hauſe ſein Herannahen über den Vorplatz 
hinweg hätte ſehen müſſen und feinen Wagen bei der mäßigen 
Geſchwindigkeit von etwa 10—15 Kilometer und der ausreichen⸗ 
den Entfernung zum Fahrdamm der Fernſtraße hätte anhalten 
können. Dem Angekl. kann nicht daraus ein Vorwurf gemacht 
werden, daß er mit unverminderter Geſchwindigkeit — etwa 
60 Kilometer — trotz des 150 Meter vor der Unfallſtelle auf 
der Fernverkehrsſtraße befindlichen Warnungszeichens an die 
Kreuzung heranfuhr. Das Warnungszeichen verpflichtete zu er⸗ 
höhter Aufmerkſamkeit. Von ihm als Benutzer der Fernſtraße 
konnte aber nicht verlangt werden, daß er nur wegen der 
Straßenkreuzung ſeine im übrigen durchaus nicht übertriebene 
Geſchwindigkeit ermäßige. Es iſt der Sinn des Vorrechts der 
Fernverkehrsſtraße, daß der Verkehr auf ihr im Fluß gehalten 
werden ſoll. Allerdings darf dieſes Vorrecht nicht zur völligen 
Mißachtung des Querverkehrs führen. Beſonders darf nicht bei 
ſichtbaren Verkehrsverſtößen anderer auf dem Vorfahrtsrecht 
beſtanden werden. Der Angekl. war daher berechtigt, zunächſt 
ſeine Geſchwindigkeit beizubehalten. Erſt als er die Weiterfahrt 
des Laſtwagens bemerkte, trat die Verpflichtung ein, ſich hier⸗ 
auf einzuſtellen, um einen Zuſammenſtoß zu vermeiden. Daß 
in dieſem Augenblick der Angekl. falſch gehandelt habe, war 
nicht feſtzuſtellen. Wegen der kurzen Entfernung konnte der 
Wagen nicht mehr zum Halten gebracht werden. Ein Aus⸗ 
biegen nach links verbot ſich wegen der Gefahr des Gegen⸗ 
verkehrs. 

(LG. Aachen, 2. Str., Urt. v. 31. Dez. 1936, 7 M 63/36.) 

* 

n 56. RG. — 8 222 StGB.; 58 27, 36 RStraßVerkO. 
Der von rechts kommende Verkehrsteilnehmer geht nicht da⸗ 
durch ſeines Vorfahrtsrechtes verluſtig, daß er übermäßig ſchnell 
fährt. Er kann grundſätzlich mit beliebiger Geſchwindigkeit an 
die Kreuzung heranfahren, muß ſich aber ſo einrichten, daß er 
in der Lage iſt, Verpflichtungen jederzeit zu erfüllen, die ſich 
für ihn unter den gegebenen Umſtänden aus der Annäherung 
an die Kreuzung ergeben. f) 

Am 2. Juni 1936 vormittags befuhr der Angekl. M. mit 
ſeinem Laſtkraftwagen, den er ſtändig in Ausführung ſeines 
Berufs als Gemüſehändler führt, die S.⸗Straße in B. in 
nördlicher Richtung. Auf der Kreuzung der S.⸗ und W.⸗Straße 
fuhr er den von dem Angekl. H. als dem Soldatenſtand an⸗ 
gehörigen Berufsfahrer geſteuerten Perſonenkraftwagen, der 
von rechts aus der Richtung W.⸗Straße kam und die Kreu⸗ 
zung in gerader Richtung überquerte, am linken Hinterrad 
an. Beide Wagen gerieten ins Schleudern. Der Laſtkraftwagen 
des M. ſchlug nach rechts um. Die im Laſtkraftwagen ſitzende 
Frau O. erlitt ſo ſchwere Verletzungen, daß ſie alsbald ſtarb. 

Das LG. hat den Angekl. M. wegen berufsfahrläſſiger 
Tötung in Tateinheit mit berufsfahrläſſiger Körperverletzung 
und einer Übertretung ſtraßenpolizeilicher Vorſchriften ver⸗ 
urteilt, den Angekl. H. jedoch von der Anklage gleicher Ver⸗ 
fehlungen freigeſprochen. 

Hiergegen hat die örtliche StA., ſoweit der Angekl. H. 
freigeſprochen wurde, und der Angekl. M., ſoweit er verurteilt 
wurde, Rev. eingelegt. 

Beide Rev. müſſen Erfolg haben. 

Die Zuſtändigkeit der bürgerlichen Ge⸗ 
richte zur Verhandlung und Aburteilung der dem Angekl. 
H., der der Wehrmacht angehört, zur Laſt gelegten Straftaten 
iſt gegeben. Er iſt durch Verfügung des Gerichts der Kom⸗ 
mandantur Berlin dem allgemeinen Gericht gem. § 4 Mil⸗ 
StG O. zur Unterſuchung und Aburteilung des Falles über⸗ 
geben worden. Dieſe Übergabe konnte auch dann mit rechtlicher 
Wirkſamkeit erfolgen, wenn H. die Straftaten während der 
Ausübung des Dienſtes ausgeführt hat und deshalb möglicher⸗ 
weile die Vorausſetzungen des § 55 Nr. 2 Mil StGB. vorliegen. 
Denn durch die Anwendbarkeit dieſes ſowohl für bürgerliche 
als auch für militäriſche Verbrechen und Vergehen geltenden 
Straferhöhungsgrundes wird ein bürgerliches Verbrechen oder 
Vergehen nicht zu einem militäriſchen (RM. 13, 3). 
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Die Annahme des LG., daß das Vorfahrtrecht H. zugeſtan⸗ 
den und daß M. unter Mißachtung dieſes Vorfahrtrechts die 
Kreuzung befahren habe, iſt nicht zu beanſtanden. 

Daß es ſich um eine Kreuzung zweier gleichartiger, nicht 
mit Vorfahrtrechtzeichen verſehener Straßen handelte (8 27 
Abſ. 1 Halbſ. 3 RStraßVerkO., Ausf Anw. v. 29. Sept. 1934 
Abſ. 3, 4, 5), läßt ſich dem Geſamtinhalt des Urteils zweifels⸗ 
frei entnehmen. Der Angekl. M. war auch kein langſam be⸗ 
weglicher Verkehrsteilnehmer i. S. des Abſ. 1 Satz 3 Ausf⸗ 
Anw. Denn unter dieſe Ausnahmevorſchrift fällt nicht jedes 
auf der Kreuzung ſich langſam bewegende Fahrzeug, ſon⸗ 
dern nur ſolche Fahrzeuge, die ſich nicht mit einer für Kraft⸗ 
fahrzeuge erreichbaren Geſchwindigkeit bewegen können (RG⸗ 
Urt. 4 D 88/86 v. 13. März 1936). Da ſomit keiner der geſetz⸗ 
lich vorgeſehenen Ausnahmefälle gegeben war, hatte der Kraft⸗ 
wagen des Angekl. H. das Vorfahrtrecht, weil er ſich von 
rechts der Straßenkreuzung näherte ($ 27 Abſ. 1 Halbſ. 1 
RStraßVerkO. Ausf Anw. Abſ. 1 Satz 1). Der Angekl. M. 
durfte unter dieſen Umſtänden in die Kreuzung nur hinein⸗ 
fahren, wenn er mit Sicherheit annehmen konnte, daß er mit 
ſeinem Wagen ohne jede Gefährdung anderer noch vor dem 
Wagen des H. über die Kreuzung hinwegkommen werde. Dieſe 
Möglichkeit beſtand hier, wie der Erfolg zeigt, nicht. Der Angekl. 
M. fuhr trotzdem, ohne zu bremſen, weiter, weil er meinte, 
H., deſſen Herankommen er bei Erreichung der ſüdlichen Bord⸗ 
kante der W.⸗Straße bemerkt hatte, werde ſein Vorfahrtrecht 
nicht ausüben, ſondern ihn noch über die Kreuzung hinüber 
laſſen. Zu einer ſolchen Annahme wäre jedoch der Angekl. 
M. nur berechtigt geweſen, wenn ihm H. durch ſein Verhalten 
hierzu begründeten Anlaß gegeben hätte. Davon konnte jedoch 
keine Rede ſein, da H. mit einer bedeutend größeren Geſchwin⸗ 
digkeit als M., ohne zu bremſen, auf die Kreuzung weiter 
losfuhr. Der Angekl. M. verſtieß ſomit gegen die einem vor⸗ 
ſichtigen und gewiſſenhaften Fahrer obliegenden Pflichten, wenn 
er bei dieſer Sachlage unter Mißachtung des Vorfahrtrechts 
des H. in die Kreuzung einfuhr. 

Die Tatſache, mit welcher Fahrgeſchwindigkeit der Angekl. 
H. auf die Kreuzung zufuhr, war für die grundſätzliche Frage, 
welchem der beiden Fahrzeuge das Vorfahrtrecht zuſtand, be⸗ 
deutungslos. Der von rechts kommende Verkehrsteilnehmer 
geht nicht dadurch ſeines Vorfahrtrechts verluſtig, daß er über⸗ 
mäßig ſchnell fährt. Die Behauptung in der Rev. des Sta., 
H. habe die Vorfahrt nicht erzwingen dürfen, ſteht im Wider⸗ 
ſpruch mit den getroffenen Feſtſtellungen. Denn nach dieſen 
hat H. vor Erreichung der Kreuzung ſeine Fahrgeſchwindigkeit 
nicht erhöht, ſondern im Gegenteil durch Wegnahme des Gaſes 
herabgeſetzt. Erſt dann, als er erkannte, daß wegen des Ver⸗ 
haltens des M. der Zuſammenſtoß durch Betätigung der Brem⸗ 
ſen nicht mehr vermieden werden könne, hat er erneut Gas 
gegeben, um zu verſuchen, auf dieſe Weiſe den Zuſammenſtoß 
noch zu verhindern. 

Dadurch, daß der Angekl. M. unter Mißachtung des Vor⸗ 
fahrtrechts des H. über die Straßenkreuzung zu fahren ſuchte, 
wurde der Zuſammenſtoß der beiden Wagen herbeigeführt. M. 
mußte unter den gegebenen Umſtänden damit rechnen, daß ſeine 
Annahme, H. werde von ſeinem Vorfahrtrecht keinen Gebrauch 
machen und ihn noch hinüber laſſen, möglicherweiſe falſch ſei, 
und daß dann ein Zuſammenſtoß unvermeidbar ſei. Daß ein 
ſolcher Zuſammenſtoß auch Körperverletzungen und möglicher⸗ 
weiſe auch den Tod Beteiligter zur Folge haben könne, war 
für ihn vorausſehbar. Hätte er, wie das ſeine Pflicht geweſen 
wäre, ſeinen Kraftwagen abgebremſt, als er das Herankom⸗ 
men des vorfahrtberechtigten H. bemerkte, fo wäre, wie ſich 
aus dem feſtgeſtellten Sachverhalt zweifelsfrei ergibt, der Zur 
ſammenſtoß vermieden worden. 

War auch die Tatſache, mit welcher Fahrgeſchwindigkeit 
der Angekl. H. auf die Kreuzung zufuhr, wie oben dargelegt 
wurde, für die Frage, ob ihm das Vorfahrtrecht zuſtand, be⸗ 
langlos, ſo kam ihr doch für die Frage, ob er nicht durch 
Außerachtlaſſung der ihm als Berufsfahrer obliegenden Pflich⸗ 
ten den Zuſammenſtoß mit verurſacht hat, entſcheidende Be⸗ 
deutung zu. Denn aus der Tatſache, daß ihm gegenüber dem 
von links in die Kreuzung einfahrenden M. das Vorfahrtrecht 
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zuſtand, ergab ſich für ihn nicht ohne weiteres das Recht, die 
Kreuzung in beliebiger Fahrgeſchwindigkeit zu überqueren. Er 
hatte vielmehr ſeine Fahrgeſchwindigkeit ſo einzurichten, daß 
er in der Lage war, Verpflichtungen, die ſich für ihn unter 
den gegebenen Umſtänden aus der Annäherung an eine Stra⸗ 
ßenkreuzung ergeben, jederzeit zu erfüllen (RGUrt. v. 21. Dez. 
1935, 6 D 478/35). Hierbei war von weſentlicher Bedeutung, 
ob die Straßenkreuzung, der er ſich näherte, für ihn überſicht⸗ 
lich war, d. h. ihm nach beiden Richtungen nach rechts 
und nach links klaren Überblick geſtattete. Unter den 
gegebenen Umſtänden war für H. der Überblick nach rechts 
der wichtigere, da aus der rechten Einfahrtsſtraße jederzeit ein 
Verkehrsteilnehmer kommen konnte, demgegenüber er, da es 
ſich um gleichartige, nicht mit Vorfahrtrechtzeichen verſehene 
Straßen handelte, vorfahrtverpflichtet war. Die Ur⸗ 
teilsfeſtſtellungen laſſen nun zwar erſehen, daß der Angekl. H. 
in die von links einmündende Straße guten Einblick hatte und 
das Herankommen des Vorfahrtverpflichteten Mitangekl. M. 
„beizeiten“ wahrnehmen konnte und auch wahrgenommen hat. 
Dagegen fehlen Feſtſtellungen darüber, ob die Kreuzung für 
den Angekl. H. auch nach rechts überſichtlich war und ihm für 
die Beobachtung der von dort herannahenden Verkehrsteilneh⸗ 
mer klaren Überblick gewährte. Aus den Urteilsausführungen 
iſt in dieſer Hinſicht nur zu entnehmen, daß auf der rechten 
Seite der von rechts einmündenden Straße ſich im Augenblick 
des Zuſammenſtoßes ein Radfahrer — alſo ein langſam be⸗ 
weglicher Verkehrsteilnehmer (8 27 RStraßVerkO. AusfAnw. 
Abf. 1 Satz 2) — der Kreuzung näherte, und daß der Angekl. 
H. durch das Herannahen dieſes Radfahrers bei feiner Aus⸗ 
weichbewegung gehindert wurde, nach rechts in dieſe Straße 
einzubiegen. Dieſe Feſtſtellungen laſſen die Möglichkeit offen, 
daß die Straßenkreuzung für den Angekl. H. nach rechts un⸗ 
überſichtlich war. War dies aber der Fall, dann mußte er ſeine 
Fahrgeſchwindigkeit ſchon bei der Annäherung an die Kreu- 
zung ſo einrichten, daß er einem aus der rechts einmündenden 
Straße plötzlich auftauchenden Kraftfahrzeug die Vorfahrt ge⸗ 
währen konnte. Ob der Angekl. hierzu bei der von ihm und 
in der Straßenkreuzung noch eingehaltenen Fahrgeſchwindig⸗ 
keit von 50 bis 60 std /m in der Lage war, hätte vom Tat⸗ 
richter geprüft und entſchieden werden müſſen. War ſeine 
Fahrgeſchwindigkeit im Hinblick auf eine etwa vorhaudene Un⸗ 
überſichtlichkeit nach rechts zu groß, dann ergibt ſich die Frage, 
ob der Unfall bei Einhaltung der gebotenen geringeren Fahr- 
geſchwindigkeit vermieden oder doch mit ſo ſchweren Folgen 
verbnuden geweſen wäre. 


Da hierüber Feſtſtellungen fehlen, muß die Freiſprechung 
des Angekl. H. aufgehoben werden. 


Sollte ſich auf Grund der neuen Hauptverhandlung er- 
geben, daß die Straßenkreuzung auch nach rechts derart über- 
ſichtlich war, daß ſie ihm klaren Einblick in die von rechts 
einmündende Straße gewährte und näherte ſich von dieſer 
Seite kein Verkehrsteilnehmer, dem er an der Kreuzung die 
Vorfahrt einzuräumen hatte, fo beſteht rechtlich kein Beden— 
en gegen die Annahme, daß der Angekl. unter den bisher 
ſeſtgeſtellten Umſtänden ſich zunächſt darauf verlaſſen durfte, 
aß der Mitangeklagte M., deſſen Herankommen aus der links 
einmündenden Straße er bemerkt hatte, das ihm — dem Angekl. 
. — zuſtehende Vorfahrtrecht beachten und nicht den Verſuch 
machen werde, die Kreuzung vor ihm zu überqueren (RGUrt. 
b. 25. Okt. 1935, 4D 884/35: JW. 1936, 450). Er mußte aber, 
loweit er nicht durch ſeine Verpflichtung auch den übrigen 
Verkehr zu beobachten in Anſpruch genommen war, auch wei⸗ 
erhin fein Augenmerk auf den von links kommenden Kraft⸗ 
wagen richten, um ein etwäiges verkehrswidriges Verhalten 
es Vorfahrtverpflichteten rechtzeitig erkennen und die 
zur Abwendung der ſich hieraus ergebenden Gefahr erforder- 
hen Maßnahmen treffen zu können (RG.: JW. 1936, 450). 
Welche Fahrgeſchwindigkeit in ſolchen Fällen noch als zuläſſig 
erachtet werden kann, hängt von den Umſtänden des einzelnen 
(alles, wie Straßenbreite, Verkehrsdichte, Wetter u. dgl. ab 
gl. RG. v. 21. Dez. 1935, 6 D 478/35). . 


RG., 2. &trSen. v. 1. März 1937, 2 D 811/36.) 


Anmerkung: 1. Gegen die Zuſtändigkeit des allgemeinen 
Gerichts beſtehen keine Bedenken. 


2. Das Vorrecht an der Kreuzung der beiden Straßen 
gleichen Rangs hatte unzweifelhaft H. vor M. M. wird als 
Fahrer eines Kraftfahrzeugs mit Recht nicht als langſam be⸗ 
weglicher Verkehrsteilnehmer angeſehen. M. hatte auch keinen 
feſtſtellbaren genügenden Anlaß, anzunehmen, H. werde auf ſein 
Vorrecht verzichten. M. konnte nach Lage der Umſtände keines⸗ 
wegs die Gewißheit haben, über die Kreuzung hinweg zu ſein, 
ehe H. heran war. Gerade die hohe Geſchwindigkeit des von H. 
gelenkten Kraftwagens mußte ihm die Beſorgnis nahelegen, 
er werde mit H. noch auf der Kreuzung zuſammentreffen. 

Zu den Umſtänden, welche an einer Kreuzung von Stra⸗ 
ßen gleichen Ranges ein von links kommender Verkehrsteil⸗ 
nehmer zu beachten hat, wenn er entſcheiden will, ob er noch 
ſicher vor dem anderen, dem Bevorrechtigten, über die Kreu⸗ 
zung ſein wird, gehört, abgeſehen von ſeiner eigenen Geſchwin⸗ 
digkeit, ſeiner Entfernung vom Kreuzungspunkt und von der 
Beſchaffenheit und Länge ſeines Fahrzeugs, gerade diejenige Ge⸗ 
ſchwindigkeit, welche der andere tatſächlich einhält, nicht aber 
die Geſchwindigkeit, welche für den anderen an der betr. Kreu⸗ 
zung zuläſſig wäre. Man wird allerdings dieſen Rechtsgrund⸗ 
ſatz etwas einſchränken müſſen. Wenn nämlich im vorl. Fall 
M. die hohe Geſchwindigkeit des H. nicht rechtzeitig hätte er⸗ 
kennen können, weil er infolge Unüberſichtlichkeit der Kreuzung 
den H. nicht rechtzeitig ſehen konnte, ſo hätte er darauf ver⸗ 
trauen dürfen, daß H. mit zuläſſiger Geſchwindigkeit an die 
Kreuzung herankam. Das entſpricht dem Grundſatz, welcher ſich 
heute ziemlich allgemein durchgeſetzt hat, daß jeder Verkehrsteil⸗ 
nehmer auf verkehrsmäßiges Verhalten der anderen Verkehrs- 
teilnehmer vertrauen darf. Im vorl. Fall aber kann ſich M. 
hierauf nicht berufen. Für ihn war — wenigſtens in der Rich⸗ 
tung, aus welcher H. kam — die Kreuzung überſichtlich genug. 
Er konnte rechtzeitig wahrnehmen, daß H. mit außerordentlich 
großer Geſchwindigkeit herankam. Er konnte ſich infolgedeſſen 
darauf einrichten und die hohe Geſchwindigkeit des H. mit in 
Rechnung ſtellen, wenn er prüfte, ob er noch rechtzeitig vor 
H. über die Kreuzung gelangen könnte. 

Das Urteil macht auch die Frage, ob die von H. eingehal- 
tene Geſchwindigkeit unzuläſſig hoch war oder nicht, mit Recht 
davon abhängig, ob die Kreuzung für H. überſichtlich war oder 
nicht. An unüberſichtlichen Kreuzungen von Straßen gleichen 
Rangs muß jeder an die Kreuzung herankommende Verkehrs— 
teilnehmer damit rechnen, daß ihm gegenüber von rechts ein 
Verkehrsteilnehmer erſcheint, deſſen Vorrecht er zu beachten hat. 
Mit Rückſicht hierauf muß er alſo an einer ſolchen unüberſicht⸗ 
lichen Kreuzung ſtets ſeine Geſchwindigkeit in angemeſſener 
Weiſe herabſetzen, jedenfalls ſo weit, daß er rechtzeitig vor 
einem von rechts kommenden bevorrechtigten Verkehrsteilnehmer 
ſein Fahrzeug zum Stehen bringen kann. Iſt dagegen eine 
Kreuzung von Straßen gleichen Ranges überſichtlich, und kann 
deshalb der an die Kreuzung Herankommende auf genügend 
große Entfernung ſehen, daß ihm von rechts her kein Bevor⸗ 
rechtigter begegnen werde, ſo iſt er nicht verpflichtet, auch eine 
hohe Geſchwindigkeit herabzumindern. Er braucht ja nach den 
jetzt geltenden Rechtsgrundſätzen nicht mehr ohne beſonderen 
Anlaß zu befürchten, daß Verkehrsteilnehmer, denen gegenüber 
er das Vorrecht hat, dieſes ſein Vorrecht nicht beachten werde. 

Das Urteil geht bei der Beurteilung der Handlungsweiſe 
des H. mit Recht von dem erörterten Grundſatz aus, daß er auf 
die Beachtung ſeines Vorrechts durch M. vertrauen durfte. Wenn 
es dem H. daneben die Verpflichtung auferlegt, nach Klärung 
der ſonſtigen Verkehrslage und neben der Erfüllung der ſon⸗ 
ſtigen ihm obliegenden Verpflichtungen ſein Augenmerk recht⸗ 
zeitig auch auf M. zu lenken, ſo wird man das wohl nicht als 
eine Einſchränkung des Grundſatzes vom Vertrauen auf die 
Verkehrsmäßigkeit der anderen Verkehrsteilnehmer anzuſehen 
brauchen. Vielmehr ſoll damit wohl nur gemeint ſein, daß der 
Kraftfahrer, wie überhaupt jeder Verkehrsteilnehmer, ſtändig 
ſeine Augen offen halten und dafür ſorgen muß, daß er er⸗ 
kennbare Verkehrswidrigkeiten anderer auch möglichſt zeitig 
wahrnimmt. 

RA. Dr. Gülde, Dresden. 
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* 57. RG. — 8 230 StB. Dem Dienſtherrn obliegt die 
Pflicht, ſich davon zu überzeugen, ob der Fahrer, den er mit 
der Ausführung einer Kraftwagenfahrt betraut, körperlich im⸗ 
ſtande iſt, den Wagen verkehrsſicher zu lenken. Die Beurtei⸗ 
lung des Umfangs dieſer Pflicht iſt in erſter Linie Sache des 
Tatrichters, unterliegt indes auch der rechtlichen Nachprüfung 
nach der Richtung, ob die Anforderungen an die Sorgfaltspficht 
richtig geſtellt ſind, wobei insbeſ. allgemeine Lebenserfahrungen 
mit heranzuziehen ſind. An die Sorgfaltspflicht des Dienſt⸗ 
herrn dürfen nicht übermäßige Anforderungen geſtellt werden. ) 

Die Sachrüge, die Str. habe die Anforderungen an die 
Sorgfaltspflicht überſpannt, iſt begründet. 

Der Unfall, der ſich am 3. Juli 1936 in den frühen Nach⸗ 
mittagsſtunden auf der Reichsautobahn kurz vor München er⸗ 
eignet hat, und bei dem der Mechaniker K. zu Tode kam und 
der Straßenwärter Str. verletzt wurde, iſt nach der Beweis⸗ 
annahme der Str. ausſchließlich dadurch herbeigeführt worden, 
daß der den Kraftwagen des Angekl. Wi. lenkende frühere Mit⸗ 
angeklagte Ma. nach und nach am Steuer eingeſchlafen war, 
der Kraftwagen dadurch ſteuerlos wurde, langſam immer mehr 
nach rechts geriet und ſchließlich, bei einer Geſchwindigkeit von 60 
bis 70 km in der Stunde, die beiden Perſonen ganz am Rande 
der Fahrbahn erfaßte. Die Str. ſtellt ausdrücklich feſt, daß die 
Steuerungsvorrichtung als ſolche nicht verſagt habe, und daß 
auch nicht etwa ein plötzlich auftretendes Magenleiden Mans die 
Urſache dafür geweſen ſei, daß er den Kraftwagen plötzlich nicht 
mehr ſicher habe lenken können. Die Str. wiederholt, daß die 
alleinige Urſache lediglich das durch ſtarke Übermüdung ver⸗ 
urſachte Einſchlafen Mas geweſen ſei. 

Bei dieſem Sachverhalt kommt es zunächſt für die Nach⸗ 
prüfung des Urteils auf alle die Urteilsausführungen nicht 
an, in denen die Str. dem Angekl. Wi., dem Dienſtherrn Mas, 
einen Vorwurf dahin zu machen ſcheint, er habe ſich vor An⸗ 
tritt der Fahrt nur unzulänglich über die Fahrkenntniſſe Ma.s 
unterrichtet und ihm auch keine ausreichenden Verhaltungsmaß⸗ 
regeln für die Fahrt in der Großſtadt München gegeben. Für 
den Unfall iſt nach dem Urteilsinhalt weder ein Mangel an 
ausreichender Fahrtüchtigkeit Ma.s urſächlich, noch das Fehlen 
von Verhaltungsmaßregeln des Angekl. W. 

Der Vorwurf, der dem Angekl. Wi. gegenüber allein in 
Betracht kommen kann, wird von der Strͤ. dahin zuſammen⸗ 
gefaßt: Wi. hatte bei der Sorgfalt, die ihm möglich und auch 
zuzumuten geweſen wäre, erkennen können und müſſen, daß 
Ma. ſtark übermüdet ſei; er hatte ihm daher die Lenkung des 
Kraftwagens nicht übertragen dürfen, zumal es ein heißer Tag 
geweſen ſei, Fahrten auf der Reichsautobahn erfahrungsgemäß 
den Fahrer zu ermüden pflegten und Wi. als alter erfahrener 
Kraftwagenführer auch das gewußt habe und ſomit hätte be⸗ 
achten müſſen. 

Nach den Urteilsfeſtſtellungen hat Ma. ſelbſt ſich nicht über⸗ 
müdet gefühlt. Die Str. legt vielmehr in längeren Ausführun⸗ 
gen dar, es ſei auch Ma. nur infolge Fahrläſſigkeit entgangen, 
daß er nicht friſch und nicht ausgeruht genug geweſen ſei; bei 
dem ihm möglichen und auch zumutbaren Nachdenken, zu dem 
er als Kraftwagenführer verpflichtet geweſen ſei, hätte er das 
erkennen können. 

Dem Angekl. Wi. kann ſomit nicht zur Laſt fallen, daß 
er einen ausdrücklichen oder einen aus den Umſtänden erkenn⸗ 
baren Widerſtand Mals gegen die Übernahme der Fahrt un⸗ 
beachtet gelaſſen habe. Nach den Urteilsausführungen kommt 
ferner nicht in Frage, daß der Angekl. Wi. aus dem Eindruck, 
den Ma. ſelbſt auf ihn machte, aus deſſen ganzem Verhalten, die 
Überzeugung gewonnen hatte oder hätte gewinnen müſſen, Ma. 
ſei für die Ausführung der Fahrt nicht friſch genug, vielmehr 
ſtark übermüdet. Der Vorwurf, den die Str. dem Angekl. Wi. 
macht, geht vielmehr nur dahin, daß er die ihm bekannte Arbeits⸗ 
belaſtung Ma.s in den vorhergehenden Tagen hätte beachten 
und daraus den Schluß auf die ſtarke übermüdung Mals hätte 
ziehen können und müſſen, daß er das aber pflichtwidrig unter⸗ 
laſſen habe. In der Unterlaſſung dieſer Überlegung ſieht die 
Str. die Fahrläſſigkeit des Angekl. Wi. Darin kann ihr indes 
in Übereinſtimmung mit der Rev. nicht gefolgt werden. 

In der Rſpr. des RG. iſt allerdings anerkannt, daß dem 
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Dienſtherrn die Pflicht obliegen kann, ſich davon zu überzeugen, 
ob der Fahrer, den er mit der Ausführung einer Kraftwagen⸗ 
fahrt betraut, körperlich imſtande iſt, den Wagen verkehrsſicher 
zu lenken. Er hat gegebenenfalls beſonders zu prüfen, ob der 
Fahrer mit Rückſicht auf die Art und die Dauer ſeiner vorher⸗ 
gehenden Beſchäftigung, ſowie ſeine Ruhezeit in einem Maße 
überanſtrengt oder übermüdet iſt, daß er ſeiner Aufgabe nicht 
gewachſen ſein kann und daß namentlich zu beſorgen iſt, er werde 
die Ermüdungserſcheinungen, die Schlafanwandlung, nicht er⸗ 
folgreich bekämpfen können. Mit dieſer Frage befaßt ſich u. a. 
das in der JW. 1935, 2962 22 mitgeteilte Urteil 2 D 203/385 vom 
15. Aug. 1935. Dort iſt aber bereits ausgeſprochen worden, daß 
die Frage, ob und inwieweit die Verpflichtung des Dienſtherrn 
beſteht, und ob und inwiefern er ſich dabei einer ſtrafrechtlichen 
Fahrläſſigkeit ſchuldig machen kann, nach den Umſtänden des 
Falles zu beurteilen iſt. Dieſe Beurteilung iſt zwar in erſter 
Linie Sache des Tatrichters, ſeine Beurteilung unterliegt indes 
auch der rechtlichen Nachprüfung nach der Richtung, ob die An⸗ 
forderungen an die Sorgfaltspflicht richtig geſtellt ſind, wobei 
insbeſ. allgemeine Lebenserfahrungen mit heranzuziehen ſind. 

Eine Nachprüfung des Urteils nach dieſer Richtung ergibt 
folgendes: 

Ma. trat am 30. Juni 1936 nachmittags als Metzgergeſelle 
und Schankkellner beim Angekl. Wi. ein und arbeitete an die⸗ 
ſem Tage noch bis 12 ½ Uhr nachts als Schankkellner. Dann 
hatte er Nachtruhe bis 5 ½ Uhr. Seine Arbeit als Metzger⸗ 
geſelle am 1. Juli wurde durch eine Ruhepauſe unterbrochen, 
die von der Beendigung des Mittageſſens bis 4 Uhr nachmit⸗ 
tags dauerte. Seine Nachtruhe begann um 10 Uhr abends und 
währte wieder bis 5 ¼ Uhr morgens. Darüber, welche Ruhe⸗ 
pauſe er am 2. Juli hatte, iſt im Urteil nichts mitgeteilt; die 
Rev. behauptet, er habe wiederum eine ausgiebige Mittagsruhe 
gehabt. Abends war er abermals als Schankkellner tätig, und 
zwar bis 1%. Uhr nachts. Er blieb noch etwa 1 Stunde bei 
Gäſten ſitzen und legte ſich um 2 ½ Uhr zu Bett. Am g. Juli 
ſtand er wiederum um 5 ½ Uhr auf; er hatte alſo nur 3 Stun⸗ 
den Nachtruhe gehabt. Bis mittags 1 Uhr arbeitete er; dann 
folgte das Mittageſſen und um 1% Uhr begann die Fahrt, auf 
der ſich der Unfall ereignete. Die Strͤ. ſieht erſichtlich als er⸗ 
wieſen an, daß dem Angekl. Wi. dieſe Umſtände, wenn auch 
vielleicht nicht in allen Einzelheiten, bekannt geworden waren. 
Ma. war damals noch nicht ganz 24 Jahre alt. Die Fahrt, die 
er in einem offenen Wagen auszuführen hatte, umfaßte rund 
je 52 km für die Hinfahrt und die Rückfahrt. 

Der Str. kann nicht darin gefolgt werden, daß der Angekl. 
Wi. bei dieſer Sachlage ſchon von ſich aus, auch ohne 
einen Hinweis Mas, zu näherer Prüfung der Frage ver⸗ 
pflichtet geweſen wäre, ob Ma. friſch genug ſei, den Kraftwagen 
verkehrsſicher zu führen. Zwar war es ihm bekannt, daß Ma. 
in der letzten Nacht nur eine ſehr kurze Ruhe gehabt hatte. Dem 
ſtand aber gegenüber, daß er in den Tagen vorher ausreichend 
Gelegenheit zur Ruhe gehabt hatte; in der vorhergehenden Nacht 
hatte er ſogar eine mehr als ſiebenſtündige Schlafzeit gehabt. 
Dafür, daß die Arbeiten, die Ma. zu leiſten hatte, irgendwie 
über den Durchſchnitt deſſen hinausgingen, was Metzgergeſellen 
und Schankkellner in ſeinem Alter üblicherweiſe zu leiſten haben 
und leiſten, fehlt nach den Urteilsdarlegungen jeder Anhalt. Es 
bedeutet daher nach allgemeiner Lebenserfahrung eine Über⸗ 
ſpannung der Sorgfaltspflicht, wenn die Str. dem Angekl. Wi. 
ſchon im Hinblick auf dieſe Tätigkeit Mals zumutet, er habe 
mit einer Über müdung Mas — das Urteil ſpricht ſogar von 
einer ſtarken Übermüdung — rechnen müſſen. In Wirklich⸗ 
keit bleibt nach den Urteilsfeſtſtellungen lediglich übrig, daß ein 
24jähriger an ſich normal beſchäftigter und ausgeruhter Metz⸗ 
gergeſelle in der letzten Nacht nur eine dreiſtündige, demnach 
unzureichende Nachtruhe gehabt hatte, und daß diefer Umſtand 
dem Angekl. Wi. bekannt war, als er jenen mit der Lenkung 
des Kraftwagens für eine kurze Fahrt beauftragte. Wenn Wi. 
dieſen Umſtand nicht zum Anlaß nahm, von der Beauftragung 
Mass abzuſehen oder wenigſtens zuvor ſich ſelbſt des näheren 
zu überzeugen, ob nicht etwa Ma. zu übermüdet ſei, ſo kann 
darin entgegen der Meinung der StK. keine Pflichtwidrigkeit 
gefunden werden. Nach den bereits erwähnten Urteilsausfüh⸗ 
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rungen kann es gar nicht anders geweſen ſein, als daß Wi. 
angeſichts des Verhaltens Ma.s bis zu feiner Beauftragung 
mit der Fahrt und weiter angeſichts des Eindrucks, den er bis 
dahin und bei dieſer Beauftragung von dem körperlichen Zu— 
ſtand Mals gewonnen hatte und gewann, gar nicht auf den Ge⸗ 
danken gekommen war, daß die einmalige, wenn auch ſtarke, Ver⸗ 
kürzung der Nachtruhe Ma. unfähig machen könne, den Kraft⸗ 
wagen auf der kurzen Fahrt verkehrsſicher zu lenken. Daß der 
Angekl. Wi. damit die allgemeine Erfahrung des Lebens außer 
acht gelaſſen hätte, kann nicht angenommen werden. Im Urteil 
hätten daher ſchon beſondere dem Angekl. Wi. erkennbare wei⸗ 
tere in der Perſönlichkeit Mars begründete Umſtände feſtgeſtellt 
werden müſſen, aus denen Wi. zu einer anderen Beurteilung 
oder doch mindeſtens von ſich aus zu einer näheren Prüfung 
hätte gelangen müſſen. Solche Umſtände ſind aber von der 
StrK. nicht feſtgeſtellt und konnten auch, wie ſich aus dem gan- 
zen Zuſammenhang der Urteilsgründe ohne weiteres ergibt, 
nicht feſtgeſtellt werden. Nicht mit Unrecht verweiſt die Rev. 
gerade in dieſem Zuſammenhang auf die im Urteil feſtgeſtellte 
Tatſache, daß der Angekl. Wi. keinen Anſtoß nahm, feine Frau 
und ſeinen 6jährigen Neffen dem Ma. als dem Führer der 

ahrt anzuvertrauen, obwohl es ihm möglich geweſen wäre, 
entweder ſelbſt zu fahren oder ſeine ebenfalls des Fahrens kun⸗ 
dige Tochter damit zu betrauen. Auch die weiterhin von der 
Str. feſtgeſtellten und für ihre Auffaſſung verwerteten Um⸗ 
ſtände, nämlich daß ein heißer Tag war und die Reichsautobahn 
Ermüdungswirkungen beim Fahren zu haben pflege, ſind nicht 
geeignet, die hier dem Angekl. Wi. obliegende Sorgfaltspflicht 
grundſätzlich anders zu beurteilen. Auch bei ihrer Berück⸗ 
ſichtigung kann die aus dem ganzen Urteilszuſammenhang ſich 
ergebende Sachlage nur dahin verſtanden werden, daß der 
Angekl. Wi. nach dem ganzen Verhalten Mas und nach dem 
Eindruck, den er von ihm gewonnen hatte, auch in jenen bei⸗ 
den Umſtänden keinen Anlaß gefunden hat, der körperlichen 
Leiſtungsfähigkeit Mas bei Ausführung der Fahrt irgendwie 
mit Mißtrauen zu begegnen. Auch hier ſind im Urteil keine 
beſonderen dem Angekl. Wi. erkennbaren weiteren Umſtände 
feſtgeſtellt, aus denen ſich für ihn, insbeſ. nach der allgemeinen 
Lebenserfahrung die Wahrſcheinlichkeit hätte ergeben müſſen, 
daß Ma. auf der kurzen Fahrt im offenen Wagen den Einwir⸗ 
kungen der Hitze und der Reichsautobahn in einem Maße unter⸗ 
worfen ſein werde, daß für ihn die Gefahr des Einſchlafens 
entſtünde und es ihm unmöglich wäre, ſie zu überwinden. Eine 
ſolche Feſtſtellung wäre erforderlich geweſen; fie konnte aber er⸗ 
ſichtlich nach dem ganzen Urteilszuſammenhang nicht getroffen 
werden. 

Eine Pflichtwidrigkeit, demnach eine Fahrläſſigkeit des 
Anger. Wi. iſt ſomit durch die Urteilsausführungen nicht dar- 
getan. Der Sachverhalt iſt in den weſentlichen Punkten ganz 
anders als in dem Fall, der in dem oben angezogenen Urteil 
20 203/35 erörtert worden iſt. Aus dem ganzen Urteilsinhalt 
ergibt ſich bereits jetzt, daß weitere tatſächliche Feſtſtellungen, 
ie zu einer anderen rechtlichen Beurteilung führen könnten, 
ausgeſchloſſen find. Der Angekl. Wi. iſt daher in Anwendung 

des § 854 Abſ. 1 StPO. vom Rev. freizuſprechen. 
(K., 1. StrSen. v. 19. März 1937, 10 85/37.) 


„Anmerkung: Die Entſch. gibt einen weiteren Beitrag zur 

Prüfungspflicht der Führungstauglichkeit des Kraftwagenlen⸗ 
bers durch den Dienſtherrn bei Beginn einer Fahrt. 

Der 2. StrSen. des RG. hatte in dem Urt. v. 15. Aug. 
1935 (JW. 1935, 2962) dazu Ausführungen gemacht, die mir 
n einer ablehnenden Stellungnahme Anlaß gaben. Damals 
hatte die Str. es als eine für alle Menſchen geltende Erfah⸗ 
zung hingeſtellt, daß, wenn ein Kraftfahrer nach außergewöhn⸗ 
nich anſtrengendem Tages⸗ und Nachtdienſt nur 2¼ Stunden 
im Kraftwagen völlig angekleidet geſchlafen habe, er nicht mit 
gutem Gewiſſen einen Reiſeomnibus mit 30 Inſaſſen über 
eine Strecke von 460 km lenken könne. Dieſe Auffaſſung hatte 
zas RG. gebilligt. Ich hatte dagegen eingewendet, daß es auf 
die Perſönlichkeit des Einzelnen ankomme. Der Durchſchnitts⸗ 
8 braucht 8 Stunden Schlaf am Tage. Wilhelm von Hum⸗ 
dt kam mit 4 Stunden Ruhe aus. Im Felde haben oft 


2 ½ Stunden Schlaf in angekleidetem Zuſtande genügt, um ſich 
neuen Anſtrengungen gewachſen zu zeigen. 

Das neue Urteil des RG. wird den Verkehrsbedürfniſſen 
gerecht. 

Daß eine Prüfungspflicht des Dienſtherrn zu bejahen iſt, 
haben die höheren Gerichte in ſtändiger Rſpr. betont. Welche 
Anforderungen daran zu ſtellen ſind, iſt nach den Umſtänden des 
Einzelfalles zu beurteilen. Das RG. erklärt: „Nach den Urteils⸗ 
gründen bleibt lediglich übrig, daß ein 24jähriger, an ſich ge⸗ 
wöhnlich beſchäftigter und ausgeruhter Metzgergeſelle in der 
Nacht vor dem Unfall nur eine dreiſtündige, demnach unzurei— 
chende Nachtruhe gehabt hatte und daß das dem Dienſtherrn 
bekannt war, als er ihn mit der Lenkung des Kraftwagens 
für eine kurze Zeit beauftragte.“ Bedenken könnten nur inſofern 
obwalten, als der Angekl. erſt 3 Tage in Dienſten ſeines neuen 
Herrn war und dieſer daher feine Naturanlage kaum kennen 
konnte. 3 Stunden Schlaf können für einen Menſchen, der regel⸗ 
mäßig 8 Stunden zu ſchlafen pflegt, gefährlich ſein, für einen 
ſpannkräftigen jungen Mann dagegen nicht, ſonderlich wenn er 
gewohnt iſt, ſich gelegentlich eine Nacht um die Ohren zu ſchla— 
gen. Aber man kann in ſolchen Fällen nicht verlangen, daß der 
Dienſtherr ſich nach jeder Einzelheit erkundigt. Er darf im 
allgemeinen davon ausgehen, daß ein junger Menſch auch nach 
verkürztem Schlaf friſch iſt, wenn er an den vorhergehenden 
Tagen ordnungsmäßig Ruhe gefunden hat. Zugunſten des 
Dienſtherrn hat es das RG. auch mit Recht gewertet, daß er dem 
Fahrer ſeine Frau und ſeinen Neffen anvertraut hat. Müßte 
der Dienſtherr auch die Einwirkungen der Hitze und der Reichs⸗ 
autobahn in Rechnung ſtellen, ſo könnte überhaupt niemand 
mit gutem Gewiſſen einen Fahrer auf eine längere Fahrt 
ſchicken. Die Ausführungen des RG. ſind daher in vollem Um— 
fange zu billigen. 

RA. Dr. K. Volkmann, Düſſeldorf. 


Reichsabgabenordnung 

58. RG. — 88 3 ff. RAbg O. Für Landesabgaben 
und andere öffentlich- rechtliche Abgaben 
Preußens gelten nicht die ſachlichen Vor- 
ſchriften des Steuerſtrafrechts der RAbg O. f) 

Die RAbgO. gilt zunächſt nur für Reichsſteuern (8 3 
Abſ. 1 RAbgoO.). Ihr Geltungsbereich iſt allerdings durch 83 
Abs, 2 und §8 4 ff. erweitert worden. So gelten von den Vor⸗ 
ſchriften über das gerichtliche Verfahren in Steuer- 
ſtrafſachen die 88 461-467, 469, 470, 472476 unmittelbar 
oder ſinngemäß für alle öffentlich⸗rechtlichen Abgaben, des⸗ 
gleichen aus dem erſten Abſchnitt des 3. Teils der § 412. 
Dagegen hat die RAbgO. die übrigen in dieſem Abſchnitt ent⸗ 
haltenen Vorſchriften des ſachlichen Steuerſtrafrechts 
(88 391—411, 413—419) weder allgemein für alle öffentlich- 
rechtlichen Abgaben noch im beſonderen für die Gemeinde-Ge⸗ 
tränkeſteuern für anwendbar erklärt. Daran iſt auch von der 
jetzigen Reichsregierung bei den mehrfachen Anderungen der 
RAID. durch das StAnp®. v. 16. Okt. 1934 (RGBl. I, 925, 
929 ff.), durch das UrtSt®. v. 5. Mai 1936 (RGBl. I. 407, 
421 ff.) und durch das Einf Real StG. v. 1. Dez. 1936 (RGBl. 
J, 961, 965 ff.) nichts geändert worden. 

Preußen hat von der ihm in 8 19 Abſ. 2 Fin AusglG. v. 
27. April 1926 erteilten Ermächtigung, für Landesabgaben 
und andere öffentlich⸗rechtliche Abgaben die Vorſchriften der 
RAD. über das Strafrecht für anwendbar zu erklären, keinen 
Gebrauch gemacht (RGSt. 69, 220 = JW. 1935, 2376 81 m. 
Anm.). Die Getränkeſteuerordnung der Stadt Breslau erklärt 
in ihrem §8 eine Reihe von Vorſchriften, nicht aber den 8 402 
RAbgO. für entſprechend anwendbar. 

(RG. 4. Str Sen. v. 12. Febr. 1937, 4 D 5/37.) 


Anmerkung: 1. In meinem Aufſatz zur Anderung der 
RAbgO. (JW. 1937, 860) habe ich bereits unter Ziff. 2 dar⸗ 
auf hingewieſen, daß in allmählicher Rechtsentwicklung die An⸗ 
wendung der RAbgO. auch auf Gebiete außerhalb der Reichs⸗ 
ſteuern ausgedehnt wurde. 

2. Darüber hinaus iſt den Ländern die Möglichkeit gegeben, 
von ſich aus die Vorſchriften der RAbgO. über das Strafrecht 
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für anwendbar zu erklären. Dies iſt bisher leider nicht geſchehen 
(vgl. auch RGSt. 69, 220 JW. 1935, 2376 m. Anm.). Es 
ſteht aber zu erwarten, daß anläßlich der Erneuerung des 
Steuerſtrafrechts auch hier einheitliches Reichsrecht geſchaffen 
wird. 

Erfreulich iſt, daß wenigſtens auf dem Gebiete des ſteuer⸗ 
lichen Strafverfahrensrechts durch die RAbgO. eine reichsrecht⸗ 
liche Regelung getroffen wurde. 

3. Im nichtveröffentlichten Teil des Urteils hat im übri⸗ 
gen das RG. die Frage geſtreift und allerdings in dieſem Fall 
unentſchieden gelaſſen, ob in Anwendung des 82 RStG. 
i. d. Faſſ. des Art. 14 Geſ. v. 28. Juni 1935 eine Beſtrafung 
wegen fahrläſſiger Gemeinde⸗Getränkeſteuerhinterziehung unter 
entſprechender Anwendung des § 402 RAbgO. erfolgen kann. 
Das RG. weiſt darauf hin, daß im PrͤommAbgG. die fahrläſ⸗ 
ſige Gemeindeabgabenverkürzung ſtraflos gelaſſen iſt, der Ge⸗ 
ſetzgeber des Reiches den § 402 RAbgO. auf Gemeindegetränke⸗ 
ſteuern nicht für anwendbar erklärt hat und auch Preußen von 
der ihm erteilten Ermächtigung, dies zu tun, keinen Gebrauch 
gemacht hat. 

Hieraus folgt, daß weder das Reich noch Preußen eine 
fahrläſſige Gemeindeabgabenverkürzung unter Strafe ſtellen 
wollte. Der Grundgedanke des preußiſchen Gemeindeabgaben⸗ 
verkürzungsrechts iſt daher Nichtbeſtrafung fahrläſſiger Ver⸗ 
gehen. In ſolchen Fällen kann auch eine Beſtrafung aus 82 
Satz 1 RStGB. nicht erfolgen, da die Vorausſetzung für die 
entſprechende Anwendung eines Strafgeſetzes deswegen nicht 
vorliegt, weil der Geſetzgeber eine bewußte Grenzziehung vor⸗ 
genommen hat. RA. Dr. Dr. Megow, Küſtrin. 

* 


* 59, RG. — 88 396, 403 RAbgO.; 8 259 StGB. Steuerheh⸗ 
lerei ($ 403 RAbg O.) ſetzt ebenſo wie die gemeine Hehlerei (8 259 
StGB.) voraus, daß der Täter den Beſitz an der mit dem 
Makel einer Straftat belaſteten Sache vom Vortäter abgeleitet 
hat. Zum „Anſichbringen“ gehört, daß der Vortäter oder eine 
Mittelsperſon den Gegenſtand dem Erwerber im Einverſtändnis 
beider Beteiligten überträgt. Der Täter einer Zollhinterziehung 
($ 396 RAbg O.) kann in Tatmehrheit zu dieſem Vergehen am 
Schmuggelgut auch noch Zollhehlerei begehen, wenn er nach Be⸗ 
endigung der Zollhinterziehung die Schmuggelware aus dritter 
Hand ſpäter wieder ankauft oder ſonſt an ſich bringt. f) 

Die Angekl. Sch., Hü. und He. hatten ſich zur gemeinſchaft⸗ 
lichen Ausübung einer Zollhinterziehung verbunden. Im Auf⸗ 
trag des Sch., der das erforderliche Geld zum Ankauf von 
Waren hergegeben hatte, haben Hü. und He. zollpflichtige Waren 
in Holland erworben und nach Deutſchland eingeſchmuggelt. He. 
und Hü. haben den Schmuggelgang gemeinſchaftlich ausgeführt. 
Sch. hat ſich „während dieſer Zeit gleichfalls in der Nähe der 
Grenze aufgehalten“. Ob er mit He. und Hü. auch örtlich zum 
Zwecke des Schmuggels zuſammengewirkt hat, geht aus dem 
Urteil nicht hervor. Der Tatbeſtand des Bandenſchmuggels (§ 146 
VZollcg.) iſt aber nicht ſchon dann erfüllt, wenn drei Perſonen 
einen Schmuggel verabredet haben, bei deſſen Ausführung 
nur zwei von ihnen örtlich und zeitlich zuſammengewirkt haben. 
Entſcheidend iſt vielmehr das örtliche und zeitliche Zuſammen⸗ 
wirken von mindeſtens drei Perſonen bei der Ausführung 
des Schmuggels (RGSt. 47, 377 [379]; 54, 246; 69, 105 [106] 
= IM. 1935, 1941 19), 

He. ſollte das Schmuggelgut zu Sch. bringen; als er ſich 
noch — radelnd — auf dem Schmuggelweg befand, forderten 
ihn B. und E., die erkannt hatten, daß ſie einen Schmuggler 
vor ſich hatten, durch Haltruf zum Anhalten auf. Sie riefen 
ihm zu, ſie ſeien Grenzbeamte, es werde ſcharf geſchoſſen wer⸗ 
den, wenn er nicht ſtehen bleibe. B. und E. waren keine Zoll⸗ 
beamten. Infolge des Anrufs hielt He. an. Er „entledigte“ 
ſich des Sackes, der das Schmuggelgut enthielt, und ſuchte das 
Weite. B. und E. nahmen die Waren, die ſie dem Schmuggler 
„abgejagt“ hatten, vom Boden auf und verbargen ſie, obwohl 
ſie wußten oder den Umſtänden nach annehmen mußten, daß 
Zölle und ſonſtige Abgaben für ſie hinterzogen waren. An⸗ 
ſcheinend hat die Str., was in der neuen Verhandlung ge⸗ 
nauer feſtzuſtellen iſt, angenommen, daß B. und E. das von 
ihnen dem He. „abgejagte“ Schmuggelgut nicht bei der Zoll⸗ 


behörde abliefern, ſondern für ſich behalten und zu ihrem eige⸗ 
nen Vorteil verwerten wollten. 

Das LG. hat die beiden falſchen Zollbeamten der Amts⸗ 
anmaßung ($ 132 StGB.) in Tateinheit mit Steuerhehlerei 
($ 403 RAbg O).) ſchuldig erkannt. Der Tatbeſtand des § 132 
StGB. iſt bedenkenfrei feſtgeſtellt worden. Dagegen beſtehen, 
ſoweit Steuerhehlerei angenommen iſt, rechtliche Bedenken. 

Durch das Verbergen des Schmuggelgutes haben B. und 
E. das Tatbeſtandsmerkmal des Verheimlichens nicht verwirk⸗ 
licht, weil ſie weder im ausdrücklichen noch im ſtillſchweigend 
vorausgeſetzten Einverſtändnis des Schmugglers He. handelten 
(RGSt. 54, 281; 57, 159 (161). 

Auch das Merkmal des Anſichbringens iſt durch die bis⸗ 
herigen Feſtſtellungen noch nicht genügend dargetan. Steuer⸗ 
hehlerei (8 403 RAbgO.) fett ebenſo wie die gemeine Hehlerei 
($ 259 StGB.) voraus, daß der Täter den Beſitz an der mit 
dem Makel einer Straftat belaſteten Sache vom Vortäter abge: 
leitet hat. Zum „Anſichbringen“ eines Gegenſtandes gehört, daß 
ihn der Vortäter oder eine Mittelsperſon dem Erwerber im 
Einverſtändnis beider Beteiligten überträgt (vgl. RGSt. 64, 
326 (327). Wenn He. ſich des Beſitzes am Schmuggelgut ledig⸗ 
lich zu dem Zwecke „entledigt“ hat, um den Beſitz aufzugeben, 
ſo haben B. und E. ihren Beſitz dadurch, daß ſie die von He. 
liegengelaſſenen Sachen ſelbſt in Beſitz genommen haben, nicht 
vom Vorbeſitzer abgeleitet. Anders liegt der Fall, wenn ſie den 
Schmuggler durch ihre Drohungen nicht nur zum Stehen⸗ 
bleiben, ſondern auch zur Hergabe der Schmuggel⸗ 
ware veranlaßt haben (RGSt. 35, 278). Das Urteil läßt nicht 
einwandfrei erkennen, welcher Sachverhalt hier für erwieſen 
erachtet worden iſt. 

Sch., He. und Hü., die anſcheinend Verdacht geſchöpft 
hatten, daß B. und E. keine Zollbeamten geweſen ſeien, ſind der 
Sache nachgegangen und haben ſich am nächſten Tage von der 
Braut des B., in deren Wohnung ein Teil des Schmuggelgutes 
in einer Truhe verwahrt wurde, die dort befindliche Menge 
der Schmuggelware wieder aushändigen laſſen. Dadurch haben 
fie ſich der Steuerhehlerei ($ 403 RAbg O.) ſchuldig gemacht. 
Als ſich He. der Waren am Vortage auf dem Schmuggelgang 
„entledigte“, nahm er an, B. und E. ſeien Zollbeamte. Damit 
war aber ſein Schmuggelweg und ſomit die von ihm rechtlich 
mit dem Überſchreiten der Grenze bereits begangene Zollhinter⸗ 
ziehung auch tatſächlich beendet (vgl. RGSt. 52, 26, 235; 67, 
356 [358] JW. 1934, 103 12; RGSt. 69, 193 = JW. 1935, 
2060 2 m. Anm.). Durch den Erwerb der Schmuggelware beging 
derjenige, der das Schmuggelgut in Kenntnis dieſer Eigenſchaft 
nunmehr ankaufte oder ſonſt an ſich brachte, eine Steuerhehlerei. 
Täter dieſer Steuerhehlerei konnten auch die Schmuggler ſelbſt 
ſein. Daß der Schmuggelweg nach dem Vorhaben der Schmugg⸗ 
ler erſt in der Wohnung des Sch. beendet ſein ſollte, kann an 
dieſem Ergebnis nichts ändern, da der Schmuggel infolge des 
Auftretens des B. und E. eben vorzeitig beendet worden war. 
In dem Abholen und Fortſchaffen der Waren konnte daher 
keine Fortſetzung der am Vortage begangenen Zollhinterziehung 
mehr liegen. Wie der Dieb an der von ihm geſtohlenen Sache 
noch Hehlerei ($ 259 StGB.) in Tatmehrheit zum Diebſtahl 
(§ 242 StGB.) begehen kann, wenn er die von ihm geſtohlene 
Sache, nachdem ſie ihm abhanden gekommen iſt, nachträglich 
aus dritter Hand ankauft oder ſonſt — durch Ableitung des 
Beſitzes — wieder an ſich bringt, ſo kann auch der Täter einer 
Zollhinterziehung (s 396 R Abg.) in Tatmehrheit zu dieſem 
Vergehen am Schmuggelgut noch eine Zollhehlerei (8 403 
NAbgO.) begehen, wenn er die Schmuggelware nach Beendi⸗ 
gung der von ihm begangenen Zollhinterziehung aus dritter 
Hand ſpäter wieder ankauft oder ſonſt an ſich bringt. Ent⸗ 
ſprechendes gilt von den Verbrauchsſteuern. 

(RG., 5. StrSen. v. 8. Febr. 1937, 5 D 826/36.) 


Anmerkung: Die Entſch. des RG. zeigt deutlich, wie ſehr 
der Tatbeſtand der Steuerhehlerei (§ 403 RAbgoO.) der der ge’ 
meinen Hehlerei (8 259 R StGB.) nachgebildet iſt. 

Gemäß 8259 RStGGB. wird als Hehler beſtraft, wer ſei⸗ 
nes Vorteils wegen Sachen, von denen er weiß, oder den Um⸗ 
ſtänden nach annehmen muß, daß ſie mittels einer ſtrafbaren 
Handlung erlangt ſind, verheimlicht, ankauft, zum Pfande 
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nimmt oder ſonſt an ſich bringt oder zu derem Abſatze bei an⸗ 
deren mitwirkt. Demgegenüber lautet der Tatbeſtand des $ 403 
RAbgO.: „Wer feines Vorteils wegen Gegenſtände, von denen 
er weiß oder den Umſtänden nach annehmen muß, daß Steuern 
für fie hinterzogen find (8396 Abſ. 1, 2), kauft oder ſonſt an 
fi) bringt, verheimlicht, abſetzt oder zu ihrem Abſatze mit⸗ 
wirkt, wird wegen Steuerhehlerei mit der für die Steuerhin⸗ 
terziehung angedrohten Strafe beſtraft. Die 588 397—401 gelten 
entſprechend.“ 

Hinſichtlich des Wortlauts iſt alſo nur ein Unterſchied zu 
bemerken: Im 8 259 RSIGB. ift von Sachen, in $ 403 RAbID. 
von Gegenſtänden die Rede. 

Die ſtrafbare Vortat der Steuerhehlerei iſt lediglich 
Steuerhinterziehung. 

Es iſt begrüßenswert, daß das RG. die Auslegungsſätze 
der gemeinen Hehlerei auf die Steuerhehlerei überträgt. § 403 
RStGB. kann ja auch nur als eine Spezialbeſtimmung zu der 
allgemeinen Beſtimmung des § 259 RStGB. letzten Endes auf- 
gefaßt werden. 

Mithin iſt dem RG. zuzuſtimmen, wenn es auch für die 
Steuerhehlerei hinſichtlich des Begriffsmerkmals „verheim⸗ 
lichen“ ein ausdrückliches oder ſtillſchweigendes Einverſtänd⸗ 
nis desjenigen, der die Steuerhinterziehung begangen hat, 
fordert. 

Hinſichtlich des Begriffsmerkmals „an ſich bringen“ iſt 
ebenſo abgeleiteter Erwerb erforderlich. 

Über die Bedeutung der tatſächlichen Beendigung des 
Schmuggels vgl. die Anm.: JW. 1935, 2061 °°. 

Wiederum in Parallele zur gemeinen Hehlerei ſteht die 
Feſtſtellung des RG., daß, ebeuſo wie der Dieb, der Schmuggler 
Hehlerei, Steuerhehlerei an der von ihm geſchmuggelten Ware 
begehen kann. RA. Dr. Dr. Megow, Küſtrin. 


Einzelne ſtrafrechtliche Geſetze 

61. RG. — 82 Geſ. gegen die Neubildung von 
Parteien v. 14. Juli 1933 iſt feinem äußeren 
Tatbeſtande nach weit auszulegen. 

Ein Unternehmen zur Aufrechterhaltung des orga⸗ 
niſatoriſchen Zuſammenhalts einer Partei kann ſchon liegen 
in dem Verbreiten von Flugblättern (RGSt. 68, 15 JW. 
1934, 1910 u m. Aum.), dem Sammeln und Geben von Geld- 
ſpenden für in Schutzhaft befindliche frühere Mitglieder einer 
verbotenen Partei oder ihre Angehörigen (3 D 593/34 v. 18. Okt. 
1934: HöchſtütRſpr. 1935 Nr. 565; 4 D 1492/34 v. 18. Jan. 1935: 
JW. 1935, 946; 1 D 609/35 v. 31. März 1936: JW. 1936, 2227; 
HöchſtaRſpr. 1936 Nr. 1157), ferner in der Aufforderung eines 
früheren Parteifunktionärs an einen Dritten, ihn in ſeiner 
Wohnung zu beſuchen, um ihn über den Kommunismus auf⸗ 
zuklären und ihn an die noch fortbeſtehende verbotene Organi⸗ 
ſation der KPD. anzuſchließen (2 D 1179/34 v. 29. Okt. 1934: 
DRZ. 1935 Nr. 63; HöchſtRRſpr. 1935 Nr. 566). Der Rev. der 
StA. iſt deshalb auch darin beizutreten, daß ein ſolches Unter⸗ 
nehmen dem äußeren Tatbeſtande nach auch in einer Propa⸗ 
gandatätigkeit durch Vertrieb marxiſtiſchen Schrifttums und 
Schriftwechſels offenſichtlich marxiſtiſchen Inhalts liegen kann. 

Auch die bloße „Unterſtützung“ einer verbotenen 
Partei kann dem äußeren Tatbeſtande nach unter die Geſetzes⸗ 
beſtimmung fallen; vgl. das erwähnte Urteil des 4. StrSen. 
4D 1492/34, inſoweit abweichend von der Entſch. des früheren 
6. StrSen., deſſen Nachfolger aber der 4. StrSen. geworden 
war (RGSt. 68, 15 IW. 1934, 1910 1 m. Anm.). 

In den beiden vorgenannten Urteilen, an die der erk. 
Sen. nicht mehr gebunden iſt, iſt noch die Auffaſſung vertreten, 
daß Täter eines Vergehens gegen $ 2 nur eine Perſon fein 
könne, die entweder früher Mitglied der Partei geweſen ſei 
oder ſich als neuer Anhänger ſelbſt in deren organiſatoriſchen 
Zuſammenhalt eingliedere; andere Perſonen kamen nur als 
Gehilfen in Frage. Für dieſe einſchränkende Auslegung iſt kein 
durchſchlagender Grund erſichtlich. Der Wortlaut des Geſetzes 
gibt hierfür keinen Anhaltspunkt. Wie auch ſonſt, ſo kann es 
vielmehr hier nur auf die innere Einſtellung des gegen 8 2 
Verſtoßenden, alſo darauf ankommen, ob er die Tat als eigene 


will oder ob er nur den Vorſatz hat, fremdes Tun zu unter⸗ 
ſtützen. Im erſten Fall iſt er Täter, gegebenenfalls Mittäter, 
im zweiten Falle Gehilfe, gleichviel, ob er früher Parteimit⸗ 
glied war oder ſich bis zur Zeit der Tat in die organiſatoriſche 
Verbundenheit der Partei perſönlich eingegliedert hat, oder ob 
er ganz außerhalb der Organiſation geblieben iſt. 

Der innere Tatbeſtand iſt erfüllt, wenn dieſes Tun min⸗ 
deſtens von dem bedingten Vorſattz getragen iſt, den 
organiſatoriſchen Zuſammenhalt einer Partei aufrechtzuerhal⸗ 
ten, d. h. das Gefühl der Verbundenheit unter dem Programm 
und dem Geſamtwillen der alten Partei aufrechtzuerhalten oder 
zu ſtärken (wiederum 1D 609/35, ähnlich 3 D 593/34 und AD 
1492/34; vgl. auch RGSt. 68, 15). 

Prüft man von dieſer rechtlichen Grundlage aus den feit- 
geſtellten Sachverhalt, ſo ergibt ſich folgendes: 

Zum äußeren Tatbeſtande hat die Str. feſtgeſtellt, daß 
der Angekl. H., ein früherer führender Parteifunktionär der 
SPD. (er war Redakteur der ſozialdemokratiſchen „Volks- 
ſtimme“ in Sch. und Schulungsleiter der ſozialiſtiſchen Ar 
beiterjugend daſelbſt), Briefe an verſchiedene frühere Partei⸗ 
mitglieder und Geſinnungsgenoſſen geſchrieben hat, in denen 
er ſich, zum Teil in eingehenden Darlegungen, propagandiſtiſch 
” ©. und Geiſte einer den neuen Verhältniſſen angepaßten 
ſozialdemokratiſchen Weltanſchauung ausläßt und die aus ihr 
zu ziehenden praktiſchen Schlußfolgerungen in Geſtalt einer 
Organiſationsarbeit zieht. Ferner hat er, ebenfalls in Kreiſen 
früherer Parteigenoſſen und Anhänger, Bücher marxiſtiſchen 
Inhalts, die der ſozialdemokratiſchen geiſtigen Grundhaltung 
entſprechen, zum Teil in großer Heimlichkeit, vertrieben, 
ſo das Buch „Friedrich Ebert und ſeine Zeit“. In dieſem iſt 
eine große Anzahl von Aufſätzen aus der Feder früherer füh⸗ 
render ſozialdemokratiſcher Perſönlichkeiten enthalten. Das 
Buch vertritt daher offenſichtlich deren politiſche Anſchauung. 
Als weitere tatbeſtandsmäßige Handlungen des H. kommen 
mün dliche Unterredungem über weltanſchauliche Fra- 
gen im Geiſte der Sozialdemokratie mit Anhängern in Be⸗ 
tracht. Alle dieſe Handlungen konnen den äußeren Tatbeſtand 
des $ 2 Gef. v. 14. Juli 1933 erfüllen. Es handelt ſich hierbei 
ſogar, verglichen mit den oben aus der Rſpr. des RG. ange⸗ 
führten Beiſpielen, um Betätigungen, die offenſichtlich ganz be 
ſonders geeignet waren, den vom Geſetz verbotenen Zielen zu 
dienen. 

Auch die Angekl. Ha. kann den äußeren Tatbeſtand des 
§ 2 durch ihre brieflichen Gedankenäußerungen und mündlichen 
Unterredungen mit H. verwirklicht haben. Sie war kein frü⸗ 
heres Parteimitglied und hatte ſich möglicherweiſe auch zur 
Zeit der Tat noch nicht in die durch das Programm der Partei 
und ihren Geſamtwillen zuſammengehaltene Verbundenheit der 
Anhänger eingegliedert. Dadurch wird aber ihre Täterſchaft 
nicht ausgeſchloſſen. 

Bei dieſem äußeren Sachverhalt kann der Freiſpruch nicht 
damit begründet werden, es fehle an erkennbaren or 
ganiſatoriſchen Anſätzen zur Formung einer Partei. 
Dieſe Würdigung legt die Vermutung nahe, daß ſie von einer 
irrigen Auffaſſung ausgeht: einmal in der Richtung, die SPD. 
beſtehe auch als geheime Organiſation in Deutſchland heute 
nicht mehr; es könne ſich daher nur um eine Neubildung 
(„Wiederingangſetzung“ od. dgl.) handeln. In Wahrheit muß 
jedoch davon ausgegangen werden, daß ſich die SPD., deren 
Leiter jetzt, wie gerichtsbekannt, im Ausland ſitzen und von 
dort aus politiſch arbeiten, im Verborgenen auch heute noch in 
Deutſchland betätigt, wie ſich das auch aus den immer wieder 
feſtgeſtellten Beziehungen ausländiſcher Parteiſtellen zu frühe⸗ 
ren deutſchen Parteigenoſſen ergibt. Hieran hätte das LG. nicht 
vorbeigehen dürfen. 

Zum anderen liegt jener Würdigung offenbar der unzu⸗ 
treffende Gedanke zugrunde, es gehöre zum Tatbeſtande des 8 2 
eine irgendwie in äußere Erſcheinung tretende Organiſa⸗ 
tionsleiſtung, während in Wahrheit, jedenfalls ſoweit es 
ſich um die Aufrechterhaltung des organiſatoriſchen Zu⸗ 
ſammenhalts einer Partei handelt, unterſtützende Handlungen 
in weiteſtem Umfange den Tatbeſtand des $ 2 erfüllen können. 


(RG., 1. StrSen. v. 29. Jan. 1937, 1D 578/36.) 
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63. RG. — 89 TierſchutzG.; § 2 StGB. a. F.; 
88 175 b, 2 StGB. Für die vor dem 1. Sept. 1935 be⸗ 
gangenen Straftaten gilt das Verbot der 
entſprechenden Anwendung von Strafgeſet⸗ 
zen. Eine damals aus ſexnuellen Gründen von 
Franen begangene Tierquälerei kann daher 
nicht als Unzucht mit Tieren beſtraft wer⸗ 
de n. 7) 

Die Annahme des LG., daß der BeſchwßF. ſich in ſieben 
Fällen der Tierquälerei ſchuldig gemacht habe, und zwar als 
Mittäter, begegnet keinen rechtlichen Bedenken. Der Angekl. 
hat die drei als Mittäter verurteilten Frauen zu den von ihnen 
begangenen Tierquälereien angeſtiftet, außerdem auch ſelbſt Bei⸗ 
träge zur Ausführung der Straftaten geleiſtet. Nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des LG. hat er die Befriedigung ſeiner naturwidrigen 
Lüſte nicht in dem Anblick der Qualen des gemarterten Tieres, 
ſondern in der Grauſamkeit und der — wirklichen oder ver⸗ 
meintlichen — Erregung der tätig werdenden Frauen geſucht. 

Die Anwendung des $ 9 Abf. 1 TierſchutzGG. v. 24. Nov. 
1933, in Kraft ſeit 1. Febr. 1934 ($ 15 des Geſetzes), auf die 
Straftaten iſt zutreffend. 

Rechtsirrig iſt aber, daß das LG. unter Berufung auf 82 
n. F. StGB. in entſprechender Anwendung des § 175 b SGB. 
die Angekl. zugleich wegen widernatürlicher, mit Tieren be⸗ 
gangener Unzucht beſtraft hat. Nach § 2a Abſ. 1 n. F. StB. 
beſtimmt ſich die Strafbarkeit einer Tat und die Strafe nach 
dem Recht, das zur Zeit der Tat galt. Eine Ausnahme von 
dieſem Grundſatz iſt (Abſ. 4 daſelbſt) nur für die Maßregeln 
der Sicherung und Beſſerung, nicht auch für den, der Rechts⸗ 
ſchöpfung durch entſprechende Anwendung der Strafgeſetze die⸗ 
nenden § 2 n. F. vorgeſehen. Dieſer hat daher keine rück⸗ 
wirkende Kraft, er iſt vielmehr nur auf die unter ſeiner Gel⸗ 
tungsdauer verübten Straftaten anwendbar. Für die ſamtlich 
vor dem 1. Sept. 1935 begangenen Taten find die 88 2 und 2a 
SGB. a. F. maßgeblich. Durch Abſ. 2 des § 2 a. F. iſt die 
entſprechende Anwendung von Strafgeſetzen ausdrücklich ver⸗ 
boten. Hierbei hat es daher hier zu bewenden. Dieſe Grundſätze 
ſind bereits in der Entſch. des 1. StrSen. 1 D 1013/35 vom 
10. Jan. 1936: HöchſtRRſpr. 1936 Nr. 1015 ausgeſprochen. Der 
zweite und der fünfte StrSen. haben fie gebilligt (RGSt. 70, 
282, 285 = JW. 1936, 2996 2; 5D 763/35 v. 14. Nov. 1935), 
und auch der erk. Sen. hat ſich ihnen in wiederholten Entſch. 
angeſchloſſen. Daran iſt auch weiter feſtzuhalten. Dieſe vom 
Geſetz ſelbſt in ſeiner Neufaſſung getroffene Regelung kann 
nicht durch die Erwägung beſeitigt werden, daß die dem § 2 
zugrunde liegende Anerkennung des geſunden Volksempfindens 
als einer Rechtsquelle ſchon vor der Neufaſſung des Geſetzes 
durch die politiſche Tatſache des nationalſozialiſtiſchen Umbruchs 
erfolgt ſei. Es erübrigt ſich danach ein Eingehen auf die wei⸗ 
tere Frage, ob nach den Grundſätzen des § 2 n. F. die Er⸗ 
wägung des LG., daß die Taten der Angekl. nach dem geſunden 
Volksempfinden in erſter Linie als Sittlichkeitsverbrechen an⸗ 
geſehen würden, die entſprechende Anwendung des § 175 b 
StGB. (richtig des § 175 a. F.) rechtfertigt. 

Dieſer Fehler des Schuldſpruchs konnte von hier aus be⸗ 
richtigt werden. Auf die Bemeſſung der Strafen für die ſechs 
letzten Taten iſt er ohne Einfluß geblieben, wie die Urteils⸗ 
ausführungen ergeben. Davon, daß das Gericht bei Ausſchal⸗ 
tung des § 175 b StGB. eine mildere Strafe hätte verhängen 
müſſen, kann nicht die Rede ſein. Auch bei Verurteilung nur 
aus dem Tierfhuß®. war es befugt, die Strafe für dieſe Taten 
nach 8 20 4 Abſ. 1 StGB. zu verſchärfen. 

Die gegen die Anwendung dieſes Geſetzes erhobenen An⸗ 
griffe find unbegründet. Die äußeren Vorausetzungen, die Be⸗ 
gehung mehrerer ſelbſtändiger Straftaten, iſt gegeben; auch die 
inneren find nachgewieſen. Nach den Beweisannahmen des Ge- 
richts iſt der Angekl. von feinen naturwidrigen Trieben jo 
völlig beherrſcht, daß es ihn immer wieder „zu perverſer und 
krimineller Sexualbetätigung drängt“, und daß es nur eines 
Zufalls, der Begegnung mit einer ſadiſtiſchen Perſönlichkeit be⸗ 
darf, um neue Straftaten auszulöſen. Er iſt danach ein Ge⸗ 
wohnheitsverbrecher. 

Seine Gefährlichkeit ſieht das Gericht darin, daß er auch 


in Zukunft planmäßig, beharrlich, und „mit großer Raffiniert⸗ 
heit“ andere in ſein Treiben hineinzuziehen ſuchen wird, und 
daß er dieſes immer weiter und grauenhafter, möglicherweiſe 
ſogar bis zum Luſtmord ausgeſtalten wird. Auch hiergegen 
ſowie gegen die weitere Annahme, daß die Öffentlichkeit vor 
dieſen Gefahren nur durch Sicherungsverwahrung des Angekl. 
geſchützt werden könne, ſind rechtliche Bedenken nicht zu erheben. 
Durch die nach dem oben Geſagten fehlerhafte rechtliche Beurtei⸗ 
lung des erſten Straffalles iſt die Anordnung der Sicherungs⸗ 
verwahrung erſichtlich nicht beeinflußt; ſie war daher aufrecht⸗ 
zuerhalten. 
(RG., 3. Str Sen. v. 4. Febr. 1937, 3 D 31/37.) 


Anmerkung: Soweit das Urteil die Anwendbarkeit des 82 
n. F. StB. auf Handlungen, die vor dem 1. Sept. 1935 be⸗ 
gangen ſind, verneint, kann ihm nur zugeſtimmt werden. 

Wie wären die den Gegenſtand der Entſch. bildenden Taten 
zu beſtrafen, wenn ſie nach dem 1. Sept. 1935 begangen wor⸗ 
den wären? Tierquälerei wird nach 89 Abſ. 1 TierſchutzG. 
v. 24. Nov. 1933 mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und mit 
Geldſtrafe oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. Das hiernach 
zuläſſige Höchſtmaß erſchien der StrK. offenbar unzulänglich, 
deshalb iſt fie auf den Gedanken gekommen, den neuen § 175 b 
SGB. entſprechend anzuwenden, der als Strafe der widernatür⸗ 
lichen Unzucht mit Tieren Gefängnis (alſo bis zu fünf Jahren) 
vorſieht. Dieſen Weg halte ich aber für ungangbar. 

In 8 175 a. F. StGB. war die jetzt in § 175 b n. F. 
geregelte Beſtialität zuſammen mit der widernatürlichen Un⸗ 
zucht zwiſchen Männern unter Strafe geſtellt. Durch die Nov. 
v. 28. Juni 1935 iſt die Homoſexualität aus dem alten 8175 
herausgenommen und unter Erſtreckung der Strafbarkeit auf 
jede Unzucht zwiſchen Männern in den 88 175 und 175 a neu 
geregelt worden. Der im übrigen — d. h. ſoweit er die Beſtiali⸗ 
tät betrifft — völlig unverändert gebliebene § 175 a. F. bildet 
nunmehr den 8 175 b n. F. Aus dieſer Entſtehungsgeſchichte er⸗ 
gibt ſich ohne weiteres, daß nach der Abſicht des Geſetzgebers 
der Tatbeſtand der Unzucht mit Tieren keine Anderung er⸗ 
fahren, die Auslegung der Vorſchrift alſo die gleiche ſein ſollte 
wie vor der Nov. v. 28. Juni 1935. Unter widernatürlicher Un⸗ 
zucht hat das NG. bekanntlich unter der Herrſchaft des alten 8 175 
nur beiſchlafsähnliche Handlungen verſtanden. Dieſe Auslegung 
muß demnach auch für den neuen 8 175 b gelten (h. M.; val. 
Kayſer: D. Strafr. 1937, 47 f. mit Schrifttumsnachweiſen). 
Das künftige Recht wird dies außer Zweifel ſtellen, indem es 
die Rſpr. des RG. im Wortlaut der Vorſchrift („Wer mit 
einem Tier eine beiſchlafsähnliche Handlung vornimmt, wird 
mit Gefängnis beſtraft“) feſtlegt (vgl. Gürtner, „Das kom⸗ 
mende deutſche Strafrecht“, Beſonderer Teil, 2. Aufl., S. 203). 

Nun hat freilich der Begriff der „beiſchlafsähnlichen Hand⸗ 
lung“ ſelbſt in der neueren Rſpr. des RG. eine gewiſſe Er⸗ 
weiterung erfahren. In der nach Verkündung der Nov. vom 
28. Juni 1935 ergangenen Entſch. (RGSt. 69, 273) hat das 
RG. zwar daran feſtgehalten, daß bei den nach § 175 a. F. zu 
beurteilenden Fällen widernatürlicher Unzucht zwiſchen Män⸗ 
nern nur beiſchlafsähnliche Handlungen die Strafbarkeit be⸗ 
gründeten. Die enge Abgrenzung des Begriffs, wie ſie in der 
älteren Rſpr. vorgenommen iſt (vgl. RGSt. 23, 289), hat es aber 
in der genannten Entſch. und in einer Reihe weiterer Entic). 
(vgl. z. B. RE: JW. 1936, 260° und 1972 16) aufgegeben 
und insbeſ. die gegenſeitige Onanie als unter § 175 fallend an⸗ 
geſehen. 

Mit Rückſicht darauf iſt neueſtens von Kayſer a. a. O. 
(S. 48) die Auffaſſung vertreten worden, daß auch der Be⸗ 
griff der beiſchlafsähnlichen Handlung in § 175 b n. F. die 
gleiche inhaltliche Erweiterung erfahren habe. Dieſe Auffaſſung 
halte ich nicht für zutreffend. Die Wandlung der neueren Rſpr. 
des RG. erklärt ſich offenſichtlich aus dem Beſtreben des höch⸗ 
ſten Gerichts, es der Praxis auch auf dem Boden des noch an— 
zuwendenden alten Rechts zu ermöglichen, den Geſetzgeber in 
ſeinem Kampf gegen das Laſter der Homoſexualität zu unter⸗ 
ſtützen. Bei der Beſtialität, die ja ein verhältnismäßig ſel⸗ 
tenes Delikt darſtellt, war ein Bedürfnis für ein ſchärferes 
Zugreifen nicht hervorgetreten. Daß es nicht der Abſicht des 
Geſetzgebers der Nov. v. 28. Juni 1935 entſpricht, über die bis⸗ 
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herige Handhabung des $175 a. F., ſoweit er die Beſtialität 

bedrohte, hinauszugehen, ergibt ſich m. E. ohne weiteres dar⸗ 
aus, daß die amtliche Begründung zu den neuen §8 175 bis 
175 b unter einer beiſchlafsähnlichen Handlung bei der Homo⸗ 
ſexualität nur die Einführung des Geſchlechtsteils des einen 
Mannes in die Körperhöhle des anderen verſteht (vgl. amtliche 
Sonderveröffentlichung der DJ. Nr. 10 S. 39). Mit dem dem⸗ 
nächſt eingetretenen Wandel der Rſpr. zu § 175 a. F. hat der 
Geſetzgeber bei Verkündung der Nov. v. 28. Juni 1935 nicht 
rechnen können und auch nicht gerechnet. Es erſcheint des⸗ 
halb nicht angängig, bei der Beſtialität, die keine Erweite⸗ 
rung ihres tatbeſtandsmäßigen Anwendungsbereichs erfahren 
ſollte, von einem anderen Begriff der beiſchlafsähnlichen Hand⸗ 
lung auszugehen, als er in der älteren Rſpr. herausgearbeitet 
wurde. Auch für den neuen § 175 b wird deshalb daran feſt⸗ 
zuhalten ſein, daß der Täter ſein Glied ähnlich wie bei der 
natürlichen Beiſchlafsvollziehung verwendet haben muß (vgl. 
RGSt. 48, 234; 23, 289). 

Aber wie dieſe Frage auch zu entſcheiden ſein mag: jeden⸗ 
falls verbietet ſich ohne weiteres eine „entſprechende“ Anwen⸗ 
dung des § 175 n. F. auf ſolche Fälle einer von dem Täter zur 
Erregung oder Befriedigung ſeines entarteten Geſchlechtstrie⸗ 
bes vorgenommenen Tierquälerei, die — wie im vorl. Fall — 
nicht zu einer beiſchlafsähnlichen Handlung in dem gedachten 
Sinne geführt hat, ſondern in ſadiſtiſchen Verletzungen und 
Mißhandlungen des Tieres beſtand. Denn ſelbſt weun man 
der etwas weiteren Auslegung von Kay ſer folgt, jo bleibt es 
doch dabei, daß der Geſetzgeber in 8 175 b nicht jede zu miß⸗ 
billigende Einwirkung auf ein Tier, die zur Erregung oder 
Befriedigung des Geſchlechtstriebs des Täters geſchieht, mit 
Strafe bedroht, ſondern nur einen beſtimmten, eng umgrenz⸗ 
ten Ausſchnitt: den Mißbrauch des Tieres zu beiſchlafsähn⸗ 
lichen Handlungen. Ein Hinausgehen über die ſo im Geſetz be⸗ 
wußt gezogenen Grenzen der Strafbarkeit widerſpricht dem Wil⸗ 
len des Geſetzgebers. 

Dieſe Regelung wird ohne weiteres verſtändlich, wenn 
man ſich auf der einen Seite die ratio des neuen 8 175 b. auf 
der anderen die des 89 Tierſchutzcßh. vergegenwärtigt. Wenn 
§ 175 b die widernatürliche Unzucht des Menſchen mit dem 
Tier bei Strafe verbietet, ſo geſchieht dies, weil es dem ſitt⸗ 
lichen Empfinden in geſchlechtlichen Dingen widerſpricht, wenn 
der Menſch ſich das Tier zum Geſchlechtspartner ausſucht und 
ſich damit auf die Stufe des Tieres begibt. Es handelt ſich 
hier alſo lediglich um den Schutz des menſchlichen Emp⸗ 
findens in geſchlechtlichen Dingen. Dagegen ſcheidet der Gedanke 
eines Schutzes des Tieres vor ſolchem Mißbrauch ohne weiteres 
aus. Wenn das überhaupt noch einer Begründung bedarf, ſo 
genügt es, auf den oben ſchon hervorgehobenen Unterſchied 
des Strafmaßes von § 175 b gegenüber dem des 89 Tierſchutzch. 
hinzuweiſen: wenn $9 die ſchlimmſten Tierquälereien nur mit 
der Höchſtſtrafe von 2 Jahren Gefängnis bedroht, wie ließe 
ſich, falls $ 175 b auch den Schutz des Tieres bezweckte, die Her⸗ 
auſſetzung des Strafmaßes für Handlungen rechtfertigen, die 
dem Tier u. U. gar keinen Schmerz bereiten und auch ſonſt 
keine nachteiligen Folgen hiervon zu haben brauchen? Dem 
Tier um ſeiner ſelbſt willen Schutz gegen unangemeſſene Be⸗ 
handlung zu gewähren, dieſe Aufgabe fällt lediglich dem § 9 
TierſchutzcG. zu. 

Es iſt auch nicht an dem, daß der Geſetzgeber, als er das 
Höchſtmaß der Strafe für Tierquälerei im Jahre 1933 auf zwei 
Jahre Gefängnis heraufſetzte, an Fälle ſcheußlicher Quälereien 
aus entartetem Geſchlechtstrieb nicht gedacht hätte. Der frühere 
8360 Nr. 13 StGB., den zunächſt die Nov. v. 26. Mai 1933 
durch den neu in das StGB. eingefügten § 145 b erſetzte, bis 
der §9 Tierſchutzcd. an ſeine Stelle trat, forderte ja gerade 
ein „boshaftes Qualen“, ging alſo davon aus, daß der Täter 
aus Luſt am Quälen handelte. Der Schluß iſt unabweisbar, 
daß gerade der Gedanke an ſchwere und ſchwerſte Fälle ſolcher 
aus böſer Luſt an Schmerz und Qual des Tieres verübten 
Quälereien den Geſetzgeber zu der erheblichen Erhöhung der 
Höchſtſtrafe für Tierquälereien beſtimmt hat. Von einer im 
Wege des §2 StGB. ausfüllungsbedürftigen Lücke des Straf⸗ 
ſchutzes kann daher keine Rede ſein. 


Die Beſonderheit des vorl. Falles, in dem der Täter nicht 
aus Luſt an den Qualen der Tiere gehandelt hat, ſondern Be⸗ 
friedigung ſeines entarteten Triebes in dem Anblick der auf 
ſeine Veranlaſſung tätig werdenden Frauen ſuchte, kann natur⸗ 
gemäß nicht zu einer anderen rechtlichen Beurteilung führen. 

Das künftige Recht wird den Tatbeſtand der Tierquälerei 
wieder in das StGB. übernehmen (vgl. Gürtner a. a. O. 
S. 222 ff.). Die Strafrechtskommiſſion hat zunächſt an dem 
Höchſtſtrafmaß des geltenden 89 Tierſchutz G. feſtgehalten (vgl. 
a. a. O. S. 224); im weiteren Verlauf ihrer Arbeiten iſt ſie zu 
dem Vorſchlag gekommen, für beſonders ſchwere Fälle Gefäng⸗ 
nis (alſo bis zum geſetzlichen Höchſtmaß dieſer Strafart) anzu⸗ 
drohen. Aber ſchon das geltende Recht gibt durchaus die Mög⸗ 
lichkeit zu ausreichender Ahndung auch ſchwerſter Fälle; das 
zeigt gerade der vorl. Fall, in dem die Str. mit Billigung des 
RG. von der bei gefährlichen Gewohnheitsverbrechern nach § 20 a 
StGB. zuläſſigen Strafſchärfung Gebrauch gemacht und ſogar 
die Sicherungsverwahrung angeordnet hat. 

OLGR. Dr. K. Schäfer, Berlin. 


* 


* 64. RG. — 56 Wein G. Verwendung verſchie⸗ 
dener geographiſcher Bezeichnungen für den⸗ 
ſelben Wein. 

. Das LG. hält es auf Grund des § 6 Abſ. 2 Satz 2 Wein. 
für zuläſſig, daß einem Wein aus demſelben Faß außer der ihm 
zukommenden wahrheitsgemäßen Ortsbezeichnung noch eine An⸗ 
zahl anderer geographiſcher Bezeichnungen beigelegt werden 
könne. In welchem Umfange dies geſchehen dürfe, müſſe von 
Fall zu Fall nach dem geſunden Volksempfinden beſtimmt wer⸗ 
den. Von dieſem Rechtsſtandpunkt aus ſieht es das LG. als un⸗ 
zuläſſig an, daß die Angekl. oder einer von ihnen dem Als⸗ 
heimer Sonnenberg neun Bezeichnungen, dem Lieſerer Schloß⸗ 
berg einſchließlich des urſprünglichen Namens ſieben Bezeich⸗ 
nungen beigelegt haben; dagegen erklärt es ſieben Bezeichnun⸗ 
gen leinſchließlich der urſprünglichen Bezeichnung und der Be- 
zeichnung als Liebfraumilch) bei dem Guntersblumer Enggaß, 
bier (einſchließlich Liebfraumilch Spätleſe) bei dem Ludwigs⸗ 
höher Appenthal, fünf bei dem Dittelsheimer Kloppberg, drei 
bei dem Ensheimer Liebhöhl und acht leinſchließlich Liebfrau⸗ 
milch) bei dem Dienheimer Silzbrunnen für noch dem Geſetze 
entſprechend. 

Iſt ſchon dieſe Beurteilung wenig folgerichtig, ſo kann 
auch der Standpunkt des LG. über den Umfang des Rechtes zu 
Umbenennungen nicht als zutreffend anerkannt werden. 

Auch das LG. geht mit Recht davon aus, daß das Wein. 
von dem Grundſatze der Wahrheit beherrſcht iſt. Es iſt fer⸗ 
ner richtig, daß dieſer Grundſatz in § 6 Abſ. 2 Satz 2 nur zur 
gunſten der Winzer weniger bekannter „Weinorte“ durchbrochen 
werden ſollte. Dieſe Ausnahme von der Regel darf daher nur 
in den Grenzen ausgelegt werden, die Sinn und Zweck dieſer 
Vorſchrift gebieten. Den Belangen der Winzer ſchlechterer La⸗ 
gen iſt vollauf Genüge geſchehen, wenn ihr Wein eine Be⸗ 
zeichnung einer benachbarten oder nahegelegenen Gemarkung 
oder einer ſog. „Gattungslage“ bekannten Namens erhält. Da⸗ 
mit iſt der Wein ja in der Abſatzfähigkeit dem Wein dieſer Lage 
int weſentlichen gleichgeſtellt. Den Winzer dadurch beſſer zu ſtel⸗ 
len, daß man es zuläßt, aus einer Einheit des umzubenennen⸗ 
den Weines eine ganze Anzahl verſchieden bezeichneter Weine 
zu machen, beſteht keinerlei Anlaß. Die Vorſchrift ſoll ja nicht 
dazu dienen, dem Winzer oder dem Händler die Möglichkeit zu 
geben, ein möglichſt reichhaltiges Weinlager vorzutäuſchen. 

Aus der mehrfach genannten Beſtimmung kann nur das 
Recht herausgeleſen werden, unter den dort aufgeſtellten Vor⸗ 
ausſetzungen eine der wirklichen Herkunft entſprechende Be⸗ 
zeichnung durch eine andere zu erſetzen. Fraglich kann nur 
ſein, auf welche Menge dieſe Erſatzbezeichnung ſich im einzel⸗ 
nen Falle zu erſtrecken hat, und ob ein Teil der in einer 
Hand vereinigten Weinmenge derſelben Herkunft unter dem 
urſprünglichen Namen oder ſogar nach weiterer Umbenen⸗ 
nung unter einem neuen (dritten) Namen in den Handel ge⸗ 
bracht werden darf. 

Dieſe Frage kaun nur von Fall zu Fall entſchieden wer⸗ 
den. Als allgemeine Regel kann nur aufgeſtellt werden, daß die 
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für den Handel benutzte Bezeichnung die Weinmenge umfaſ⸗ 
ſen muß, die nach ihrem Entwicklungsgange zu einer Einheit 
geworden iſt. Einen Anhaltspunkt hierfür liefert das LG. ſelbſt, 
wenn es darlegt, daß eine „mathematiſche“ Gleichheit nicht ein⸗ 
mal zwiſchen Weinen aus demſelben Wingert beſteht, daß der 
Wein, in zwei verſchiedene Faſſer eingelegt, ſchon infolge ſei⸗ 
ner Eigenentwicklung nicht „mathematiſch“ gleich wird. Mit 
den Ausdrücken „mathematiſche Gleichheit“ und „mathematiſch 
gleich“ meint das LG. offenbar völlige Gleichheit der Eigen⸗ 
ſchaften, die im Verkehr als werterhöhend und wertmindernd 
angejehen werden. Eine ſolche völlige Gleichheit kann zwar 
nicht als eine Vorausſetzung für das Gebot der einheitlichen 
Benennung in dem Sinne angeſehen werden, daß jede auch 
noch ſo geringe Verſchiedenheit den Grund für die verſchieden⸗ 
artige Benennung mehrerer Weinmengen derſelben Herkunft 
abgeben könnte. Die Tatſache aber, daß ſich derſelbe Wein unter 
verſchiedenen äußeren Umſtänden ausgeſprochen verſchieden ent⸗ 
wickeln kann, läßt die unterſchiedliche Benennung der einzelnen 
verſchiedenen Entwicklungsergebniſſe auch rechtlich begründet er⸗ 
ſcheinen. Soweit demnach eine Weinmenge denſelben Entwick⸗ 
lungsgang durchgemacht hat und als abgeſchloſſenes Ergebnis 
desſelben Entwicklungsganges in den Handel gebracht werden 
ſoll, muß ſie als Einheit in dem oben dargelegten Sinn er⸗ 
achtet, ſie darf dann nur unter einer Bezeichnung in den 
Handel gebracht werden. Es kommt dann nicht weſentlich dar⸗ 
auf an, ob ſich die Menge in einem oder in mehreren Gebin⸗ 
den befindet. So wäre es, um nur einige Beiſpiele zu er⸗ 
wähnen, rechtlich möglich, daß Wein derſelben Herkunft, der in 
verſchiedene Fäſſer eingelegt und zur Gärung gebracht worden 
iſt, nach Abſchluß der Gärung unter verſchiedenen Namen in 
den Handel kommt; es könnte dem Wein in jedem einzelnen 
Faß ſeine eigene Bezeichnung gegeben werden. Es wäre aber 
rechtlich nicht vertretbar, wenn Wein, der in einem Faß 
ausgegoren hat, ſofort nach Umfüllung in kleinere Gebinde 
unter verſchiedenen Namen in den Verkehr gebracht würde. Völ⸗ 
lig unmöglich iſt aber nach dem Geſetz, daß Wein aus demſel⸗ 
ben Faß unter den verſchiedenartigſten Namen feilgehalten 
wird; für Wein aus demſelben Faß darf es nur einen Namen 
geben, es iſt neben der gewählten Bezeichnung nicht ein⸗ 
mal mehr die Benützung der wahren Herkunftsbezeichnung ge⸗ 
ſtattet. 


Es taucht dann die weitere Frage auf, ob die Einheit 
als ganzes ſpäter nochmals umbenannt werden darf. Zur Lö⸗ 
ſung dieſer Frage geben die vorl. Fälle nicht unmittelbar Ver⸗ 
anlaſſung; denn, ſoweit der vom LG. feſtgeſtellte Tatbeſtand 
erkennen läßt, wurde eine ſolche Umbenennung einer ganzen 
Einheit nicht vorgenommen, ſondern dieſelbe Einheit gleich⸗ 
zeitig unter verſchiedenen Namen feilgehalten. Es braucht daher 
hier nur erwähnt zu werden, daß eine ſolche mehrmalige und 
aufeinanderfolgende Umbenennung einer ganzen Einheit nur 
in ganz beſchränktem Umfange geſtattet ſein kann. Nach dem 
Sinn und Zweck des Wein®. kann nur die Rückkehr zur Wahr⸗ 
heit unbeſchränkt geſtattet ſein. Es darf daher die Einheit jeder⸗ 
zeit wieder mit der ihrer Herkunft entſprechenden Bezeichnung 
benannt werden. 


Zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen ſei ausdrücklich 
darauf hingewieſen, daß ſich die Ausführungen in dieſem Ab⸗ 
ſchnitt der Entſch. nur auf die Benennung des Weines nach 
Maßgabe des 86 Abſ. 2 S. 2 Wein. beziehen und nur die 
Frage einer Löſung möglichſt nahebringen ſollen, wie zu ver⸗ 
fahren iſt, wenn die Vorausſetzungen dieſer Beſtimmung in An⸗ 
ſehung mehrerer zur Wahl ſtehender Namen gegeben ſind. 

Den entwickelten Grundſätzen entſprach das Verfahren der 
Firmen M. und F. in den vorl. Fällen in keiner Weiſe. Ihr 
Verfahren, Wein derſelben Einheit gleichzeitig unter verſchie⸗ 
denen Bezeichnungen feilzuhalten, enthält aber ferner einen Ver⸗ 
ſtoß gegen die Vorſchrift des §5 Weinch. Denn ihr Verfahren 
geht über die Erſetzung des Namens einer Einheit mit einem 
anderen zugelaſſenen Namen hinaus. Die Firmen haben viel⸗ 
mehr vorgetäuſcht, daß ſie Weine der in ihren Preisliſten ge⸗ 
nannten Art zur Verfügung hätten, während ſich in Wirklich⸗ 
keit die verſchiedenen Bezeichnungen auf dieſelbe Einheit be⸗ 
zogen. Sie haben Verſchiedenartigkeit vorgetäuſcht, wo vollkom⸗ 


mene Gleichheit beſtand. Dieſes Verfahren erfüllt den Tat⸗ 
beſtand des Feilhaltens und Verkaufes von Wein unter einer 
irreführenden Bezeichnung. 
(RG., 1. StrSen. v. 2. März 1937, 1 D 557/36.) 
* 


65. KG. — 58 2 A bſ. 2, 6, 7, 18 Nr. 2 Eier VO. 
v. 17. März 1932 (RG Bl. I, 146); 88 4 Nr. 3, 12 Leb⸗ 
Mitt. i. d. Faſſ. v. 17. Jan. 1936 (T 17). 

1. Iſt die Keunzeichnung des einzelnen 
Eies oder der Packung ſachlich unrichtig, wird 
insbeſ. das in den Kennzeichnungen bezeich⸗ 
nete Durchſchnittsmindeſtgewicht nicht er⸗ 
reicht, ſo liegt damit noch kein Verſtoß gegen 
818 Nr. 2 Eier VO. vor, da ſie nur die Unter⸗ 
laſſung und die förmliche Unvorſchriftsmäßig⸗ 
keit der Ausführung der in den 88 6, 7 Eier VO. 
vorgeſehenen Kennzeichnungen des einzel⸗ 
nen Eies undder Packungen, nicht dagegen die 
ſachliche Unrichtigkeit der in der Kennzeich⸗ 
nung enthaltenen Angaben, wie die zu hohe 
Bezeichnung des Durchſchnittsgewichts, trifft, 
ſondern kommt ein Verſtoß gegen 88 4 Nr. 3, 
12 Leb Mitt G. in Frage. 

2. Schon die von dem Inhaber einer Eier⸗ 
kennzeichenſtelle bewirkte Lieferung der Pak⸗ 
kungen an den Wiederverkäufer bedeutet ein 
Inverkehrbringen der Eier i. S. des 84 Nr. 3 
Leb Mitt. 


(KG., 1. StrSen., Urt. v. 15. Jan. 1937, 1 Ss 310/36.) 


* 

66. KG. — 886, 73 Abi. 2 PrDurchf VO. zum 
R Milch G. v. 16. Dez. 1931 (G S. 259). Zum Begriffe 
des Feilhaltens. 

Rechtsirrig würde allerdings die Auffaſſung ſein, daß der 
Begriff des Feilhaltens ſchon mit dem Augenblick erfüllt wäre, 
in dem der Milchhändler die Milch in ſeine Verfügungsgewalt 
brachte, als er ſie mit ſeinem Fuhrwerk beim Erzeuger abholte 
und nach Hauſe oder nach ſeinem Geſchäfte fuhr, um ſie als⸗ 
dann von dort aus oder in dem Laden in einer dem Publikum 
erkennbaren Weiſe zum Verkaufe bereit zu halten. Der bloße 
Beſitz oder Gewahrſam iſt nicht ſchon Feilhalten. Das Feil⸗ 
halten ſetzt erſt mit dem Bereithalten der Ware zum Verkauf 
an einer dem Publikum zugänglichen, zum Verkauf beſtimmten 
Stelle ein (vgl. RGSt. 25, 242; LpzKomm. III 7 § 367 StGB.). 
Dieſen Begriff hat das AG. nicht verkannt. Nach den Gründen 
hat der Angekl. bei der Ausfahrt der Milch zu feinen Kunden die 
fettarme — mit 1,90% weit unter dem geſetzlich vorgeſchriebe⸗ 
nen Fettgehalt von 2,70% bleibende — Morgenmilch und die 
fettreiche — den geſetzlichen Fettgehalt erheblich übertreffende — 
Mittag- oder Abendmilch voneinander getrennt in verſchiedenen 
Kannen auf ſeinem Fahrzeug mit ſich geführt und dann erſt 
bei der Bedienung der einzelnen Kunden jeweils eine Ver⸗ 
miſchung der beiden Sorten vorgenommen, um auf dieſe Weiſe 
— alſo von Fall zu Fall — einen Ausgleich zu ſchaffen und bei 
der einzelnen Kundenbelieferung einen Fettgehalt von minde⸗ 
ſtens 2,70 % zu erzielen. Hiernach hat das AG. zu Recht die 
Auffaſſung vertreten, daß der Angekl. auch die fettarme Milch 
„feilgehalten“ hat. Die davon abweichende Sachdarſtellung der 
Rev., der Angekl. habe die beiden Milchſorten in einer dritten 
— leeren — Kanne gemiſcht, ehe er die Milch an die Kund⸗ 
ſchaft ausgetragen habe, verdient in dieſem Rechtszuge nach 
§ 337 StPO. keine Berückſichtigung. 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 9. März 1937, 1 88 51/87.) 
* 

67. OLG. — Die Einziehung nach 861 R Jagd. 
iſt Nebenſtrafe und unterliegt der Verjäh⸗ 
rung. 

& hatte entgegen dem Abſchußplan einen Hirſch geſchoſſen. 
Das Strafverfahren gegen ihn wegen Übertretung nach § 60 
Abſ. 2 Ziff. 10 RJagdG. war auf Grund des Straffreihcß. vom 
23. April 1936 vom Amtsrichter eingeſtellt worden. Auf die 
Frage der Einziehung war der Beſchluß nicht eingegangen. 


66. Jahrg. 1937 Heft 20/21] 


In dem nachträglich gemäß § 61 Abſ. 1 und 2 RJagdc. 
und 88 430 ff. StPO. eingeleiteten ſelbſtändigen Verfahren hat 
der Amtsrichter durch Urt. v. 14. Okt. 1936 das Hirſchgeweih 
eingezogen. 

S. hat als Einziehungsbeteiligter Rev. eingelegt. 

Die Rev. iſt nach $ 432 StPO. zuläſſig und muß zur Ein⸗ 
ſtellung des Verfahrens führen. Zwar würde die auf Grund des 
Gef. v. 23. April 1936 erfolgte Niederſchlagung nach der aus⸗ 
drücklichen Begrenzung in § 1 Abſ. 4 DurchfVO. vom gleichen 
Tage die Durchführung der Einziehung im ſelbſtändigen Ver⸗ 
fahren nicht hindern. Die Einziehung ſcheitert aber an der Ver⸗ 
jährung des Strafverfahrens, die als Prozeßhindernis von 
Amts wegen zu beachten iſt. 

Die dem Einziehungsverfahren zugrunde liegende ſtraf⸗ 
bare Handlung iſt eine Übertretung. Als ſolche unterliegt ſie 
der dreimonatigen Verjährung des § 67 Abſ. 3 StGB. Eine 
die Verjährung der Strafverfolgung unterbrechende, wegen der 
begangenen Tat gegen den Täter gerichtete richterliche Hand⸗ 
lung iſt innerhalb von drei Monaten nach Erlaß des auf Ein⸗ 
ſtellung des Strafverfahrens lautenden Beſchluſſes nicht vor⸗ 
genommen worden. Die Entſch. hängt hiernach von der Beant⸗ 
wortung der auch in den Gründen des angefochtenen Urteils 
aufgeworfenen Frage nach dem Weſen der Einziehung i. S. des 
§ 61 RJagdcg. ab. Iſt fie Nebenſtrafe, fo unterliegt fie nach 
der vom Senat vertretenen Auffaſſung der Verjährung der 
Strafverfolgung wie die Tat ſelbſt (vgl. LpzKomm. z. StGB., 
4. Aufl., Anm. 6a zu § 42; Schwarz, „StGB.“, 4. Aufl., 
Anm. 2 A zu 8 42, Anm. 4 zu 8 67; a. A.: OLG. Königsberg: 
ei 1936, 1859/1860 unter Berufung auf die dort angeführten 

ntſch. ). 

Das RG. vertritt in feiner grundlegenden Entſch. RGSt. 
46, 131 ff. (135) die Auffaſſung, daß der Einziehung, insbeſ. 
ſoweit die ſtrafrechtlichen Nebengeſetze fie für zuläſſig erklären, 
häufig eine Doppelnatur innewohnt; mit ihr kann ſowohl der 
Strafzweck als der Zweck einer polizeilichen Sicherung verfolgt 
werden; es kann bald der eine bald der andere Zweck hervor⸗ 
treten. Der überwiegende Geſichtspunkt beſtimmt die Natur der 
Einziehung. Für ihn läßt ſich ein weſentlicher und praktiſcher 
Anhaltspunkt nach der Auffaſſung des RG. vielfach daraus ger 
winnen, ob nach der die Einziehung vorſchreibenden geſetzlichen 
Beſtimmung Vorausſetzung iſt, daß der Eigentümer der einzu⸗ 
ziehenden Sache an der Straftat als Täter oder Teilnehmer be⸗ 
teiligt iſt. Läßt das Geſetz die Einziehung ohne Rückſicht hierauf 
zu, ſo ſpricht das dafür, daß das Hauptgewicht auf dem poli⸗ 
zeilichen Sicherungszweck liegt. 

8 61 RJagdc. trifft nun keine ausdrückliche Beſtimmung 
darüber, ob die Einziehung der den dort angeführten Vor⸗ 
ſchriften des RYagd®. zuwider gefangenen oder erlegten Tiere 
ohne Rückſicht auf das Aneignungsrecht oder das Eigentum 
dritter, an der Straftat unbeteiligter Perſonen zuläſſig iſt. 
Immerhin wird man dieſe Frage bejahen konnen. 

Mit Rückſicht hierauf ſieht das angefochtene Urteil in 
Übereinſtimmung mit dem Kommentar des RJagdcg. von 
Mitzſchke⸗Schäfer (S. 302 Anm. 1 Abſ. 2 zu § 61) und 
anderen Erläuterungsbüchern (ſo Mantel⸗Müller), aber 
gegen Stelling (ogl. JW. 1935, 187) in der Einziehung des 
§ 61 RIagd®. nicht eine Nebenſtrafe, ſondern eine polizeiliche 
Sicherungsmaßnahme. Die gleiche Auffaſſung wird im Hinblick 
auf die oben erwähnte Rſpr. des RG. vom Generalſtaatsanwalt 
vertreten. 

Der Senat vermag ihr nicht beizutreten. Nach der Aus⸗ 
legung, die er entgegen dem angefochtenen Urteil und dem Kom⸗ 
mentar von Mitzſchke⸗Schäfer (Anm. 4 zu $ 61) dem 
§ 61 Abſ. 2 RJagdcô. und insbeſ. den Worten „wenn im übrigen 
die Vorausſetzungen hierfür vorliegen“ gibt, iſt Vorausſetzung 
der Einziehung auch im ſelbſtändigen Einziehungsverfahren, daß 
der Tatbeſtand der in Abſ. 1 bezeichneten Zuwiderhandlungen 
nach der äußeren wie nach der inneren Tatſeite verwirk⸗ 
licht iſt. Schon dieſe Verknüpfung der Einziehung mit der ſchuld⸗ 
haft begangenen ſtrafbaren Handlung weiſt auf die Strafeigen⸗ 
ſchaft der erſteren hin. Vor allem aber iſt, wenn man der Mei⸗ 
nung des Urteils folgen würde, nicht zu erſehen, worauf eigent⸗ 
lich die behauptete polizeiliche Sicherungsmaßnahme — das an⸗ 
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gefochtene Urteil ſpricht von „einer Art polizeilicher Vorbeu⸗ 
gung“ — abzielt, was geſichert, welchen Nachteilen vorgebeugt 
werden ſoll. Das angefochtene Urteil ſieht den Sinn der Maß⸗ 
nahme darin, daß derjenige, der die Jagd ausübt und dabei 
gegen den Abſchußplan verſtößt, nicht auch noch im Genuß der 
Jagdbeute bleiben ſoll, zumal ein Belaſſen der Beute „eine un⸗ 
verſtändliche Belohnung für die objektiv vorliegende Tat“ dar⸗ 
ſtellen würde. Doch läßt ſich das weit eher für den Strafcharakter 
der Einziehung anführen. Dasſelbe gilt, ſoweit der Sinn der 
Maßnahme etwa in der abſchreckenden Wirkung zu erblicken iſt, 
die ſie auf dritte Perſonen ausüben ſoll. Schließlich kommt auch 
der Schutz des Handels als Grund für die Einziehung nicht in 
Frage, da auch das eingezogene Wild zum Verkauf gelangt (vgl. 
§ 61 Abſ. 2 AusfVO.). 

Es zwingt aber auch die Rſpr. des RG. nicht dazu, den 
Sicherungscharakter der Einziehung des $ 61 RJagdG. zu be⸗ 
jahen. Schon in feiner in RGSt. 46, 131 ff. abgedruckten Entſch. 
bezeichnet das RG. die Nichtberückſichtigung der Eigentumsver⸗ 
hältniſſe nur als allerdings „weſentlichen und praktiſch greif⸗ 
baren Anhaltspunkt“ für das Überwiegen des Sicherungs⸗ 
charakters der Einziehung, bemerkt aber gleichzeitig, daß dies 
nur gilt, ſoweit nicht die tatſächlichen Verhältniſſe, zu deren 
Regelung die Geſetzesvorſchrift beſtimmt iſt, die Beurteilung 
der Maßregel als einer Strafe oder einer polizeilichen Siche⸗ 
rungsmaßnahme unmöglich erſcheinen laſſen. In ſeiner Rſpr. 
zur Einziehung nach der RAbgO. wie auch zur deviſenrecht⸗ 
lichen Einziehung hat ſodann das RG. den Begriff der „ding⸗ 
lichen ſtrafrechtlichen Haftung“ herausgeſtellt: dem Täter gegen⸗ 
über iſt die Einziehung Strafe, dem an der Tat unbeteiligten 
Eigentümer gegenüber bedeutet ſie ein Einſtehenmüſſen mit der 
ihm gehörigen, von der Straftat betroffenen und deshalb ge⸗ 
wiſſermaßen mit einem Makel behafteten Sache für die ſtraf⸗ 
bare Handlung eines anderen, eine dingliche ſtrafrechtliche Haf⸗ 
tung. Dieſe Deutung trifft nach der Auffaſſung des Senats auch 
auf den Fall der Einziehung des 8 61 R Jagd. zu, und der 
Senat glaubt, ſich ihr um ſo unbedenklicher anſchließen zu kön⸗ 
nen, als das RG. noch in einem Urt. v. 11. Nov. 1935 (RGSt. 
69, 385 [388, 389] = JW. 1936, 46129, alſo bis in die neueſte 
Zeit, ſich zu ihr bekannt hat. 

Für die Strafeigenſchaft der Einziehung ſpricht ſchließlich 
auch die Vorſchrift in § 61 Abſ. 1 AusfVO., wonach die vor⸗ 
läufige polizeiliche Verwahrung der gefangenen oder erlegten 
Tiere zuläſſig iſt, wenn ſie ſich beim Täter oder einem Be⸗ 
teiligten oder bei einem anderen befinden, der 
beidem Erwerb wußte oder wiſſen mußte, daß 
die Tiere widerrechtlich erbeutet wurden. Dar⸗ 
aus iſt bei dem engen Verhältniſſe von Geſetz und AusfVO. 
zueinander (vgl. $ 70 RJagdc.) zu entnehmen, daß auch das 
Geſetz davon ausgeht, der Richter werde die Einziehung im Falle 
gutg läubigen Erwerbs durch einen Dritten in der Regel 
nicht ausſprechen. 

Nach alledem iſt das Verfahren wegen Verjährung der 
Strafverfolgung einzuſtellen. Da der Inhalt der Akten eine 
zuverläſſige Prüfung der Verjährungsfrage ermöglicht, der 
Generalſtaatsanwalt zu dieſer Frage gehört worden und eine 
weitere Klärung in der Hauptverhandlung nicht möglich iſt, ſteht 
nichts entgegen, die Entſch. durch Beſchluß zu treffen. 

(OLG. Dresden, 2. StrSen., Beſchl. v. 23. Dez. 1936, 6 Ss 
221/36.) 
* 

68. Os. — 8 60 A bſ. 1 R Jagd. v. 3. Juli 1934. 
Zur Beſtrafung wegen Zuwiderhandlung 
gegen die Schonzeitvorſchriften genügt Fahr⸗ 
läſſigkeit. 

Die Zuwiderhandlung gegen die Schonzeitvorſchriften iſt 
in § 60 Abf. 1 a. a. O. mit Gefängnis oder Geldſtrafe oder Haft 
bedroht, ſtellt ſich alſo als ein Vergehen i. S. von 81 StGB. 
dar. Ausdrücklich iſt im Geſetz im Falle des § 60 Abſ. 1 
a. a. O. das fahrläffige Handeln nicht unter Strafe geſtellt. Dies 
rechtfertigt aber noch nicht den Schluß, daß zur Beſtrafung 
wegen der hier in Frage kommenden Zuwiderhandlung Vor⸗ 
ſatz erforderlich ſei. Bei Vergehen erfordert zwar im all⸗ 
gemeinen das StGB. und ebenſo die ſonſtige Strafgeſetz⸗ 
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gebung des Reiches vorſätzliches Handeln, und das fahrläſſige 
it im allgemeinen nur da ſtrafbar, wo dies ausdrücklich 
beſtimmt iſt. Die ſtrafrechtliche Bedrohung der bloßen Fahr⸗ 
läſſigkeit kann ſich aber trotz Fehlens einer ausdrücklichen Straf⸗ 
vorſchrift im Einzelfall auch aus dem Zuſammenhang der 
geſetzlichen Beſtimmungen oder uus dem Grund und Zweck der 
einzelnen Vorſchrift ergeben (vgl. RGSSt. 45, 395; 49, 116 ff.). 
In letzterer Hinſicht fallt vor allem der polizeiliche Charakter 
einer Norm für die Strafbarkeit der bloß fahrläſſigen Zuwider⸗ 
handlung ins Gewicht. 

Der vorbeugend polizeiliche Charakter des Verbots einer 
Zuwiderhandlung gegen die Schonzeitvorſchriften erhellt aber 
nun ohne weiteres. Gerade die Schonzeitbeſtimmungen ſollen 
im Intereſſe des Volksganzen der Hege des Wildes, eines „wert⸗ 
vollen Volksguts“ dienen, damit (val. den Vorſpruch zum 
RJagdcG.) ein artenreicher, kräftiger und geſunder Wildbeſtand 
entſteht und erhalten bleibt. Dieſer Zweck würde nur unvollkom⸗ 
men erreicht werden, wollte man lediglich die vorſätzlichen Zu⸗ 
widerhandlungen gegen die Vorſchriften über die Schonzeiten 
als unter die Strafbeſtimmung des § 60 Abſ. 1 RJagdcg. fallend 
anſehen. Auch die Höhe der Strafdrohung rechtfertigt nicht etwa 
den Schluß, daß fie nur auf vorſätzliche Zuwiderhandlungen 
berechnet ſei. Der weite Strafrahmen mit einer Mindeſtſtrafe 
von 3 H Geldſtrafe bzw. 1 Tag Haft geſtattet vielmehr, ge⸗ 
rade auch einem geringen Grade von Fahrläſſigkeit Rechnung 
zu tragen. Irrig iſt auch, wie keiner weiteren Darlegung be⸗ 
darf, die Meinung des Beſchw§., daß Zuwiderhandlungen 
gegen die Schonzeitvorſchriften ſchon begrifflich überhaupt nur 
vorſätzlich begangen werden könnten. 

Auf dem Standpunkt, daß zur Beſtrafung aus § 60 Abſ. 1 
RJagdcd. Fahrläſſigkeit genüge, ſteht übrigens auch der Kom⸗ 
mentar zum RJagdG. von Mitzſchke⸗Schäfer (S. 297). 

(OLG. Dresden, 1. StrSen., Urt. v. 11. Febr. 1937, 6 Ss 
281/36.) 
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69. KG. — 88 7c, 8 Unl WG. i. d. Faſſ. v. 9. März 
1932 (RG Bl. I, 121) u. 26. Febr. 1935 (RG Bl. I, 311). 
Das Verbot des 8 7e, nach Beendigung eines 
Ausverkaufs den Geſchäfts betrieb uſw. fort- 
zuſetzen uſw., findet bei einem vom Konkurs⸗ 
verwalter veranſtalteten Ausverkauf (Kon⸗ 
kursausverkauf) auf den Gemeinſchuldner 
trotz des ihn nach 886, 117 KO. treffenden Ver⸗ 
luſtes der Verwaltungs⸗ und Verfügungs⸗ 
befugnis, ſeinen Ehegatten und die nahen 
Angehörigen beider Anwendung. 


(KG., 1. StrSen., Urt. v. 22. Jan. 1937, 1 Ss 332/36.) 


* 


70. KG. — 88 10, 47 Aus I Pol VO. v. 27. April 
1932 (G S. 179). Die Nachprüfung ausländer⸗ 
polizeilicher Verfügungen ift nicht Sache der 
ordentlichen Gerichte. 

Der PolPräſ. hatte mit Vfg. v. 6. Aug. 1936 dem Angekl. 
die Aufenthaltserlaubnis verſagt. Wenn die Rev. des vom AG. 
daraufhin aus § 47 AuslPol VO. verurteilten Angekl. geltend 
macht, die Verſagung ſei ohne rechtlichen Grund geſchehen, ſo 
verkennt ſie, daß es nicht Aufgabe der ordentlichen Gerichte ſein 
kann, derartige polizeiliche Entſchlüſſe nachzuprüfen. Hierfür iſt 
in der AuslPol VO. in den 88 41 ff. das Rechtsmittel der Beſchw. 
eröffnet und find die zur Entſch. über ſie berufenen Behörden 
angegeben. Von dieſem Rechtsmittel hat der Angekl. aber keinen 
Gebrauch gemacht. Dann ergab ſich für ihn als Ausländer aus 
der Verſagung der weiteren Aufenthaltserlaubnis gem. 8 10 
Abſ. 1 Satz 2 AuslPol VO. die Notwendigkeit, das preußiſche 
Staatsgebiet zu verlaſſen. Da er dies nicht getan hat, iſt ſeine 
Beſtrafung aus 847 frei von Rechtsirrtum. Ihr ſteht auch der 
Umſtand nicht entgegen, daß er noch vor Ablauf der ihm am 
6. Aug. 1936 zur Abreiſe geſetzten Friſt erneut um die Bewilli⸗ 
gung der Aufenthaltserlaubnis nachgeſucht hat. 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 9. und 23. Febr. 1937, 1 Ss 13/37.) 


* 


71. RG. — 58 3, 5, 6, 9 JGG. Wenn Teile einer 
fortgeſetzten Handlung teils vor, teils nach 
Vollendung des 18. Lebensjahres begangen 
ſind, gilt der § 9 JGG. nicht; ebenſo ſcheiden 
für ſolche Taten die 88 5, 6 JGG. aus, denn 
den Täter trifft hier die ordentliche Strafe 
(Goltd Arch. 56, 74; RG St. 66, 36/37). — Auch für die 
vor Vollendung des 18. Lebensjahres began⸗ 
genen Teilhandlungen findet der 83 JGG. 
Anwendung (RG St. 66, 36, 37). Wird die Straf⸗ 
barkeit der Teilakte verneint, ſo ſcheiden ſie 
aus und es iſt nur wegen der nach dem 18. Jahr 
liegenden Tat zu ſtrafen (RG St. 43, 355, 357, 
358; 44, 273, 277—279; 57, 206). 

(RG., 2. StrSen., U. v. 8. Febr. 1937, 2 D 8/37.) 


* 


72.086.— Ebenſowenig wie Fahrräder ſind 
Kraftwagen als „Metallgerät“ i. S. des 8 1 
Gef. über den Verkehr mit unedlen Metal⸗ 
len v. 23. Juli 1926 anzuſehen. Für Ankauf 
und Zerlegung alter Fahrzeuge und den 
Weiterverkauf als Altmetall beſteht daher 
keine Erlaubnispflicht. 

Der Angekl. betreibt ſeit Jahren eine Autoverwertung; 
er kauft alte Fahrzeuge auf, zerlegt ſie, richtet noch brauchbare 
Teile wieder her und veräußert ſie; den Reſt verkauft er als 
Altmetall. Das AG. ſieht in dem Ankauf alter Kraftwagen 
den Erwerb von altem Metallgerät und hat den Angekl. wegen 
Vergehens, ſtrafbar nach §8 1 und 16 Gef. über den Verkehr 
mit unedlen Metallen v. 23. Juli 1926 (RGBl. I, 415) zu einer 
Geldſtrafe verurteilt, weil er die erforderliche Erlaubnis nicht 
beſitzt. 

Die Entſch., ob die vom Angekl. eingelegte Rev. begründet 
iſt, hängt davon ab, wie der Begriff „altes Metall- 
gerät“ i. S. des § 1 Gel. v. 23. Juli 1926 auszulegen iſt. 

Das HanſOsG. hat bereits in einem Urt. v. 2. Okt. 1924 
(Goldt Arch. 69, 200) ſich dahin entſchieden, daß Fahrräder 
nicht als „Metallgerät“ anzuſehen ſind. Es iſt in dieſem Urteil 
ausgeführt, daß davon auszugehen iſt, daß der Geſetzgeber ſich 
des Sprachgebrauchs derjenigen Perſonen bedienen will und be⸗ 
dient, an die er ſich wendet. Entſcheidend ſei der gewöhnliche 
Sprachgebrauch; dieſer bezeichne aber Fahrräder nicht als altes 
Metallgerät. An dieſer Auffaſſung hält der Senat in ſeiner 
jetzigen Beſetzung feſt. Was aber von Fahrrädern gilt, trifft 
erſt recht auf Kraftwagen zu (ebenſo OLG. Dresden, Urt. 
v. 14. Sept. 1933: DRZ. 1933 Rſpr. Nr. 787). Auch ſie nennt 
der gewöhnliche Sprachgebrauch nicht „Metallgeräte“. Das ver⸗ 
kennt der Vorderrichter ſelbſt nicht und verſucht nun, in aus⸗ 
führlichen Darlegungen den Beweis zu führen, daß der Sprach⸗ 
gebrauch, der zugegebenermaßen kein gewöhnlicher iſt, Fahr⸗ 
räder als Selbſtbeförderungsgerät, darüber hinaus aber auch 
Fahrzeuge ganz allgemein und ſomit auch Kraftwagen als „Ge⸗ 
rät“ bezeichnet. Der Senat hält dieſe Ausführungen nicht für 
überzeugend. Es muß von einem Geſetz verlangt werden, daß 
es die Dinge fo nennt, wie fte in weiten Volkskreiſen bezeichnet 
werden, wenn es geachtet und befolgt ſein will. Eine derartige 
gekünſtelte, dem gewöhnlichen Sprachgebrauch zuwiderlaufende 
Auslegung des Geſetzes, wie fie durch das AG. geſchieht, führt 
notwendig zu einer Rechtsunſicherheit und Verbitterung in den 
Volkskreiſen, an die ſich das Geſetz wendet, da fie eine ſolche 
Auslegung nicht verſtehen würden. 

Gerät iſt ein engerer Begriff als Gegenſtand; auch dieſer 
findet ſich in dem Gef. über den Verkehr mit unedlen Metallen 
v. 23. Juli 1926 (z. B. § 17: Diebſtahl an einem Gegenſtand 
aus einem unedlen Metall). Ein Kraftwagen mag als ein 
Gegenſtand aus (vorwiegend) unedlem Metall angeſehen wer⸗ 
den; ihn als Metallgerät zu bezeichnen, iſt ſprachwidrig. 

Das Geſetz über ſeinen Wortlaut auszudehnen, geht nicht 
an. Wenn der Geſetzgeber dieſes zulaſſen wollte, dann hätte er 
eine dem 835 Abſ. 2 GewO. entſprechende Klauſel „oder der⸗ 
gleichen“ in den 8 1 Gef. v. 23. Juli 1926 einfügen müſſen. Die 
Tatſache, daß dieſes nicht geſchehen iſt, laßt den Schluß zu, daß 
eine ausdehnende Auslegung des Geſetzes nicht zuläſſig fein ſoll. 
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Das angefochtene Urteil war daher aufzuheben und der 
Angekl. freizuſprechen, da eine ſtrafbare Handlung nicht vorliegt. 
(Od G. Hamburg, Urt. v. 15. Febr. 1937, Ss 1/37.) 


* 

73. RG. — Die Anwendbarkeit des 8 146 
Gen. ſetzt nicht voraus, daß die von ihm 
betroffenen Perſonen die untreue Handlung 
gerade in ihrer Eigenſchaft als Mitglieder 
des Vorſtandes oder Aufſichtsrats oder als 
Liquidatoren begangen haben; vielmehr kann 
jedes Handeln zum Nachteil der Genoſſen⸗ 
ſchaft den Tatbeſtand dieſes Geſetzes er⸗ 
füllen. 


(RG., 3. Str&en., Urt. v. 15. März 1937, 3 D 1082/36.) 


x 

74. RG. — 88 3, 12 Aufl G. v. 13. Dez. 1935. Nach 
dieſen Vorſchriften wird nicht nur der Liqui⸗ 
dator, ſondern jeder, der der Verfügungs⸗ 
ſperre zuwiderhandelt, beſtraft. 

Weder aus dem Wortlaut noch aus dem Sinn der 88 3, 12 
des Geſ. über die Auflöſung der Zweckſparunternehmungen 
(Aufl..) ergibt ſich, daß Täter i. S. von § 12 nur der Liqui⸗ 
dator ſein könnte. Im Gegenteil iſt aus dem Wortlaut der 
Strafdrohung des § 12: „Wer der Verfügungsſperre zuwider⸗ 
handelt“ — erſichtlich, daß ſie ſich gegen jeden richtet, der eine 
ſolche Zuwiderhandlung begeht. Daraus folgt, daß auch 
die Verfügungsſperre des § 3 Abſ. 1 für jeden gilt, der irgend⸗ 
wie über Vermögensbeſtandteile der Zweckſparunternehmung 
verfügen kann. Die SS 3 Abſ. 1, 12 Aufl®. bilden auch kein 
Sonderſtrafgeſetz gegenüber dem $ 146 Gen®. und dem § 266 
SSL. Das ergibt fi) ohne weiteres aus der Erwägung, daß 
ein Nachteil als Folge der Verfügung kein Tatbeſtandsmerkmal 
des § 3 und damit der Strafdrohung im 8 12 Aufl. iſt, aber 
(der Genoſſenſchaft) nachteilige Verfügungen auch noch 
nach der Auflöſung denkbar find. Es erſcheint ausgeſchloſſen, 
daß das Geſetz die ſchärfere Strafdrohung gegenüber nach- 
teiligen Verfügungen, wie fie im § 266 StGB. und § 146 
Gen. enthalten iſt, durch die mildere des § 12 Aufl. be⸗ 
ſeitigen wollte. Gegen die Annahme von Tateinheit im Ver⸗ 
hältnis der 88 3 Abſ. 1, 12 AuflG. zum § 146 Gen®. oder zum 
§ 266 StGB. beſtehen keine Bedenken. 

(RG., 1. StrSen. v. 12. Febr. 1937, 1 D 1103/36.) 
* 

75. KG. — 8829, 147 A b ſ. 1 Nr. 3 RGüO. Die Be⸗ 
zeichnung Dr. chir. dent. tft ein „arztähnlicher 
Titel“, den nicht approbierte Perſonen ohne 
einen das Fehlen einer inländiſchen Appro⸗ 
bation erkennbar machenden Zuſatz nicht füh- 
ren dürfen. 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 8. Jan. 1937, 1 8s 307/36.) 
*. 

76. OLG. — Hat der beamtete auswärtige 
Sachverſtändige nur Fahrkoſten und kein 
Tagegeld erhalten, ſo ſteht ihm eine Ent⸗ 
ſchädigung nach 83 Zeug Geb O. zu. 

8 17 Abſ. 3 ZeugGebO,. verſagt dem beamteten auswärti⸗ 
gen Sachverſtändigen die Vergütung aus § 3 nur dann, wenn 
ihm nach den gemäß Abſ. 1 anwendbaren Vorſchriften (MGef. 
über Reiſekoſtenvergütung der Beamten v. 15. Dez. 1933 [RG Bl. 
I, 1067) Tagegelder und Reiſekoſten gewährt werden. Die 
Vorſchriften verſtehen unter „Reiſekoſten“ a) Tagegelder und 
Übernachtungsgelder, b) Fahrkoſten. Die ZeugcebO. meint mit 
„Reiſekoſten“ aber nur die „Fahrkoſten“ der neueren Vor⸗ 
ſchriften. Denn in den älteren Vorſchriften, die aus der Zeit 
der Abfaſſung der ZeugGeb O. ſtammen, z. B. Braunſchwökeſ. 
über Reiſekoſten der Staatsbeamten v. 31. Dez. 1910 (Gu S. 
79, 817) 88 4, 10 werden die „Reiſekoſten“ im engeren 
Sinne als „Beförderungskoſten“ ($ 3) von den Tage⸗ 
geldern unterſchieden. Nach dem Reiſekoſtenvergütungsgeſetz 
b. 15. Dez. 1933 f 9 werden einem nur bis zu ſechs Stunden 
als Sachverſtändigen tätigen auswärtigen Beamten keine Tage⸗ 


gelder gewährt, ſondern nur Fahrkoſten (S 6). Der Sachver⸗ 
ſtändige hat hier nur Fahrkoſten erhalten. Alſo ſteht ihm eine 
weitere Vergütung nach $ 3 ZeugGeb O. zu. N 

Soviel erſichtlich, ſteht dieſe Auslegung des § 17 Zeug⸗ 
Gebo. nicht mit der herrſchenden Meinung im Widerſpruch 
(ogl. Wegener, Anm. 32—34 zu § 17; OLG. Marienwerder 
v. 6. April 1935: JuſtVerwBl. 1935, 299; Thom dort 1934, 
326; PrO G.: JW 1935, 2675 Baum bachs, Anm. 6 zu 
§ 17). 

(Os GG. Braunſchweig, Beſchl. v. 24. Dez. 1936, Ws 71/36.) 


Strafprozeßordnung 


77. RG. — 8 60 Ziff. 3 StPO. Die Beeidigung 
darf nicht wegen einer Begünſtigung unter⸗ 
bleiben, die in der erſt in der Hauptver⸗ 
handlung erfolgenden falſchen Zeugenaus⸗ 
ſage liegt. 

Die von der Rev. erhobene Verfahrensrüge greift durch. 
Die Sitzungsniederſchrift ergibt, daß die A. als Zeugin vernom⸗ 
men, daß ihre Vereidigung zunächſt ausgeſetzt und ſpater der 
Beſchluß verkündet worden iſt, von der Vereidigung der Zeu⸗ 
gin werde abgeſehen gem. § 60 Nr. 3 StPO., da fie der Be⸗ 
günſtigung zu der Tat, die den Gegenſtand der Unterſuchung 
bilde, verdächtig ſei. Aus der Urteilsbegründung ergibt ſich, 
daß die Begünſtigung gefunden wird in der Ausſage, die die 
A. in der Hauptverhandlung gemacht hat. 

In der Nichtvereidigung der A. erblickt die Rev. einen 
Verfahrensverſtoß; ſie ſteht auf dem Standpunkt, die A. hätte 
nicht unvereidigt bleiben dürfen; ein Fall des § 60 Nr. 3 StPO. 
liege nicht vor; die A. habe zwar den Angekl., den ſie im Vor⸗ 
verfahren erheblich belaſtet hatte, in ihrer in der Hauptverhand⸗ 
lung gemachten Ausſage begünſtigt, indem ſie im Gegenſatz zu 
ihrer früheren Bekundung außerordentlich entlaſtende Angaben 
gemacht habe; eine ſolche in der Hauptverhandlung ſelbſt vor 
ſich gehende Begünſtigung falle aber nicht unter 8 60 Nr. 3 
StPO.; nur wenn ein Zeuge ſchon bei früheren Vernehmun⸗ 
gen den Angekl. durch falſche Ausſagen begünſtigt habe, ſei die 
Nichtvereidigung durch § 60 Nr. 3 StPO. vorgeſehen, um dem 
Zeugen die Zwangslage zu erſparen, entweder durch eine wahre 
Ausfage feine ſchon begangene Straftat zu offenbaren, oder 
einen falſchen Eid zu leiſten. 

Dem iſt beizutreten. Die Anſicht des LG., die von ihm 
ſelbſt nicht näher begründet wird, ſteht in Übereinſtimmung mit 
dem Urt. des Ferienſenats v. 10. Sept. 1934 (RGGSt. 68, 321 
= 3%. 1935, 461 m. Anm.), dem der 2. StrSen. mit Urt. v. 
4. März 1935, 2 D 107/5 beigetreten iſt. Der Ferienſenat ſtützt 
fi) darauf, daß durch das RGeſ. zur Einſchränkung der Eide 
im Strafverfahren v. 24. Nov. 1933 und die dadurch geſchaffene 
neue Faſſung der 88 57 ff. StPD., beſonders des 8 60 Nr. 3, 
die Sachlage weſentlich geändert ſei, da von der Vereidigung 
in viel zahlreicheren Fällen als früher abgeſehen werden könne 
und namentlich an die Stelle des Voreids allgemein der Nach⸗ 
eid getreten ſei. Demgegenüber hat aber ſchon der 4. StrSen. 
im Urt. v. 9. Juli 1935 (RS. 69, 263 = JW. 1935, 2976 5˙ 
m. Anm.) ausgeführt, daß es bei der alten Rſpr. des RG. zu 
857 Nr. 3 StPO, wonach eine Begünſtigung durch eine falſche 
Zeugenausſage erſt in der Hauptverhandlung die Nichtvereidi⸗ 
gung nicht rechtfertige, verbleiben müſſe; denn auch nach der 
neuen Faſſung der StPO. ſeien Zeugen grundſätzlich zu ver⸗ 
eidigen; wenn auch zur Vermeidung überflüſſiger Eide die Ver⸗ 
eidigung in den Fällen 8 61 Nr. 6 und Nr. 5 unterbleiben könne, 
ſo gehe doch gerade aus der zuletzt genannten Veſtimmung deut⸗ 
lich hervor, daß auch nach dem neuen Geſetze der Eid das weſent⸗ 
lichſte Mittel ſei, eine wahre Ausſage zu erzwingen, und daß 
von ihm gerade dann nicht abgeſehen werden dürfe, wenn ein 
Zeuge in der Hauptverhandlung verſuche, durch unwahre An⸗ 
gaben den Angekl. zu begünſtigen. Dieſer Anſicht hat ſich übri⸗ 
gens nunmehr auch der 2. StrSen. im Urt. v. 30. Jan. 1936, 
2 D 824/35 (JW. 1936, 1380 28) angeſchloſſen. Dieſelbe Auffaſ⸗ 
ſung wird auch in dem Aufſatz von Niethammer, „Das 
unbeeidigte Zeugnis“ (Jurgſch. 1935, 13 ff.) vertreten. Hier 
wird u. a. mit Recht darauf hingewieſen, daß in der Rſpr. des 
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RG. bis in die jüngſte Zeit für den Voreid und für den 
Nacheid gleichermaßen der Grundſatz gegolten habe, daß die 
Beeidigung eines Zeugen in der Hauptverhandlung nicht um 
deswillen unterbleiben dürfe, weil der Zeuge ſich durch ſein 
in der Hauptverhandlung ſelbſt erſtattetes Zeugnis der Begun⸗ 
ſtigung des Angekl. verdächtig gemacht habe. Es wird hier wei⸗ 
ter dargelegt, der übergang vom Voreid zum Nacheid gewähre 
angeſichts der klaren Stellungnahme des oberſten Gerichts und 
des Geſetzgebers keinen Anhalt für die Behauptung, der frühere 
Standpunkt des RG. ſei nicht aufrechtzuerhalten; die übrige 
durch das Gef. v. 24. Nov. 1933 herbeigeführte Neuregelung be⸗ 
ſtärke vielmehr die Anſicht, daß der bisher vertretene Grundſatz 
feſtgehalten werden muſſe, damit die Wahrheitsforſchung nicht 
zum Schaden des Angekl. beeinträchtigt werde. Dieſen Erwägun⸗ 
gen iſt allenthalben beizutreten. 


(RG., l. StrSen. v. 16. Febr. 1937, 1 D 973/86.) 
* 


78. RG. — 8 61 Nr. 4 StPO. Eine im Verfahren 
wegen Raſſenſchande vernommene Zeugin 
darf nicht unbeeidigt bleiben, nur weil ihr 
die Ausſage zur Unehre gereicht. Es muß 
vielmehr die überzeugung des Gerichts hin⸗ 
zutreten, daß die Wahrheit der Ausſage da⸗ 
durch beeinflußt iſt, daß eine wahre Ausſage 
der Zeugin zur Unehre gereichen würde. 

Das LG. hat die als Zeugin für den Verſtoß gegen 
88 2, 5 Abſ. 2 Blutſchutz§. vernommene Frau B. in An⸗ 
wendung des § 61 Nr. 4 StPO. unbeeidigt gelaſſen, „weil 
die Ausſagen der Zeugin zur Unehre gereichen“. Eine wei⸗ 
tere Begründung enthält der Beſchl. nicht. 

Wie der Sen. bereits in früheren Fällen entſchieden hat 
(1D 1545/34 v. 5. Febr. 1935 = JW. 1935, 243617 ID 
491/35 pb. 13. Aug. 1935 JW. 1935, 2976 40), gelten für 
die Anwendung des § 61 Nr. 4 StPO. ähnliche grundſätz⸗ 
liche Erwägungen, wie fie in der Entſch. RGSt. 68, 310 
IW. 1934, 2980 1 m. Anm. zum § 61 Nr. 2 StpO. 
dargelegt worden ſind. Das LG. hätte alſo erwägen müſ⸗ 
ſen, ob Frau B. in der Bekennung der vollen Wahrheit 
beeinflußt wurde, weil ſie ſich durch eine wahre Ausſage 
Unehre bereiten könnte. Nur wenn das nach der Über⸗ 
zeugung des LG. gegeben war, konnte die Vereidigung nach 
§ 61 Nr. 4 StPO. unterbleiben. Eine Prüfung nach dieſer 
zum 8 61 Nr. 4 maßgebenden Richtung hat das LG. offen⸗ 
bar nicht angeſtellt. 

(NG., 1. StrSen. v. 9. Febr. 1937; 1 D 1076/36.) 


* 


* 79. RG. — 8 61 Ziff. 5 StPO. Von der Beeidigung iſt 
abzuſehen, wenn die Ausfage nach ihrem Inhalt unerheblich iſt. 
Das iſt nur der Fall, wenn der Inhalt der Ausſage weder für 
die Schuldfrage noch für die Strafzumeſſung Bedeutung haben 
kann. ) 

Nach der Vorſchrift im § 61 Nr. 5 StPO., ſoweit fie 
hier in Betracht kommt, kann das Gericht nach ſeinem Er⸗ 
meſſen von der Vereidigung abſehen, wenn alle Mitglieder des 
Gerichts die Ausſage für unerheblich halten und wenn 
nach ihrer Überzeugung auch unter Eid eine erhebliche 
Ausſage nicht zu erwarten iſt. Wie das RG. bereits ausge⸗ 
ſprochen hat — u. a. Urt. 4 D 1249/34 v. 20. Nov. 1934: Höchſt⸗ 
RRſpr. 1935 Nr. 547; 3 D 881/35 v. 27. Jan. 1936: RGSSt. 70, 
90 = %W. 1936, 1299 5 —, kommt es für die Anwendung des 
$ 61 Nr. 5 in dem hier maßgebenden Teile darauf an, daß der 
Inhalt der Aus ſage unerheblich iſt. Das iſt nur dann 
der Fall, wenn dieſer Inhalt weder für die Entſch. der 
Schuldfrage noch für die Strafzumeſſung von Bedeutung fein 
kann. Dieſe Vorausſetzung kann auch dann gegeben ſein, wenn 
die Ausſage zu einem für die Urteilsfindung erheblichen Be⸗ 
weisſatz abgegeben wurde, wenn nämlich in dieſem Falle die 
als Zeuge vernommene Perſon zu den an ſich erheblichen Be⸗ 
weisſatz überhaupt nichts oder doch nichts von irgendwelchem 
Belang bekundet hat und bekunden kann. Die Vorſchrift be⸗ 
zweckt, dem Gericht die Möglichkeit zu geben, daß ſolche für die 


Entſch. völlig belangloſen Ausſagen unbeeidigt bleiben; denn 
Eidesleiſtungen, die aus dieſem Grunde für die Urteilsfindung 
wertlos ſind, ſollen vermieden werden können. Anders iſt es 
dagegen, wenn Umſtände bekundet werden, die für die Urteils⸗ 
findung von Bedeutung fein konnen, wenn alſo von der Wer⸗ 
tung des Inhalts der Ausſage die Entſch. zugunſten oder zu⸗ 
ungunſten des Angekl., ſei es zur Schuldfrage, ſei es zur Straf⸗ 
bemeſſung, beeinflußt werden könnte. Dann liegt von vorn⸗ 
herein keine Unerheblichkeit i. S. der Vorſchrift vor, und zwar 
ganz gleich, ob die Bekundung als glaubhaft oder als unglaub⸗ 
würdig anzuſehen iſt. Aus dem Geſichtspunkt der Uner heb⸗ 
lichkeit i. S. des § 61 Nr. 5 kann daher in ſolchen Fällen 
nicht von der Vereidigung abgeſehen werden. Der Frage der 
Glaubwürdigkeit kommt dagegen inſofern eine Bedeutung zu, 
als es nicht ſchon genügt, daß die Unerheblichkeit der gemäß 
dem Geſetz zunächſt uneidlich gemachten Bekundung zukommt, 
ſondern es muß auch geprüft werden, ob zu erwarten iſt, daß 
die Vereidigung ein entgegengeſetztes Ergebnis haben werde, 
nämlich daß der bis dahin unerhebliche Inhalt der Ausſage 
ſich unter dem Eideszwange in einen erheblichen Inhalt ver⸗ 
ändern werde. Das könnte z. B. zutreffen, wenn die uneidliche 
Ausſage in einem wichtigen Punkte unvollſtändig oder ſonſtwie 
unrichtig wäre. Inſoweit kommt demnach hier die Frage der 
Glaubwürdigkeit der uneidlichen Ausſage begriffsnotwendig mit 
in Betracht. Dadurch, daß das Geſetz die Einſtimmigkeit aller 
Richter nach beiden Richtungen als Erfordernis für die An⸗ 
wendbarkeit der Vorſchrift aufftellt, iſt zugleich Vorſorge gegen 
ihre mißbräuchliche Anwendung getroffen. 
(RGG., 1. StrSen. v. 9. Febr. 1937, 1 D 2/37.) 


Aumerkung: Die vorl. Entſch. nimmt grundlegend zu dem 
Verhältnis der beiden in § 61 Ziff. 5 StPO. aufgeführten alter⸗ 
nativen Vorausſetzungen Stellung. Nach dem Wortlaut des Ge⸗ 
ſetzes: „... für unerheblich oder für offenbar unglaubhaft ...“ 
hat es den Anſchein, als ob die beiden Vorausſetzungen einander 
ausſchließen. 

Das RG. legt hier jedoch mit Recht dar, daß die Feſt⸗ 
ſtellung, ob eine Ausſage unerheblich iſt, nicht immer von einer 
Unterſuchung der Glaubwürdigkeit einer Ausſage entbindet. 
Eine Tatſache ſtellt ſich als unerheblich dar, „wenn ein Zuſam⸗ 
menhang zwiſchen ihr und dem abzuurteilenden Ergebnis über⸗ 
haupt nicht erkennbar iſt, oder wenn ſie ungeachtet eines ſolchen 
Zuſammenhanges ungeeignet erſcheint, die zu treffende Entſch. 
irgendwie zu beeinfluſſen“ (RGSt. 64, 432/433). Die Feſtſtellung 
der Unerheblichkeit einer ſolchen Ausſage reicht jedoch dann 
nicht aus, wenn das Gericht mit der Möglichkeit rechnen muß, 
daß der Ausſagende unter Eid eine andere Ausſage macht, die 
irgendwie erheblich iſt. Sieht das Gericht einen ſolchen Fall als 
gegeben an, fo muß noch die zweite Vorausſetzung des § 61 
Ziff. 5 geprüft werden, nämlich ob auch durch eine eidliche Ver⸗ 
nehmung des Ausſagenden eine andere, wahrheitsgemäße Aus⸗ 
ſage nicht zu erreichen iſt. In einem ſolchen Fall kann alſo eine 
Vereidigung nur unterbleiben, wenn beide Tatbeſtände des § 61 
Ziff. 5 SPD. vorliegen, denn die neue Faſſung des 8 61 
SPD. will einen Meineid nur inſofern verhüten, als der Eid 
kein Intereſſe mehr für die Beweiswürdigung hat (vgL auch 
Riſſom: „Der Gerichtssaal“ 73, 316 zu § 299 Mil StG O. vom 
1. Dez. 1898). 

Soweit mit Hilfe des Eides die Möglichkeit beſteht, eine 
andere wahrheitsgemäße Ausſage herbeizuführen, kann von die⸗ 
ſem Mittel keinesfalls Abſtand genommen werden (vgl RG. 
JW. 1936, 1299 20), RA. Dr. jur. O. Rilk, Berlin. 

* 


80. OsG. — Gerichtsbekannt können im 
Strafverfahren nur in anderen Prozeſſen 
erwieſene einzelne Tatſachen und Tatſachen⸗ 
gruppen ſein oder Sonderkenntniſſe oder 
Erfahrungen, die der Richter aus anderen 
Prozeſſen gewonnen hat. Die den Gegenſtand 
der Anklage bildende Tat kann niemals in 
ihrer Totalität gerichtsbekannt fein. 

Der Angekl. war mit einem Kraftfahrer P. zuſammen⸗ 
geſtoßen. Gegen letzteren war das Strafverfahren durchgeführt, 
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der jetzige Angekl. als Zeuge vernommen worden. Nachträglich 
hatte ſich der jetzige Angekl. wegen Mitſchuld an dem Zuſam⸗ 
menſtoß zu verantworten. In der Hauptverhandlung gegen ihn 
hat der Amtsrichter weitgehend die Ergebniſſe der früheren 
Verhandlung gegen P. benutzt. 

Die von der Rev. an erſter Stelle erhobene Verfah⸗ 
rensbeſchwerde greift durch und muß ſchon allein zur 
Aufhebung des amtsgerichtlichen Urteils führen. 

Im angefochtenen Urteil iſt ausgeführt: „Das AG. hat in 
der früheren Verhandlung gegen den anderen — mit dem 
Angekl. zuſammengeſtoßenen — Kraftfahrer P. an Ort und 
Stelle den Hergang ermittelt. Die Ermittelungen ſind dem Ge⸗ 
richt aus dieſer amtlichen Handlung noch vollkommen gegen⸗ 
wärtig, alſo gerichtskundig. Das Gericht hat deshalb davon ab⸗ 
geſehen, die Verhandlung an Ort und Stelle zu wiederholen.“ 

Zutreffend rügt die Rev., daß dieſes Verfahren des Amts⸗ 
richters gegen den in den 88 261, 264 StPO. feſtgelegten Grund⸗ 
ſatz der Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme verſtößt. Nach die⸗ 
ſen Vorſchriften darf für das Gericht bei der Entſch. über das 
Ergebnis der Beweisaufnahme und bei der Urteilsfindung nur 
ſeine aus dem Inbegriff der Hauptverhandlung geſchöpfte 
Überzeugung maßgebend ſein. Der Richter darf ſeine außerhalb 
der allein maßgebenden Hauptverhandlung gegen den jeweili⸗ 
gen Angekl. erworbene Kenntnis des Tathergangs auch dann 
nicht bei der Urteilsfindung verwerten, wenn er ſie in einer 
anderen Hauptverhandlung gewonnen hat (RGSt. 67, 418). An 
der Unzuläſſigkeit des vom Vorderrichter eingeſchlagenen Ver⸗ 
fahrens vermag auch die Tatſache nichts zu ändern, daß der 
Angekl. der früheren Hauptverhandlung, die 8 Wochen vorher 
ſtattgefunden hatte, als Zeuge beigewohnt hatte. Denn ſelbſt 
wenn alle Prozeßbeteiligten die in der früheren Hauptverhand⸗ 
lung feſtgeſtellten Beweistatſachen kennen, iſt die Verwertung 
dieſer Kenntnis in der neuen Hauptverhandlung ausgeſchloſſen. 
Das Urteil ſoll im Strafverfahren nach dem Willen des Geſetz⸗ 
gebers aus friſchen Eindrücken geſchöpft werden (RGSt. 40, 54). 
Das ergibt ſich insbeſ. aus § 229 StPO. 

Das Verfahren des Vorderrichters wird auch nicht dadurch 
gerechtfertigt, daß er in der Urteilsbegründung ſeine Ermitte⸗ 
lungen in dem früheren Prozeß über den Hergang des Zuſam⸗ 
menſtoßes als gerichts kundig bezeichnet. Zutreffend rügt 
die Rev., daß der Amtsrichter hierbei den Rechtsbegriff der 
Gerichtskundigkeit verkannt hat. Dieſer Begriff iſt von der 
Rechtslehre und von der Rſpr. entwickelt worden. Die StPO. 
gebraucht dieſen Ausdruck nicht. Gerichtskundig i. S. der 
Rechtslehre und der Rſpr. können im Strafverfahren nur in 
anderen Prozeſſen erwieſene einzelne Tatſachen und Tatſachen⸗ 
gruppen ſein oder Sonderkenntniſſe oder Erfahrungen, die der 
Richter aus anderen Prozeſſen gewonnen hat. Niemals aber 
kann der geſamte Sachverhalt eines geſchichtlichen Vorkomm⸗ 
niſſes, das zum Gegenſtand der Anklage gemacht worden iſt, als 
gerichtskundig behandelt werden. Das kann nicht zugelaſſen wer⸗ 
den, weil es dem Sinn und dem Aufbau des Strafprozeſſes im 
geltenden Recht widerſprechen würde, insbeſ. in untragbarer 
Weiſe die Mitwirkung der Prozeßbeteiligten bei der Beweis⸗ 
erhebung durch Ausübung ihres Fragerechtes beſchränken würde. 

Auf der beſprochenen Geſetzesverletzung beruht auch das 
Urteil. Das ergibt ſich ſchon daraus, daß der Vorderrichter 
wegen ſeiner in der früheren Hauptverhandlung gegen den am 
Zuſammenſtoß beteiligten Kraftfahrer erworbenen Kenntniſſe 
vom Sachhergang davon abgeſehen hat, die Verhandlung an Ort 
und Stelle zu wiederholen. 

Auch die allgemeine Sachrüge der Rev. iſt begrün⸗ 
det. Eine ausreichende ſachlich-rechtliche Nachprüfung des an⸗ 
gefochtenen Urteils läßt ſich nicht durchführen, weil es keinen 
in ſich abgeſchloſſenen den Anforderungen des § 267 Abſ. 1 Satz il 
SPD. genügenden Tatbeſtand enthält. Es fehlt an einer ge⸗ 
nügend klaren und beſtimmten Bezeichnung der für erwieſen 
erachteten Tatſachen, jo daß das Rev. nicht in der Lage iſt 
nachzuprüfen, ob die geſetzlichen Merkmale der dem Angekl. vom 
Vorderrichter zur Laſt gelegten ſtrafbaren Handlung nach der 
äußeren und inneren Tatſeite mit Rechi für erfüllt anzuſehen 
waren oder nicht. Dieſer Mangel iſt nicht nur zu werten als 
Verfahrensverſtoß gegen 8 267 StPO., der vom BeſchwF. nicht 


gerügt iſt und daher als ſolcher im Reviſionsverfahren nicht 
beachtet werden kann. Er ſtellt vielmehr zugleich einen Mangel 
ſachlich⸗rechtlicher Art dar. 

Das angefochtene Urteil beſchränkt ſich zur Feſtſtellung des 
Tatbeſtandes auf folgende Ausführungen: Das Gericht „ſtützt 
ſich auf die Feſtſtellungen in jenem — gegen den Kraftfahrer 
P. — ergangenen Urt. v. 1. Sept. 1936, Bl. 25 ff. d. A. Das 
Gericht nimmt auf dieſe Feſtſtellungen Bezug. Es macht die 
Urteilsgründe v. 1. Sept. 1936 inſoweit zur Anlage des neuen 
Urteils und wiederholt ausdrücklich die damals getroffenen Feſt⸗ 
ſtellungen als Feſtſtellung auf Grund der neuen Hauptverhand⸗ 
lung“. Daran wird dann die Beweiswürdigung und di recht⸗ 
liche Würdigung der Verhandlungsergebniſſe geknüpft. 

Die Verweiſung auf die Gründe eines anderen Urteils 
vermag grundſätzlich die in 8267 StPO. geforderten in ſich 
ſelbſtändigen tatſächlichen Feſtſtellungen im Urteil nicht zu er⸗ 
ſetzen (RGSt. 30, 145). Auch eine Verweiſung auf andere 
Aktenteile als Erſatz für die Sachdarſtellung iſt im Strafurteil 
nicht zuläffig und daher für die ſachliche Nachprüfung des Rev. 
unbeachtlich (RGSt. 62, 216). Nicht einmal das BU. kann 
ſchlechthin auf die Gründe des erſtinſtanzlichen Urteils Bezug 
nehmen, ſondern es müſſen die übernommenen Teile dann ge⸗ 
nau bezeichnet werden (RGSt. 66, 8). 

Der Mangel der ſelbſtändigen Sachdarſtellung kann auch 
nicht dadurch geheilt werden, daß die Gründe des früheren Ur- 
teils gegen den anderen Kraftfahrer dem angefochtenen Urteil 
als Anlage angefügt worden ſind. Eine ſolche Behandlung 
eines früheren Strafurteils als Anlage eines ſpäteren hat das 
RG. (JW. 1932, 404) nur unter der Vorausſetzung für zuläſſig 
erklärt, daß zwecks Erſparung von Wiederholungen lediglich auf 
allgemeine Ausführungen der früheren Entſch. verwieſen 
wird. Keinesfalls aber iſt es erlaubt, die nach § 267 StPO. 
erforderliche Sachdarſtellung durch eine Bezugnahme auf die ge⸗ 
ſamten tatſächlichen Feſtſtellungen des als Anlage beigefügten 
früheren Urteils zu erſetzen, wie es der Vorderrichter getan hat. 

Wegen der beſprochenen Rechtsfehler war das angefoch⸗ 
tene Urteil mit den ihm zugrunde liegenden Feſtſtellungen auf» 
zuheben ($ 353 StPO.). 

(OLG. Dresden, 2. StrSen., Urt. v. 12. Febr. 1937, 6 Ss 
263/36.) 
* 


81. RG. — Dem Strafrichter liegt es nach 
88 155 Abf. 2, 244 A bſ. 2 StPO. ob, die Wahrheit 
auch unabhängig von Auträgen der Staats⸗ 
anwaltſchaft und des Angekl. zu erforſchen. 
Das Verfahren gegen den Angekl. wegen Raſſenſchande iſt 
auf eine Anzeige der Jüdin v. d. H. zurückzuführen. Die An⸗ 
zeigende hat ſich gerade am 12. Okt. 1936, dem Tage der erſten 
Hauptverhandlung gegen den Angekl., das Leben genommen. 
Die Anzeigende war zu dieſem Termin als Zeugin geladen. 
Zu der auffallenden Tatſache des Selbſtmordes der v. d. H. 
an dem Tage, an dem ſie als Zeugin für die Wahrheit ihrer 
Anzeige einſtehen ſollte, nimmt das Urteil in keiner Weiſe 
Stellung. Die Vermutung der Rev., daß ſich die Anzeigende 
deshalb das Leben genommen hat, weil ſie den Angekl. zu Un⸗ 
recht beſchuldigt hatte und nun nicht den Mut fand, das vor 
Gericht einzugeſtehen, liegt außerordentlich nahe, zumal ſich aus 
den bei den Akten befindlichen Briefen, zu denen ſich die Ur⸗ 
teilsgründe ebenfalls nicht äußern, erhebliche Anhaltspunkte für 
die Behauptung des Angekl. entnehmen laſſen, daß es ſich bei 
der Anzeige um einen Racheakt der v. d. H. gehandelt hat. 
Zwar ſind in der Hauptverhandlung von den Prozeßbe⸗ 
teiligten keine Anträge zur weiteren Aufklärung des Sachver⸗ 
halts nach der oben angedeuteten Richtung hin geſtellt worden. 
Dem Strafrichter liegt es jedoch nach 88 155 Abſ. 2, 244 Abſ. 2 
StPO. ob, die Wahrheit auch unabhängig von Anträgen der 
Prozeßbeteiligten zu erforſchen (RGSt. 47, 423). Die Str. 
hätte daher verſuchen müſſen feſtzuſtellen, ob nicht der Selbſt⸗ 
mord der Anzeigenden ſeinen Grund in einer unwahren Be⸗ 
ſchuldigung des Angefl. gehabt hat, oder ob nicht zum mindeſten 
dieſe Möglichkeit beſteht. Da das LG. die früheren, den Angekl. 
belaſtenden Angaben der Anzeigenden in der zweiten Hauptver⸗ 
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handlung durch Vernehmung des Kriminalaſſiſtenten K. zum 
Gegenſtand der Beweisaufnahme gemacht und dieſe Angaben 
auch in den Urteilsgründen mit zur Schuldfeſtſtellung verwertet 
hat, erſcheint es nicht ausgeſchloſſen, daß es zu einem Frei⸗ 
ſpruch gekommen wäre, wenn es mit der oben bezeichneten 
Möglichkeit hätte rechnen müſſen. 
(RG., 5. StrSen. v. 15. Febr. 1937, 5 D 30/37.) 
* 


82. RO. — 8244 StPO. Anfklärungspflicht 
des Gerichts. Wird die Glaubwürdigkeit ju⸗ 
gendlicher weiblicher Zeugen in Sittlichkeits⸗ 
delikten in Frage gezogen, dann iſt die Zu⸗ 
ziehung eines Sachverſtändigen angebracht, 
der über beſondere Kenntniſſe und Erfahrun- 
gen in der Seelenkunde Jugendlicher verfügt. 

Die Angriffe des Angekl. gegen die Hauptbelaſtungszeugin, 
die eben 14 Jahre alt gewordene Schülerin des Angekl., A., 
gingen dahin, daß ſie moraliſch minderwertig ſei, und daß ihre 
Angaben als ein Phantaſieerzeugnis der Entwicklungsjahre an⸗ 
zuſehen ſeien. Der als Sachverſtändiger gehörte Kreisarzt hat in 
ſeinem Gutachten, das das Gericht im Urteil wiedergegeben 
und ihm zugrunde gelegt hat, mit ausführlicher Begründung 
verneint, daß eine auf geiſtigem oder moraliſchem Schwachſinn 
beruhende Unglaubwürdigkeit des Mädchens vorliege. Aus dem 
Inhalt des Gutachtens ergibt ſich auch ohne weiteres, daß der 
Sachverſtändige das Mädchen nicht nur körperlich, wie im Urteil 
geſagt iſt, ſondern auch auf ſeinen geiſtigen Zuſtand unterſucht 
hat. Dagegen geht das Gutachten, jedenfalls ſoweit es im Urteil 
wiedergegeben iſt, auf die Frage nicht ein, ob die Angaben des 
Mädchens etwa Erzeugniſſe einer im Pubertätsalter beſonders 
ſtark wirkſamen Phantaſie auf erotiſchem Gebiet ſein konnten. 
Vielmehr iſt in dem Gutachten nur geſagt, daß der Sachver⸗ 
ſtändige nicht den Eindruck gehabt habe, es mit einer Zeugin 
zu tun zu haben, die zu Phantaſtereien neige, und daß aus 
ihrem ganzen Charakterbild keine Anhaltspunkte für eine Un⸗ 
glaubwürdigkeit zu entnehmen ſeien. Dieſe Ausführungen rei⸗ 
chen zur Beantwortung der Frage nicht aus, ob ein Mädchen 
von ſonſt aufrichtigem Charakter im Pubertätsalter nicht Ein⸗ 
flüſſen unterliegen kann, die zu unwahren Angaben führen 
können (vgl. dazu insbeſ. auch das RGurt. 1 658/35 vom 
1. Okt. 1935: JW. 1935, 3467 16 m. Anm.), und ob dies nicht 
etwa bei der A. der Fall geweſen ſein kann. Wohl führt das 
Urteil aus, daß das Gericht — ohne daß dabei auf das Gut⸗ 
achten des Sachverſtändigen Bezug genommen würde — nicht 
der Auffaſſung ſei, daß es ſich um ein Wunſchbild des Mäd⸗ 
chens handeln könne. Allein dieſe Außerung erſchöpft ebenfalls 
nicht die zu beantwortende Frage; auch kann dem Gericht ge⸗ 
rade die für dieſe beſonders ſchwierige Frage erforderliche Sach⸗ 
kunde nach der Erfahrung des Lebens nicht zur Seite ſtehen, 
ſo daß es auf ſeine nicht auf ein Sachverſtändigengutachten ge⸗ 
gründete Meinung inſoweit nicht ankommen könnte (RGSt. 
61, 273; RGurt. 1 D 445/30 v. 6. Mai 1930: JW. 1931, 1493 51: 
2 D 151/36 v. 6. April 1936: JW. 1936, 1976 44). 

In der neuen Hauptverhandlung wird ſich angeſichts der 
Beſonderheiten des Falles die Zuziehung eines Sachverſtän⸗ 
digen nicht umgehen laſſen, der über beſondere Kenntniſſe und 
Erfahrungen in der Seelenkunde Jugendlicher verfügt (vgl. 
Ziff. 25 Abſ. 4 der „Richtlinien für das Strafverfahren“, AV. 
des RIM. v. 13. April 1935: Amtliche Sonderveröffentlichung 
der DJ. Nr. 7). Er wird fi insbeſ. auch mit den in der oben⸗ 
erwähnten Anmerkung (JW. 1935, 3467) berührten Fragen 
auseinanderzuſetzen haben. 

(RG., 4. StrSen. v. 5. Febr. 1937, 4 D 39/37.) 
* 


83. RG. — Nach § 245 Abſ. 1 Satz 2 StPO. n. F. hat 
die Str. nach ihrem freien Ermeſſen über 
einen Antrag auf Augenſcheinseinnahme zu 
entſcheiden. Das Rev G. iſt nicht in der Lage, 
die Frage nachzuprüfen, ob dieſes Ermeſſen 
richtig ausgeübt iſt (RGUrt. v. 24. Aug. 1936, 20 
542/36 = IW. 1936, 3008 56. 

(RGB., 3. StrSen. v. 11. Febr. 1937; 3D 42/7.) 


84. KG. — 88 313, 334, 417 StPO.; 81 Art. 7 Ka p. 
Teil 1 RPflege Not VO. v. 14. Juni 1932 (RG Bl. 
I, 285). Zuläſſigkeit der Rev. gegen das den 
Antrag des Angekl. auf gerichtliche Entſch. 
gegen eine polizeiliche Strafverfügung bei 
ſeinem unentſchuldigten Ausbleiben ver⸗ 
werfende Urteil des AG. Vorausſetzung für 
den Erlaß eines ſolchen Verſäumnisurteils 
iſt eine ordnungs mäßige Ladung des An⸗ 
gell. Sie fehlt bei Unrichtigkeit des Hin⸗ 
weiſes auf die Folgen des Ausbleibens. 

Durch das den Antrag verwerfende Urteil iſt die in der 
Strafverfügung feſtgeſetzte Übertretungsgeldftrafe aufrechterhal⸗ 
ten geblieben; dieſe iſt ſomit maßgeblich. Die Rev. dagegen iſt 
deshalb — entgegen der von Koffka⸗Schäfer, S. 63, Erl. 
zu Art. 7 vertretenen Auffaſſung — gem. 88 813, 334 StPO. 
zuläſſig (vgl. Doerr, „StPO.“, 15. Aufl., S. 240 zu § 313). 
Sie hatte auch Erfolg; denn der Angekl. hat mit Recht ſeine 
unrichtige Ladung zur Hauptverhandlung gerügt. Er konnte 
nämlich infolge der Verwendung des veralteten Vordruckes bei 
der Ladung mit dem Vermerk „Im Falle Ihres unentſchuldig⸗ 
ten Ausbleibens wird dennoch zur Hauptverhandlung geſchrit⸗ 
ten werden ..“ des Glaubens ſein, daß ſein Ausbleiben für 
ihn keine Rechtsnachteile zur Folge haben werde, weil der Amts⸗ 
richter von Amts wegen u. a. den gegenüber der polizeilichen 
Strafverfügung ſchriftlich erhobenen Verjährungseinwand zu 
prüfen habe. Dieſe Rechtsbelehrung war aber geſetzlich über⸗ 
holt; denn durch Art. 7 a. a. O. iſt das Verfahren nach vor⸗ 
angegangener polizeilicher Strafverfügung dem Verfahren bei 
amtsrichterlichen Strafbefehlen angeglichen worden, indem der 
Antrag auf gerichtliche Entſch. nunmehr bei ungenügend ent⸗ 
ſchuldigtem Ausbleiben des auch ſonſt nicht vertretenen Angekl. 
alsbald verworfen werden muß. Ob der Angekl. in der Ladung 
über dieſe Folge des Ausbleibens zu belehren ſei, kann bei dem 
im Gegenſatze zu § 323 Abſ. 1 Satz 2 StPO. ſtehenden Schwei⸗ 
gen des Geſetzes hierzu zweifelhaft ſein. Dieſe Frage bedarf 
hier aber keiner näheren Erörterung; denn von entſcheidender 
Bedeutung iſt, daß für die Verwerfung des Antrags ſelbſtver⸗ 
ſtändliche Vorausſetzung eine ordnungsmäßige Ladung des 
Angekl. ift (vgl. KG., Urt. v. 24. Juni 1931 (2 8282/31) zu 
9 329 StPO.). Eine ſolche liegt aber nicht vor, wenn der Angekl., 
wie hier, mit einem mit dem Geſetz unvereinbaren Hinweiſe 
geladen worden iſt. Das AG. hätte mithin, wenn es ſchon ſeine 
veralteten Vordrucke aufbrauchen wollte, fie gem. Ziff. 5 Abſ. 2 
IMB. v. 18. Sept. 1934 (DJ. 1179) mit einer der Geſetzes⸗ 
änderung Rechnung tragenden Berichtigung des Hinweiſes ver⸗ 
ſehen müſſen. 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 16. März 1937, 1 Ss 52/37.) 
* 

85. KG. — 88 313, 334 StPO. Ein abweichend 
von der Anklage ſtatt Vergehens nur übertretung 
anuehmendes und den Angekl. ausſchließlich zu 
Geldſtrafe verurteilendes Urteil kann mit der 
Berufung angefochten werden. 

Bei der Frage, ob Berufung oder Rev. zuläſſig ſei, kommt 
es allerdings darauf an, welche ſtrafbare Handlung zu der 
Zeit, wo ſich das Neo. mit der Sache befaßt, Gegenſtand 
der Unterſuchung iſt, wie der Senat in dem Beſchl. v. 19. Jan. 
1937, 1 Ws 21/37 (JW. 1937, 769%), bei einem Falle von 
Tatmehrheit (8 74 StÖB.) ausgeſprochen hat. Der vorliegende 
Fall, in dem der Strafbefehl dem Angekl. ein Vergehen allein 
zur Laſt gelegt und das AG. ihn zufolge einer abweichenden 
rechtlichen Würdigung ausſchließlich einer Übertretung der 
RStraß VerkO. für ſchuldig befunden und zu Geldſtrafe ver⸗ 
urteilt hatte, iſt aber anders zu beurteilen, mag es ihn auch 
von der Anklage der berufsfahrläſſigen Körperverletzung frei⸗ 
geſprochen, wegen derſelben Tat alſo ſowohl verurteilt als 
auch freigeſprochen haben. Hier handelt es ſich um eine 
einheitliche Tat, die der Richter nach allen Seiten hin recht⸗ 
lich zu würdigen hat, und zwar in jedent Rechtszuge. Ein 
Urteil, wie hier, das abweichend von der Anklage ſtatt Ver⸗ 
gehens nur Übertretung annimmt, hat mithin nach h. Anſ. 
nicht „ausſchließlich Übertretungen“ zum Gegenſtand und iſt 
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daher berufungsfähig (vgl. Doerr, 16. Aufl., 8313 zu 4 
S. 255 nebſt Nachw.). Dies um ſo mehr, als das nur von 
dem Angekl. angefochtene Urt. nach § 358 Abſ. 2 i. d. Faſſ. 
v. 28. Juni 1935 auch zu ſeinem Nachteil geändert wer⸗ 
den kann. 


(KG., 1. StrSen., Beſchl. v. 6. April 1937, 1 Ws 112/37.) 
* 


86. KG. — 8413 StPO. Der ordnungsmäßige 
Erlaß einer polizeilichen Strafverfügung 
bildet eine in jeder Ver fahrenslage zu berück⸗ 
ſichtigende Prozeßvorausſetzung. Hierzu ge⸗ 
hört auch die Einhaltung der Zuſtändigkeits⸗ 
grenzen. Die Bahnpolizei iſt Sonderpolizei⸗ 
behörde und zum Erlaß polizeilicher Straf⸗ 
verfügungen in ihrem Bezirke (ſo gegen in 
der Bahnhofs vorhalle an Reiſende Zimmer 
Anbietende) zuſtändig, nicht der Polizeiprä⸗ 
ſident. 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 15. Jan. 1937, 1 Ss 297/36.) 


| Steuerrecht | 


87. 8 17 Abf.1 Ziff. 1 RörpSLG. 1934. Die ſach⸗ 
liche Steuerbefreiung beſtimmter Einkünfte 
auf Grund eines Doppelbeſteuerungsver⸗ 
trags ſchließt die Mindeſtbeſtenerung einer 
aus ſolchen Einkünften ſtammenden Gewinn⸗ 
ausſchüttung nicht aus. 


Abweichend von der Vorſchrift des § 10 Abſ. 2 Buchſt. a 
KörpStG. 1925 iſt im 8 17 Abſ. 1 Ziff. 1 KörpStG. 1934 be⸗ 
ſtimmt, daß die 4% des eingezahlten Grund- oder Stammkapi⸗ 
tals überſteigenden Ausſchüttungen ohne Rückſicht dar⸗ 
auf, aus welchen Mitteln ſie ſtammen, als 
Mindeſteinkommen der Beſteuerung zugrunde gelegt werden 
müſſen. Demgemäß iſt es für die Anwendung der Mindeſt⸗ 
beſteuerungsvorſchrift unerheblich, ob die ausgeſchütteten Ge⸗ 
winne ſchon der Beſteuerung unterlegen haben oder ob ſie der 
ausſchüttenden Geſellſchaft ſteuerfrei zugefloſſen ſind. Die Ein⸗ 
rechnung von Ausſchüttungen in das zu verſteuernde Mindeſt⸗ 
einkommen kann alſo auch nicht unterbleiben, wenn zu den 
Ausſchüttungen Einkünfte verwendet worden ſind, für die im 
EinfSt®. oder KörpStG. oder in anderen Geſetzen oder VO. 
ſachliche Steuerbefreiung vorgeſehen iſt. Hiervon ausgehend hat 
die Entſch. R§cH. 39, 285 ausgeſprochen, daß die Schachtelver⸗ 
günſtigung des §S I KörpStG. 1934 die Mindeſtbeſteuerung 
nach § 17 Abſ. 1 Ziff. 1 a. a. O. nicht ausſchließe. 

(RF H., 1. Sen., Urt. v. 2. März 1937, IA 314/36.) 


* 


x 88. 88 14 Abſ. Lund 63 A b ſ. 1 R Bew G. 1934. — 
Zur Frage der Bewertung von Währungs- 
ſchulden. 


Die F.⸗Bank hatte ſich ſeinerzeit an der Aufnahme ameri⸗ 
kaniſcher Anleihen beteiligt. Im Jahre 1928 gewährte ſie der 
beſchwerdeführenden AktG. einen Währungskredit in Höhe von 
100 000 Dollar. Streitig iſt bei der Feſtſtellung des Einheits⸗ 
werts des Betriebsvermögens der BeſchwF. auf den 1. Jan. 
1935, mit welchem Reichsmarkbetrag die Schuld abzuziehen iſt. 
Die BeſchwF. verlangt Anſatz der Schuld nach dem Dollarkurs 
zur Zeit der Aufnahme des Kredits, alſo mit 4,213.2.0 pro 
Dollar. Die Vorbehörden haben die Schuld mit dem Mittel⸗ 
kurs nach Abſchnitt O II des amtlichen Steuerkurszettels für die 
Einheitsbewertung nach dem Stande v. 1. Jan. 1935, alſo mit 
2,485 RM je Dollar berechnet. Der Unterſchied in der Bewer⸗ 
tung beträgt 171.500 2A. Gegen das Urteil des FinGer. hat 
die Beſchw§. RBeſchw. eingelegt, in der fie ihre früheren An⸗ 
trage auf Anſatz der Schuld nach dem Dollarkurs von 4,213 N 
wiederholt. 

Die RBeſchw. iſt begründet. 
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Nach § 14 Abſ. 1 RBewG. 1934 find Schulden mit dem 
Nennwert anzuſetzen, wenn nicht beſondere Umſtände einen 
höheren oder geringeren Wert begründen. Schulden in auslän⸗ 
diſcher Währung haben keinen „Nennwert“ i. S. dieſer Beſtim⸗ 
mung. Sie müſſen in Reichsmark umgerechnet werden. Für 
die Umrechnung einer Währungsſchuld in Reichsmark ſind nach 
§ 63 Abſ. 1 a. a. O. die Verhältniſſe am Stichtag maßgebend. 
Es beſtehen im allgemeinen keine Bedenken, hierbei die vor⸗ 
angegebenen Mittelkurſe des Steuerkurszettels anzuwenden. 
Dieſe Berechnung iſt aber dann nicht zutreffend, wenn es ſich 
um eine wertbeſtändige Währungsſchuld, eine 
Goldmarkſchuld handelt, auf die das ſpätere Schickſal der aus⸗ 
ländiſchen Währung keinen Einfluß haben ſoll. Im Streitfall 
kann das amerikaniſche Geſetz v. 5. Juni 1933, nach dem die 
Unverbindlichkeit von Goldmünz⸗ und Goldwertklauſeln mit 
rückwirkender Kraft feſtgeſtellt wurde, nicht zur Anwendung 
kommen, denn dieſes Geſetz bezieht ſich nur auf Dollarverpflich⸗ 
tungen, die nach amerikaniſchem Recht gu beurteilen 
ſind. Es könnte alſo z. B. zur Anwendung kommen für die 


Beurteilung des Schuldverhältniſſes zwiſchen der X.⸗Bank und 


ihren amerikaniſchen Anleihegläubigern. Das Schuldverhältnis 
zwiſchen der Beſchw F. und der k. Bank iſt nur nach deut⸗ 
ſchem Recht zu beurteilen, wobei jedoch das Reichsgeſetz über 
Fremdwährungs⸗Schuldverſchreibungen v. 26. Juni 1936 (RG⸗ 
Bl. I, 515) und die VO. über Fremdwährungsſchulden vom 
5. Dez. 1936 (RGBl. I, 1010) außer Betracht zu laſſen find, 
denn dieſe Beſtimmungen beziehen ſich nur auf im Ausland 
aufgenommene Anleihen und auf Auslandsſchulden. 
Unſtreitig iſt jedoch der Kredit der Beſchwy. in Deutſch⸗ 
land aufgenommen worden. Zur Prüfung der Frage, welchen 
Betrag die BeſchwF. am 1. Jan. 1935 hätte aufwenden müſ⸗ 
ſen, um ſich von ihrer Schuld zu befreien, muß auf die zwiſchen 
ihr und der K. Bank bei der Kreditaufnahme oder auf ſpätere 
vor dem Stichtag liegende Vereinbarungen zurückgegangen wer⸗ 
den. Dieſe Vereinbarungen ſind bisher nicht geprüft worden. 
Die Vorentſcheidung muß daher wegen nicht genügender Auf⸗ 
klärung des Tatbeſtandes aufgehoben werden. Hat die Beſchwỹ. 
den Kredit auf wertbeſtändiger Grundlage, näm⸗ 
lich auf der Grundlage des Dollarkurſes zur Zeit der Kredit⸗ 
gewährung aufgenommen, dann hat ſie von der Dollarabwer⸗ 
tung keinen Vorteil; die Schuld in Reichsmark müßte dann 
nach dem alten Dollarkurs von 4,213 F umgerechnet werden. 
Iſt jedoch die Schuld ohne Wertbeſtändigkeitsklauſel 
aufgenommen worden, dann kommt der BeſchwF. die Dollar⸗ 
abwertung zugute; die Schuld kann dann nach dem im Steuer⸗ 
kurszettel angegebenen Dollar⸗Mittelkurs von 2,485 H berech⸗ 
net werden. Selbſtverſtändlich kommt es auf die letzten vor dem 
Stichtag liegenden Vereinbarungen an; auch nach dem Stich⸗ 
tag liegende Vereinbarungen können berückſichtigt werden, wenn 
durch ſie die Ungewißheit über die Höhe der Schuld am Stich⸗ 
tag beſeitigt worden iſt. Zwiſchen der BeſchwF. und der K.⸗ 
Bank haben Verhandlungen über die Abdeckung der Schuld ſtatt⸗ 
gefunden. Vielleicht haben dieſe bereits zu einem endgültigen 
Ergebnis geführt. Auch die in der Zwiſchenzeit gezahlten Zin⸗ 
ſen können einen Anhalt für die Höhe der Schuld bieten. Hat 
die Beſchw§. den Kredit in Dollar abzudecken, fo hat der 
Umſtand, daß ſie ſich die Dollars am Stichtag nicht beſchaffen 
konnte, auf die Bewertung der Schuld keinen Einfluß. Auch in 
dieſem Falle iſt die Umrechnung nach dem Dollarkurs vorzuneh⸗ 
men, je nachdem es ſich um eine Schuld mit oder ohne 
Wertbeſtändigkeitsklauſel handelt. 
(RFH., 3. Sen., Urt. v. 21. Jan. 1937, III A 208/36 S.) 


* 


x 89. 8 21 R BewG. 1931; 8 5 Verm StG. 1931. 
Wertpapiere, die der StPfl. zur Sicherung 
einer künftig entſtehenden Steuerſchuld auf 
ein Sperrdepot hinterlegt hat, ſind ſeinem 
Vermögen zuzurechnen. 

Der BeſchwßF. iſt Alleinerbe feines i. J. 1928 verſtorbenen 
Onkels. Der Erblaſſer hatte neben anderen Vermächtniſſen 
ſeiner geſchiedenen Ehefrau eine lebenslängliche Jahresrente 
von 12000 /, ausgeſetzt. Das Fin A. hatte deshalb hinſicht⸗ 
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lich eines Teils des Erwerbs des BeſchwF. die Erbſchaftsbe⸗ 
ſteuerung auf Grund des § 34 ErbſchStGG. bis zum Erlöſchen 
dieſes Rentenrechts ausgeſetzt und für die ſpäter vorausſichtlich 
entſtehende Erbſchaftſteuerſchuld in Höhe von 140 000 , 
Sicherheitsleiſtung gefordert. Darauf hatte der BeſchwF. am 
22. Jan. 1930 aus dem Nachlaß ſtammende Wertpapiere im 
Kurswert von 147479 Rn als Sperrdepot zugunſten des 
Fin A. hinterlegt. Der Streit geht darum, ob der Beſchwß. 
den Betrag von 140 000 %% bei den Vermögenſteuerveran⸗ 
lagungen abſetzen kann. Die Vorbehörden haben dies verneint. 
Die RBeſchw. iſt unbegründet. 

Zutreffend führt das FinGer. aus, daß die Erbſchaft⸗ 
ſteuerſchuld für den bisher unverſteuert gebliebenen Teil des 
Nachlaſſes nach 8 14 Abf. 2 ErbſchStG. erſt mit dem Tode der 
Rentenberechtigten entſtehen wird und deshalb an den dieſem 
Zeitpunkt vorangehenden Vermögenſteuerſtichtagen nicht berück⸗ 
ſichtigt werden kann. Auch den Einwand, daß die Wertpapiere 
durch die Verpfändung wirtſchaftlich aus dem Eigentum des 
BeſchwF. ausgeſchieden ſeien und deshalb ſeinem Vermögen 
nicht mehr zugerechnet werden könnten, hat das FinGer. mit 
Recht zurückgewieſen. Für die vor dem 22. Jan. 1930 liegenden 
Stichtage kann dieſer Einwand überhaupt keine Bedeutung 
haben, da die Wertpapiere nach eigener Angabe des Beſchwß. 
erſt zu dieſem Zeitpunkt hinterlegt worden ſind. Im übrigen 
iſt der Beſchw§. nicht nur rechtlich Eigentümer der Wert⸗ 
papiere geblieben, ſondern er beſitzt ſie auch nach der Hinter⸗ 
legung als ihm zugehörig und iſt deshalb auch ſteuerlich als 
Eigentümer zu behandeln (§ 80 Abſ. 1 RAbgSO. 1919; § 98 
Abſ. 1 RAbgO. 1931; $ 11 Ziff. 4 StAnpch.). Er iſt zwar wie 
jeder andere Pfandſchuldner in der Verfügungsmacht beſchränkt. 
Ihm ſtehen aber die Erträge der Papiere zur Erfüllung der 
ihm auferlegten Vermächtniſſe zur Verfügung, ihm kommen 
auch etwaige Wertſteigerungen der Papiere zugute. Es trifft 
nicht zu, daß der Beſchw§. die Verfügungsmacht über die Pa⸗ 
piere niemals wieder erlangen könne und deshalb ſchon jetzt 
ein zweckgebundenes Sondervermögen vorliege. Abgeſehen da⸗ 
von, daß eine Freigabe der Papiere unter anderweitiger Re⸗ 
gelung der Sicherungsfrage durch das Fin A. immerhin mög⸗ 
lich iſt, wird der BeſchwF. die Papiere jedenfalls zurückerhalten, 
wenn er ſpäter ſeine Steuerſchuld entrichtet. Sollte er dann 
andere Werte als die Papiere zur Steuerzahlung nicht haben, 
ſo bedeutet auch die Verwertung der Papiere zur Abdeckung 
ſeiner Steuerſchuld eine Verfügung zu ſeinen Gunſten. Die 
Stellung des Beſchw§. zu den verpfändeten Wertpapieren ift, 
wie das Finger. richtig ſagt, die gleiche wie die des Pfand⸗ 
ſchuldners im bürgerlichen Rechtsverkehr. Auch dieſer kann ſich 
von den Beſchränkungen der freien Verfügungsmacht nur da⸗ 
durch löſen, daß er ſeine Schuld bezahlt oder ſich mit dem 
Pfandgläubiger anderweitig verſtändigt. Der Unterſchied be⸗ 
ſteht nur darin, daß dort regelmäßig eine ſchon entſtandene 
Schuld geſichert wird, die bei der Vermögenſteuer abzugsfähig 
iſt, während hier noch keine abzugsfähige Schuld vorhanden iſt. 
Dieſer Unterſchied iſt aber auf die Beurteilung des rechtlichen 
und wirtſchaftlichen Verhältniſſes zur Pfandſache ohne Einfluß. 


(REP, 3. Sen., Urt. v. 4. Febr. 1937, III A 212/36 8.) 


* 


x 90. 87 Abf.3 UmjSt®. 1934. Für die Feſt⸗ 
ſtellung, ob im letzten vorangegangenen Ka⸗ 
lenderjahr die Lieferungen außerhalb des 
Großhandels nicht mehr als 75% des Gefant- 
umſatzes betragen haben, iſt es ohne Bedeu⸗ 
tung, ob der Unternehmer die im Großhandel 
gelieferten Gegenſtände ſelbſt erzeugt oder 
fie erworben hat, und ob er im zweiten Fall 
ſie ohne oder nach Bearbeitung oder Ver⸗ 
arbeitung weitergeliefert hat. 5) 


Der Steuerpflichtige hatte i. J. 1934 nach den Vor⸗ 
anmeldungen einen Geſamtumſatz von 207832 ./; hiervon 
waren 89681 RM ſteuerfrei, da es ſich um Lieferungen an 
Siedlungsunternehmen handelte. Da die Lieferungen außer⸗ 
halb des Großhandels i. J. 1934 nicht mehr als 750% des 


Geſamtumſatzes betrugen, begehrte der Steuerpflichtige für 
Lieferungen von Baumaterialien, die er erworben hatte, an 
Bauunternehmer und Körperſchaften des öffentlichen Rechts 
i. J. 1935 in Höhe von 5877 RM die Verſteuerung zum er⸗ 
mäßigten Steuerſatz von 75% nach 87 Abſ. 3 UmſStG. 
1934. Das Fin A. zog dieſen Umſatz zum allgemeinen Steuer 
ſatz von 20% heran, das Fin®er. hingegen ſah die Voraus- 
ſetzungen für die Verſteuerung zum ermäßigten Steuerſatz von 
½ % für gegeben an. 

Die RBeſchw. des Fin A. iſt unbegründet. 

Setzt der Unternehmer Gegenſtände auch außerhalb des 
Großhandels um, fo findet nach § 7 Abſ. 3 Satz 2 Umſ⸗ 
StG. 1934 der ermäßigte Steuerſatz nur dann Anwendung, 
wenn im letzten vorangegangenen Kalenderjahr die Lieferun⸗ 
gen außerhalb des Großhandels nicht mehr als 750% des 
Geſamtumſatzes nach § 1 Ziff. 1, 2 des Gef. betragen haben. 
Nach § 49 Ziff. 3 UmſSt˖urchfBeſt. 1934 find für die Er 
mittlung des Geſamtumſatzes und der Lieferungen außerhalb 
des Großhandels im letzten vorangegangenen Kalenderjahr die 
Voranmeldungen oder Vorauszahlungsfeſtſetzungen für dieſes 
Kalenderjahr maßgebend. Streitig iſt allein hier, ob die ſteuer⸗ 
freien Lieferungen an die Siedlungsunternehmen als Liefe- 
rungen außerhalb des Großhandels zu gelten haben. Für die 
Feſtſtellung, ob im letzten vorangegangenen Kalenderjahr die 
Lieferungen außerhalb des Großhandels nicht mehr als 75% 
des Geſamtumſatzes betragen haben, it, wie das Finder. 
zutreffend ausgeführt hat, davon auszugehen, daß nicht nur 
Lieferungen eines Großhändlers, ſondern auch Lieferungen 
eines Fabrikanten an andere Unternehmer Lieferungen im 
Großhandel ſind. Daher fallen hierunter auch entgegen der 
Auffaſſung des Fin A. Lieferungen von Gegenſtänden, die der 
Steuerpflichtige erworben und be⸗ oder verarbeitet hat. Die 
Lieferungen an die Siedlungsunternehmen (vgl. § 3 Abſ. 2 
UmjSt®. 1934) find auch in dieſem Sinne Lieferungen im 
Großhandel, weil die Siedlungsunternehmen die Gegenſtände 
erwerben und fie an die einzelnen Siedler weiterveräußern: 
ss 11 Abſ. 1, 35 Abſ. 2 Satz 1 UmſStdurchfBeſt. 1934 
(vgl. Hartmann⸗Metzenmacher, UmjSt®. 1934, S. 405 
und Nachtrag hierzu S. 91—93). Da nach den Voranmel⸗ 
dungen für 1934 die Lieferungen im Großhandel etwa 450% 
betragen haben, ſind die Vorausſetzungen von 8 7 Abſ. 3 
Satz 2 UmſStG. 1934 gegeben. Der Beſchwerdegegner kann 
daher den ermäßigten Steuerſatz von ½% für die i. J. 1935 
bewirkten Lieferungen von Baumaterial an Bauunternehmer 
und Behörden, das er erworben und nicht be- oder verarbeitet 
hat, in Anſpruch nehmen. 

(RE9,, 5. Sen., Urt. v. 22. Jan. 1937, V A 497/368.) 


* 


* 91. 87 Abſ. 3, 4 Umſ StG. 1934. Bei der Ge⸗ 
ſamtrechtsnachfolge find die Vorausſetzun⸗ 
gen im Fall des 87 Abſ. 3 und 87 Abſ. 4 aus 
der Unternehmertätigkeit des früheren Un⸗ 
ternehmers zu entnehmen. ) 


Die Kaufleute A. und B. haben bis zum Jahr 1935 
unter der Firma B. & Co., GmbH., ein Einzelhandelsunter⸗ 
nehmen betrieben. Am 10. Okt. 1935 wurde die GmbH. auf 
Grund des UmwandlG. v. 5. Juli 1934 (RGBl. I, 569) in 
die OHG. B. & Co. — die Beſchw§. — umgewandelt. Geſell⸗ 
ſchafter der BeſchwF. ſind die bisherigen Geſellſchafter der 
GmbH. Die BeſchwF. verkaufte Ende 1935 das geſamte Wa⸗ 
renlager im Großhandel. Auf den Kaufpreis find 35000 RM 
i. J. 1935 an die Beſchw§. ausgezahlt worden. Das Fin. 
und das FinGer. haben dieſen Betrag zum allgemeinen 
Steuerſatz von 2% zur Umſatzſteuer herangezogen. Die Be⸗ 
ſchwF. beantragt die Verſteuerung dieſes Betrags zum er⸗ 
mäßigten Steuerſatz von ½% nach § 7 Abſ. 3 UmſStG. 
1934, da es ſich um ein neu gegründetes Unternehmen handle, 
und bezieht ſich dazu auf den RdErl. d. RF M. v. 7. Dez. 
1934, S 4030 — 50 III unter B Ziff. 176 (RStBl. 1934615377, 
1546). Die RBeſchw. iſt unbegründet. 


Mit dem Fincher. it zunächſt davon auszugehen, daß 
nach 8 14 i. Verb. m. 88 9, 4 UmwandlG. v. 5. Juli 1934 
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in Fällen vorl. Art der Umwandlungsakt aus zwei Teilen be⸗ 
ſteht: der Errichtung einer OHG. und der Übertragung des 
Vermögens der Kapitalgeſellſchaft auf dieſe OHG. im Wege 
der Geſamtrechtsnachfolge (vgl. Criſolli⸗Groſchuff⸗ 
Kaemmel, „Umwandlung und Löſchung von Kapitalgeſell⸗ 
ſchaften“, 2. Aufl. 1935, S. 70 Anm. 5, 6 zu 8 4, S. 99 
f. Anm. 1, S. 104 Anm. 7 zu 8 9). 

Das Umſatzſteuerrecht wird beherrſcht von dem Grundſatz 
der perſönlichen Steuerpflicht des Unternehmers, nicht des 
Unternehmens. Die geſamte gewerbliche oder berufliche Tätig⸗ 
keit des Unternehmers bildet ſein Unternehmen (Begr. 3 
UmfStG. 1934 zu § 2 Abſ. 1 [RStBl. 1934, 1549, 1550). 
Unter Zugrundelegung des Grundſatzes der Einheit der Be⸗ 
triebe eines Unternehmers (vgl. auch Entſch. v. 14. Juni 
1933, VA 799/32: RFy. 33, 328 JW. 1933, 1972) hatte 
der erk. Sen. für das bisherige Umſatzſteuerrecht dahin ent⸗ 
ſchieden, daß, wenn ein Unternehmer zu ſeinem Unternehmen 
das eines anderen Unternehmers im Steuerabſchnitt hinzu⸗ 
erwirbt, in dieſem Steuerabſchnitt der in dem hinzuerworbenen 
Unternehmen im vorangegangen Steuerabſchnitt erzielte Um⸗ 
ſatz bei der Ermittlung des Geſamtumſatzes nicht in Betracht 
kommt. Dieſen Grundſatz hat er jedoch nur für den Fall der 
Sonderrechtsnachfolge ausgeſprochen und die Entſch. im Falle 
der Geſamtrechtsnachfolge offengelaſſen (vgl. Urt. v. 25. Mai 
1934, V A 930/32: RF . 36, 167 — JW. 1934, 2093, und 
v. 25. Mai 1934, V A 669/32: RSH. 36, 170). 8 7 Abi. 3 
UmfSt®. 1934 ſtellt für die Vorausſetzungen der ermäßigten 
Umſatzſteuer bei der Verbindung von Einzelhandel mit Groß⸗ 
handel ebenſo wie 87 Abſ. 4 UmfStG. 1934 für die der 
erhöhten Umſatzſteuer auf die Umſätze des Unternehmers im 
letzten vorangegangenen Kalenderjahr ab, die letztgenannte 
Vorſchrift ſtimmt mit der Vorſchrift in § 12 Abſ. 2 Umſ⸗ 
StG. 1926/1930 (8 13 Abſ. 3 UmſStG. 1932), zu der die 
erwähnten Urteile ergangen ſind, im weſentlichen überein. 

Bei der Geſamtrechtsnachfolge, wie im vorl. Fall, iſt die 
Rechtslage anders. Auch hier tritt zwar rechtlich eine Ande⸗ 
rung der Perſon des Steuerſubjekts ein, aber entſprechend 
dem Weſen der Geſamtrechtsnachfolge iſt der Zuſammenhang 
und die wirtſchaftliche Verflechtung viel enger als bei der 
Sonderrechtsnachſolge. Es iſt daher hier davon auszugehen, 
daß der neue Unternehmer die gewerbliche Tätigkeit des Vor⸗ 
gängers im gleichen Rahmen fortſetzt und dabei in die ge⸗ 
ſamte Rechtsſtellung, auch die Steuerpflicht des Vorgängers, 
eintritt, ſo daß deren Vorausſetzungen ſowohl im Fall des 
87 Abſ. 3 wie in dem des 8 7 Abſ. 4 UmſStG. 1934 aus 
der Unternehmertätigkeit des früheren Unternehmers zu ent- 
nehmen find (vgl. Hartmann⸗Metzenmacher, „Umſ⸗ 
StG. 1934“, S. 414, und Koch-Wirckau, „UmfStO. 
1934“, S. 160 Anm. 64d). Da unſtreitig die Firma B. & Co. 
GmbH. i. J. 1934 nur Lieferungen im Einzelhandel bewirkt 
hat, dies aber nach der vorſtehend entwickelten Rechtsauf⸗ 
faſſung des Senats für die Steuerpflicht der BeſchwF. i. J. 
1935 in Betracht zu ziehen iſt, liegen die Vorausſetzungen 
für die Verſtenerung zum ermäßigten Steuerſatz nach 87 
Abſ. 3 Satz 2 UmfSt®. 1934 nicht vor. 


(Rd., 5. Sen., Urt. v. 8. Jan. 1937, V A 565/36 8.) 


Anmerkung zu 90 und 91: 87 Abſ. 3 UmſStG. 1934 
ſieht unter beſtimmten Vorausſetzungen für den Binnengroß⸗ 
handel gegenüber dem normalen Umſatzſteuerſatz von 2070 
einen ermäßigten Satz von ½% vor, Abſ. 4 a. a. O. ebenſo 
für Großunternehmer (mit einem Jahresumſatz von über 
1000000 AA) einen erhöhten Steuerſatz von 2¼½ 0%. 

Beide Vorſchriften bieten in der praktiſchen Handhabung 
manche Schwierigkeiten. Die vorſtehenden Entſch. des RH. 
ſind geeignet, einige dieſer Schwierigkeiten zu klären. 

1. Die Entſch. v. 22. Jan. 1937 betrifft die Auslegung 
von 8 7 Abſ. 3 UmſStc. 1934 bei Verbindung von 
Ein zel handel mit Großhandel. Die Steuerermäßigung 
auf 1,0% für Lieferungen im Großhandel iſt hier (ſiehe auch 
§ 49 UmſstdurchfBeſt.) unter anderem an die Voraus⸗ 
ſetzung geknüpft, daß im letztvorangegangenen Kalenderjahr 


die Lieferungen des Unternehmers außerhalb des Groß⸗ 
handels nicht mehr als 75% des Geſamtumſatzes nach 8 1 
Ziff. 1 und 2 UmfSt®. betragen haben (wobei für den Ge⸗ 
ſamtumfſatz und die auszuſcheidenden Nichtgroßhandelsumſätze 
die Voranmeldungen oder Vorauszahlungsfeſtſetzungen maß⸗ 
gebend ſind). 

Im Entſcheidungsfalle war ſtreitig, ob die Lieferungen 
„außerhalb des Großhandels“ im vorangegangenen Kalender⸗ 
jahr mehr als 75% betragen hatten. Das Fin A. ſcheint 
die Auffaſſung vertreten zu haben, hierbei dürften nur die 
Lieferungen gezählt werden, für welche die Vorausſetzungen 
des § 7 Abſ. 3 UmſStG. 1934 erfüllt ſeien; es ließ dem⸗ 
nach Lieferungen, die an ſich unbeſtreitbar an Weiterver⸗ 
äußerer gerichtet waren, deswegen nicht gelten, weil ſie vom 
Stqpfl. be⸗ oder verarbeitete Gegenſtände betroffen hatten. 
Das Urteil tritt dem entgegen und erklärt, daß für die 
Ermittlung des Nichtgroßhandelsanteils am Geſamtumſatz 
§ 11 Abſ. 1 UmſStdDurchfBeſt. maßgebend ſei. Das Urteil 
überzeugt: Es iſt zu unterſcheiden zwiſchen der Steuer⸗ 
vergünſtigung des Großhandels nach § 7 Abſ. 3 Umſ⸗ 
StG. 1934 und zwiſchen dem Begriff „Großhandel“ 
allgemein. Der Großhandel iſt nur dann nach 8 
Abſ. 3 ſteuerbegünſtigt, wenn ſämtliche dort an die Ver⸗ 
günſtigung geknüpften Vorausſetzungen gegeben ſind. Eine 
dieſer Vorausſetzungen iſt bei Verbindung von Großhandel 
mit Einzelhandel, „daß im letztvorangegangenen Kalenderjahr 
die Lieferungen außerhalb des Großhandels nicht mehr als 
75% des Geſamtumſatzes“ betragen haben. Was i. S. dieſer 
Ausſcheidung des Geſamtumſatzes als Großhandelslieferungen 
und Lieferungen „außerhalb des Großhandels“ anzuſehen 
find, beſtimmt ſich nur nach 8 11 DurchfBeſt., denn dort iſt 
geſagt, was an ſich eine „Lieferung im Großhandel“ iſt. 
Alles was daher im Vorjahresumſatz den Vorausſetzungen 
des § 11 entſpricht, vermindert die Anteilsziffer der „Lie⸗ 
ferumgen außerhalb des Großhandels“ am Geſamtumſatz. 
Allerdings: buchmäßiger Nachweis (8 49 Nr. 4 UmſStDurchf⸗ 
Beſt.) iſt erforderlich. 

2. Die Steuervergünſtigung des 87 Abi. 3 UmſStG. 
1934 und andererſeits die erhöhte Steuer nach 8 7 Abſ. 4 
a. a. O. ſind auf die Umſätze des Unternehmers im 
legtvorangegangenen Kalenderjahr abgeſtellt. Die Feſtſtellung 
der Umſatzhöhe im vorangegangenen Kalenderjahr wird mei⸗ 
ſtens keinen Schwierigkeiten begegnen, wenn der Unternehmer 
der gleiche geblieben iſt. Wie aber, wenn das Unternehmen 
in andere Hände übergeht? Das Urt. v. 8. Jan. 1937 be⸗ 
tont, daß das Umſatzſteuerrecht von der perſönlichen Steuer⸗ 
pflicht des Unternehmers beherrſcht werde, wicht des 
Unternehmens. Es kommt alſo grundſätzlich nicht dar⸗ 
auf an, welche Umſätze das in andere Hände übergegangene 
Unternehmen im vorangegangenen Kalenderjahr erbracht, 
ſondern welche Umſätze der es erwerbende Unternehmer ges 
macht hat. Der Kleinkaufmann, der ſich ein Unternehmen mit 
einem Vorjahresumſatz von Millionen kauft, iſt deshalb im 
Erwerbsjahr noch nicht nach §S 7 Abſ. 4 UmjSt®. 1934 er⸗ 
höht ſteuerpflichtig; wenn andererſeits ein Einzelhandels⸗ 
unternehmer ein Unternehmen an ſich bringt, deſſen vor⸗ 
jährige Großhandelsumſätze für den Fall der Fortführung, in 
derſelben Hand den vergünſtigten Steuerſatz des 87 Abi. 3 
UmſcStch. zur Folge gehabt hätten, jo iſt er deshalb noch 
nicht ſelbſt im Erwerbsjahr ebenfalls ſteuerbegünſtigt. Der 
Re. hat dieſe Fragen für den Fall der Sonder echts⸗ 
nachfolge in den beiden Urt. v. 25. Mai 1934: RF H. 
36, 167 und 170, geklärt. Wie im Falle der Geſamt⸗ 
rechtsnachfolge (z. B. Verſchmelzung von Geſellſchaften, 
Vererbung des Unternehmens) zu entſcheiden ſei, war damals 
offengeblieben. 

Im Falle des Urteils Nr. 18 hatte fi eine Gmbh. 
(Einzelhandelsunternehmen) auf Grund des UmwandlG. vom 
5. Juli 1934 in eine OHG. mit den gleichen Geſellſchaftern 
umgewandelt. Die Umſätze im Jahre der Umwandlung (Groß⸗ 
handelslieferungen und andere) waren ſo gelagert, daß die 
Lieferungen außerhalb des Großhandels nicht mehr als 7500 
des Geſamtumſatzes ausmachten. Es fragte ſich nun, ob hier 
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von den oben beſprochenen Grundſätzen der Einzelrechtsnach⸗ 
folge auszugehen war mit der Folge, daß die Beſteuerung der 
DOG. (als der „Erwerberin“ des Unternehmens der Gmbh.) 
von den letztjährigen Umſatzverhältniſſen der Gmb. unab- 
hängig geweſen wäre, oder ob — wie die OHG. verlangte — 
das Unternehmen als in der OHG. neu errichtet anzuſehen 
war und die Umſatzgeſtaltung im Umwandlungsjahr nach dem 
RdErl. des RF M. v. 7 Dez. 1934, 8 4030—50 III unter B 
Ziff. 17 c (RStBl. 1934, 1537/46) zur Steuervergünſtigung nach 
87 Abf. 3 UmſStc. fuhren konnte. 


Der REG. hat beides verneint. Die Vermögensüber⸗ 
tragung im Zuge einer Umwandlung nach dem Ummwandl®. 
ſtellt ſich als Geſamtrechtsnachfolge dar. Auch hier 
wechſelt alſo rechtlich der Unternehmer. Das Urteil ſtellt je⸗ 
doch feſt, daß entſprechend dem Weſen der Gefamtrechts- 
nachfolge hier von einer Fortſetzung der gewerblichen Tätig⸗ 
keit des Vorgängers durch den neuen Unternehmer auszu⸗ 
gehen ſei und daß der neue Unternehmer in die geſamte 
Rechtsſtellung, demnach auch in die Steuerpflicht des Vor⸗ 
gängers, eintrete. Im Falle der Geſamtrechtsnachfolge ſeien 
daher ſowohl die Vorausſetzungen nach 87 Abſ. 3 wie 87 
Abſ. 4 UmjSt®. 1934 aus der Unternehmertätigkeit des 
früheren Unternehmers abzuleiten. Die im Zuge der Um⸗ 
wandlung gegründete OHG. konnte demnach, da die GmbH. 
als Geſamtrechtsvorgängerin nur Einzelhandelsunternehmen 
war, § 7 Abſ. 3 UmſStG. 1934 nicht in Anſpruch nehmen. 


RA. Emil Keſſler, München. 
* 


* 92. 8 92 Ab ſ. 3 RA bg O.; §82 Nr. 4 R Flucht StVO. 
Wenn das Fin A. bei Freiſtellung auf Grund 
der Reichsfluchtſteuerbefreiungsvorſchrift 
des § 2 Nr. 4 RFlucht StVO. überſieht, daß 
das Geſamtvermögen weder am 1. Jan. 1931 
noch bei einer ſpäteren Veranlagung mehr 
als 50 000 KN betragen haben darf, fo liegt 
eine offenbare Unrichtigkeit vor, die die 
nachträgliche Heranziehung zur Reichsflucht⸗ 
ſteuer als zuläſſig erſcheinen läßt. 


Der BeſchwF. iſt am 4. Febr. 1936 ausgewandert. Auf ſei⸗ 
nen Antrag v. 29. Okt. 1935, wonach er „zum Zwecke der Aus⸗ 
wanderung einer Unbedenklichkeitserklärung des Fin A. bedürfe“, 
hat das Fin A. am 14. Nov. 1935 „für die Deviſenbewirtſchaf⸗ 
tungsſtelle beim LFin A.“ eine Unbedenklichkeitsbeſ cheinigung des 
Inhalts ausgeſtellt, daß ſeitens des Fin A. gegen die Aufgabe 
des inländiſchen Wohnſitzes des Antragſtellers keine Bedenken 
beſtänden, und daß das zur Mitnahme beſtimmte Vermögen 
ſein Eigentum ſei, desgleichen „für das Hauptzollamt X.“ eine 
Unbedenklichkeitsbeſcheinigung des Inhalts, daß gegen den Weg⸗ 
zug des Antragſtellers nach dem Ausland ſeitens des Fin A. 
keine Bedenken beſtänden. Weiter befindet ſich bei den Akten 
eine ordnungsmäßig unterſchriebene „Beſcheinigung“ des Fin A. 
v. 15. Jan. 1936 folgenden Wortlauts: „Auf Antrag wird Herrn 
A. beſcheinigt, daß nach ſeinem Vermögensſtand v. 1. Jan. 1936 
Reichsfluchtſteuer nicht zur Erhebung kommt.“ — Ob und wem 
dieſe Beſcheinigungen zugeftellt find, iſt nicht aktenkundig ge⸗ 
macht. Der BeſchwF. hat in feiner Einſpruchsbegründung be⸗ 
hauptet, daß er die Unbedenklichkeitsbeſcheinigung (für die 
Deviſenbewirtſchaftungsſtelle) erhalten habe, und daß er vom 
Fin A. auch eine Beſtätigung erhalten habe, daß eine Reichs⸗ 
fluchtſteuer nicht erhoben werde, und daß dieſe Beſtätigung durch 
eingeſchriebenen Brief v. 18. Jan. 1936, der ſich in ſeinem Be⸗ 
ſitz befinde, an den Präſ. des LFin A., Deviſenſtelle, überſandt 
worden ſei. Dieſe Behauptungen find nicht beſtritten worden. 
Die Vorbehörde hat ſie als zutreffend unterſtellt. Sie hat aber 
in der Beſcheinigung v. 15. Jan. 1936 keinen Freiſtel⸗ 
lungsbeſcheid — als Abſchlußbeſcheid eines Reichsflucht⸗ 
ſteuerveranlagungsverfahrens — erblickt, da die Beſcheinigung 
lediglich zwecks Vorlage an die Deviſenſtelle in einem bei 
einer anderen Behörde ſchwebenden Deviſenverfahren ausgeſtellt 
ſei; infolgedeſſen ſtehe 8 222 RAbgO. dem ſpäter erlaſſenen 
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Reichsfluchtſteuerbeſcheid v. 21. März 1936 nicht entgegen, viel⸗ 
mehr ſei dieſer Beſcheid der er ſte ſich mit der Reichs fluch t⸗ 
ſtener des BeſchwF. befaſſende Steuerbeſcheid. 


Der Vorentſcheidung iſt im Ergebnis beizutreten. Die Be⸗ 
gründung iſt rechtlich inſofern nicht unbedenklich, als die Beſchei⸗ 
nigung v. 15. Jan. 1936 die Auffaſſung und den Freiſtellungs⸗ 
willen des Fin A. ganz klar und unzweideutig zum Ausdruck 
bringt. Ob lediglich der Umſtand, daß dieſe Beſcheinigung für 
ein anderes — aber mit der Auswanderung zuſammenhängen⸗ 
des — Verfahren beſtimmt war, dazu führen muß, dieſer Be⸗ 
ſcheinigung die Wirkung einer Freiſtellungsbeſcheinigung ab⸗ 
zuſprechen, kann indes dahingeſtellt bleiben, da ſchon aus einem 
anderen Grunde die Zuläſſigkeit des Reichsfluchtſteuerbeſcheids 
zu bejahen iſt. Wie die Akten ergeben, gründete ſich die ur⸗ 
ſprüngliche Auffaſſung des Fin A., daß Reichsfluchtſteuer nicht 
in Frage komme, auf die Tatſache, daß das Vermögen des 
BeſchwF. auf den 1. Jan. 1935 nur 39 000 RM betrug und da⸗ 
mit unter der Freigrenze von 50 000 % blieb. Bei dieſer 
Auffaſſung war überſehen, daß nach der RFlucht StVO. 8 2 Nr. 4 
die perſönliche Befreiung von der Reichsfluchtſteuer an die Vor⸗ 
ausſetzung geknupft iſt, daß weder am 1. Jan. 1931 noch 
bet einer ſpäteren Veranlagung zur Vermögenſteuer ein Ge⸗ 
ſamtvermögen von mehr als 50 000 %% vorhanden war. Dieſe 
Beſtimmung iſt ganz klar und unmißverſtändlich, ein Rechts 
irrtum darüber konnte und kann überhaupt nicht obwalten. Die 
Auffaſſung des Fin A. iſt alſo eine offenbare Unrichtigkeit i. S. 
des § 92 Abſ. 3 RAbg O., die jederzeit berichtigt werden kann 
(vgl. Gutachten GrS D 9/36 v. 7. Aug. 1936 = JW. 1936, 
3210 5 RStBl. 1936, 919). Die ſachliche Berechtigung der 
Berichtigung ergibt ſich daraus, daß das auf den 1. Jan. 1931 
gen hal. Geſamtvermögen des Beſchwg. 51 300 2% betra⸗ 
gen hat. 


Wenn der Beſchw. vorträgt, daß er nicht ausgewandert 
wäre, wenn er mit einer Reichsfluchtſteuerpflicht hätte rechnen 
muſſen, ſo iſt dieſer Einwand ſchon aus dem Grunde abzulehnen, 
weil im Zeitpunkt ſeiner Auswanderung der Beſcheid v. 15. Jan. 
1936 überhaupt noch nicht rechtskräftigt war, vielmehr das Fin A. 
noch in der Lage war, ihn im Rechtsmittelverfahren zur Auf⸗ 
hebung zu bringen. Im übrigen iſt er aber rechtlich überhaupt 
unerheblich, ebenſo wie ein ſolcher Einwand auch gegenüber 
einer nach § 222 Nr. 1—4, namentlich auch Nr. 3 RAbgO., vor- 
genommenen Berichtigung unbeachtlich ſein müßte. 


Hiernach war die RBeſchw. als unbegründet zurückzuweiſen. 
(Ri., 3. Sen., Urt. v. 8. Jan. 1937, III A 187/36 8.) 


* 


x 93. 5296 Ubi. 4 RAbg O. Weder das FinGer. 
noch der R§ H. ſind beieiner im zweiten Rechts- 
gang zu fällenden Entſch. an die rechtliche Be- 
urteilung gebunden, die der Aufhebung der 
erſten angefochtenen Entſch. und der Rückver⸗ 
weiſung zugrunde liegt, wenn nach dem zu rück⸗ 
verweiſenden Urteil des RF H. eine Rechts- 
änderung oder eine ihr gleichzuachtende Ver— 
änderung der Verhältniſſe 6. B. Aufgabe des 
bisherigen Rechtsſtandpunkts durch die Recht⸗ 
ſprechung) eingetreten iſt. 


Die Sache befindet ſich im zweiten Rechtsgang. Durch Urt. 
v. 28. Mai 1936, III A 58/36 = Mrozeks Kartei, StAnpG., § 14 
Abſ. 3, Rechtsſpr. 11, hatte der Senat die Entſch. des Binder. 
v. 30. Dez. 1935 aufgehoben und die Sache zur anderweitigen 
Entſch. an die Vorbehörde zurückverwieſen. Jenes Urteil ver⸗ 
warf den Gedanken, daß ein leitender Angeſtellter, der vor dem 
1. Jan. 1935 auswandert, in dieſem Zeitpunkt aber noch leiten⸗ 
der Angeſtellter eines inländiſchen Unternehmens geweſen iſt, 
durch das Inkrafttreten des 8 14 Abſ. 3 StAnpG. mit 
dem 1. Jan. 1935 reichsfluchtſteuerpflichtig geworden ſei. Das 
Binder. wurde deshalb angewieſen, feſtzuſtellen, ob und wann 
der Beſchw§. in der Zeit zwiſchen dem 1. Jan. und dem 
8. Okt. 1935 feinen inläudiſchen Wohnſitz und feinen gewöhn⸗ 
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lichen Aufenthalt im Inland aufgegeben habe. Das Finder. iſt 
dieſer Weiſung nicht gefolgt. Es hat ſich vielmehr dem inzwiſchen 
vom GrSen. am 7. Aug. 1936, Grs D 7/86: JW. 1936, 3211, 
erſtatteten Gutachten (RStBl. 876 Nr. 681 = Mrozeks Kartei, 
StAnpG., 8 14 Abſ. 3, Rechtsſpr. 16) angeſchloſſen, wonach der⸗ 
artige Angeſtellte am 1. Jan. 1935 mit dem Inkrafttreten des 
StAnp®. reichsfluchtſteuerpflichtig geworden find. Auch der erk. 
Sen. iſt dieſer Auffaſſung inzwiſchen ſtändig beigetreten (vgl. 
z. B. Urt. v. 29. Okt. 1936, III A 116/36: Rd. 40, 141; RStBl. 
1095 — Mrozeks Kartei, StAnpGl., § 14 Abſ. 3, Rechtsſpr. 17 
bis 19 = JW. 1937, 493 4%. 

Die RBeſchw. rügt Verletzung des § 296 Abſ. 4 RAbgd. 
und vertritt den Standpunkt, daß auch der RES. an feine 
frühere rechtliche Beurteilung im neuen Rechtsgang gebunden 
ſei. Der Beſchw§. beantragt nunmehr Freiſtellung von der 
Reichsfluchtſteuer. 

Die RBeſchw. it unbegründet. 

Nach § 296 Abſ. 4 RAbgO. iſt das Finger. an die recht⸗ 
liche Beurteilung gebunden, die der Aufhebung einer ange⸗ 
fochtenen Entſch. und der Rückverweiſung zugrunde liegt. Wenn 
das Finder. entgegen dieſer Vorſchrift der ihm erteilten Wei⸗ 
ſung hier nicht gefolgt iſt, ſondern ſelbſtändig in anderem Sinn 
erkannt hat, ſo kann das nur gebilligt werden. Denn jene Vor⸗ 
ſchrift kann dann nicht Platz greifen, wenn nach dem zurückver⸗ 
weiſenden Urteil des RF. eine Rechtsänderung oder eine ihr 
gleichzuachten de Veränderung der Verhältniſſe (z. B. Auf⸗ 
gabe des bisherigen Rechtsſtandpunkts durch die Rſpr.) einge⸗ 
treten iſt. Dieſe Vorausſetzung iſt hier gegeben. Das im Sinn 
des RM. erſtattete Gutachten des Großen Senats und die ſich 
ſeither ihm ſtändig anſchließende Rſpr. des erk. Sen. find einer 
Anderung des Rechts gleichzuachten, die das Fincher. vor eine 
neue Lage ſtellte. Es war alſo berechtigt, von der ihm erteilten 
Weiſung abzugehen. 

Entſprechendes gilt von der Bindung des RH. an ein von 
ihm im erſten Rechtsgang gefälltes Urteil. Es iſt zwar richtig, 
daß der RYH. früher mehrfach erkannt hat (vgl. NED. 7, 27 = 
Mrozeks Kartei, RAbgO., § 275 Abſ. 4, Rechtsſpr. 1), auch für 
ihn ſei die erſtmalige rechtliche Beurteilung, die der Rückver⸗ 
weiſung an das FinGer. zugrunde liegt, bindend, wenn die 
Sache auf Grund einer neuen NBeſchw. an ihn zurückgelangt. 
Dieſer Grundſatz kann aber nur dann gelten, wenn der AS. 
bei feiner neuerlichen Entſch. dieſelbe Rechtslage vorfindet, die 
bei ſeinem früheren Urteil beſtanden hatte. Auch für den RES. 
kann es alſo Ausnahmen von der Regel des $ 296 a. a. O. geben, 
der im übrigen grundſätzlich der Natur der Sache nach auch 
den Ri H. auf feinen früheren Standpunkt feſtlegt. Ein ſolcher 
Ausnahmefall iſt hier gegeben. Die Volksanſchauung, die bei der 
Auslegung der Steuergeſetze zu berückſichtigen iſt, würde es nicht 
verſtehen, wenn ein Steuergericht in Fällen der vorl. Art einen 
von ihm früher vertretenen, ſpäter als unrichtig erkannten 
Rechtsſatz bei einer ferneren Entſch. nur deshalb gegen feine 
beſſere Überzeugung wiederum anwenden würde, weil es nach 
der früheren Rſpr. gehindert war, ſeinen früheren Standpunkt 
zu ändern. Eine ſo formaliſtiſche Auffaſſung würde es dem 
RFH. unmöglich machen, in feiner Rſpr. der Entwicklung der 
Verhältniſſe zu folgen. Das Gebot der Gleichmäßigkeit in der 
Beſteuerung macht es auch unmöglich, einen einzelnen St Pfl. 
aus einem rein formalen Grunde von der Steuer freizuſtellen, 
während andere Stqfl., bei denen der Sache nach die gleichen 
Verhältniſſe vorliegen, zu derſelben Steuer herangezogen wer- 
den müſſen. 

Hiernach trägt der Senat kein Bedenken, auch im vorl. 
Fall die Rechtsauffaſſung des Urt. v. 28. Mai 1936 aufzugeben 
und wiederum dem Gutachten des Großen Senats v. 7. Aug. 
1936 beizutreten. 

Daraus ergibt ſich die Notwendigkeit, die RBeſchw. zurück⸗ 
zuweiſen. 


(RS., 3. Sen., Urt. v. 8. Jan. 1937, III A 220/36 8.) 


| Keichsverſicherungsamt | 


** Wird in den Amtl. Nachrichten für Reichsverſicherung (Neue Folge 
der Amtl. Nachrichten des RVerſA.) abgedruckt! 


0 Wird in den „Entſcheidungen und Mitteilungen“, herausgegeben 
von Mitgliedern des RVerſA. (Eu M.), abgedruckt] 


** O 94, Abſch n. II Art. 783 Aufbau G. v. 5. Juli 
1934 (RG Bl. I, 577); Abſch n. II Art. 2 8 14 Abſ. 3 
der 5. Durchf VO. dazu v. 21. Dez. 1934 (RG Bl. J, 
1274). Die Zahl der Beirats mitglieder aus 
dem Kreiſe der Verſicherten und der Führer 
von Betrieben darf in der Satzung einer 
l e d e wie i e ee je een ee 
dern muß auf mindeſtens je zwei feſtgeſtellt 
werden. 


Nach dem AufbanG. wird zur Unterſtützung des Leiters 
ein Beirat beſtellt. Er beſteht aus Verſicherten des Verſicherungs⸗ 
trägers und Führern von Betrieben in gleicher Zahl, einem Arzt 
und einem Vertreter der Gebietskörperſchaft (vgl. Aufbaucg. v. 
5. Juli 1934, Abſchn. II Art. 7 8 3). Während alſo der Geſetz⸗ 
geber im Text des Geſetzes bei dem Vertreter der Arzte und der 
Gebietskörperſchaft die Einzahl gewählt hat, iſt bei den Ver⸗ 
tretern der Verſicherten und der Betriebsführer die Mehrzahl 
gewählt und für ſie nur die gleiche Zahl vorgeſchrieben worden. 
Schon hieraus kann geſchloſſen werden, daß der Geſetzgeber an 
eine Mehrheit der Vertreter der Verſicherten und der Betriebs⸗ 
führer, alſo mindeſtens an je zwei gedacht hat. Aus der 5. VO. 
dazu v. 21. Dez. 1934 Abſchn. II Art. 2 § 14 Abſ. 3 iſt das gleiche 
zu folgern. Denn wenn hiernach als Beiratsmitglied aus dem 
Kreiſe der Verſicherten ein freiwilliges Mitglied berufen wer⸗ 
den darf und für dieſen Fall zugleich beſtimmt wird, daß die 
übrigen Mitglieder dann Pflichtmitglieder ſein müſſen, ſo folgt 
daraus, daß die Beſtellung eines freiwilligen Verſicherten als 
alleinigen Vertreters aus dem Kreiſe der Verſicherten jedenfalls 
nicht zuläſſig iſt. Würde alſo eine Satzungsbeſtimmung für zu⸗ 
läſſig erachtet, wonach aus dem Kreiſe der Verſicherten nur ein 
Beiratsmitglied zu beſtimmen ſei, ſo wäre für die Berufung 
eines freiwillig Verſicherten in den Beirat kein Raum. Iſt es 
hiernach ſchon mit Rückſicht auf den Wortlaut der geſetzlichen 
Vorſchriften gerechtfertigt, die Mindeſtzahl der Beiratsmitglieder 
aus dem Kreiſe der Verſicherten und der Betriebsführer auf je 
zwei anzunehmen, ſo ſprechen hierfür noch folgende Erwägungen. 
Der Geſetzgeber hat an Stelle des früheren vielſtimmigen Aus⸗ 
ſchuſſes den Beirat geſetzt, der abſichtlich in der Zahl der Mit⸗ 
glieder kleiner gehalten iſt, um dem Leiter ein leicht greifbares 
und arbeitsfähiges Beratungsorgan zur Seite zu ſtellen. In 
dieſem Organ müſſen aber neben dem Arzt und dem Vertreter 
der Gebietskörperſchaft vor allem die Verſicherten und Betriebs⸗ 
führer, um deren Belange es ſich in der Hauptſache handelt, hin⸗ 
reichend vertreten ſein. Nach der 14. VO. des RArbM. zum 
Aufbau der Sozialverſicherung (Leiter, Beirat) v. 25. April 1936 
(RG Bl. I, 400) Abſchn. II §5 hat der Leiter den Beirat vor 
Erlaß und Anderung der Satzung und vor Feſtſtellung des 
Haushaltsplanes zu hören; er ſoll ihn auch vor der Entſch. 
über wichtige Angelegenheiten hören. Ferner obliegen dem Bei⸗ 
rat die Abnahme der Jahresrechnung und die Entlaſtung. Bei 
dieſen wichtigen Rechten, die dem Beirat bei der Führung der 
Verwaltung zuftehen, iſt es für den Leiter erwünſcht und ge⸗ 
boten, die Auffaſſung nicht nur eines Verſicherten und eines Be⸗ 
triebsführers, ſondern mehrerer von ihnen kennenzulernen. Da⸗ 
durch iſt auch die Beſchlußfaſſung im Beirat erleichtert. Würde 
nur je ein Vertreter aus dem Kreiſe der Verſicherten und der 
Betriebsführer im Beirat vertreten ſein, ſo würde bei entgegen⸗ 
ſtehender Auffaſſung der beiden weiteren Mitglieder, des Arztes 
und des Vertreters der Gebietskörperſchaft, u. U. ſich die Mei⸗ 
nung der unmittelbar betroffenen Kreiſe der Verſicherten und 
Betriebsführer nicht hinreichend durchſetzen können. 


(RVerſA., Abt. f. Kranken⸗ u. InvVerſ., Beſchl Sen., Beſchl. v. 
4. Nov. 1936, II K 75/36 BS.) .] 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 


O 95. Die Höhe des Wochengeldes richtet ſich 
bei Arbeitsloſen nach dem jeweiligen Be⸗ 
trage der Arbeitsloſen⸗ oder Kriſenunter⸗ 
ſtützung. § 120 ArbVerm G. iſt entſprechend an⸗ 
zuwenden. 


Hinſichtlich des Wochengeldes enthält das ArbVermG. keine 
beſonderen Vorſchriften. Infolgedeſſen bemißt ſich das Wochen⸗ 
geld der arbeitsloſen Schwangeren grundſätzlich nach 8 195 a 
RVO. (vgl. Entſch. 4241: ANachrfRVerſ. 1932, IV 19 = EuM. 
31, 272 Nr. 115 = JW. 1932, 3398 36). Nach Abſ. 1 Nr. 3 dieſer 
Vorſchrift iſt das Wochengeld gleich der Höhe des Krankengeldes 
und nach Abſ. 4 wird neben dem Wochengeld kein Krankengeld 
gewährt. Wenn auch zwiſchen dem Wochengeld und dem Kran⸗ 
kengeld ſonſt keine inneren Beziehungen beſtehen, ſo folgt aus 
dieſen Vorſchriften doch, daß bei der Wochenhilfe das Wochen⸗ 
geld an die Stelle des Krankengeldes tritt und ſich auch in der 
Höhe nach ihm richtet. Dieſe Gleichſtellung muß auch für die 
Krankenverſicherung der Arbeitsloſen gelten. Der Senat hat 
daher keine Bedenken getragen, die Vorſchrift des § 120 Arb⸗ 
Vermcg., die von der Höhe des Krankengeldes der Arbeitsloſen 
handelt, für das Wochengeld entſprechend anzuwenden. Geht man 
aber davon aus, ſo iſt der Anſpruch der Kl. auf das erhöhte 
Wochengeld nach der Geburt ihres Kindes begründet. Denn, wie 
das RVerſA. in den Entſch. 3925 und 3926 (ANachrfRVerſ. 
1931, IV 9 = Eu. 29, 53 und 55 JW. 1931, 1305 21; 
1932, 137) ausgeführt hat, richtet ſich die Höhe des Kranken⸗ 
geldes bei Arbeitsloſen nach dem jeweiligen Betrage der Arbeits⸗ 
loſenunterſtützung oder Kriſenunterſtützung. Dieſe Regelung ent⸗ 
ſpricht dem Grundgedanken des Geſetzgebers, daß der unterſtützte 
Arbeitsloſe weder einen Vorteil erzielen noch einen Nachteil 
erleiden ſoll, wenn er krank und arbeitsunfähig wird. Er ſoll 
weder der Verſuchung ausgeſetzt werden, ſich fälſchlich als krank 
auszugeben, noch ſoll er, wenn er wirklich krank iſt, mit Rückſicht 
auf die Bemeſſung des Krankengeldes beſtimmt werden, die 
Krankmeldung zu unterlaſſen. Demgemäß folgt das Kranken⸗ 
geld von ſelbſt der Arbeitsloſenunterſtützung bzw. Kriſenunter⸗ 
ſtützung, es erhöht ſich alſo, wenn der Betrag der Arbeitsloſen⸗ 
unterſtützung oder Kriſenunterſtützung ſich erhöht und ermäßigt 
ſich, wenn dieſe ſich ermäßigen. Wenn auch die Geburt eines 
Kindes mit ihren Folgezuſtänden regelmäßig keine Krankheit 
darſtellt, fo muſſen dieſelben Geſichtspunkte wie für die Krank⸗ 
heit, auch bei der Geburt eines Kindes gelten. Denn das Grund⸗ 
ſätzliche bleibt, daß der Arbeitsloſe, wenn er feine Bezüge ſtatt 
vom Arbeitsamt, von der Krankenkaſſe erhält, nicht mehr, aber 
auch nicht weniger erhalten ſoll, als er an Arbeitsloſenunter⸗ 
ſtützung oder Kriſenunterſtützung beziehen würde. Wenn deshalb 
ein Arbeitsloſer, dem ein Kind geboren wird, von der Geburt 
des Kindes an den Familienzuschlag nach § 107 Abſ. 2 Arb⸗ 
VermG. erhält, fe muß dieſe Regelung nach § 120 daſelbſt auch 
dann Platz greifen, wenn er die Beträge im Falle der Krank⸗ 
heit von der Krankenkaſſe erhält (vgl. EuM. 24, 414 Nr. 26). 


(RVerſA., 1. Rev Sen., Urt. v. 7. Nov. 1936, IIa K 154/35 l.) 
K. 
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96. 5%, 76—79 LG.; 8525, 27 RStraß Verk. 
Der Kraftfahrer, der ſich einer unüberſicht⸗ 
lichen Straßenkreuzung nähert, muß damit 
rechnen, daß ein anderes Kraftfahrzeug den 
Schnittpunkt der Fahrbahn vor ihm erreicht. 
Er darf deshalb eine ſolche Kreuzung nicht, 
auf ſein Vorfahrtsrecht pochend, mit unver⸗ 
minderter Geſchwindigkeit durchfahren, fon- 
dern muß ſeine Fahrgeſchwindigkeit ſo ein⸗ 
richten, daßer ein vor ihm ankommendes Fahr⸗ 
zeug nötigenfalls vorbeilaſſen kann. f) 


Der wiederholt vorbeſtrafte Kl. wurde am 29 Mat 1934 
durch Urteil des Schöff . B. wegen fahrläſſiger Tötung, be⸗ 


gangen im Beruf, zu vier Monaten Gefängnis verurteilt. 
Dem Urteil lag folgender Sachverhalt zugrunde: 


Am 4. Dez. 1933, 14 Uhr, ſtieß der von dem Kohlen⸗ 
händler O. geſteuerte Lieferkraftwagen an der Kreuzung der 
J. und W.⸗Straße in B. mit dem von dem Kl. geſteuerten 
Perſonenkraftwagen zuſammen. O. war von Norden kommend 
die J.⸗, der Kl. von Weſten kommend die W.⸗Straße entlang⸗ 
gefahren. Bei dem Zuſammenprall wurde der Mitfahrer des 
Laſtkraftwagens, Kohlenhändler P., getötet und der Kl. ſelbſt 
ſchwer verletzt. 

Das Shöff®. ſah als erwieſen an, daß der Kl. mit 
ſeinem Wagen den Wagen des O. angefahren habe. Es er⸗ 
klärte beide Fahrer für ſchuldig, O., weil er das Vorfahrts⸗ 
recht des auf der breiteren W. Straße von rechts kommenden 
Kl. nicht beachtet habe, den Kl., weil er nicht, auf ſein Vor⸗ 
fahrtsrecht pochend, habe darauf losfahren dürfen. Den Kl. 
treffe die Hauptſchuld an dem Unfall, weil er nicht nur zu 
ſchnell, ſondern auch höchſt unachtſam auf die Kreuzung los⸗ 
gefahren ſei. Er erhielt deshalb die ſchwerere Strafe, wäh⸗ 
rend O. nur zwei Monate Gefängnis erhielt. Der Kl. legte 
Berufung ein, das Verfahren wurde aber, bevor es zur Haupt⸗ 
verhandlung kam, auf Grund des Straffreih F. v. 7. Aug. 
1934 (RGBl. I, 769) eingeſtellt. 

Darauf entzog der bekl. PolPräſ. dem Kl. die Erlaubnis 
zum Führen von Kraftfahrzeugen, da er ſich durch ſeine Straf- 
taten als ungeeignet erwieſen habe. 

Gegen dieſe Verfügung erhob der Kl. Klage im Verwal⸗ 
tungsſtreitverfahren, wurde jedoch durch Urteil des BezVerw⸗ 
Ger. mit feiner Klage abgewieſen. 

Die Rev. des Kl. hatte keinen Erfolg. 

Das BezVerwGer. hat auf Grund eingehender Prüfung 
der im Strafverfahren angeſtellten Ermittlungen als erwieſen 
angeſehen, daß den Kl. die Hauptſchuld an dem Unfall vom 
4. Dez. 1933 trifft, da er nicht nur zu ſchnell, ſondern auch 
höchſt unachtſam, auf ſein Vorfahrtsrecht pochend, darauf los⸗ 
gefahren iſt. Dieſe auf tatſächlichem Gebiete liegende Feſtſtel⸗ 
lung kann in der RevInſt. nur unter dem Geſichtspunkt nach⸗ 
geprüft werden, ob ſie auf Rechtsirrtum oder Verfahrens- 
mangel beruht (§ 94 LG.). Beides iſt jedoch nicht der Fall. 

Einen Verfahrensmangel ſucht der Kl. daraus herzulei⸗ 
ten, daß das BezVerwcher. ſich auf die Feſtſtellungen des 
Schöffch. geſtützt hat, obwohl das Urteil dieſes Gerichts nicht 
rechtskräftig geworden, das Strafverfahren vielmehr auf Grund 
des Straffreih®. eingeſtellt worden iſt. Dieſer Einwand greift 
nicht durch. Der VerwR. iſt nach 88 76-79 LVG. in der 
Auswahl ſeiner Beweismittel nicht beſchränkt. Er kann auch 
formloſe polizeiliche Ermittlungen zur Grundlage ſeiner 
Entſch. machen, wenn fie geeignet find, die richterliche Über⸗ 
zeugung von der Richtigkeit eines Tatbeſtandes zu begründen. 
Das gleiche gilt in erhöhtem Grade von den in einem Straf- 
urteil, alſo auf Grund eines förmlichen gerichtlichen Ver 
fahrens, getroffenen Feſtſtellungen, und es iſt daher unerheb⸗ 
lich, ob das Strafurteil rechtskräftig geworden iſt oder nicht. 
Dem BezVerwGer., dem das Recht freier Beweiswürdigung 
zuſtand, iſt daher aus der Verwertung des Schöffenurteils 
der Vorwurf eines Formfehlers nicht zu machen. 

Mit dem Hinweis auf ſein Vorfahrtsrecht kann der Kl. 
ſich nicht entlaſten. Es trifft nicht zu, wenn er meint, daß der 
Kraftfahrer an einer Straßenkreuzung ſeine Aufmerkſamkeit 
nur nach rechts zu richten brauche, während er ſich darauf 
verlaſſen könne, daß ein von links kommendes Fahrzeug ſein 
Vorfahrtsrecht achten und ihn vorbeilaſſen werde. Wenn von 
zwei Fahrzeugen, die aus verſchiedenen, ſich kreuzenden 
Straßen an eine Straßenkreuzung gelangen, das eine, nicht 
vorfahrtsberechtigte Fahrzeug den Schnittpunkt der beiden 
Fahrbahnen ſchon erreicht hat oder ſich in ſeiner unmittel⸗ 
baren Nähe befindet, ſo darf der Führer des anderen Fahr⸗ 
zeugs ſein Vorfahrtsrecht nicht mehr ausüben. Bei der Ge⸗ 
ſchwindigkeit moderner Kraftfahrzeuge muß jeder Kraftfahrer, 
der ſich einer unüberſichtlichen Straßenkreuzung nähert, damit 
rechnen, daß ein anderes Kraftfahrzeug den Schnittpunkt der 
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Fahrbahnen vor ihm erreicht. Er darf deshalb eine ſolche 
Kreuzung nicht, auf ſein Vorfahrtsrecht pochend, mit unver⸗ 
minderter Geſchwindigkeit durchfahren, ſondern muß ſeine Ge⸗ 
ſchwindigkeit ſo einrichten, daß er ein vor ihm ankommendes 
Fahrzeug nötigenfalls vorbeilaſſen, ſein eigenes alſo recht⸗ 
zeitig zum Stehen bringen kann. Dieſem aus der notwendigen 
gegenſeitigen Rückſicht im Verkehr ſich ergebenden Grundſatz 
(vgl. 825 RStraßVerko.) hat der Kl. gröblich zuwider⸗ 
gehandelt. Aus dem vom BezVerwGer. feſtgeſtellten Tat⸗ 
beſtand geht hervor, daß O. mit ſeinem Laſtkraftwagen früher 
an der Straßenkreuzung eingetroffen iſt als der Kl. Denn der 
Laſtkraftwagen iſt, obwohl er bereits 7 m Bremsſpur hinter 
ſich hatte, von dem ſchneller fahrenden Kl. ſeitlich gerammt 
worden. Das war nur möglich, weil der Kl. in rückſichtsloſer 
Ausnutzung ſeines an ſich vorhandenen grundſätzlichen Vor⸗ 
fahrtsrechts und unbekümmert um den drohenden Zuſammen⸗ 
ſtoß ſeine Fahrt mit unverminderter Geſchwindigkeit fortgeſetzt 
hat. Wenn daher das BezVerwGer. ebenſo wie das SchöffG. 
zu der Überzeugung gekommen iſt, daß der Kl. die Hauptſchuld 
an dem Zuſammenſtoß trägt und daß er wegen der dabei be⸗ 
wieſenen Rückſichtsloſigkeit zum Führen von Kraftfahrzeugen 
ungeeignet ift, fo ift ihm ein Rechtsirrtum oder Verfahrens⸗ 
mangel nicht zum Vorwurf zu machen. 

Die vom Kl. in der RevInſt. noch vorgelegten Zeugniſſe 
über ſeine Fahrtätigkeit ſtellen ein neues tatſächliches Vor⸗ 
bringen dar, auf das in der RevInſt., in der nur Rechts⸗ 
fragen zu erörtern ſind, grundſätzlich nicht mehr eingegangen 
werden kann. Aber auch wenn die Zeugniſſe noch berüchſichtigt 
werden dürften, ſo könnten ſie doch eine andere Entſch. nicht 
herbeiführen. Gemäß 8 4 Kraft Verk. iſt die Polizeibehörde 
verpflichtet, die Entziehung der Fahrerlaubnis auszuſprechen, 
wenn Tatſachen vorliegen, aus denen die Ungeeignetheit her⸗ 
vorgeht. Ergibt ſich die Ungeeignetheit aus einer rückſichts⸗ 
loſen Fahrweiſe, ſo iſt es unerheblich, wenn der betroffene 
Kraftwagenführer in anderen Fällen keinen Unfall herbei⸗ 
geführt hat. Selbſt wenn er in anderen Fällen vorſichtig ge⸗ 
ſahren ſein ſollte, ſo läßt das nur einen Rückſchluß auf un⸗ 
gleichmäßige Fahrweiſe zu, beweiſt aber nicht ſeine unbe⸗ 
dingte Zuverläſſigkeit. Es iſt dabei noch darauf hinzuweiſen, 
daß der Unfall v. 4. Dez. 1933 nicht der einzige Grund ge⸗ 
weſen iſt, der den bekl. PolPräſ. zur Entziehung der Fahr⸗ 
erlaubnis bewogen hat, daß dabei vielmehr auch die zahl⸗ 
reichen ſonſtigen Beſtrafungen des Kl. mitberückſichtigt wor⸗ 
den ſind, aus denen ſeine mangelnde Fähigkeit hervorgeht, ſich 
den Intereſſen der Allgemeinheit unterzuordnen. 

Lediglich dem Wohle der Allgemeinheit, ihrem Schutze 
auf dem Gebiete des Verkehrs, dient die Entziehung der Kraft⸗ 
fahrerlaubnis. Gegenüber dem Allgemeinwohl muß der pri⸗ 
vate Nutzen des einzelnen in den Hintergrund treten. Mit 
Recht hat deshalb das BezVerwGer. ausgeführt, daß die 
wirtſchaftlichen Nachteile, die dem Kl. aus der Entziehung der 
Fahrerlaubnis erwachſen mögen, bei dieſer Entſch. nicht be⸗ 
rückſichtigt werden können. 


(PrOG., Entſch. v. 17. Dez. 1936, IV C 107/36.) 


Anmerkung: 1. Die prozeſſuale Rüge iſt mit Recht ab⸗ 
gelehnt worden. Immerhin wird man die Verwaltungsgerichte 
bitten müſſen, formloſe polizeiliche Ermittlungen nicht etwa 
regelmäßig als Grundlage ihrer Entſch. zu verwerten. 
Denn die Ausſagen vor der Polizei, die nicht an Ort und 
Stelle aufgenommen werden, ergeben doch häufig ein Bild, 
das einer ſtarken Korrektur bedarf. Nicht alle Zeugen nehmen 
es mit der Wahrheit dann allzu genau, wenn ſie wiſſen, daß 
eine Vereidigung nicht in Betracht kommt — wie die Rückkehr 

er Gerichte zu häufigerer Vereidigung erkennen läßt — und 
nicht alle Polizeibeamten beſitzen die Fähigkeit einer ſorg⸗ 
ältigen und geſchickten Vernehmung, die auf den Zeugen 
eingeht und die Zeit einer langſamen Vernehmung nicht 
cheut. Wer weiß, wie ſchwer die Kunſt der Vernehmung iſt, 
wird darin ſicherlich kein herabſetzendes Werturteil über die 
olizei, aber doch eine berechtigte Mahnung an die Ver⸗ 
waltungsgerichte ſehen, gerade mit Rückſicht auf ihr freies 
rmeſſen eine derartige Beſchränkung der Beweismittel nur 
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in Ausnahmefällen eintreten zu laſſen. Denn gerade die Aus⸗ 
ſagen vor der Polizei haben oft eine Neigung zur Verein⸗ 
fachung des Tatbeſtandes und geben dann ein Bild ab, das 
zwar klar, aber einſeitig und im Ergebnis in wichtigen Punk⸗ 
ten unrichtig iſt. 

Für den vorl. Fall lag aber das gerichtliche Urteil erſter 
Inſtanz vor, das in eingehender Beweiswürdigung zur Ver⸗ 
urteilung des Angekl. gekommen war und das zur Nach⸗ 
prüfung der Zeugenausſagen Ort und Stelle der Beſchädi⸗ 
gungen an den Kraftwagen hatte verwenden können und ſie 
— auch für das OVG. — überzeugend verwertet hatte. 

Gerade der nicht abgedruckte Teil der Gründe zeigt, daß 
der Sachverhalt völlig und zum Nachteil des BeſchwF. auf⸗ 
geklärt war. 

2. Die Auffaſſung des OVG., daß auch der Vorfahrt⸗ 
berechtigte der allgemeinen Vorſchrift des § 25 RStraß⸗ 
VerkO. unterſteht und nach neuem wie nach altem Recht an 
gefährlichen Kreuzungen langſam und vorſichtig fahren muß, 
ſteht mit der Rſpr. des RG., des KG. und des OLG. 
München in Einklang. RG. früher: 125, 208 = JW. 1929, 
2816 JW. 1928, 31871, jetzt HöchſtRRſpr. 1936, 76; 
KG.: VAE. 1936, 229; München: DAutoR. 1936, 118. 

Bedenken erweckt aber der Satz, daß bei der Geſchwindig⸗ 
keit moderner Kraftfahrzeuge jeder ſich einer unüberſicht⸗ 
lichen Straßenkreuzung nähernde vorfahrtberechtigte Kraft⸗ 
fahrer damit rechnen müſſe, daß ein anderer, nicht vorfahrt⸗ 
berechtigter den Schnittpunkt der Fahrlinie vor ihm erreichen 
werde. Denn das RG. AD 896/36 = DAutoR. 1937, 51 hat 
ausgeſprochen: 


„Der Vorfahrtberechtigte darf regelmäßig ſeine Fahrt 
über die Straßenkreuzung ungehemmt fortſetzen und braucht 
nicht von vornherein mit Verkehrswidrigkeiten zu rechnen, 
wenn nicht im Einzelfalle beſondere Umſtände vorliegen, die 
die allgemeine Regel ausſchließen.“ 


Das gleiche hat das RG.: JW. 1937, 76539 ausgeſprochen. 
Auch in einer dieſer weiteren Entſch. (ZivSache) VI 259/36 — 
JurgidſchprVerſ. 1937, 57 iſt ausgeſprochen, daß durch die 
Möglichkeit, daß ein anderer ſein Vorfahrtrecht verletzen 
werde, ein Vorfahrtberechtigter noch nicht ſich davon abhalten 
zu laſſen braucht, in der zuläſſigen Geſchwindigkeit über eine 
Kreuzung zu fahren. Wenn andererſeits berückſichtigt wird, 
daß der Vorfahrtverpflichtete ſich ſo verhalten muß, daß der 
Vorfahrtberechtigte ungefährdet und unbehindert an ihm vor⸗ 
bei kann und daß dem Berechtigten ein Spielraum verbleiben 
muß (fo RG.: JW. 1936, 1915 5; auch K.: VAE. 1936, 229; 
Dresden: VAE. 1936, 357; Celle: JW. 1936, 1392 4, fo 
iſt die allgemeine Erwägung des Urteils, daß jeder Kraft⸗ 
fahrer mit früherer Ankunft eines anderen am Schnittpunkt 
der Fahrbahn rechnen müſſe, nicht im Einklang mit dieſer 
Rechtſprechung. 

3. Aber die weiteren Erwägungen tragen die Entſch. Denn 
fie ſtellt ausdrücklich feſt, daß der Kl. den rückſichtsloſen 
Verſuch der Erzwingung der Vorfahrt in Erwartung der 
Möglichkeit eines Unfalles gemacht hat und in unvermin⸗ 
derter Geſchwindigkeit weitergefahren iſt. Das zur Eignung 
als Kraftfahrer gehörige Verantwortungsgefühl bedingt, daß 
nicht auf das Vorfahrtrecht gepocht wird und die zur Abwen⸗ 
dung eines Zuſammenſtoßes erforderlichen Maßnahmen recht⸗ 
zeitig getroffen werden, wenn deſſen Gefahr erkannt wird oder 
erkannt werden mußte (RG. 4 D 88/36 — JW. 1936, 
1376 21). 

Mit Rückſicht auf die ſchweren Folgen des Unfalles ge⸗ 
nügte auch dieſer eine Zuſammenſtoß ſchon, um die Ent⸗ 
ziehung des Führerſcheins zu rechtfertigen. Mit Recht hat das 
Urteil es auch abgelehnt, aus der Tatſache, daß der Kl. andere 
Unfälle nicht verurſacht hat, eine mildere Beurteilung zu 
folgern (vgl. für einmaliges Fahren im Zuſtande der Über⸗ 
müdung und unter Alkoholeinwirkung IV C 46/36 — VAE. 
1936, 570.) 

Für die Frage, ob der Führerſchein nach Ablauf gewiſſer 
Zeit erneut zu erteilen iſt, wird dieſe Frage natürlich von 
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Bedeutung ſein können und müſſen. Die Neuerteilung kann 
jederzeit beantragt werden (vgl. IV C 26/35 — DAutogt. 
1936, 48 und IV C 48/36 = JW. 1937, 420.37). Dieſer An⸗ 
trag iſt dann ſachlich zu beſcheiden und gibt der Verwaltungs⸗ 
behörde Gelegenheit, zu prüfen, ob mit beſſerer Bewährung 
des Kraftfahrers für die Zukunft zu rechnen iſt. 

4. Die zahlreichen Vorſtrafen des Kl. auf verſchiedenen 
Gebieten ſind ebenfalls mit Recht bei der Entziehung zu 
feinen Laſten berückſichtigt: Die Schädigung der Intereſſen 
der Allgemeinheit durch ſtrafrechtliche Vergehen allgemei⸗ 
ner Art läßt „bei Wiederholung den Schluß auf eine ſitt⸗ 
liche Auffaſſung zu, die Ausdruck allgemeiner Unzuverläſſig⸗ 
keit oder eines Hanges zur Nichtbeachtung behördlicher Vor⸗ 
ſchriften iſt. Auch aus dieſem Grunde kann (ſelbſt wenn ver⸗ 
kehrspolizeiliche übertretungen nicht vorliegen) die Eignung 
zur Führung von Kraftfahrzeugen verneint werden“ (Brem⸗ 
VerwG. 106/36 — DAutoR. 1936, 344). 

5. Daß endlich mit Rückſicht auf den Zweck der Entſch., 
nämlich den Schutz der Allgemeinheit, die wirtſchaftlichen 
Nachteile für den Betroffenen nicht ausſchlaggebend ſein 
können, iſt feſtſtehende Rſpr. des OVG. (JW. 1936, 6456 — 
Uebers 1936 Nr. 115 b und VAE. 1936, 424). Die drohen⸗ 
den wirtſchaftlichen Nachteile werden aber den Verwaltungs⸗ 
behörden eine beſonders ſorgfältige Prüfung des Sachverhalts 
empfehlen und zur Pflicht machen. 

RA. Carl, Düſſeldorf. 
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97. Frühere Zugehörigkeit zur 
nationalen Bibelforſchervereinigung 
Kündigungsgrund. 

Die Kündigung des Anſtellungsverhältniſſes einer Bezirks⸗ 
hebamme wurde aus folgenden Gründen für berechtigt erklärt: 
Die Kl. hat ſich ſeit mindeſtens 10 Jahren an Volksabſtimmun⸗ 
gen und Wahlen nicht beteiligt. War ein ſolches Verhalten vor 
dem nationalſozialiſtiſchen Umbruch ohne weiteres zuläſſig, ſo 
muß es für die Zeit ſeit 1933 als eine Tatſache angeſehen wer⸗ 
den, die bei einem im öffentlichen Dienſte Stehenden nur im 
Einzelfalle aus beſonderen Gründen hingenommen oder als ge⸗ 
rechtfertigt bezeichnet werden kann. Im Falle der Kl. iſt die 
Zurückhaltung von den Wahlen abſichtlich und ohne jede äußere 
Abhaltung geſchehen. Sie iſt der Ausfluß einer ganz beſtimm⸗ 
ten Geiſteshaltung, die den die Internationale Vereinigung 
Ernſter Bibelforſcher beherrſchenden Anſchauungen entſpricht. 
Lediglich aus dieſer Einſtellung heraus hat die Kl. von dem 
Grundgedanken der „Freiheit der Wahl“ ſo, wie ſie ihn ver⸗ 
ſteht, Gebrauch gemacht. 

Die Kl. hält ſich aber nicht nur bei den Gelegenheiten 
zurück, bei denen das Volk in außerordentlichen Fällen aufgeru⸗ 
fen wird, um dem Führer die Gefolgſchaft zu beweiſen und da⸗ 
durch ſeine Maßnahmen zu ſtützen. Sie enthält ſich vielmehr 
auch in jeder anderen Beziehung ausnahmslos der Teilnahme 
an allen Unternehmungen und Veranſtaltungen, die ins Werk 
geſetzt worden ſind, um die Kräfte der Gemeinſchaft zuſammen⸗ 
zufaſſen und das Volk damit aus ſeiner Not emporzuheben. Die 
etwaige durch den Hebammenverband vermittelte Zugehörigkeit 
zur Deutſchen Arbeitsfront ändert daran nichts. Die Kl. weiß 
ſelbſt nicht einmal beſtimmt, ob ſie beſteht. Des weiteren hat 
ſie auch erklärt, daß ſie ſich in Zukunft gleichfalls nicht an ſol⸗ 
chen Unternehmungen oder Veranſtaltungen beteiligen werde. 
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Demnach hat Frau K. noch nicht erkannt und will nach 
ihren mehrfachen Erklärungen nicht erkennen, daß es jetzt für 
jeden Volksgenoſſen nicht allein darauf ankommt, in ſeinem eng⸗ 
ſten Lebensgebiet und bei Erfüllung ſeiner Berufspflichten — 
ſo wie es die Kl. unbeſtritten tut — ſich anſtändig und pflicht⸗ 
getreu zu zeigen, daß vielmehr von jedem einzelnen darüber 
hinaus eine ſeinen Kräften und Mitteln entſprechende Beteili⸗ 
gung an allem verlangt werden muß, was das Volk angeht, 
und daß jeder einzelne als ſeine Verpflichtung empfinden muß, 
nach ſeinen Kräften die Beſtrebungen und Veranſtaltungen zu 
unterſtützen und zu fördern, die dem großen Ziele dienen, das 
Deutſche Volk wieder einig und kräftig zu machen. 

Iſt ſchon die grundſätzliche Unterlaſſung alles deſſen für 
jemanden, dem ſeine Lebensaufgabe unmittelbar von Staat 
oder Gemeinde als Organiſation des Volkes anvertraut iſt, 
äußerſt befremdend, ſo müßte es in jedem Falle als mit der 
Stellung eines ſolchen Bedienſteten unvereinbar angeſehen wer⸗ 
den, wenn dieſe Zurückhaltung aus einer Grundanſchauung er⸗ 
wächſt, die dem Volke und Staate geradezu feindlich iſt. 

Nun hat zwar Frau K. eine ſolche dem Volke und Staate 
feindliche Haltung bisher noch nicht unmittelbar betätigt; es er⸗ 
gibt ſich aber aus ihren Außerungen eindeutig, daß ſie, falls 
eine Lage der Dinge eintreten ſollte, in der ihr ſtaatliche Maß⸗ 
nahmen mit ihren Auffaſſungen über die „Bibel“ oder die 
„Gebote Jehovas“ in Widerſpruch ſtehend erſcheinen ſollten, auch 
grundſätzlich nicht davor zurückſchrecken wird, ſich gegen das Volk 
und ſeine Führung zu entſcheiden. Dies aber iſt um ſo bedenk⸗ 
licher, als ſie offenbar wahllos und ohne wirkliches inneres 
Verſtändnis Bibelſtellen für ihr Verhalten maßgebend ſein 
läßt, die im Einzelfall überhaupt nicht ſo zu verſtehen ſind, wie 
die Kl. es meint. Mögen Perſonen wie Frau K. für ſich ſelbſt 
betrachtet auch in ſolchen Lagen kaum ſtaatsgefährlich werden 
können, ſo geben ſie durch ihre Einſtellung und ihr Bekennen 
dazu ſolchen Leuten, die dem Staate wirklich feindlich ſind, 
einen inneren Halt und unterſtützen dadurch mittelbar Beſtre⸗ 
bungen, die darauf angelegt ſind, dem Volke zu ſchaden. Schon 
damit iſt dargetan, daß es ſich im Falle der Kl. keineswegs um 
eine Streitigkeit über „freie Religionsübung“ od. dgl., ſondern 
um ausgeſprochen politiſche Dinge handelt, wie ja auch das 
ſtaatliche Verbot der Internationalen Vereinigung Ernſter 
Bibelforſcher deutlich beweiſt. 

Es kann aber den Gemeinden nicht verdacht werden, wenn 
ſie größten Wert darauf legen, daß eine in ihrem Gebiete 
tätige, mit wichtigen Aufgaben des öffentlichen Dienſtes betraute 
Perſon ſich rückhaltlos zum Staate bekennt, zumal nun ſchon 
genug Zeit vorübergegangen iſt, um den Sinn des Umbruches 
und die Notwendigkeit politiſcher Stellungnahme zu erkennen. 
Wenn deshalb ein in ſolcher Stellung befindlicher Bedienſteter 
noch immer unbelehrbar und ſtarr ſein geſamtes Verhalten 
im ſtaatlichen und völkiſchen Leben durch Anſchauungen beſtim⸗ 
men läßt, die gegebenenfalls in einen ausgeſprochenen Gegen⸗ 
ſatz zu der heutigen völkiſchen Lebensordnung treten können, ſo 
muß dieſer Umſtand nach Lage des Einzelfalles für die Anſtel⸗ 
lungsbehörden als ein wichtiger Grund angeſehen werden, das 
Anſtellungsverhältnis mit ſolchen Perſonen zu löſen. Das muß 
auch mit Rückſicht auf die beteiligten Volksgenoſſen beſonders 
dann gelten, wenn es ſich wie bei der Hebamme um eine Tätig⸗ 
keit handelt, deren Ausübung notwendig mit dem Eintreten in 
die häusliche Gemeinſchaft, und zwar gerade in Zeiten verbun⸗ 
den iſt, in denen die Beteiligten beſonders empfindlich zu ſein 
pflegen. 

(Sächſ OG., Urt. v. 4. Dez. 1936, 101135.) 
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